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157. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen wunder-
schönen guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Bevor wir beginnen, begrüße ich neue Kolleginnen 
und Kollegen in unserer Mitte. Für die ausgeschiedene 
Abgeordnete Ana-Maria Trăsnea hat die Kollegin 
Angela Hohmann die Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag erworben. Herzlich willkommen! 

(Beifall)

Auf die ausgeschiedene Abgeordnete Nina Stahr folgt als 
neues Mitglied des Deutschen Bundestages die Kollegin 
Dr. Franziska Krumwiede-Steiner. Herzlich willkom-
men! 

(Beifall)

Und für den ausgeschiedenen Abgeordneten Pascal 
Meiser hat der Kollege Jörg Cezanne die Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag erworben. Herzlich willkom-
men! 

(Beifall)

Sodann gratuliere ich nachträglich dem Kollegen 
Dr. Lars Castellucci zum 50. Geburtstag. 

(Beifall)

Und der Kollege Florian Hahn feiert seinen heutigen 
50. Geburtstag gemeinsam mit uns.

(Beifall)

Nun haben wir noch zwei Wahlen durchzuführen. In 
den Beirat bei der Bundesnetzagentur sollen auf Vor-
schlag der Fraktion der SPD der Abgeordnete Markus 
Hümpfer als Nachfolger für den ausgeschiedenen Abge-
ordneten Timon Gremmels als ordentliches Mitglied so-
wie der Abgeordnete Robin Mesarosch als Nachfolger 
für den Abgeordneten Markus Hümpfer als stellvertreten-
des Mitglied gewählt werden. – Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann sind Sie damit einverstanden. Dann sind die 
Kollegen als Mitglieder gewählt. 

In den Gemeinsamen Ausschuss gemäß Artikel 53a 
des Grundgesetzes soll auf Vorschlag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen die Abgeordnete Deborah 
Düring als Nachfolgerin für den ausgeschiedenen Abge-
ordneten Jürgen Trittin als stellvertretendes Mitglied ge-
wählt werden. – Ich sehe auch hier keinen Widerspruch. 
Dann sind Sie damit einverstanden. Dann ist die Kollegin 
Düring gewählt. 

Damit komme ich zur Tagesordnung. Der Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10616 wird in ver-
bundener Beratung mit Tagesordnungspunkt 11 aufgeru-
fen. Auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU findet 
heute nach den Wahlen eine Aktuelle Stunde mit dem 
Titel „Verschärfte Risiken der Energiepolitik der Bundes-
regierung nun durch den Bundesrechnungshof amtlich – 
Jetzt mit Maßnahmen für eine sichere und bezahlbare 
Stromversorgung gegensteuern“ statt. Der Zusatzpunkt 4 a 
wird abgesetzt. – Ich sehe auch dazu keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung der Unterrichtung des Bürgerrates „Er-
nährung im Wandel: Zwischen Privatangelegen-
heit und staatlichen Aufgaben“ 

Bürgergutachten – Empfehlungen des Bürger-
rates „Ernährung im Wandel: Zwischen Pri-
vatangelegenheit und staatlichen Aufgaben“ 
an den Deutschen Bundestag

Drucksache 20/10300
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Bevor ich den ersten Redner aufrufe und ihm das Wort 
erteile, möchte ich einige Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer des Bürgerrates auf der Tribüne zu dieser Debatte 
begrüßen. Herzlich willkommen!

(Beifall)
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Zuerst hat das Wort für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Leon Eckert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Un-
sere Demokratie steht vor Herausforderungen. Wie ich 
sind Sie viel unterwegs im Wahlkreis vor Ort. In den 
Gesprächen mit meinen Feuerwehrkameradinnen und 
-kameraden oder mit der Bergwacht und auf dem hei-
mischen Starkbierfest bekomme ich immer wieder das 
gleiche Feedback: Du bist super, du bist okay. Du bringst 
unsere Interessen nach Berlin. Aber die da oben sind 
irgendwie abgekoppelt, und da kriege ich nicht alles mit. – 
In dieser Stimmung sind wir gefordert, unsere Demokra-
tie weiterzuentwickeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Denn Meinungen suchen nach Zustimmung. Parteien su-
chen nach Zustimmung. Aber auch unsere Demokratie 
als Ganzes muss um Zustimmung werben. Wir müssen 
uns darum bemühen, sie weiterzuentwickeln, damit wir 
unsere Demokratie standhaft und stark machen.

Der Bürgerrat ist ein Instrument, um Innovationen wei-
terzuentwickeln und sie voranzubringen. Deswegen war 
der erste Bürgerrat des Deutschen Bundestages ein Test-
lauf, ein Ausprobieren, um zu gucken: Wie können Bür-
gerräte einen Mehrwert für unser Parlament bringen? 
Diejenigen, die dabei geholfen haben – 160 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer –, haben Empfehlungen ausgear-
beitet, ehrenamtlich, in einer ganzen Reihe von Online- 
Events und Wochenendsitzungen. Vielen Dank dafür!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es steht jetzt schon fest: Es ist gelungen, eine fundierte 
inhaltliche Debatte anzustoßen. Die Impulse und Emp-
fehlungen sind es wert, debattiert zu werden. Das werden 
wir jetzt auch gleich tun. Gleichzeitig sehen wir: Der 
Bürgerrat des Deutschen Bundestages schafft das besser, 
was bisherige Bürgerbeteiligung oft nicht geschafft hat. 
Er bildet die Meinungen derjenigen besser ab, die ansons-
ten vielleicht nicht gekommen wären, und auch die Mei-
nungen derjenigen, die sich nicht trauen, zu einer Abge-
ordnetensprechstunde zu kommen, oder die vielleicht gar 
keinen Bezug zu dem Thema haben. Das spiegelt die 
Vielfalt unseres Landes wider. Es können diejenigen dis-
kutieren – und das besser als in anderen Beteiligungs-
formaten –, die sonst vielleicht davon abgehalten werden. 
Das ist die große Stärke und die große Chance des Bür-
gerrates. Das haben wir in diesem ersten Bürgerrat gese-
hen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was gibt es noch zu tun? Wir sind in einem Testlauf. 
Wir müssen uns verbessern. Wir müssen noch herum-
doktern und etwas wirklich Gutes daraus machen. Ver-
fahren und Umgang müssen wir natürlich noch erarbei-
ten, angefangen vom Wording bis hin zu den Fragen: Wie 
geht man mit dem Bürgerrat um? Wie setzt man ihn ein? 
Wie debattiert man über die Themen, die behandelt wer-
den sollen? Dabei müssen wir den Spagat schaffen zwi-
schen „Das kommt am Ende in die Schublade; das wird 
total überhöht“ und „Das muss umgesetzt werden“. Diese 
Arbeit steht uns noch bevor, und es ist das Spannende an 
diesem Prozess, den richtigen Weg zu finden.

Wir alle sind gefragt, uns einzubringen und unsere 
Demokratie weiterzuentwickeln. Die Kritiker sind da 
hochwillkommen; denn wir wollen etwas Gutes schaffen, 
und das muss auf alle Untiefen abgeklopft werden. Aber 
wer Angst hat, irgendeinen Fehler zu machen, wer alles 
abwehrt, wer sich gar nichts traut, der verschläft die guten 
Ideen, der verschläft die Innovationen und der wird im 
Zweifel abgehängt. Ich bin der Meinung: Eine selbst-
bewusste, repräsentative Demokratie muss sich vor den 
Meinungen der Bürger nicht verstecken. Das machen wir 
hier alle nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir gehen auf die Demos der Bauern, wir gehen in die 
Bürgersprechstunden. So habe ich auch die Übergabever-
anstaltung des Bürgerrates wahrgenommen. Da waren 
Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen. Sie konnten 
ihre eigene Meinung artikulieren und sagen, wo sie zu-
stimmen und wo nicht. In diesem Spirit müssen wir doch 
weiterarbeiten.

Der Bürgerrat ist ein Ort der Debatte. Seine Empfeh-
lungen haben keinen Anspruch auf Umsetzung. Aber er 
soll uns Impulse liefern, und wir haben uns vorgenom-
men, jetzt ernsthaft darüber zu diskutieren. Wie erfolg-
reich der Bürgerrat ist, hängt nicht nur vom Bürgerrat 
selbst ab, sondern maßgeblich von der Debatte in diesem 
Haus. Daher mein Appell an Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Seien Sie selbstbewusst! Seien Sie meinungs-
stark! Lassen Sie uns über die Vorschläge diskutieren und 
debattieren!

Darauf freue ich mich.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Philipp Amthor.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Regierungskoalition hat gegen unsere Stimmen die 
Einsetzung des Bürgerrats „Ernährung im Wandel“ be-
schlossen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Gegen unsere 
auch!)
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Wir haben dieses einseitige Vorgehen kritisiert.
(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Wir haben auch grundsätzliche Zweifel an der Eignung 
eines parlamentarischen Bürgerrates angemeldet.

Ich will aber zu Beginn schon sagen: Unsere Kritik gilt 
und galt zuallererst der Ampel und nicht Ihnen, den Bür-
gerinnen und Bürgern,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist das denn für eine Pirouette!)

die sich ehrenamtlich für diesen Bürgerrat engagiert ha-
ben. Denn ich konnte mich in persönlichen Gesprächen 
von Ihrem Herzblut überzeugen und sage deswegen auch 
im Namen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Vielen 
Dank, dass Sie sich in diesen Bürgerrat eingebracht ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Obwohl wir die Einsetzung dieses Bürgerrats abge-

lehnt haben, haben wir uns konstruktiv daran beteiligt; 
das gilt natürlich auch für das weitere parlamentarische 
Verfahren. Wir haben über die einzelnen Empfehlungen 
im Kreise der Fachpolitiker diskutiert, zwar mit unter-
schiedlichen Vorlieben – etwa für die Stärkung der Er-
nährungsbildung, mit Kritik an der Einführung einer Zu-
ckersteuer durch die Hintertür –, aber mit Ernsthaftigkeit. 
Deswegen werden wir auch jetzt in der Debatte von den 
Fachkollegen einiges zu den fachlichen Vorschlägen des 
Bürgerrats hören.

Da es sich hier aber um den ersten Bürgerrat des Deut-
schen Bundestages handelt, will ich es noch einmal etwas 
grundsätzlicher auffächern. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, unser parlamentarisches Regierungssystem steht 
unter großem Druck, unter dem Druck einer Entparla-
mentarisierung, und das kann man anhand einiger Bei-
spiele klar illustrieren: Anstatt etwa zu zentralen Fragen 
der Außenpolitik hier im Parlament Stellung zu nehmen, 
anstatt an Ausschusssitzungen teilzunehmen und sich zu 
erklären, zieht es der Bundeskanzler dieser Tage vor, sich 
vor einer Schulklasse in Sindelfingen zu erklären, bevor 
er es vor dem Deutschen Bundestag tut.

(Widerspruch bei der SPD – Zuruf der Abg. 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Man muss es so klar sagen: Wenn unser Oppositions-
führer den Bundeskanzler hier im Parlament nicht immer 
wieder so stellen würde, dann würde er weiter im Schlaf-
wagen am Parlament vorbeifahren, und das ist schlecht 
für den Parlamentarismus in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Es geht noch weiter: Zu zentralen gesellschaftspoliti-
schen Fragen werden Expertenkommissionen eingerich-
tet, etwa zum Schutz des ungeborenen Lebens. Wir haben 
es zu tun mit immer mehr Auslagerung von Verantwor-
tung in Expertenkommissionen, immer mehr Verlagerun-
gen auf die internationale Ebene, immer schnelleren Ver-
fahren, und zwar zulasten des Parlaments, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. So kann das doch nicht wei-
tergehen.

Wir müssen uns fragen: Wie kann man das therapie-
ren? Mit Verlaub, ich glaube nicht, dass man das thera-
pieren kann, indem die Bundestagspräsidentin in einer 
von ihr selbst so bezeichneten Bürgerlotterie versucht, 
ein gut legitimiertes Gremium zusammenzulosen. Denn 
es ist so: Volkssouveränität zeichnet sich in unserem 
Land durch Wahlen und Abstimmungen aus und nicht 
durch Auslosung, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD])

Repräsentation ist in unserem Staat keine Frage von 
Zufällen, sondern eine Frage von parlamentarischen Ver-
fahren. Und parlamentarische Demokratie bedeutet Re-
präsentation durch Parlamentarier in Verantwortung vor 
ihren Wählern und nicht Entscheidung oder Beratung zur 
Entscheidung in herbeiquotierten Räten. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, unser Grundgesetz hat seit 75 Jahren 
einen materiell super legitimierten Bürgerrat, und das ist 
der Deutsche Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
So sinnvoll die Empfehlungen sind und sosehr ich auch 

das Engagement der Einzelnen nicht infrage stelle, so 
muss ich schon sagen: Man schwächt den Deutschen 
Bundestag, wenn man den Eindruck vermittelt, der Bür-
gerwille oder gar die notwendige Sachkompetenz könne 
nur durch neue Instrumente Eingang in dieses Parlament 
finden. Wir müssen sagen: So klug die Ideen eines Bür-
gerrates sind – einige kluge Ideen sind dabei –, wir kön-
nen sie nicht anders behandeln als minderqualifizierte 
oder genauso qualifizierte Eingaben anderer Bürger. Es 
kommt in unserer Demokratie auf Argumente an und 
nicht auf herbeiquotierte Deliberation, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Deswegen will ich Ihnen auch sagen – das ist wichtig; 
wir verschließen uns diesem Instrument ja nicht für die 
Zukunft –:

(Zurufe von der SPD: Ah!)
Entscheidend ist, dass wir gemeinsam ein grundlegendes 
Verständnis der parlamentarischen Demokratie haben: 
dass nämlich das Parlament gestärkt werden muss und – 
das ist zentral – dass nicht einseitig von der Mehrheit über 
die Minderheit entschieden werden kann. Wir erleben es 
beim Wahlrecht gegen die Opposition. Sie verweigern 
uns unser verfassungsrechtlich verbrieftes Recht auf Ein-
setzung eines Untersuchungsausschusses. Sie machen 
einseitig Politik für die Mehrheit, und damit lässt sich 
keine Akzeptanz für neue Instrumente finden, jedenfalls 
von uns nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen sage ich entschieden zum Abschluss: Un-

sere CDU/CSU-Bundestagsfraktion erwartet mehr und 
Substanzielleres von der Mehrheit und auch von der Prä-
sidentin dieses Hauses zur Stärkung der repräsentativen 
Demokratie.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Marianne Schieder.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Marianne Schieder (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Mitglieder des ersten Bürgerrats auf der Zu-
schauertribüne! Der erste Bürgerrat des Deutschen Bun-
destags hat seine Arbeit abgeschlossen und das Ergebnis 
als Bürgergutachten an unsere Präsidentin übergeben. 
Zum Thema „Ernährung im Wandel: Zwischen Privat-
angelegenheit und staatlichen Aufgaben“ wurden sehr 
gute Empfehlungen erarbeitet, mit denen wir uns heute 
hier im Hohen Hause beschäftigen. Das ist gut, richtig 
und auch wichtig. Wir zeigen nämlich damit: Wir nehmen 
diese Ergebnisse ernst. Wir würdigen die Arbeit der Bür-
gerinnen und Bürger und setzen uns im Parlament inten-
siv damit auseinander.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, unsere Debatte heute bedeutet für 
mich Abschluss, Auftrag und Anfang zugleich. Es ist 
ein Abschluss, weil ein für uns alle neues Instrument 
der Bürgerbeteiligung erfolgreich durchgeführt werden 
konnte und ein, wie ich finde, wirklich gelungenes Bür-
gergutachten mit konkreten Vorschlägen für die Politik 
vorliegt.

Knapp zwei Jahre haben wir in der Berichterstatter-
gruppe Bürgerrat intensiv gearbeitet, um diesen ersten 
Bürgerrat ins Werk zu setzen. Die Union war dabei, 
Gott sei Dank, mit Stefan Müller. Also es ist nicht so, 
wie Sie es hier dargestellt haben, Herr Kollege Amthor.

(Zuruf des Abg. Philipp Amthor [CDU/CSU])

Im April 2022 hatte der Ältestenrat beschlossen, eine 
Berichterstattergruppe einzurichten, in der jede Fraktion 
mit einem Mitglied vertreten ist, und im Mai 2023 haben 
wir die Einsetzung des Bürgerrates im Deutschen Bun-
destag beschlossen.

160 ausgewählte Bürgerinnen und Bürger haben – un-
terstützt durch eine neutrale Moderation und begleitet 
von Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und 
Praxis – das Thema Ernährung aus den verschiedensten 
Blickwinkeln betrachtet, diskutiert und schließlich Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet. Auch ich möchte mich an 
dieser Stelle ganz herzlich bei allen Bürgerinnen und 
Bürgern für ihre Bereitschaft zur Mitarbeit bedanken, 
aber auch für das große Engagement, mit dem sie sich 
hier eingebracht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich gilt mein Dank auch allen, die in irgendeiner 
Art und Weise zum Gelingen des ersten Bürgerrates bei-
getragen haben, insbesondere auch der Stabsstelle der 
Verwaltung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Anfang ist 
die heutige Debatte, weil wir mit der parlamentarischen 
Befassung beginnen und damit aus den Handlungsemp-
fehlungen des Bürgerrats konkrete Politik werden kann. 
Die Handlungsempfehlungen können sich sehen lassen. 
Da geht es etwa um die Forderung nach kostenlosem 
Mittagessen für Schülerinnen und Schüler, aber auch 
um die Frage des Tierwohls und die Personalausstattung 
in den Lebensmittelkontrollbehörden bis hin zu einer Al-
tersgrenze für den Konsum von Energydrinks. Der Bür-
gerrat hat also ein sehr breites gesellschaftliches Thema 
hervorragend erschlossen, und ich kann allen empfehlen, 
dieses Bürgergutachten zu lesen.

Trotzdem gilt, was ich schon in der Debatte zum Ein-
setzungsbeschluss gesagt habe: Der Bürgerrat ersetzt we-
der unseren parlamentarischen Auftrag noch gefährdet er 
ihn noch schwächt er ihn, Herr Kollege Amthor, und das 
wissen Sie ganz genau.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das, was Sie hier dargestellt haben, ist einfach absurd.
Der Ort für Entscheidungen in unserer repräsentativen 

und parlamentarischen Demokratie ist und bleibt das Par-
lament. Das ändert sich auch nicht durch die Einsetzung 
eines Bürgerrates.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist das 
Ergebnis dieses ersten Bürgerrats für uns alle ein Auftrag. 
Es geht nicht darum, dass wir die Empfehlungen im Bür-
gergutachten eins zu eins umsetzen und zu allem Ja und 
Amen sagen. Nein, es geht darum, dass wir diese Emp-
fehlungen ernst nehmen und wir die geleistete Arbeit 
würdigen, indem wir uns umfassend und detailliert damit 
auseinandersetzen. Dazu gibt es in den Ausschüssen ganz 
bestimmt die Gelegenheit. Ich kann nur sagen: Nutzen 
wir sie!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss darf ich sagen: Ich bin überzeugt, dass 
dieser Bürgerrat bei den Beteiligten zu einem besseren 
Verständnis für den nicht immer einfachen demokrati-
schen Prozess beigetragen hat, weil er das Bewusstsein 
dafür geschaffen hat, wie dieser demokratische Prozess 
läuft und wie hart man um Entscheidungen ringen muss, 
aber auch, weil er das Bewusstsein dafür geschärft hat, 
dass Entscheidungen gelten, wenn sie getroffen sind.

Ein Mitglied des Bürgerrats hat es, wie ich finde, sehr 
treffend zusammengefasst:

„Der Bürgerrat hat mir in seiner Bandbreite gezeigt, 
dass demokratischer Austausch durchaus keine 
hohle Floskel sein muss. Die Diskussionen waren 
sehr respektvoll und man begegnete sich – trotz 
unterschiedlicher Sichtweisen – mit Wertschät-
zung.“
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Vorsitzende einer 
der schönsten Berichterstattergruppen dieses Hauses 
möchte ich mich natürlich auch ganz herzlich bei allen 
Kolleginnen und Kollegen für unser gutes Miteinander 
bedanken. Wir arbeiten ja bereits am zweiten Bürgerrat, 
und ich bin ziemlich zuversichtlich, dass wir ihn noch vor 
der parlamentarischen Sommerpause einsetzen können.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Karsten Klein 
[FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion Peter 

Felser.

(Beifall bei der AfD)

Peter Felser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Bürgerräte! Es ist ja wunderbar, dass alle hier 
die Arbeit der Bürgerräte loben. Und diese Arbeit, diese 
vielen Stunden an Engagement – ja, das ist durchaus 
anerkennenswert. Ich selbst konnte mich bei einem Prä-
senztreffen hier in Berlin davon überzeugen: Die aus-
gewählten Bürger waren wirklich engagiert, kritisch 
und auch sehr leidenschaftlich dabei.

Und auch das Thema ist wichtig. Lassen Sie mich 
nochmals an die Dringlichkeit guter Ernährungspolitik 
erinnern: Über 70 Prozent der westlichen Zivilisations-
krankheiten sind ernährungsbedingt. Falsche Ernährung 
ist die Ursache für unsere Probleme im Gesundheitssys-
tem, in den Krankenhäusern und nicht zuletzt bei Millio-
nen unserer Mitbürger. Hier anzusetzen, ist also vollkom-
men richtig.

Umso höher sind jetzt die Erwartungen der Bürgerräte. 
Sie haben fleißig gearbeitet, sie haben neun konkrete Vor-
schläge gemacht – jetzt wollen sie auch Antworten haben. 
Unsere Aufgabe als Politiker ist es, ganz klar zu sagen, 
was geht und was dann halt leider nicht geht.

Zum Beispiel die kostenfreie Verpflegung an Schulen: 
Gute Sache, aber es ist erstens Ländersache. Zweitens 
muss man schon auch die Frage beantworten: Wer be-
zahlt das? Und drittens sollte es schon auch gerecht zu-
gehen. Mittagessen für alle kostenlos oder nur für dieje-
nigen, die es wirklich nötig haben?

Zweites Beispiel: Verbrauchsabgabe zur Förderung 
des Tierwohls. Hört sich gut an. Keiner von uns – das 
unterstelle ich jetzt einfach mal – möchte, dass es den 
Tieren bei unseren Bauern nicht gut geht. Aber wollen 
wir wirklich Fleisch zum Luxusgut machen? Minister, 
Politiker, Unternehmer gönnen sich ihr dickes Steak, 
und der alleinerziehenden Mutter muss Kartoffelstampf 
mit Quark reichen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wollen wir das, Ernährung nach dem Zweiklassenprin-
zip? Nein, das lehnen wir ab!

(Beifall bei der AfD)

Ich bin nur ehrlich, liebe Kollegen, und das sollten Sie 
gegenüber den Bürgerräten auch sein.

Lassen Sie mich ein drittes Beispiel bringen. Die Bür-
gerräte fordern – ich zitiere – „gesunde, ausgewogene 
und angepasste Gemeinschaftsverpflegung in Kranken-
häusern, Reha-, Senioren- und sonstigen Pflegeeinrich-
tungen“. Chapeau, nichts Klügeres und Wichtigeres als 
das! Ist es denn nicht unglaublich? Sie kommen krank in 
ein Krankenhaus, und die Verpflegung macht sie noch 
kränker. Statt gesunder Fette, Nüssen, Vollkorn, Obst 
und Gemüse bekommen sie ein Stückchen Margarine 
und eine überzuckerte Marmelade auf die Weißbrotschei-
be. Unglaublich, aber so sieht es in den Krankenhäusern 
und Senioreneinrichtungen leider aus.

Hier haben die Bürgerräte kluge Vorschläge gemacht, 
sehr kluge. Und wissen Sie was, liebe Kollegen? Das 
hätten wir schon vor Einberufung der Bürgerräte hier 
umsetzen können! Wir von der AfD haben im Jahr 2022 
hier an dieser Stelle den Antrag „Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Mangelernährung in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen“ eingebracht – von der AfD ge-
fordert, von Ihnen abgelehnt.

(Beifall bei der AfD)

Wissen Sie, was das Problem hier in diesem Hause ist? 
Das Problem ist, dass Sie alle von den Altparteien rein 
ideologisch unterwegs sind. Es geht Ihnen gar nicht um 
gute Vorschläge. Es geht Ihnen gar nicht darum, was 
unserer Bevölkerung guttut. Sie ziehen Ihre Ideologie 
durch, ohne Rücksicht auf Verluste.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt hat er gemerkt, dass er für die AfD 
spricht! – Zuruf der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Liebe Frau Künast, hören Sie zu!
Wenn es Ihnen wirklich um das Wohl unserer Bevöl-

kerung ginge und wenn es Ihnen um echte Bürgerbetei-
ligung ginge, dann wäre jeder Bürger in Deutschland ein 
Bürgerrat, nämlich als Bürger beteiligt an Instrumenten 
direkter Demokratie.

(Beifall bei der AfD)

Das wäre echte Beteiligung, das wäre Mitbestimmung. 
Aber diese Beteiligung des Volkes, das scheuen Sie ja 
wie der Teufel das Weihwasser. Wir als Alternative für 
Deutschland setzen uns klar für direkte demokratische 
Beteiligung ein.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was machen Sie dann 
hier? Warum kommen Sie dann überhaupt 
hierher?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Dr. Gero Clemens Hocker.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Es ist das Wesen einer Koalition, dass man Kom-
promisse macht. Und ich gebe gerne zu Protokoll, dass 
die Einrichtung dieses Bürgerrates für uns ein Kompro-
miss gewesen ist – nicht aus Misstrauen gegenüber den 
Menschen, die daran dankenswerterweise teilgenommen 
haben, sondern weil wir der Überzeugung sind, dass un-
sere parlamentarische repräsentative Demokratie in der 
Lage ist, Lösungen herbeizuführen, und weil wir der 
festen Überzeugung sind, dass es kein besseres politi-
sches System gibt.

Es dauert manchmal etwas länger, weil Kompromisse 
gefunden werden müssen, weil Menschen beteiligt wer-
den, weil individuell mit einzelnen Betroffenen gespro-
chen wird, weil mit Verbänden diskutiert wird. Aber das 
ist keine Schwäche des Systems, sondern gerade Aus-
druck dessen, dass eine breite Beteiligung erfolgt, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Und das sollten wir als 
selbstbewusste Parlamentarier auch zum Ausdruck brin-
gen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Peggy 
Schierenbeck [SPD])

Ich fahre regelmäßig mit dem Zug; ich sehe mich aber 
nicht in der Lage, besser als Experten darüber zu urteilen, 
wie man es hinbekommt, dass alle Züge pünktlich sind. 
Menschen, die in einem Haus wohnen, können dieses 
Haus noch lange nicht selber entwerfen oder es gar bau-
en. Und wenn Menschen krank sind, werden sie nicht 
dadurch zum Arzt. Und, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, weil jemand isst und trinkt, weiß er oder 
sie deswegen nicht besser, wie hochwertige Lebensmittel 
in Deutschland erzeugt werden, als diejenigen, die das 
gelernt haben, die seit Jahrzehnten da draußen als Land-
wirte, in der Veredelungswirtschaft, im vor- und nach-
gelagerten Bereich genau dies leisten. Auch das gehört 
dazu: dass ein Parlament das selbstbewusst erkennt, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Im Gegenteil, je komplexer ein Vorgang und je arbeits-
teiliger er ist, umso schwieriger ist er für den Einzelnen 
durchschaubar. Ich habe schon den Eindruck, dass einige 
Forderungen und Formulierungen, die bei dem Experten-
rat getroffen wurden, dann doch ein bisschen einem 
Wünsch-dir-was entsprechen.

Ich gebe drei Beispiele:
Kostenloses Mittagessen für Kinder in Kindertages-

stätten. Das würde bedeuten, dass diejenigen, die kinder-
los sind, mit ihren Steuergeldern die Mittagessen der 
Kinder von Eltern bezahlen, die vielleicht Rechtsanwalt 
sind, die vielleicht Ärztin sind oder Bundestagsabgeord-
nete. Ich sage Ihnen ganz ausdrücklich: Das hielte ich für 
unfair.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Abg. Amira Mohamed Ali [BSW])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gehört dazu, 
sich so kritisch mit solchen Vorschlägen auseinander-
zusetzen, wenn man sie ernst nimmt.

Zweites Beispiel. Abgelaufene Lebensmittel, die noch 
genießbar sind, sollen verpflichtend abgegeben werden. 
Das verkennt vollständig, dass die höchste Lebensmittel-
verschwendung schon lange nicht mehr im Einzelhandel 
passiert, weil man da Systeme etabliert hat, um am Ende 
des Tages möglichst wenig wegschmeißen zu müssen; die 
Tafeln beklagen, dass es zu wenig dieser Lebensmittel 
gibt.

Fast die Hälfte der Lebensmittelverschwendung er-
folgt in privaten Haushalten, weil sich die Menschen 
nicht mehr darauf verlassen, dass sie mit ihren Sinnen – 
mit dem Geschmackssinn, mit dem Geruchssinn – die 
Entscheidung treffen können, ob ein Lebensmittel noch 
genießbar ist oder nicht. Wenn das Mindesthaltbarkeits-
datum nur am Horizont erscheint, werden Lebensmittel 
häufig genug weggeschmissen. Da müssen wir ran, 
meine Damen und Herren. Aber eine Verpflichtung, 
dass Lebensmittel im Einzelhandel am Ende des Tages 
abgegeben werden, hilft da leider überhaupt nicht.

(Beifall bei der FDP)
Das dritte Beispiel: höhere Tierhaltungsstandards. Ja, 

meine Damen und Herren, wir diskutieren seit Jahren 
darüber, wie man es finanzieren kann und wie groß 
denn tatsächlich der gesellschaftliche Wunsch nach hö-
heren Tierhaltungsstandards ist. Was passiert, wenn sie 
bei Umfragen eingefordert werden, der Konsument aber 
nicht bereit ist, hierfür auch einen entsprechenden Preis 
zu bezahlen? Wir arbeiten an der Frage sehr intensiv. Eine 
Lösung zeichnet sich aber noch nicht ab. Ich glaube, dass 
es gut wäre, wenn ein solcher Rat dann tatsächlich auch 
viel mehr in die Tiefe einsteigen und die Praktikabilität 
seiner Forderungen viel mehr in den Blick nehmen wür-
de, als an der Oberfläche solche Wünsche zu formulieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere De-
mokratie steht unter Druck – von links, von rechts und 
auch von außen. Ich glaube, es wäre falsch, den Eindruck 
zu erwecken, dass zu wenig Bürgerbeteiligung gerade 
eine Schwäche unserer Demokratie wäre. Ich glaube, 
wir sind gerade in diesen schwierigen Zeiten gehalten, 
den Rücken geradezumachen für das System, das uns 
seit über 70 Jahren Frieden, Freiheit und Wohlstand in 
der Mitte Europas gewährt.

Vielen Dank fürs Zuhören.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Renate Künast.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich beginne mit einem Dank an die Präsidentin: Sehr 
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geehrte Frau Präsidentin, liebe Bärbel Bas, herzlichen 
Dank dafür, dass Sie die Einrichtung eines Bürgerrats 
vorangetrieben und durchgesetzt haben; denn ich glaube, 
das ist gerade in diesen Zeiten ein wichtiges Zeichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Dank auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, das 
war ein sehr professioneller Prozess.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich würde noch mehr dazu sagen, wenn ich nicht nur vier 
Minuten Redezeit hätte.

Ich möchte Herrn Schäuble danken;
(Beifall der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

das wird Sie vielleicht wundern. Wolfgang Schäuble war 
14 Legislaturperioden Mitglied dieses Hohen Hauses und 
hat in diesen 14 Legislaturperioden voller Selbstbewusst-
sein, Professionalität und Seriosität gelernt: Wir können, 
dürfen und sollen auch die Bürgerinnen und Bürger direkt 
befragen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Philipp Amthor [CDU/ 
CSU]: Das stimmt nicht! Er hat nie einen Bür-
gerrat gefordert!)

Er war ein wichtiges Mitglied Ihrer Fraktion, dem Sie an 
dieser Stelle leider inhaltlich nicht folgen. Er hat die 
Schirmherrschaft über den Bürgerrat „Deutschlands 
Rolle in Welt“ übernommen. Er hat die Idee eines Bürger-
rats immer vertreten – immer. Und das finde ich auch 
richtig.

Wir haben Wissenschaftliche Beiräte, wir machen An-
hörungen, veranstalten runde Tische in den Ministerien, 
zu denen Sachkundige im Nadelstreifenanzug oder im 
T-Shirt, NGOs oder CEOs eingeladen sind. Was hindert 
uns eigentlich in unserer majestätischen Größe daran, 
solche Instrumente zu nutzen? Niemand hindert uns da-
ran. Ich finde, die Einsetzung dieses Bürgerrats war klug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich möchte an dieser Stelle darauf hinweisen: Wenn 
man einen Blick ins Grundgesetz, Artikel 20 Absatz 2 
Satz 1 wirft, dann liest man: „Alle Staatsgewalt geht 
vom Volke aus.“ Dann steht da noch: Sie wird in Wahlen 
und Abstimmungen und durch Legislative, Exekutive 
und Judikative ausgeübt.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Da steht aber 
nicht: durch Losentscheid!)

– Da steht nicht: durch Losentscheid. Aber, Herr Ullrich, 
ich weiß nicht, ob bei Ihnen oder bei uns oder bei irgend-
einer Fraktion nicht auch manchmal der Zufall eine Rolle 
spielt, ob wir auf einem aussichtsreichen Listenplatz ste-
hen oder nicht oder wer von Ihnen einen für ein Direkt-
mandat aussichtsreichen Wahlkreis erhält.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Wider-
spruch bei der CDU/CSU – Dr. Götz 

Frömming [AfD]: Das ist unsäglich! Das ist 
eine Missachtung des Parlaments!)

Meine Damen und Herren, dass Sie sich darüber erhe-
ben und sagen, die Besetzung des Bürgerrats sei eine 
Zufallsauswahl, finde ich vollkommen absurd; denn das 
sind wir auch: Der eine kriegt den Platz, der andere nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Das lässt tief blicken!)

Herr Amthor hat auch gesagt, wir würden eine Art 
Herbeizitierung von Delegitimation betreiben. Nein. 
Wir fragen die Bürgerinnen und Bürger, was in ihrem 
Alltag ein Problem ist, und sie haben uns eine Antwort 
darauf gegeben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Nicht mal das Thema durften sie auswählen! 
Alles vorgegeben! Betreutes Denken ist das!)

Dafür meinen herzlichen Dank. Dieses Thema eignet sich 
nicht für irgendwelche juristischen Spielchen, es eignet 
sich auch nicht für Ideologiedebatten, die hier manchmal 
geführt werden, meine Damen und Herren. Die Bürgerin-
nen und Bürger haben uns etwas ins Hausaufgabenheft 
geschrieben, und sie haben uns auch eindeutig die soziale 
Frage ins Hausaufgabenheft geschrieben. Wir wissen 
doch sehr genau, dass gerade in weniger gebildeten 
Schichten, in Familien, die weniger finanzielle Mittel 
zur Verfügung haben, ernährungsbedingte Krankheiten 
bei Kindern und älteren Menschen am häufigsten auftre-
ten. Das verhindert Lebenschancen. Und deshalb müssen 
wir etwas tun.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich würde ein paar Maßnahmen umsetzen. Ich finde, 
die Verbesserung der Gemeinschaftsverpflegung in Kitas, 
Schulen, Krankenhäusern und Pflegeheimen ist richtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich finde es richtig, dass durch Labels mehr Transparenz 
geschaffen werden soll; denn wir haben als Kundinnen 
und Kunden das Recht, uns zu entscheiden, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Peggy 
Schierenbeck [SPD])

Ich finde es richtig, dass es ein kostenloses Mittagessen in 
den Schulen gibt. Wir müssen uns darüber verständigen – 
eigentlich sind die Länder zuständig –, wie wir das hin-
kriegen. Wenn wir sagen, dass die Ganztagsschule zur 
Förderung der Kinder und zur Entlastung der Eltern, die 
berufstätig sind – nur wenige können sich das anders 
leisten –, notwendig ist, dann gehört dazu auch ein kos-
tenloses Mittagessen für alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Ich finde die Idee zur Senkung der Mehrwertsteuer 
brillant, meine Damen und Herren. Die Menschen wol-
len, dass Gemüse und Obst preiswerter werden und Zu-
cker teurer wird.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das wollen 
Sie! Nicht die Menschen!)

Dahinter stehen wissenschaftliche Erkenntnisse. Das ha-
ben sich die Bürgerinnen und Bürger nicht selbst aus-
gedacht, meine Damen und Herren,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

und es entspricht ihren Erfahrungen im Alltag. Ich finde 
es richtig, dass wir es ernsthaft angehen, dass Energy-
drinks – das Bundesamt für Risikobewertung berichtet 
über viele Krankheitsfälle, Herzrhythmusstörungen, so-
gar Todesfälle – erst ab 16 Jahren zugelassen werden, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Bürgerinnen und Bürger haben uns gesagt, wo sie 
der Schuh drückt. Manche Maßnahmen setzen wir bereits 
um, zum Beispiel in der Gemeinschaftsverpflegung. Ich 
kann jetzt nicht mehr alle darstellen.

Eines will ich zum Schluss sagen: Die Bürgerinnen 
und Bürger haben ernsthaft, fachlich und mit viel Mühe 
gearbeitet. Sie haben uns etwas ins Hausaufgabenheft 
geschrieben, und wir sind verpflichtet, das ernsthaft zu 
prüfen. Ich würde gerne einen Gutteil dieser Maßnahmen 
auch wirklich umsetzen. Wer Wissenschaftler oder Bür-
ger anhört, muss dann auch Konsequenzen ziehen. Es 
reicht nicht, zu sagen: „Wir lassen Beratung zu“, sondern 
das heißt auch, dass wir den nächsten Schritt gehen.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Hermann Färber.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Hermann Färber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer des Bürgerrates des Deutschen Bundes-
tages! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin 
Künast, ich möchte noch einen Satz zu Ihnen sagen: Ich 
weiß nicht, wie es in Ihrer Partei ist, aber in der Union 
erlebe ich, dass die Listenaufstellung nach demokrati-
schen Grundsätzen erfolgt. Das einfach noch mal dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ein paar mehr Frauen 
könnten schon dabei sein, Herr Färber!)

Meine Damen und Herren, im Bürgerrat haben 160 
Bürgerinnen und Bürger mit großem Engagement und 
Respekt vor unterschiedlichen Auffassungen fundierte 

und ausgewogene Ergebnisse erarbeitet. Begleitet von 
einem Wissenschaftlichen Beirat haben sie sich mit der 
Situation in den Betrieben der Land- und Ernährungs-
wirtschaft befasst, haben komplexe Fragestellungen auf-
gearbeitet und haben sich auch mit Zielkonflikten aus-
einandergesetzt.

Ich habe als Ausschussvorsitzender einen ganzen Tag 
mit dem Bürgerrat verbracht und konnte mir dabei sehr 
gut ein Bild machen. Ich war auch von der Arbeitsweise 
sehr positiv beeindruckt. Dieses Engagement verdient 
Lob und Anerkennung und vor allen Dingen unseren 
herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Welche Bedeutung haben diese Empfehlungen? Meine 
Damen und Herren, sie sind ein wichtiger Impuls für die 
ernährungspolitische Debatte. Und sie haben vor allem 
eines geschafft, nämlich dass die Themen „Ernährung“ 
und „Landwirtschaft“ viel stärker ins Bewusstsein ge-
rückt sind und auch die Frage „Welche Lebensmittel füh-
ren wir unserem Körper zu?“ viel mehr ins Blickfeld 
unserer Gesellschaft gekommen ist.

Sehr wichtig finde ich die Querschnittsempfehlung, 
die sie uns als Fundament für alle anderen Empfehlun- 
gen gegeben haben, nämlich das Thema „Bildung und 
Aufklärung“ im Bereich der Ernährung wesentlich zu 
verstärken. Bei der Empfehlung zur Bekämpfung der 
Lebensmittelverschwendung – da geht es um die ver-
pflichtende Weitergabe genießbarer Lebensmittel – 
muss man beachten, dass der Handel vor der Weitergabe 
an gemeinnützige Organisationen wie die Tafel natürlich 
auch die Genießbarkeit überprüfen müsste. Vieles wird ja 
schon weitergegeben; der Vorschlag ist ja nicht ganz neu. 
Bei Obst, Gemüse und Brot kann man die Genießbarkeit 
sehr gut, auch sensorisch, feststellen. Bei verarbeiteten 
Lebensmitteln – ich denke insbesondere an Milchpro-
dukte wie Joghurt – kann man das nur feststellen, wenn 
die Packung aufgerissen ist; dann kann man sie aber nicht 
mehr weitergeben.

Auch die Empfehlungen eines staatlichen Labels und 
zur Senkung der Mehrwertsteuer werfen natürlich Fragen 
auf. Gerade bei verarbeiteten Lebensmitteln mit unter-
schiedlichen Zutaten und unterschiedlichen Herkünften 
der Bestandteile stellt sich die Frage: Welche Mehrwert-
steuer gilt da? Das betrifft natürlich auch Labels über 
Tierwohl, Klima und Gesundheit. Da ist es schon schwie-
rig, ein aussagekräftiges Label oder eine Bewertung für 
ein Lebensmittel abzugeben. Ich bin auch der Ansicht, 
dass ein solches Label auch Auskünfte zu Produktions- 
und Prozessstandards bei der Herstellung berücksichti-
gen sollte und dass auch eine Herkunftskennzeichnung 
enthalten sein muss.

Zweifellos werfen diese Empfehlungen viele Fragen 
auf, das sollen sie auch. Wir dürfen uns aber nicht darauf 
beschränken, dem Bürgerrat jetzt zu erklären, was alles 
nicht geht. Das wird seiner Arbeit nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)
Es ist schon aus Respekt vor der Arbeit der Bürgerräte 
notwendig, dass wir die Ergebnisse ernst nehmen und an 
den Empfehlungen arbeiten.
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Die Frage ist nicht, ob, sondern, wie das umgesetzt 
werden kann. Dazu ist ein weiterer Austausch zwischen 
Parlament und Bürgerrat notwendig. Ich bitte Sie, die 
Empfehlungen an unseren Ausschuss für Ernährung und 
Landwirtschaft zu überweisen. Ich möchte auch gern mit 
den Obleuten der Fraktionen weiter beraten, wie das For-
mat aussehen kann für die weitere Auseinandersetzung 
und den weiteren Austausch mit dem Bürgerrat. Sie ha-
ben uns ins Stammbuch geschrieben, dass diese Themen 
mehr Beachtung finden müssen. Wir nehmen das ernst.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Matthias Miersch.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Herr Kollege Amthor, wovor haben Sie eigentlich 
Angst?

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja, nicht vor den 
Bürgern!)

Sie stehen hier an diesem Pult und betonen das Recht des 
Parlaments. Ich habe den Eindruck, Sie haben eigentlich 
Angst,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Nein!)

unsere Entscheidungen von Bürgerinnen und Bürgern 
mal richtig kritisch reflektieren zu lassen.

(Beifall bei der SPD – Marc Biadacz [CDU/ 
CSU]: Das machen die jeden Tag! – Philipp 
Amthor [CDU/CSU]: Das sagt die richtige 
Koalition!)

Mehr noch: Sie kritisieren den Bundeskanzler, weil er 
sich den Fragen von Schulklassen stellt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Das kann er ja 
gerne machen! – Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Ich weiß nicht, wie Sie Wahlkreisarbeit machen. Für 
mich ist sie das Salz in der Suppe. Da erfahren wir 
doch ganz viel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU/CSU)

– Dass Sie sich jetzt so aufregen, zeigt, dass wir bei 
diesen Dingen wirklich ganz weit voneinander entfernt 
sind.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja! Das ist gut 
so! – Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Die Aus-
sage ist richtig!)

Es ist doch richtig: Wenn wir aus diesem Haus nach 
draußen gehen, hören wir von vielen: Verstehen die ei-
gentlich, worum es uns geht? Wissen die eigentlich, wie 
wir fühlen? Deswegen: Ich finde, dieser Bürgerrat hat für 
unsere Arbeit ganz wertvolle Impulse gesetzt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Er ersetzt nicht unsere Arbeit, aber er stärkt sie, er legiti-
miert – gerade bei einem Thema, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das doch sehr verhetzungsanfällig ist; das muss 
man sagen. Das ist doch heute schon wieder spürbar 
gewesen.

Am schlimmsten finde ich, Herr Kollege Felser, wenn 
gesagt wird: Das geht nicht. – Ich finde, das kostenlose 
Essen in Bildungseinrichtungen ist ein Punkt, der ele-
mentar mit Bewusstseinsbildung – was esse ich? – zu 
tun hat, aber auch mit elementarer Gerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Peter Felser [AfD]: Länder-
sache!)

Das Schlimmste, was ich seit Beginn meiner politi-
schen Tätigkeit immer wieder erfahre, ist, wenn es heißt: 
Das geht nicht, weil wir nicht zuständig sind.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Die Verfassung 
hat schon einen Wert!)

Was spricht denn dagegen, wenn der Bundeskanzler bei 
der nächsten Ministerpräsidentenkonferenz dieses Thema 
mal auf die Tagesordnung setzen und wir gemeinsam mit 
Bund und Ländern dahin gehend etwas hinkriegen wür-
den?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Lieber Gero Hocker, ich sage als Kinderloser: Ich 
zahle gern Steuern

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
für Familien, deren Kinder in Bildungseinrichtungen gu-
tes Essen bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Ja, aber 
auch für mein Kind! Du zahlst auch für meine 
Tochter!)

Aber ich gebe dir recht: Wir haben schon beim Heizungs-
gesetz diskutiert, ob alle eine Förderung brauchen. Da 
wart ihr allerdings anderer Meinung; ihr wolltet nieman-
den ausnehmen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde es richtig, wenn auch Kinder von denen, die 
reich sind, ein gutes Mittagessen kostenfrei bekommen. 
Dafür müssen die Eltern dann allerdings auch angemes-
sene Steuern zahlen. Das ist der Punkt, der, glaube ich, 
sehr, sehr wichtig ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Ingo Bodtke [FDP]: Das gab 
es noch nicht mal im Sozialismus! – Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Klassenkampf!)
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Der Bürgerrat hat sich auch an ein ganz heißes Eisen 
herangetraut, nämlich an das Thema „Tierwohl und Tier-
wohl-Kennzeichnung“. Da sind wir, lieber Cem Özdemir, 
richtig weit gekommen.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Weit?)

– Also, wir waren da in der Großen Koalition bei null. 
Jetzt haben wir die Hälfte geschafft, noch nicht alles.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Artur 
Auernhammer [CDU/CSU]: Ihr wart das Pro-
blem!)

Aber die Finanzierungsfrage ist noch offen. Der Bürger-
rat hat uns hier sehr wertvolle Antworten gegeben. Herr 
Felser, jetzt fragen Sie hier: Wer will, dass Fleisch zum 
Luxusgut wird? – Damit bügeln Sie diese Forderung ab. 
Ich sage Ihnen: Das will hier in diesem Hause keiner. 
Aber wir dürfen schon offen diskutieren, ob wir das fi-
nanzieren sollten, was wir augenblicklich erleben, näm-
lich dass immer größere Weideflächen in Südamerika 
geschaffen werden und dass der Fleischverbrauch kon-
tinuierlich ins Uferlose steigt, oder ob wir eher die Frage 
angehen sollten: Wie kann gutes Tierwohl für Landwir-
tinnen und Landwirte reizvoll gemacht werden, und wie 
können wir die Bäuerinnen und Bauern unterstützen, die 
in Richtung Tierwohl nach vorne gehen? Das ist, finde 
ich, ein lohnenswerter Diskurs.

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

Den sollten Sie nicht einfach populistisch damit abbü-
geln, wir würden hier nur alles verteuern wollen.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Die Bor-
chert-Kommission! Die Ergebnisse!)

Der Bürgerrat hat sensibel gesagt: Das, was gut ist, soll 
einen Wert bekommen und gefördert werden, und das, 
was nicht gut ist, soll belastet werden.

Ich finde, wir haben eine super Grundlage.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Ich freue mich auf die Beratungen im Sinne des Bürger-
rats. Ich finde, das ist ein guter Auftakt und wir sollten 
uns alle dieser Aufgabe stellen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Stephan Protschka.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Gott zum Gruße! „Alle Macht den Räten“, das war 
schon die Losung des russischen Kommunistenführers 
Lenin. Und der war ja wie kein anderer für Gewalt, Un-
terdrückung und Terror bekannt.

Deshalb haben natürlich bei uns als freiheitliche Partei 
sämtliche Alarmglocken geschrillt,

(Lachen des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker 
[FDP])

als die Altparteien einen Sowjet – auf Deutsch: einen 
Rat – für Ernährung eingesetzt haben. Wir sind ja zum 
Glück noch weit von der Sowjetisierung der Bundesrepu-
blik entfernt. Aber wehret den Anfängen! Und das, 
glaube ich, gilt hier umso mehr.

Der Bürgerrat – nichts gegen die Bürgerräte; die haben 
gute Arbeit gemacht – ist kein demokratisches Gremium, 
weil er weder in unserer Verfassung vorgesehen noch 
über Wahlen wie das Hohe Haus legitimiert ist, meine 
Damen und Herren. Das zeigt sich auch darin, dass die 
ausgewählten Bürger nicht frei diskutieren durften, son-
dern von ideologisch handverlesenen Moderatoren beein-
flusst wurden.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Das ist Ideologie, was Sie da erzählen!)

– Das hörst du jetzt gleich.
Für die Auswahl der Moderatoren

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Fast alle: grünes 
Parteibuch!)

war wiederum die Lobbyorganisation „Mehr Demokra-
tie“ verantwortlich, eine grüne NGO, meine Damen und 
Herren, mit einer Vorsitzenden, die sich selbst als „Poli-
tikaktivistin“ bezeichnet, und einem Vorstand, der fast 
nur aus grünen Politikern besteht. Wen wundert es da 
also, dass die ausgewählte Hauptmoderatorin Jana Peters 
nicht nur Parteimitglied bei den Grünen ist, sondern 2021 
sogar Vorsitzende der Grünen in Bad Vilbel und im glei-
chen Jahr dort auch die grüne Bundestagskandidatin war.

(Marianne Schieder [SPD]: Darf man das nicht 
sein?)

Hauptberuflich arbeitet sie für das Beratungsunterneh-
men IFOK, welches – Zufälle gibt es hier im Hohen 
Haus – ebenfalls an der Auswahl der Moderatoren für 
den Bürgerrat beteiligt war. – Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, das erinnert mich irgendwie an den 
Graichen-Clan; das hatten wir ja schon einmal.

(Beifall bei der AfD)

Kein Wunder, dass sich die neun Forderungen des 
Bürgerrats bei so viel grüner Diskussionsmanipulation 
fast eins zu eins wie das grüne Parteiprogramm lesen! 
Da fühle ich mich dann wieder an den Kommunisten- 
und SED-Parteiführer Walter Ulbricht erinnert, der sagte: 
„Es muss demokratisch aussehen, aber wir müssen alles 
in der Hand behalten.“

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, Deutschland braucht 
keine grünen Volkserzieher und vor allem keinen auto-
ritären Staat,

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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der bis ins Esszimmer hineinregieren und uns Bürgern 
vorschreiben will, was und wie viel wir zu essen haben. 
Mit uns ist diese totalitäre und freiheitsfeindliche grüne 
Politik jedenfalls nicht zu machen.

(Beifall bei der AfD)

Eine kleine Anekdote am Schluss. Die VW-Kantine 
darf nach dem kurzzeitigen Verbot nun wieder Curry-
wurst verkaufen und hat letztes Jahr mehr als 8 Millionen 
Stück verkauft. Neuer Absatzrekord! So sieht Ernäh-
rungsfreiheit aus, und die wird es mit uns immer geben.

Danke schön. Danke, Frau Präsidentin.

(Beifall bei der AfD – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mir ist kom-
plett egal, was Sie essen, ehrlich gesagt!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Ingo 

Bodtke.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ingo Bodtke (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Gut gemeint ist nicht immer gut gemacht. 
Dieser Spruch kam mir bei der Lektüre der Empfehlun-
gen des Bürgerrats „Ernährung im Wandel“ immer wie-
der in den Sinn, und ich habe mich gefragt: Wozu braucht 
man in einer parlamentarischen Demokratie derartige 
Gremien auf Bundesebene? Nach meinem parlamentari-
schen Verständnis bilden wir Bundestagsabgeordnete als 
die vom Volk frei gewählten Repräsentanten den Bürger-
rat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir brauchen keine Parallelstrukturen, die den hochkom-
plexen Sachfragen nicht Rechnung tragen können.

Bei dem Gutachten habe ich mich gefragt: Welche 
Handlungsempfehlungen können im parlamentarischen 
Verfahren überhaupt umgesetzt werden? Bitte verstehen 
Sie mich nicht falsch: Es geht hier nicht darum, die en-
gagierte Arbeit der Beteiligten kleinzureden. Die Frage, 
die ich mir aber stelle, ist: Macht es Sinn, ein solch unver-
bindliches Gutachten zu erarbeiten, wenn sich der Bun-
destag letztendlich nicht an die Empfehlungen bindet? 
Und deshalb stellt sich auch die Frage: Was ist das Ge-
genteil von gut? – Nicht: schlecht, sondern: gut gemeint. 
Seit vielen Jahren werden diese Themen bereits in den 
parlamentarischen Gremien beraten und intensiv dis-
kutiert; aber alle wissenschaftlichen Erkenntnisse schei-
tern zu oft an der praktischen Umsetzung.

(Zuruf von der SPD: Nein, das stimmt nicht!)

Ich sage: Wenn es einfache Lösungen gäbe, wären alle 
diese Probleme schon längst vom Tisch. Machen wir es 
mal an einem Beispiel fest: Gut gemeint ist sicherlich 
auch die Empfehlung des Bürgerrates für ein kostenfreies 
und gesundes Mittagessen. Eine ausgewogene Ernährung 

für alle Kinder und das gemeinsame Mittagessen werden 
als Schlüssel für gleiche Bildungschancen und Gesund-
heit angesehen.

(Amira Mohamed Ali [BSW]: Ja, das stimmt! 
Ist ja auch so!)

Klingt gut. Aber wie sieht denn die Realität schon heute 
in den Kitas und Schulen aus? In Gesprächen mit Cate-
rern für Schulessen wird mir immer wieder gespiegelt, 
dass Eltern das kostenlose Mittagessen für ihre Kinder 
nicht ausreichend wertschätzen. Was nichts kostet, wird 
auch nicht genügend wertgeschätzt. Da wird das Essen 
direkt vom Teller in die Abfalltonne befördert. Da werden 
Kinder nicht vom Mittagessen abgemeldet, weil es eben 
nichts kostet und man sich die Mühe spart, das Essen 
beim Versorger abzumelden.

Was viele gar nicht wissen: Der Anbieter von Schul-
verpflegung muss das nicht verzehrte Essen auf eigene 
Kosten entsorgen. Hier werden gut gemeinte Vorschläge 
auf dem Rücken der mittelständischen Essensversorger 
ausgetragen. Jüngstes Beispiel: Das Land Berlin leistet 
sich seit 2019 die Kostenfreiheit für das Schulessen mit 
jährlichen Kosten von 180 Millionen Euro. Das traurige 
Ergebnis ist, dass seitdem jedes vierte Berliner Schul-
essen mittags direkt in der Tonne landet. Die Tafel be-
kommt nichts, die Schweine kriegen nichts – alles wird 
kostenpflichtig entsorgt. Das kann nicht die Lösung sein!

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: So ist es!)
Wenn es also subventioniertes Essen geben sollte, befür-
worte ich einen Unkostenbeitrag, der deutlich unterhalb 
des Deckungsbeitrags liegen sollte.

Meine Damen und Herren, wir müssen Deutschland 
entbürokratisieren; da sind wir uns, glaube ich, einig. 
Zusätzliche Gremien mit reinem Empfehlungscharakter 
schaffen jedoch wieder einen Zuwachs an Zeit, Personal- 
und Dokumentationskosten. Das kann nicht unser Ziel 
sein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Zoe Mayer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Dr.-Ing. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich freue mich sehr, dass wir heute die Empfehlungen 
des Bürgerrats „Ernährung im Wandel“ diskutieren; 
denn wir haben ein Problem. Niemanden geht es etwas 
an, was ich esse – das ist so eine Geschichte, die wir uns 
gerne selbst erzählen, insbesondere dann, wenn es um die 
Politik geht. Klar ist: Diese Geschichte ist falsch. Jeden 
Tag werden wir von politischen Systemen, die in der Ver-
gangenheit geschaffen wurden, beeinflusst, was wir es-
sen, und ganz klar ist: nicht immer zu unserem Vorteil.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Schauen wir es uns einmal an: Da ist die Mehrwert-
steuer, die systematisch pflanzliche Produkte und andere 
Alternativen benachteiligt. Wir schaffen uns Subventi-
onssysteme an mit einer Lenkungswirkung, die wir gar 
nicht haben wollen, und Ernährungsumgebungen, die 
ganz häufig dazu führen, dass die ungesündesten Alter-
nativen die einfachsten sind. Wir müssen uns darüber im 
Klaren sein: Das schadet vor allem uns selbst und nützt 
allenfalls einigen wenigen Interessengruppen und ein 
paar bestimmten Industriezweigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Über kaum ein Thema lässt sich in der Politik so 
schwierig sprechen wie über Ernährung; denn kaum ein 
Thema ist so stark mit Ängsten besetzt und so anfällig für 
Populismus. Jeder Vorschlag für gesunde Ernährung wird 
gerne mal bereitwillig als Kulturkampf gegen unsere Na-
tion deklariert. Wir müssen uns auch darüber im Klaren 
sein: Das schadet vor allem wieder uns selbst, wenn wir 
uns einreden lassen, dass ungesunde Ernährung ein ele-
mentarer Bestandteil unserer Identität ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: So ein Quatsch! Es 
geht um Bevormundung! Die Menschen sind 
doch nicht dumm!)

Wir dürfen nicht dabei zuschauen, wie wir, wie unser 
Planet und die Tiere in unseren Ställen jeden Tag kränker 
werden. Deswegen zeigt der Ernährungsrat auch auf, wie 
gut das funktionieren kann, wenn man wissenschafts-
begleitet und sachlich darüber diskutiert, was wirklich 
gute Vorschläge sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Der Bürgerrat „Ernährung im Wandel“, ein Gremium 
aus 160 zufällig gelosten Bürgerinnen und Bürgern, zeigt, 
was für tolle Vorschläge dabei herauskommen, und eines 
der Fokusthemen ist: mehr pflanzliche Ernährung und 
mehr Tierschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Bürgerrat fordert – und wir wollen das umsetzen – an 
ganz vielen Stellen: mehr Transparenz für die Tierhal-
tung, eine Finanzierung besserer Tierhaltungsstandards. 
Hierzu hat unser Minister Cem Özdemir einen Vorschlag 
vorgelegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Stephan Protschka [AfD])

Auch bei dem Thema Mehrwertsteuer wären wir Grüne 
natürlich gerne dabei. Wir freuen uns, wenn auch unsere 
Koalitionspartner bei diesem Schritt mitgehen.

Mir bleibt am Ende nur ein ganz herzliches Danke für 
Ihre wertvolle Arbeit. Wir nehmen viele Anregungen mit 
und wünschen uns, dass auch in Zukunft noch viele tolle 
Vorschläge aus Bürgerräten entstehen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Artur Auernhammer.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Viele Populisten in unserem Land äußern oft: Wir 
müssen uns unsere Demokratie zurückholen. – Nein, die 
müssen wir nicht zurückholen – wir müssen sie leben, 
und wir müssen sie ausgestalten.

(Zuruf des Abg. Stephan Protschka [AfD])
Ich bin dankbar, dass es Bürgerinnen und Bürger gibt, die 
sich im Bürgerrat „Ernährung im Wandel“ engagiert ha-
ben. Ein herzliches Dankeschön an die beteiligten Bür-
gerinnen und Bürger dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Ergebnisse haben eines gezeigt: Die Bürgerinnen und 
Bürger wollen nicht eine Verbotspolitik, wie sie oft von 
den Grünen hier dargelegt wird. Sie wollen keine Essens-
verbote, sondern sie wollen mehr Eigenverantwortung. 
Das ist wichtig, und das müssen wir auch unterstützen.

Wir sollten auf die Ergebnisse des Bürgerrates hören, 
und ich bin dankbar, dass es dieses Bürgergutachten gibt. 
Ich bitte aber darum, dieses Gutachten genau zu lesen und 
nicht nur das herauszulesen, was Ihnen parteipolitisch 
vielleicht in den Kram passt. Sie müssen sich die gesam-
ten Ergebnisse anschauen, und da sind einige interessante 
Dinge dabei; zum Beispiel, dass man eine Zuckersteuer 
ablehnt, oder die Forderung, dass man beim Thema Tier-
wohl vorankommt. Ja, wir haben bereits die Ergebnisse 
der Borchert-Kommission, und ich bitte darum, sie dann 
entsprechend umzusetzen, liebe Ampelkoalition.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir kommt 
bei der gesamten Diskussion um die Ernährung eines zu 
kurz: Wir müssen mehr darauf achten, dass sich die Men-
schen mehr regional und mehr saisonal ernähren. Erd-
beeren an Weihnachten – das ist keine saisonale Produk-
tion. Wir müssen hier auch mehr Kompetenz in der 
Bevölkerung haben. Wir brauchen mehr Bildung in der 
Bevölkerung, damit sie sich entsprechend gesund ernährt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein weiterer Punkt kam mir bei diesem Bürgerrat lei-

der etwas zu kurz, und ich blicke jetzt bewusst keinen der 
Kolleginnen und Kollegen hier im Hohen Hause an: Wir 
haben auf der einen Seite die Energie, die wir zu uns 
nehmen, und wir haben auf der anderen Seite die Energie, 
die wir verbrauchen. Das ist nicht immer im Gleichge-
wicht. Das heißt, zu einer gesunden Ernährung gehören 
auch Bewegung und Sport dazu, und dieser Aspekt kam 
mir beim Bürgerrat leider etwas zu kurz. Wir müssen 
auch dafür sorgen, dass sich die Menschen entsprechend 
bewegen, dass sie aktiv sind, dass sie sich gesund ernäh-
ren, dass sie sich ausgewogen ernähren und vielleicht 
auch an dem einen oder anderen Übergewicht arbeiten. 
Ich schaue jetzt netterweise keine Kolleginnen und Kol-
legen persönlich an.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)
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Meine Damen und Herren, wie gehen wir mit diesen 
Ergebnissen weiter um? Sie sind eine gute Grundlage, 
darüber zu diskutieren. Wir werden uns sicherlich in 
den entsprechenden Ausschüssen damit auseinanderset-
zen; es sind die einen oder anderen Punkte dabei, über die 
wir diskutieren werden. Ich kann nur dazu ermuntern, in 
den Ausschüssen und in den Obleuterunden eine lebhafte 
Diskussion darüber zu führen. Mit diesem Gutachten ha-
ben wir eine gute Grundlage.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Peggy 

Schierenbeck.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Lieber 
Bürgerrat! Zuerst war ich beim Bürgerrat skeptisch: 
Noch ein Gremium? Ist das sinnvoll? Was soll das be-
wirken? Um das herauszufinden, habe ich verschiedene 
Informationsveranstaltungen besucht. Ich wollte verste-
hen: Wie werden die Teilnehmenden ausgewählt? Wie 
wird sichergestellt, dass sie die Vielfalt unserer Gesell-
schaft möglichst gut abbilden? Und – was mir auch wich-
tig ist – wie werden die Stimmen sichtbar und hörbar, die 
sonst in der politischen Diskussion weniger präsent sind?

Ich muss sagen: Das mehrstufige Verfahren per Zu-
fallsauswahl, durch das schließlich 160 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aus ganz Deutschland ermittelt wurden, 
hat mich überzeugt; denn so ist eine Art Mini-Deutsch-
land zusammengekommen. Auch die Themenauswahl 
hat mich überzeugt – es könnte nicht aktueller sein –: 
„Ernährung im Wandel: Zwischen Privatangelegenheit 
und staatlichen Aufgaben“. Ernährung betrifft jede und 
jeden von uns. Ernährung ist eine höchstpersönliche und 
oft auch eine sehr emotionale Angelegenheit. Jeder ist 
Experte, und jede Meinung zählt. Genau das ist die Idee 
hinter dem Bürgerrat.

Nach intensiver Beratung hat er neun zentrale Empfeh-
lungen ausgearbeitet. An erster Stelle steht die Forderung 
nach einem kostenfreien und gesunden Mittagessen für 
alle Kinder und Jugendlichen in diesem Land. Die Teil-
nehmenden haben berichtet, wie sehr sie diskutiert und 
abgewogen haben. Und ganz bewusst wurde beschlossen: 
Es soll Platz eins sein, es soll kostenfrei sein – für alle 
zugänglich, ohne Stigmatisierung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da schließe ich mich ausdrücklich an. Und es ist eine 
ursozialdemokratische Forderung.

Natürlich gibt es auch wieder Stimmen – wir haben sie 
gehört –, die sagen: Kostenfrei? Da bestellt nachher jeder 
und nimmt das dann nicht wahr. Wir unterstützen damit 
die Lebensmittelverschwendung, nach dem Motto „Was 
nichts kostet, ist nichts wert“. – Das wurde hier gesagt. 

Essen verdient Wertschätzung, auch wenn es kostenfrei 
ist; keine Frage. Dafür werden wir Lösungen finden, und 
dafür haben Sie auch schon Lösungen vorgestellt. Das 
eine tun, ohne das andere zu lassen.

Was mich persönlich antreibt, ist der Aspekt der Ge-
sundheit. Wir wissen, welche Auswirkungen eine falsche 
Ernährung auf unsere Gesundheit hat. Über 1 Milliarde 
Menschen sind weltweit von Adipositas betroffen; viel zu 
viele Kinder sind schon darunter. Das ist alarmierend.

(Beifall des Abg. Johannes Wagner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sind also dringend gefordert, unserer Fürsorgepflicht 
als Staat überall dort, wo wir wirken können, nachzukom-
men.

Das Beispiel Schweden geht mir nicht aus dem Kopf. 
Dort gibt es seit den 1940er-Jahren ein kostenfreies Mit-
tagessen. Es konnte nachgewiesen werden, dass die Kin-
der, die über die gesamte neunjährige Schulpflichtzeit 
gratis Essen bekamen, einen Zentimeter größer wurden 
und einen höheren Bildungsabschluss erzielten. Es ist 
einfach Wahnsinn, was das für Langzeitauswirkungen 
hat. Die Sinnhaftigkeit einer solchen Zukunftsinvestition 
liegt so sehr auf der Hand.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wenn wir also als Staat unserer Fürsorgepflicht nach-
kommen und Kindern ein Mittagessen anbieten, dann 
muss es einen Mehrwert für die Gesundheit, für die Ent-
wicklung unserer Kinder haben. Es muss ausgewogen 
sein, und natürlich muss es lecker sein, sonst wird auch 
ein kostenfreies Essen nicht wahrgenommen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt!)
Täglich essen 17 Millionen Menschen in der Gemein-

schaftsverpflegung – in der Kita, in der Schule, in der 
Uni, in den Betrieben, im Pflegeheim, im Krankenhaus. 
Der Bürgerrat denkt ganzheitlich, angefangen beim Zu-
gang zu gesundem Essen über Transparenz und die Si-
cherheit von Lebensmitteln, weniger Lebensmittelver-
schwendung, mehr Tierwohl, Kinder- und Jugendschutz 
bis hin zu finanziellen Anreizen durch eine angepasste 
Mehrwertsteuer.

Für mich ist das hier noch mal die Gelegenheit, um 
Ihnen meinen höchsten Respekt auszusprechen und Ihnen 
für Ihre intensive Arbeit zu danken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt liegt es an uns, verantwortungsvoll mit diesen Emp-
fehlungen umzugehen und sorgfältig zu prüfen, wie sie 
praktikabel und rechtssicher Realität werden können. 
Vielen Dank für Ihren Auftrag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Christina Stumpp.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Christina Stumpp (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Mein Wahl-
kreis ist mein Bürgerrat. Als eine von 735 Abgeordneten 
beschäftige ich mich demokratisch und verantwortungs-
bewusst mit allen gesellschaftlich relevanten Fragen, im-
mer im engen Austausch mit Vereinen, Unternehmen 
sowie Bürgerinnen und Bürgern.

Mit der Einsetzung des mehr als 3 Millionen Euro 
teuren Bürgerrates haben Sie, liebe Ampel, Ihr tiefes 
Misstrauen gegenüber der repräsentativen Demokratie 
zum Ausdruck gebracht.

(Marianne Schieder [SPD]: Unfug!)

Um Missverständnissen vorzubeugen: Unsere Kritik gilt 
allein der Ampel,

(Marianne Schieder [SPD]: Ihre Oppositions-
arbeit besteht nur aus Ampel-Bashing, sonst 
nichts!)

nicht aber den beteiligten Bürgerinnen und Bürgern. Für 
Ihr Engagement im Bürgerrat gebührt Ihnen vielmehr 
unser ausdrücklicher Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Frage, wie wir den Zugang zu einer vielfältigen, 
ausgewogenen, nachhaltigen und bezahlbaren Ernährung 
für die gesamte Gesellschaft sicherstellen können, be-
schäftigt auch uns als Union intensiv. Der Bürgerrat un-
terbreitet hierzu einige unterstützenswerte Vorschläge.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Aha!)

Mit der Querschnittsempfehlung einer umfassenden Er-
nährungsbildung und einem Appell an die Eigenverant-
wortung der Verbraucher greift er eine Grundposition 
unserer Fraktion auf, die der Bundesregierung allerdings 
vollkommen fremd ist.

(Marianne Schieder [SPD]: Eijeijei!)

Die Ampel übt sich in Verbots- und Bevormundungs-
fantasien, wie Landwirtschaftsminister Cem Özdemir un-
ter anderem mit seinem unsäglichen Gesetz für an Kinder 
gerichtete Lebensmittelwerbung beweist, ein Vorhaben, 
das jeglicher wissenschaftlicher Evidenz entbehrt und 
dabei auch noch völlig über das Ziel hinausschießt. Wer 
70 Prozent aller Lebensmittel pauschal für gesundheits-
gefährdend erklärt, dem geht es nicht um das Kindes-
wohl, sondern um nichts Geringeres als ein grünes Er-
nährungsdiktat.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die Bürgerinnen und Bürger haben diese Art der Politik 
spätestens seit der Heizungsdebatte satt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn Sie schon nicht auf die Union hören, dann viel-
leicht auf Ihren Bürgerrat; denn in ihm ist Ihre Bevor-
mundungsagenda laut einer Teilnehmerin auf so viel Ab-
lehnung gestoßen, dass sich das Gremium geweigert hat, 
Ihr Werbeverbot überhaupt ernsthaft zu diskutieren. Auch 
beim Gesetz zur Tierhaltungskennzeichnung hält der 

Bürgerrat der Bundesregierung den Spiegel vor. Der Bür-
gerrat hat dieses Gesetz klar als das erkannt, was es ist – 
nichts weiter als ein großer Etikettenschwindel.

Mit der Forderung einer verpflichtenden Weitergabe 
von genießbaren Lebensmitteln greift der Bürgerrat ein 
weiteres wichtiges Thema auf.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, hätten Sie’s mal gemacht!)

In Deutschland landen mit rund 11 Millionen Tonnen pro 
Jahr zu viele Lebensmittel auf dem Müll. Der Handel 
stellt genießbare Nahrungsmittel schon heute vielfach 
auf Spendenbasis zur Verfügung. Doch diese Spenden 
bergen Haftungsrisiken, die dringend abgebaut werden 
müssen. Dazu haben wir die Ampel schon vor gut einem 
Jahr aufgefordert. Passiert ist mit Ankündigungsminister 
Özdemir aber nichts.

Doch vielleicht entfaltet der Bürgerrat tatsächlich eine 
Wirkung – als eine sündhaft teure, aber lehrreiche Nach-
hilfestunde für die Ampel. Mein Appell: Hören Sie auf 
den Bürgerrat, und leiten Sie eine ernährungspolitische 
Wende mit Ehrlichkeit, Eigenverantwortung und ohne 
Bevormundung ein!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Gökay Akbulut.
(Beifall bei der Linken)

Gökay Akbulut (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch ich möchte mich bei den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern des Bürgerrates bedanken. Vielen 
Dank für das monatelange ehrenamtliche Engagement im 
Rahmen des Bürgerrates! Sie wurden repräsentativ und 
zufällig ausgewählt; Sie haben das Votum der Bevölke-
rung zu einem wichtigen Thema wiedergegeben. Ich habe 
Ihre Arbeit mit großem Interesse verfolgt.

Aus linker Sicht hätte ich mir deutlich radikalere Emp-
fehlungen gewünscht.

(Beifall bei der Linken)
Aber im Bürgerrat waren natürlich alle Perspektiven ver-
treten; das ist auch gut so. Wichtig ist, dass die Empfeh-
lungen des Bürgerrates auch ernst genommen werden – 
ich glaube, das ist unsere gemeinsame Forderung –;

(Beifall bei der Linken)
denn Bürgerräte können dazu beitragen, Denkblockaden 
im parlamentarischen Raum aufzulösen. Sie sollen die 
parlamentarische Demokratie ergänzen und stärken. Da-
her hoffe ich, dass die Bundesregierung die Empfehlun-
gen des Bürgerrates nicht auf ihrem Schreibtisch verstau-
ben lässt.

(Beifall bei der Linken)
Zuvor wurden nämlich ähnliche Empfehlungen des Wis-
senschaftlichen Beirates des Bundesministeriums für Er-
nährung und Landwirtschaft lediglich zur Kenntnis ge-
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nommen. Vor etwa vier Jahren hat dieser Wissenschaftli-
che Beirat vergeblich kostenloses Kita- und Schulessen 
von der Großen Koalition gefordert.

Wir Linke fordern hier seit Jahren kostenloses Kita- 
und Schulessen für alle Kinder in unserer Gesellschaft.

(Beifall bei der Linken)

Daher noch mal unser Appell an die Ampelkoalition: 
Sorgen Sie endlich dafür, dass bundesweit kostenlose 
Kita- und Schulessen eingeführt werden. Warum setzen 
Sie das nicht endlich um?

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

In Berlin hat Rot-Rot-Grün dies schon vor fünf Jahren 
eingeführt. Wir sehen also: Wo ein Wille ist, ist auch 
ein Weg.

(Beifall bei der Linken)

Eine zeitlich unverbindliche Ernährungsstrategie, wie 
sie die Bundesregierung veröffentlicht hat, ist unserer 
Meinung nach völlig unzureichend. Angesichts der Infla-
tion und der steigenden Lebensmittelpreise fordern wir 
außerdem die Streichung der Mehrwertsteuer auf Grund-
nahrungsmittel.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Isabel 

Mackensen-Geis.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Isabel Mackensen-Geis (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger des Bürgerin-
nenrates! Als der Bürgerinnenrat eingesetzt wurde, be-
schäftigten mich einige Fragen: Würden die Bürgerinnen 
mitmachen? Würden sie dabeibleiben? Wie wird das 
Thema angenommen?

Vom 29. September 2023 bis Mitte Januar 2024 haben 
Sie sich im digitalen Austausch und an Präsenzwochen-
enden Zeit genommen, das Thema „Ernährung im Wan-
del“ thematisch aufzuteilen und konkrete Forderungen zu 
formulieren. Als wir als Abgeordnete am 11. November 
zu einem Präsenzwochenende kommen durften, war ich 
beeindruckt von den Meinungsbildern an den Wänden. 
Es waren Wände aufgestellt, an denen zu bestimmten 
Themen gevotet werden konnte. Da gab es etwa auf der 
einen Seite das Thema „pauschales Werbeverbot“. Das 
wurde mit der Begründung, dass Verbote an sich nichts 
bringen, abgelehnt. Auf der anderen Seite erhielt ein La-
belling von Produkten in den Bereichen Tierwohl, Ge-
sundheit und Klima die uneingeschränkte Zustimmung. 
Es war sehr beeindruckend, zu sehen, wie dieses große 
Thema von Ihnen operationalisiert und zusammengefasst 
wurde und wie die Themen ergebnisorientiert zusammen-
gebracht wurden.

Mir fiel in den Gesprächen die Erwartungshaltung auf: 
Die Bürgerinnen wollten und wollen ernst genommen 
werden; aber ich habe gemerkt, dass sie ein bisschen 
zweifeln, ob das auch passieren würde. Ich muss in An-
betracht dieser Debatte feststellen, dass sie da leider nicht 
zu Unrecht Zweifel haben. Dazu kann ich für unsere 
Fraktion gleich noch deutlicher werden.

Ich durfte mich auch mit einer Teilnehmerin aus mei-
nem Wahlkreis zu den Erlebnissen im Bürgerinnenrat 
austauschen. Ihre Zusammenfassung war, dass es fast 
zu wenig Zeit gewesen sei, sie aber in jeglicher Hinsicht 
großartig betreut worden seien, organisatorisch wie in-
haltlich. Sie würde es jederzeit wieder machen und emp-
fiehlt allen: Wenn ihr eine Einladung zum Bürgerinnenrat 
bekommt, nehmt sie an und macht mit!

(Beifall bei der SPD)

Die Empfehlungen des Bürgerinnenrates sind ein 
wichtiger Impuls für unseren parlamentarischen Diskurs. 
Jetzt muss es an die Umsetzung gehen. Der Bürgerinnen-
rat ist eine neue Form der direkten Beteiligung. Er ist 
keine Parallelstruktur, kein Angriff auf die repräsentative 
Demokratie, sondern eine direkte Beteiligungsform. Er 
ist eine Meinungsbildungsform, bei der die Bürgerinnen 
direkt in die Meinungsbildung einbezogen werden kön-
nen und einbezogen werden. Die Bürgerinnenbeteiligung 
ist eine Frage, die sich auf allen Ebenen stellt, auch auf 
kommunaler Ebene und auf Landesebene. Wir haben sie 
auf Bundesebene in dieser Form beantwortet.

Auch ich möchte mich bei Ihnen allen für Ihr Engage-
ment, für Ihre Offenheit, für Ihre Zeit und für Ihre Neu-
gier bedanken. Als die Ergebnisse des Bürgerinnenrates 
übergeben wurden, hat es eine Teilnehmerin auf den 
Punkt gebracht, als sie sagte: Nehmen Sie unsere Forde-
rungen ernst!

(Beifall bei der SPD)

Liebe Bürgerinnen und Bürger des Bürgerrates, ja, wir 
nehmen sie ernst.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe BSW Amira 

Mohamed Ali.

(Beifall beim BSW)

Amira Mohamed Ali (BSW):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und 

Kollegen! Kostenfreies, gesundes Mittagessen in Kitas 
und Schulen, klar verständliche Lebensmittelkennzeich-
nung, günstigere Grundnahrungsmittel durch Wegfall der 
Mehrwertsteuer und selbstverständlich gutes Essen in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen – das sagt der 
Bürgerrat „Ernährung im Wandel“, und das finden wir als 
BSW sehr vernünftig.

(Beifall beim BSW)
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Jetzt ist die Bundesregierung am Zug. Setzen Sie diese 
Forderungen um, und beerdigen Sie sie nicht, wie sonst 
üblich, auf Druck der mächtigen Lobbys in irgendeinem 
Hinterzimmer! Da reicht es auch nicht, hier schmissige 
Reden zu halten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BSW)

Fakt ist: Wer wenig Geld hat, kann sich eine gesunde 
Ernährung nicht leisten. 10 Millionen Menschen in 
Deutschland können sich heute schon bestenfalls jeden 
zweiten Tag eine vollwertige Mahlzeit leisten. Jedes 
vierte Kind geht ohne Pausenbrot zur Schule. Das ist 
die traurige Wahrheit. Gehen Sie bitte mal mit 9 Euro in 
den Supermarkt, und versuchen Sie, damit ein Abend-
essen für eine vierköpfige Familie zusammenzubekom-
men, so wie es die Mitglieder des Bürgerrates gemacht 
haben! Ich muss sagen: Ich habe den Eindruck, dass das 
mit Ihrer Lebensrealität absolut nichts zu tun hat. Anders 
kann ich mir so manche Debatte, die hier geführt wird, 
wirklich nicht erklären.

(Beifall beim BSW)

Dass die Bundesregierung durch ihre Politik auch noch 
dafür sorgt, dass Lebensmittel noch teurer werden, ist in 
diesen Zeiten einfach ein Skandal.

(Beifall beim BSW)

Wenn Sie die Beihilfen für den Agrardiesel streichen, 
wenn die CO2-Abgabe und die Mehrwertsteuer in der 
Gastronomie erhöht werden, dann bezahlen das nicht 
die Mitglieder der Bundesregierung, nein, dann bezahlen 
das die Verbraucherinnen und Verbraucher in unserem 
Land. Das ist leider die Wahrheit.

(Beifall beim BSW)

Und wenn Sie jetzt eine Extrasteuer auf Fleisch einführen 
wollen,

(Zuruf des Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

ohne zu garantieren, dass dabei wirklich mehr Tierwohl 
herauskommt – so wie es der Bürgerrat und die Verbrau-
cherzentrale fordern –, und eben nicht das Fleisch einfach 
teurer wird, dann habe ich den Eindruck, dass Sie durch 
höhere Fleischpreise die Bevölkerung erziehen und den 
Leuten auf die Teller regieren wollen. Das geht nicht, 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BSW)

Es ist Ihre Aufgabe, liebe Ampelregierung, dafür zu 
sorgen, dass sich alle Menschen in Deutschland gutes 
Essen leisten können. Die Vorschläge des Bürgerrates 
weisen da den Weg.

Danke schön.

(Beifall beim BSW)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Petra Nicolaisen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Petra Nicolaisen (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
Kommunales sage ich Ihnen: Träger der Einrichtungen, 
in denen das kostenlose Mittagessen für alle Kinder zur 
Verfügung gestellt werden soll, sind die Kommunen. Sie 
werden trotz aller Leistungsfähigkeit schon mit dem 
Rechtsanspruch auf die Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter kaum fertig. Und jetzt zieht wie eine Gewitter-
wolke mit dem vermeintlich kostenlosen Mittagessen für 
alle Kinder der nächste Rechtsanspruch am Horizont auf. 
Auch wenn sich der Bund zur Hälfte an den Kosten betei-
ligen soll, bleibt mindestens die andere Hälfte der Kosten 
bei den Kommunen hängen. Angesichts der derzeit an-
gespannten Finanzlage der Kommunen ist nicht ansatz-
weise vermittelbar, warum die Kommunen die Kosten für 
die Maßnahme tragen sollen.

Städte und Gemeinden können sich diese ausufernde 
Form der gesellschaftlichen Beglückung schlichtweg 
nicht mehr leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Flächendeckend müssen die Hebesätze bei der Grund-
steuer angehoben werden, um die Finanzlücken der Kom-
munen zu schließen. Ein vermeintlich kostenloses Mit-
tagessen für alle Kinder erhöht den Druck, die Hebesätze 
weiter anzuheben. So werden nicht nur diejenigen belas-
tet, die gar keine Kinder in Betreuung und Schule haben, 
sondern natürlich auch diejenigen, die tatsächlich finan-
zielle Hilfe benötigen und diese beim Mittagessen über 
das Bildungs- und Teilhabepaket auch bereits bekom-
men.

Liebe Ampelregierung, neulich haben Sie sich vor-
genommen, die Wertschätzung von Kommunalpolitik 
zu steigern. Die Verärgerung über die immer weiter stei-
genden Lebenshaltungskosten werden unsere Ehrenamt-
lichen ausbaden müssen. Das hier ist ein Konjunkturpro-
gramm zur Steigerung der Politikverdrossenheit.

Wer sich für die Umsetzung der Empfehlungen des 
Bürgerrates ausspricht, muss von Anfang an berücksich-
tigen, wer eigentlich die Kosten dafür zahlt. Jede Emp-
fehlung hat ein Preisschild, und der Preis für die Kom-
munen wird besonders hoch ausfallen.

(Zuruf der Abg. Nezahat Baradari [SPD])

Kostenlos, Frau Kollegin, ist eben nicht kostenlos. Es 
zahlt nur ein anderer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sehr geehrter Kollege Dr. Miersch, Sie fragten vorhin, 
wovor wir eigentlich Angst haben: im Gegensatz zu 
Ihnen jedenfalls nicht vor der Eigenverantwortung.

(Heiterkeit des Abg. Thorsten Frei [CDU/ 
CSU])

Darüber sprechen wir hier doch eigentlich, oder? Wie 
weit soll der Bund denn die Menschen im Alltag eigent-
lich noch unterstützen?

(Katja Mast [SPD]: Es geht um die Kinder, die 
Schülerinnen und Schüler!)
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Das müssen dann zum großen Teil die Kommunen über-
nehmen. Das wird auf dem Rücken der Kommunen aus-
getragen. Denken Sie mal darüber nach!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Gute Rede! Das war mal 
eine sachliche Rede! Nicht Ihr psychologischer 
Mist hier!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe Die Linke Ina 

Latendorf.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Neun Empfehlungen hat uns der Bürgerrat 
„Ernährung“ aufgegeben, eine davon ist die kostenlose 
Kita- und Schulverpflegung. Ich sage: Richtig so!

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Amira 
Mohamed Ali [BSW])

Vor zwölf Jahren hat Die Linke dies hier im Bundestag 
das erste Mal beantragt. Bisher fehlte der politische Wil-
le, dies aufzugreifen.

Die guten Gründe für diese Empfehlung sind klar: 
erstens, die Förderung gesunder Ernährung bei Kindern 
und Jugendlichen in Verbindung mit Ernährungsbildung, 
was eine gute Ernährung ist, zweitens, die Förderung der 
Chancengleichheit zwischen den Kindern ohne Stigmati-
sierung, drittens, die Entlastung der Eltern bei gleichzei-
tiger Förderung der sozialen Entwicklung – ja, die Ge-
meinschaftsverpflegung hat eine soziale Funktion –,

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Amira 
Mohamed Ali [BSW])

und viertens, die Entlastung des Gesundheitssystems; 
denn ernährungsbedingte Krankheiten könnten verhin-
dert werden.

Es wird höchste Zeit, dass sich die Bundespolitik die-
ses Themas annimmt. Eine Bundesfinanzierung ist mög-
lich, zum Beispiel über eine Gemeinschaftsaufgabe. Der 
politische Wille ist da. Werden Sie tätig!

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Ali Al- 
Dailami [BSW])

Sie wissen: Der Antrag der Linken kommt sowieso, wenn 
Sie nicht handeln.

Vielen Dank, insbesondere an die Mitglieder des Bür-
gerrates.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BSW)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Nadine 

Heselhaus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nadine Heselhaus (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Mitbürgerinnen 

und Mitbürger! Zum Ende der Debatte möchte ich auf ein 
paar Redebeiträge ganz besonders eingehen und unsere 
Positionen noch ein bisschen stärken. Mit Blick auf die 
hier geäußerte Kritik will ich betonen: Die SPD steht 
hinter dem Bürgerrat. Wir sehen die engagierten Bür-
gerinnen und Bürger nicht als Konkurrenz, sondern als 
Ergänzung der parlamentarischen Demokratie.

(Beifall bei der SPD)
Mehr Bürgerbeteiligung ist eine Belebung, und sie kann 
dazu beitragen, das Vertrauen in unsere Demokratie zu 
stärken. Das sollte allen in diesem Haus wichtig sein.

(Beifall bei der SPD)
Auch ich habe Mitglieder des Bürgerrats kennenge-

lernt. Ihre Motivation konnte ich richtig spüren, und die 
Arbeit kann sich sehen lassen. Deshalb auch von mir an 
dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an alle, die die-
sen Bürgerrat mit Leben und mit Expertise gefüllt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Thema Ernährung eignete sich gut. Alle können 
damit etwas anfangen, und trotzdem kann es auch emo-
tional und kontrovers sein: reine Privatsache oder Staats-
angelegenheit, hier die überzeugte Veganerin und dort der 
leidenschaftliche Fleischesser und ganz viele Menschen 
dazwischen. Und ja: Alle waren in diesem Bürgerrat ver-
treten. Die Ergebnisse sind trotzdem so ausgefallen, wie 
sie ausgefallen sind. Man hat hier bei der einen oder 
anderen Wortmeldung das Gefühl gehabt, dass die Mit-
glieder des Bürgerrats sich mal eben so etwas Tolles 
ausgedacht haben. Das war nicht so. Es wurde lange 
abgewogen, es wurde diskutiert, und am Ende wurde 
abgestimmt. Sie alle tragen das Ergebnis gemeinsam 
mit. Das könnte manchen in diesem Haus auch mal gut-
tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei uns rennt der Bürgerrat mit seinen Ergebnissen 
offene Türen ein. Bei anderen hat man wiederum den 
Eindruck, die Ergebnisse passten nicht ganz so ins Kon-
zept; so sind die Reden eben auch ausgefallen. Bisher 
fehlten politische Mehrheiten, um bundeseinheitliche Re-
gelungen zu schaffen, oder die Zuständigkeiten der Län-
der standen diesen entgegen.

Lassen Sie uns den Schwung des Bürgerrats mitneh-
men, seine Arbeit wertschätzen und möglichst viele sei-
ner Vorschläge auch umsetzen! Mir liegt auch als Mutter 
an der Stelle besonders die Empfehlung mit der höchsten 
Priorisierung am Herzen. All das, was hier als Kritik 
geäußert wurde, haben die Mitglieder doch auch beraten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dem Bürgerrat war all das klar; das ist nichts Neues. Sie 
wussten es und haben trotzdem genau diese Empfehlun-
gen ausgesprochen. Sie haben sich bewusst dafür ent-
schieden. Und sie haben sich im Hinblick auf das gesunde 
Mittagessen für Schul- und Kitakinder dazu entschieden, 
auch wirklich alle zu meinen, auch die Kinder der wohl-
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habenden Eltern. Sie wollten an der Stelle ganz explizit 
keinen Unterschied machen. Das war eine bewusste Ent-
scheidung, und die sollten wir ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker [FDP])

Die Zuständigkeit liegt nicht beim Bund. Deshalb, 
liebe Kolleginnen und Kollegen auch in den Ländern, 
lassen Sie uns das notwendige Geld dafür in die Hand 
nehmen! Das wäre ein Meilenstein für gesunde Ernäh-
rung und soziale Gerechtigkeit in unserem Land und 
eine Anerkennung der Arbeit des Bürgerrats.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/10300 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe keine 
anderen Überweisungsvorschläge. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 7 a auf:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Unterstützung für die Ukraine konsequent 
fortsetzen – Lieferung des Taurus-Marsch-
flugkörpers beschließen
Drucksachen 20/9143, 20/10433

Über die Beschlussempfehlung werden wir später na-
mentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne nun die Aussprache. Zuerst hat das Wort für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Agnieszka Brugger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Stellen Sie sich vor, Ihre Kinder malen Bilder, nicht 
von Autos, nicht von Blumenwiesen, nicht von Einhör-
nern, sondern von Flugzeugen, die Bomben abwerfen, 
und von Kellern voller Blut! Genau das berichtet das 
Kinderhilfswerk UNICEF aus der Ukraine. Zehntausende 
ukrainische Kinder wurden ihren Familien entrissen, 
nach Russland entführt. Sie müssen in Lagern leben 
und werden gegen ihren Willen zwangsadoptiert. In 
Russland unterstützt das sogenannte Russische Rote 
Kreuz im Auftrag des Putin-Regimes offenbar militäri-
sche Ausbildungslager für Kinder. Jungen und Mädchen 
werden darin gedrillt, Tarnnetze zu flechten und mit Ge-
wehren zu schießen. Die Kindheit wird diesen kleinen 

Wesen in der Ukraine, aber auch in Russland durch die 
Grausamkeit infolge von Putins Krieg geraubt. Diese 
Kinder sollten doch einfach unbekümmert lachen, lernen 
und spielen dürfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, die Friedensordnung unse-
res europäischen Kontinents wurde nach zwei verheeren-
den und blutigen Weltkriegen geschmiedet, auch mit der 
Hoffnung, dass dann endlich alle Kinder in Europa in 
Frieden leben können. Es sind Vereinbarungen, die von 
allen Staaten mitgestaltet wurden, auch und gerade von 
Russland. Sie beruhen darauf, dass Grenzen nicht mit 
militärischer Macht verschoben werden. Und sie beruhen 
darauf, dass Konflikte zwischen Staaten am Verhand-
lungstisch und nicht auf dem Schlachtfeld geklärt wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jede russische Rakete, jeder russische Schuss zielt auf 
maximale Zerstörung von Wohnhäusern, Kraftwerken 
und Krankenhäusern, auf den Tod von ukrainischen Kin-
dern, Frauen und Männern. Aber jede Rakete und jeder 
Schuss ist auch eine Attacke auf unsere so kostbare Frie-
densordnung. Diese historischen Errungenschaften dür-
fen wir nicht einfach der brachialen Gewalt preisgeben, 
sondern wir müssen sie entschieden verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Die Menschen in der Ukraine, die Menschen in unse-
rem Land, wir alle hier in den demokratischen Frak-
tionen: Uns alle verbindet die Sehnsucht nach Frieden 
und der große Wunsch nach einem Ende dieser blutigen 
Gewalt in der Ukraine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Doch wie lässt sich das erreichen, wenn alle Verhand-
lungsbemühungen vom Kreml mit Bomben beantwortet 
werden und wir sehen, dass die Gewalt in den besetzten 
Gebieten für die Menschen dort mitnichten endet? Des-
halb stehen wir vor der Wahl: Lassen wir die Unterstüt-
zung der Ukraine auslaufen, oder tun wir viel, aber leider 
eben nicht genug? Zögern wir, und wiederholen wir im-
mer dieselben Debatten, bis es zu spät ist, und riskieren 
wir als Politiker damit auch, dass Putin den Krieg am 
Ende doch gewinnen könnte? Dieses Szenario wäre der 
größte Horror für die Menschen in der Ukraine. Aber es 
ist auch die größte Gefahr für unsere Sicherheit und für 
unsere Friedensordnung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Deshalb sollten wir die Ukraine mit aller Kraft so 
unterstützen, dass sie diesen Krieg gewinnen kann – mit 
Diplomatie und neuen Bündnissen, mit humanitärer Hil-
fe, mit lückenlosen Sanktionen und einer Energiepolitik, 
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die nicht die Kriegskassen von Putin füllt, auch mit Waf-
fen. Und natürlich werden alle Risiken sorgfältig abge-
wogen. Wir sind uns alle der Tragweite dieser Entschei-
dungen bewusst, und das lassen wir uns als Grüne von 
niemandem absprechen, auch nicht vom Bundeskanzler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP und des Abg. Michael Roth [Herin-
gen] [SPD])

Gemeinsam haben wir in der Koalition, aber auch mit 
der Opposition schon klar gesagt: keine Bodentruppen, 
keine Flugverbotszone. Wir verlangen von der Ukraine 
immer wieder, dass sie angesichts der Risiken und der 
Gefahren nicht all das tut, was sie nach dem Völkerrecht 
bei ihrer Selbstverteidigung eigentlich tun dürfte. Umso 
mehr müssen wir das machen, was für uns möglich ist.

Ja, wir tun bereits sehr viel, aber wir haben in der 
letzten Sitzungswoche in einem Antrag der Koalition 
klargemacht, dass noch mehr geht und dass es noch 
mehr braucht. Die drängendste Frage ist in der Tat die 
der Munition, aber auch die weitreichender Waffen wie 
Taurus. Für uns Grüne ist das auch kein Entweder-oder; 
es braucht beides.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Friedrich Merz [CDU/CSU]: Aha! – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Willige Koalition der 
Kriegstreiber!)

Zur vollen Wahrheit gehört: Auch Zögern und Zaudern 
kann am Ende zur Eskalation beitragen. Denn wenn wir 
dem skrupellosen Kriegsverbrecher Putin signalisieren, 
dass wir Angst haben, dass wir streiten, dass wir uns 
seiner Erpressung beugen, und dann zu wenig tun, dann 
kann auch Wladimir Putin zur Auffassung kommen, im-
mer einen noch brutaleren Schritt weiterzugehen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Wir erwarten aber 
dann, dass Sie persönlich an die Front gehen!)

Auch dieses Risiko gilt es sorgfältig mit allen anderen 
Gefahren abzuwägen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Und weil es in ungewissen Situationen, bei denen so 
viel auf dem Spiel steht, immer wieder hilft, auf die 
Realität zu schauen, statt mit Gefühlen zu argumentieren 
oder mit ihnen zu spielen: Frankreich und Großbritannien 
haben bereits ähnliche, wenn auch nicht ganz so weitrei-
chende Marschflugkörper geliefert.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Gehen Sie an die 
Front! Mit gutem Beispiel voran an die Front!)

Das hat bisher nicht zur weiteren Eskalation beigetragen. 
Das hat auch nicht dazu geführt, dass sie auf Moskau 
abgefeuert werden. Es gibt kein Beispiel für eine Liefe-
rung von Waffen an die Ukraine, bei denen die Ukraine 
das Vertrauen missbraucht und die Absprachen, die damit 
getroffen worden sind, gebrochen hätte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der FDP – Friedrich 

Merz [CDU/CSU]: So ist das! Genau so ist 
das!)

Meine Damen und Herren, das Leid der Menschen in 
der Ukraine ist zu groß, die Gefahr für unsere Sicherheit, 
für unsere Verbündeten und für unsere Friedensordnung 
ist zu hoch, als dass eine Debatte darüber einfach für 
beendet erklärt werden kann.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, das stimmt!)

Die Zeiten von Gerhard Schröder sind zum Glück schon 
lange vorbei.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der FDP)

Das gilt für seine gescheiterte Russlandpolitik, und das 
gilt auch für sein Kanzler-Basta.

Unsere Position als Grüne und, ich glaube, die Position 
aller Fraktionen ist mehr als glasklar. Wir brauchen dafür 
auch nicht jede Woche einen Antrag von der Union, der 
wenig hilfreich ist und den wir auch dieses Mal ablehnen 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Warum denn eigentlich? 
Warum denn?)

Sie wissen genauso gut wie ich: Am Ende entscheidet der 
Bundessicherheitsrat, und am Ende braucht es dafür Ein-
stimmigkeit.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das war jetzt kein 
überzeugendes Argument!)

Der gewichtigen Verantwortung bei diesen Fragen 
werden wir nicht gerecht mit Schaufensteranträgen, mit 
Sprüchen wie „den Stier bei den Hörnern packen“ und 
auch nicht, indem wir vermeintliche Geschichten von 
Frieden erzählen, die offensichtlich nur bis zum nächsten 
Wahlkampf halten sollen. Unsere Aufgabe ist es, in ei-
nem großen Bewusstsein die Risiken unseres Handelns 
und unseres Nichthandelns sorgfältig, vorsichtig gegen-
einander abzuwägen. Diese Verantwortung tragen wir 
hier alle gemeinsam.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

In der Realität das zu tun, was in den nächsten Jahren 
unsere Friedensordnung schützt und die Sicherheit auf 
unserem Kontinent erhöht: das gebietet der Amtseid.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Johann Wadephul.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Am Ende des ersten Quartals 2024 dauert dieser 
russische Aggressionskrieg gegen die Ukraine nun zwei 
Jahre an, unvermindert. Es sterben Tausende Soldatinnen 
und Soldaten auf beiden Seiten, es werden Frauen ver-
gewaltigt, es werden Kinder nach Russland entführt, 
Städte und Dörfer werden zerbombt. Die Front steht aus 
ukrainischer Sicht maximal. Es gibt mittlerweile russi-
sche Erfolge. Das Personal und die Munition auf ukrai-
nischer Seite werden knapp und knapper. In den Vereinig-
ten Staaten von Amerika, die für die Unterstützung der 
Ukraine entscheidend waren und sind, verhindert eine 
innenpolitische Blockade eine weitere Unterstützung.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Das sind Ihre 
Parteifreunde!)

Deswegen sind wir jetzt in der Situation eines Abnut-
zungskrieges, von dem der österreichische Militärfach-
mann Gustav Gressel sagt: Es ist ein Abnutzungskrieg. 
Wenn er so weitergeht, verliert die Ukraine.

Währenddessen hat Russland seine Wirtschaft auf 
Kriegswirtschaft umgestellt: Panzer rollen vom Fließ-
band, im Schnitt werden in Russland pro Tag 1 000 Re-
kruten neu in den Dienst gestellt.

Vor diesem düsteren Szenario debattieren wir in dieser 
Woche einen Antrag, Frau Kollegin, den wir schon im 
vergangenen November in den Deutschen Bundestag ein-
gebracht hatten und der nun in dieser Woche nach langen 
Beratungen im Auswärtigen Ausschuss, wo Sie eine vor-
herige Aufsetzung verhindert hatten, diskutiert wird.

Ich möchte dennoch die Gelegenheit nutzen, Frau Kol-
legin Brugger, Ihnen ausdrücklich für Ihre Rede zu dan-
ken und zu sagen, dass sie im Wesentlichen das aus-
drückt, was die Fraktion von CDU und CSU zu den 
Fragen der Unterstützung der Ukraine denkt. Es ist gut, 
dass wir in diesem Punkt einig sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Alice Weidel [AfD]: Das 
sagt wirklich alles! Willige Koalition der 
Kriegstreiber! Sie danken Frau Brugger! Koa-
lition aus Schwarz und Grün!)

Nach dem Kriegsbeginn haben wir alle hier – fast alle; 
wir jedenfalls mit Überzeugung – in einer Sitzung an 
einem Sonntag nach einer wegweisenden Rede des Bun-
deskanzlers stehend applaudiert und gesagt: Wir stehen 
hier jetzt in der demokratischen Mitte zusammen – min-
destens, zuweilen auch darüber hinaus – für die Unter-
stützung der Ukraine.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir als CDU/ 
CSU wollen diese Gemeinsamkeit weiter. Aber ich sage 
auch ganz offen: Mit einem Verhalten, wie es der Regie-
rungschef hier gestern gezeigt hat, wird diese Gemein-
samkeit kaputtgemacht, wird sie zerstört. Das ist nicht 
nur nicht hilfreich, sondern – ich sage es ganz ausdrück-
lich – die Anwürfe in unsere Richtung, wenn wir Fragen 
stellen, das seien Halbwahrheiten oder es gebe sozusagen 
ein Sonderwissen einzelner Kolleginnen und Kollegen,

(Zuruf von der SPD: Ja, ist aber so!)

sind völlig inakzeptabel für einen Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland in dieser historischen Situa-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich will es ganz ausdrücklich sagen, weil wir hier als 
Abgeordnete sprechen: Herr Kollege Mützenich, Sie mö-
gen Ihre eigene Art haben, Ihre Fraktion zu führen, und 
genießen dort ja auch eine große Anerkennung. Aber dass 
Sie hier auffordern, Kolleginnen und Kollegen in anderen 
Fraktionen wegen eines abweichenden Stimmverhaltens 
zu disziplinieren, ist kein guter Stil im deutschen Par-
lament und auch mit Artikel 38 des Grundgesetzes nicht 
vereinbar. Das sollten Sie sein lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und ganz grundsätzlich: Wenn es ein Land im Westen 
gegeben hat, das immer wieder versucht hat, sich mit 
Russland zu arrangieren und nicht zu scharf zu reagieren – 
auch wir in gemeinsamer Verantwortung, Herr Kollege 
Mützenich –, dann ist es doch Deutschland gewesen. 
Nach der Annexion der Krim und dem hybriden Angriff 
auf die Ostukraine sind wir nicht nur im Gespräch geblie-
ben. Bundeskanzlerin Merkel hat das Minsker Abkom-
men ausgehandelt. Wir haben den Betrieb von Nord 
Stream 1 fortgeführt, wir haben sogar mit Nord Stream 2 
begonnen. Das kann man heute nur selbstkritisch betrach-
ten. Der Bundeskanzler – das muss ich anerkennen – ist 
noch kurz vor Kriegsbeginn bei Putin gewesen und hat 
gesagt: Es gibt keinen Anlass, dass die Ukraine der 
NATO demnächst beitreten sollte. – Was war die Reakti-
on? Herr Putin hat diesen Krieg begonnen.

Dann gab es die Zurückhaltung bei der berühmten 
Debatte über die Lieferung schwerer Waffen. Wie lange? 
Monate hat das gedauert. Das hat nur dazu geführt, dass 
die russische Armee sich weiter hat festigen können, 
Stellungen aufbauen können, die jetzt verteidigt werden 
und die es der Ukraine unmöglich machen, dort vorzu-
dringen. Und jetzt erneut ein monatelanges Zögern und 
ein Nichterklären der Entscheidung, was den Taurus an-
geht!

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wenn es ein 
Land gegeben hat, das sich wegen der Ukraine immer 
zurückgehalten hat, immer versucht hat, offen zu bleiben, 
war es Deutschland.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Aber wir sind 
doch die zweitgrößten Waffenlieferer! Von 
was reden Sie denn?)

Wir haben das in letzter Zeit sehr stark kritisiert. Aber Sie 
müssen doch zur Kenntnis nehmen, dass Herr Putin nicht 
ein einziges Mal darauf positiv reagiert hat. Er hat nicht 
ein einziges Mal gesagt: Oh ja, da ist ja Deutschland; Frau 
Merkel oder Herr Scholz, die sind offen, die versuchen, 
ein Weniger zu machen. Darauf reagiere ich positiv und 
nehme mich zurück. – Nein, Ihre vermeintliche Beson-
nenheit hat Herrn Putin in seiner Aggression gegen die 
Ukraine immer wieder nur befeuert. Das ist das Resultat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)
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Deswegen bin ich in dieser Situation, auch wenn Ge-
schichte sich nicht wiederholt, bei Daniel Cohn-Bendit, 
der sagt: Wenn wir irgendeine vergleichbare Situation 
haben, dann sind wir in einer ähnlichen Situation wie 
1938. – Ruchlose Aggressoren brauchen keinen Anlass 
für einen Angriff; die machen es von sich aus selber. Und 
so gilt es auch für Herrn Putin.

Deswegen ist das richtig, was Ralf Fücks gestern ge-
schrieben hat, als das jüngste Interview von Herrn Putin 
kam:

„Putin setzt auf Sieg. Die Ukraine soll wieder eine 
russische Kolonie werden. Er wird nur den Rückzug 
antreten, wenn er dazu gezwungen wird. Entweder 
wir befähigen die Ukraine, den Krieg zu gewinnen, 
oder wir werden mit ihr verlieren.“

Es gibt keinen dritten Weg.
Deswegen braucht es Entschlossenheit, und deswegen 

braucht es Klarheit bei der Unterstützung Deutschlands 
für die Ukraine. Dazu sind Sie alle miteinander gemein-
sam aufgerufen. Wenn es heute in der Abstimmung nicht 
gelingt, dann sollten Sie danach darauf setzen, dass diese 
Bundesregierung die richtigen und die notwendigen Ent-
scheidungen für die Seite der Ukraine trifft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Dr. Rolf Mützenich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In keinem anderen europäischen Land, ge-
schweige denn außerhalb Europas wird über ein einzel-
nes Waffensystem so gestritten wie in Deutschland.

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Die liefern ein-
fach!)

Auf diese Debatte brauchen wir uns nichts einzubilden, 
auch weil leider eigennützige und niedere politische Be-
weggründe den Streit anheizen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD)

Man muss sich schon fragen, ob diejenigen, die diese 
Debatte befördern, davon ablenken wollen.

Und da frage ich mich, Herr Kollege Wadephul: Wo 
leben Sie eigentlich? Deutschland ist das Land, das hinter 
den USA am meisten für die Ukraine tut – 28 Milliarden 
Euro in den letzten zwei Jahren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und da geht es eben in der Tat, Herr Kollege Wadephul, 
nicht allein um militärische Güter, sondern da geht es 
auch um humanitäre Hilfe, um Soforthilfe, um wirt-
schaftlichen Wiederaufbau, aber eben auch um die 
Flüchtlinge, die immer noch bei uns in Deutschland leben 
und die hier Schutz gefunden haben. In diese 28 Milliar-
den Euro sind noch nicht mal die privaten Hilfen ein-
gerechnet. Wir sollten doch stolz sein auf die Bürgerin-
nen und Bürger, die den Menschen aus der Ukraine, 
meistens jungen Müttern mit ihren Kindern, die vor die-
sem Krieg geflohen sind, hier Schutz gewähren. Deswe-
gen brauchen wir doch eine angemessenere Debatte – 
vielleicht in diesem Haus, aber ich befürchte, nein – als 
nur den Streit über ein Waffensystem, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wer hat denn die Menschen, die noch bereit sind, sich 
der Information zu stellen, darüber unterrichtet? Vor we-
nigen Tagen ist der tausendste ukrainische Patient in ei-
nem deutschen Krankenhaus aufgenommen worden. In 
den restlichen 26 Staaten der Europäischen Union waren 
es 2 000. Bemerken Sie den Unterschied bei dem, was 
Deutschland für die Ukraine letztlich auch aus Humanität 
und aus Menschlichkeit tut? Das gehört auch zu der De-
batte dazu. Wir brauchen positive Beispiele, damit der 
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft auch gelingt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zurufe von der CDU/CSU)

Deswegen: Ich glaube, wir sollten uns auf Wichtigeres 
konzentrieren. Warum sind andere europäische Staaten 
nicht in der Lage, mehr Mittel nach ihren Ankündigungen 
bereitzuhalten? Warum besteht darin ein so großer Unter-
schied zu uns? Brauchen wir in Deutschland nicht zum 
Beispiel eine Debatte darüber, wie wir die, die zu uns 
gekommen sind, die Schutzsuchenden, besser in den Ar-
beitsmarkt integrieren? Das ist doch letztlich auch für uns 
eine wichtige Diskussion.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist doch keine 
Debatte! Machen müssen wir es! Machen müs-
sen wir es!)

– Sie reagieren, genau, weil Ihre kleinteilige Debatte den 
Herausforderungen nicht gerecht wird. Sie können es 
einfach nicht, meine Damen und Herren von der Union.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Machen Sie doch! 
Sie sind doch in der Regierung! – Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Lächerlich!)

Ich sage in Ihre Richtung auch – gerade denjenigen, die 
sich davon angesprochen fühlen –: Brauchen wir nicht 
auch eine kluge Debatte darüber, wie wir die Länder, 
die den Krieg in der Ukraine anders deuten oder instru-
mentalisieren, mehr für das Ziel eines Kriegsendes akti-
vieren können? Leider – und das müssen wir doch sagen – 
haben außerhalb Europas viele Länder einen anderen 
Blick auf diesen Krieg.

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch in der SPD!)
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Sie sagen, er ist vielleicht durch den Westen verantwortet. 
Sie reagieren mit Schadenfreude. Andere sagen, das sei 
das Ende der 500-jährigen westlichen Dominanz der in-
ternationalen Ordnung. Damit muss man doch umgehen. 
Warum schadet es denn diesem Deutschen Bundestag, 
auch mal die Frage zu stellen, wie wir diese Länder über-
zeugen können, uns in Europa stärker von dieser Kriegs-
fessel zu befreien?

Und da bin ich bei der Frage – es wird hier im Deut-
schen Bundestag offensichtlich manchmal schon als 
Schandfleck bezeichnet, wenn man sie allein nur stellt –: 
Ist es nicht an der Zeit, dass wir nicht nur darüber reden, 
wie man einen Krieg führt, sondern auch darüber nach-
denken, wie man einen Krieg einfrieren und später auch 
beenden kann? Geht es nicht politisch auch um diese 
Fragen?

(Beifall bei der SPD, der Linken und dem 
BSW sowie bei Abgeordneten der AfD und 
des Abg. Robert Farle [fraktionslos])

Deswegen sage ich Ihnen auch: Das Interview des 
Papstes mag verstörend, in seiner Wortwahl unglücklich 
gewesen sein. Aber sich für den Papst zu schämen: Geht 
es nicht auch eine Nummer kleiner aus Ihren Reihen? Ich 
finde, das wird einer angemessenen Diskussion über die 
Situation des Krieges in der Ukraine nicht gerecht.

(Zuruf des Abg. Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU])

Und ich finde, auch die Opposition könnte mehr tun, 
als den kurzen, kleinen innenpolitischen Vorteil zu su-
chen. Warum reden Sie nicht mal mit Frau von der Leyen, 
die schöne Bilder bringt, große Ankündigungen macht, 
aber als einzige Lösung vorschlägt, nach der Europawahl 
einen neuen Kommissar für Verteidigung in Brüssel zu 
bestimmen? Ist das wirklich hilfreich und angemessen für 
die Ukraine? Und wen beeindruckt es eigentlich, dass der 
bayerische Ministerpräsident sich mit einem Marschflug-
körper abbilden lässt? Vielleicht interessiert das Herrn 
Söder.

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Der Kanzler in der 
Munitionsfabrik! Genau das Gleiche!)

Aber wäre es nicht an der Zeit, mit Herrn Weber mal 
darüber zu reden, sich nicht den Postfaschisten und den 
Orbáns für später anzubieten? Das ist letztlich doch auch 
die Frage.

(Beifall bei der SPD, der Linken und dem 
BSW sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Also, meine Damen und Herren, ich finde, manches 
Maß ist verloren gegangen. Aber ich habe da überhaupt 
gar keine Bedenken. Auch manches Maß in der Koalition 
ist nicht mehr dort, wo es sein sollte.

(Zuruf des Abg. Wilfried Oellers [CDU/CSU])
Ich finde, es ist ein Armutszeugnis, dass dem kein Einhalt 
geboten worden ist. Wenn im Zusammenhang mit dem 
Regierungschef, dem Bundeskanzler, Begriffe wie „Si-
cherheitsrisiko“ oder „Unwahrheit“ benutzt werden, 
dann ist das nicht nur unredlich, sondern – ich sage es 
sehr deutlich – auch

(Zuruf von der CDU/CSU: …zutreffend!)
bösartig.

(Beifall bei der SPD)
Dies gehört nicht in eine parlamentarische Demokratie 
und schon gar nicht in eine Koalition.

Der Bundeskanzler hat von Anfang an der Ukraine 
beigestanden und die nationale Sicherheit unseres Landes 
gewährleistet. Beides hat er geschafft, und dafür bedarf es 
auch der Würdigung und der Unterstützung und nicht der 
Beleidigung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
Deswegen sage ich sehr klar: Zeitenwenden sind nichts 

für politische Spielernaturen.
(Zuruf des Abg. Markus Frohnmaier [AfD])

Gebraucht werden Verstand, Besonnenheit und Klarheit, 
und das setzt der Bundeskanzler in der Abwägung, die er 
als Regierungschef zu treffen hat, um.

(Beifall bei der SPD)
Um es noch einmal etwas deutlicher zu sagen, damit 

auch Sie von der Opposition – Herr Wadephul und viel-
leicht der eine oder andere – verstehen, um was es eigent-
lich überhaupt geht

(Widerspruch bei der CDU/CSU)
– da können Sie gerne auch lächeln oder dazwischen-
rufen –: Im Oktober 2022 befürchtete die amerikanische 
Regierung den Einsatz taktischer Atomwaffen im Krieg 
in der Ukraine. Das sollte uns aufhorchen lassen. Manche 
waren bereits damals davon überzeugt, dass diese Mög-
lichkeit mitgedacht werden musste, und wir können 
dankbar sein, dass im Weißen Haus ein amerikanischer 
Präsident sitzt, der alle – glaube ich – notwendigen Sig-
nale an Moskau gegeben hat,

(Zuruf des Abg. Markus Frohnmaier [AfD])
damit diese Gefahr nicht real wurde und diese taktische 
Atomwaffe nicht zum Einsatz gekommen ist, als viele 
Zehntausende von russischen Soldaten zurückgedrängt, 
eingeschlossen und möglicherweise auch gefährdet wor-
den waren. Aber das hat nicht gereicht. Es bedurfte eines 
Wortes – und das zeigt die Änderung der internationalen 
Ordnung – aus Peking, des chinesischen Staatspräsiden-
ten- und Parteichefs, der das nukleare Tabu noch mal 
bekräftigt hat. Und wer war an seiner Seite, als dieses 
nukleare Tabu bekräftigt wurde,

(Zuruf des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU])

um den Einsatz einer taktischen Atomwaffe zu verhin-
dern? Es war der Bundeskanzler, der gegen Ihren Willen 
nach China gereist ist und das Gespräch gesucht hat. Und 
leider gab es auch Zurückhaltung in der Regierung.

(Beifall bei der SPD und der Linken – Florian 
Hahn [CDU/CSU]: Das hat er sich sehr schön 
ausgedacht! Friedensnobelpreis!)

Deswegen sage ich sehr klar: Meine Fraktion schafft 
dem Bundeskanzler den Raum für solche besonnenen 
Entscheidungen und auch für Besonnenheit in der inter-
nationalen Politik; denn dieser Beitrag für die interna-
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tionale Sicherheit, für die Sicherheit der Ukraine war 
größer als irgendeine Diskussion über irgendein Waffen-
system, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Florian 
Hahn [CDU/CSU])

Und deswegen noch mal: Zeitenwenden sind nichts für 
politische Spielernaturen in unserer politischen Debatte.

Da zeigt sich: Genau das ist die Voraussetzung für den 
Umgang mit Taurus. Der Bundeskanzler hat seine 
Gründe klar und unmissverständlich geäußert;

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

es war an der Zeit. Der Regierungschef – und das müssen 
Sie einfach mal akzeptieren – hat alle Kenntnisse, alle 
Erfahrungen, alle notwendigen Informationen,

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Allwissend!)

um abzuwägen und zu klaren Ergebnissen und auch Ein-
sichten zu kommen.
Aber was viel wichtiger ist, meine Damen und Herren: 
Der Bundeskanzler trägt die Verantwortung.

(Knut Abraham [CDU/CSU]: Muss er nicht 
mehr lang!)

Er hat hier im Deutschen Bundestag den Amtseid abge-
leistet, dass er angemessen handelt, aber nicht zum Scha-
den der Bundesrepublik Deutschland. Bitte akzeptieren 
Sie das, und glauben Sie nicht denjenigen, die in Talk-
shows meinen, sie wüssten es besser, und die meinen, sie 
müssten ihre neuen Bücher anpreisen, die sie mal schnell 
geschrieben haben. Das ist nicht der Weg für eine an-
gemessene, besonnene Diskussion in der internationalen 
Politik aufgrund der Gefahren, die dort drohen.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss: Bisher war die umfassende Hilfe für die 
Ukraine unumstritten. Gleichzeitig werden wir in den 
nächsten Monaten prüfen müssen, ob wir nicht in die 
Fußstapfen anderer Länder treten, die Inneres gegen Äu-
ßeres ausspielen. Das ist die große Gefahr.

(Zuruf des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU])

Deswegen wird beim Haushalt eine entscheidende Frage 
sein, wie wir beides schaffen: die Ukraine zu unterstützen 
und in unserem Land die notwendigen Investitionen für 
die Zukunft zu tätigen.

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD – Beifall bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Jan Korte [Die 
Linke])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion Tino 

Chrupalla.

(Beifall bei der AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Landsleute! Eine Lieferung von Tau-
rus bedeutet die Verlängerung des Krieges. Ja, sie schadet 
vielleicht Russland, aber den Ukrainern ebenso, und vor 
allem gefährdet sie Deutschland. Als Alternative für 
Deutschland verurteilen wir den russischen Angriff auf 
die Ukraine. Wir stehen für die Gebietssouveränität eines 
jeden Landes und respektieren den Willen der jeweiligen 
Bevölkerung. Dafür braucht es Frieden, den wir mit allen 
friedlichen Mitteln erreichen wollen. Deshalb muss es 
endlich darum gehen, gemeinsam mit den Kriegsparteien 
am Verhandlungstisch Lösungsvarianten zu diskutieren.

(Beifall bei der AfD)

Die Lieferung von Taurus schadet vor allem Deutsch-
land. Noch werden wir nicht als Kriegspartei wahrge-
nommen – noch! –; Sie haben es in der Hand, Herr Bun-
deskanzler. Deshalb bitten wir den Bundeskanzler, in 
diesem Punkt die Linie für Frieden in Deutschland und 
in Europa konsequent weiterzuverfolgen. Und lassen Sie 
sich vor allem nicht von den Kriegstreibern in der CDU, 
in der FDP und von den Grünen erpressen. Darum bitten 
wir den Bundeskanzler.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kollegen, vor nunmehr 75 Jahren hat sich 
das deutsche Volk ein Grundgesetz gegeben, um – Zitat – 
„… als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Eu-
ropa dem Frieden der Welt zu dienen …“. Und genau das 
muss doch die oberste Leitlinie sein.

Ein sogenannter Spannungsfall würde hier im Par-
lament festgestellt. Dann käme die Bundeswehr als Ver-
teidigungsarmee ins Spiel. Nur: So weit dürfen wir es erst 
gar nicht kommen lassen, meine Damen und Herren. In-
ternationale Verwicklungen sind ebenso zu vermeiden 
wie ein selbst provozierter Status als Kriegspartei. Beides 
wollen wir als AfD nicht.

Wir wollen humanitäre Hilfe in einem verhältnismäßi-
gen Rahmen leisten – und das konsequent. Dafür brau-
chen wir aber eine leistungsfähige Wirtschaft. Aber statt 
für tragfähige Infrastrukturen zu sorgen, fabuliert die 
Bundesregierung von Kriegswirtschaft, neuerdings sogar 
im Gesundheitssektor.

Eine verteidigungsbereite Bundeswehr können wir im-
mer noch nicht vorweisen. 100 Milliarden Euro Sonder-
vermögen – Sonderschulden – liegen bereit und können 
nicht investiert werden. Warum eigentlich nicht, Herr 
Pistorius? Stattdessen werden Einweg-Fregatten ins 
Rote Meer entsandt.

Lassen Sie mich noch einige Sätze zum Thema „Si-
cherheit in der Bundeswehr“ sagen: Eine ungeschützte 
Diskussion über die potenzielle Lieferung von Waffen 
und deren Einsatz lässt ein nötiges Maß an Respekt, Mo-
ral und Professionalität vermissen. Der lose Umgang mit 
Sicherheitsstandards hat eine Situation hervorgebracht, 
die als offene Einmischung in den Krieg verstanden wer-
den könnte.

Heute geht es um Taurus. Und was wäre der nächste 
Schritt? Möchten die Kollegen der sogenannten Mitte des 
Hauses Soldaten in den Kampfeinsatz schicken? Denken 
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Sie vor allem bei Ihrer Gewissensentscheidung – ich 
weiß, Gewissen gibt es bei Herrn Kiesewetter und Frau 
Strack-Zimmermann nicht – an die Interessen Ihrer Fa-
milien, Freunde und Bekannten!

(Beifall bei der AfD)
Wir als Abgeordnete des Deutschen Bundestages ent-

scheiden hier am Ende über Krieg oder Frieden. Deshalb 
fordere ich Sie dazu auf, sich der eigenen Verantwortung 
für den Frieden zu stellen und diesen Kriegsantrag der 
CDU abzulehnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 

Farle [fraktionslos])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Alexander Müller.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Müller (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Menschen in der Ukraine verteidigen ihre Freiheit, 
ihre Menschenrechte, ihre Demokratie. Deswegen wur-
den sie von Putin angegriffen, deswegen stehen wir an 
ihrer Seite, deswegen sind wir solidarisch. Wir wollen die 
Ukraine mit allem unterstützen, was wir haben, mit al-
lem, was sie braucht, mit allem, was wir abgeben können. 
Und ja, aus unserer Sicht, aus Sicht der Freien Demokra-
ten, gehört auch der Taurus mit dazu; das sage ich am 
Anfang der Debatte ganz offen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Aha!)

Zu dieser Haltung kommen wir aus Überzeugung, von 
Herzen und nicht wegen Eigennutz, wie das hier behaup-
tet worden ist. Ich finde es auch ein bisschen schwierig, 
dass hier in der Argumentation häufig Demutsgesten ge-
genüber Wladimir Putin gemacht werden. Das hatten wir 
schon.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der FDP: Bravo!)

Es bringt überhaupt nichts, sich ihm zu unterwerfen und 
darauf zu hoffen, dass er später mit uns gnädig ist. Das 
wird Wladimir Putin nicht machen. 24 Jahre haben wir 
das Prinzip „Wandel durch Handel“ versucht; es hat nicht 
funktioniert. Wladimir Putin kennt nur eine Sprache.

Da wir hier jetzt auch die Atomdebatte gehabt haben: 
Es kann doch keine Lösung sein, dass das Land mit den 
meisten Atomsprengköpfen, das immer wieder droht, 
Atomwaffen einzusetzen, sich erlauben darf, zu morden, 
zu vergewaltigen, zu schänden, Kinder zu entführen. Das 
kann doch nicht die neue Weltordnung sein!

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Dr. Holger Becker [SPD])

Gegen Wladimir Putin hilft nur Einigkeit, hilft nur 
klare Kante. Wir brauchen eine starke Bundeswehr, wir 
brauchen eine starke NATO, wir brauchen Einigkeit in-
nerhalb der NATO. Es darf überhaupt keine Diskussion 
darüber geben, dass das Bündnisversprechen hält und 
damit klare Kante gegenüber Putin gezeigt wird. Das 
respektiert er. Alles andere sieht er nur als Unterwürfig-
keit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich habe auch wenig Verständnis für die Geheimnis-
krämerei, die hier teilweise betrieben wird. Wir haben es 
ja gestern erlebt, als sich Norbert Röttgen und der Bun-
deskanzler gegenseitig vorgeworfen haben: „Du kennst 
Geheimnisse und verschweigst uns die Konsequenzen“ – 
„Nein, du kennst Geheimnisse“. So kann man keine De-
batte vor der deutschen Öffentlichkeit führen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir müssen ganz klar die Argumente für oder gegen diese 
Lieferung benennen, und so müssen wir die Debatte füh-
ren. Diese Nebelkerzen bringen uns nicht weiter.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])

Es reicht doch der Blick nach Spanien: Spanien hat 
ebenfalls dieses System. Kein deutscher Soldat muss in 
Spanien dafür tätig werden. Und keiner glaubt, dass dann, 
wenn Spanien diese Waffe mal einsetzten würde, 
Deutschland irgendwas damit zu tun hätte.

Also: Es geht jetzt nicht darum, immer zu argumentie-
ren, warum man irgendwas nicht will. Wenn man es will, 
dann kann man es schaffen, und da sollten wir uns jetzt an 
die Arbeit machen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Jetzt aber zur Union. Diese Spiele der Opposition ha-
ben auch wir gemacht.

(Zurufe der Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU] 
und Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU])

In der letzten Legislatur waren wir in der Opposition. Da 
haben auch wir immer den Finger in die Wunde gelegt, 
wenn wir irgendeine Uneinigkeit gefunden haben. Das 
betraf die Bewaffnung von Drohnen, die Sie versprochen 
hatten und nicht durchsetzen konnten; das betraf den 
Solidaritätszuschlag, den Sie senken oder abschaffen 
wollten, was Sie nicht geschafft haben. Da haben auch 
wir immer den Finger in die Wunde gelegt. Das kann man 
als Opposition machen. Aber die Koalitionsfraktionen 
müssen deswegen nicht über dieses Stöckchen springen, 
und das werden wir heute auch nicht tun.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Florian Hahn [CDU/CSU]: Das ist Ihre 
Begründung? Damit begründen Sie Ihr Nein 
nachher? Das ist echt schwach, Herr Kollege!)
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Wir brauchen das auch deswegen nicht zu tun, weil die 
Beschlusslage klar ist: Der Deutsche Bundestag hat vor 
drei Wochen beschlossen, dass wir dieses System liefern. 
Es ist überhaupt keine Frage, dass das den Taurus betrifft.

(Zurufe von der CDU/CSU: Was?)
Daran gibt es überhaupt keinen Zweifel.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – La-
chen des Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU])

Die Beschlusslage des Deutschen Bundestages ist hier 
eindeutig. Wir brauchen uns jetzt nicht wöchentlich oder 
sogar täglich von der Union einen Antrag dazu vorlegen 
zu lassen; die Beschlusslage ist da. Und im Übrigen ent-
scheidet das der Bundessicherheitsrat und nicht der Deut-
sche Bundestag.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Florian 
Hahn [CDU/CSU]: Haben Sie endlich mal Ei-
er!)

Zum Schluss hätte ich noch einen Tipp an die Union. 
Der britische Musiker Mike Oldfield hat schöne lange 
Instrumentalstücke geschrieben. Einige davon heißen 
„Taurus“, „Taurus 2“, „Taurus 3“. Das ist eine Platte, 
die man mit Genuss immer wieder auflegen kann und 
die große Freude macht. Ihre Platte, dass Sie diesen An-
trag jetzt immer wieder hier einbringen wollen, nervt eher 
und vergeudet nur Sauerstoff. Deswegen werden wir die-
sem Antrag nicht zustimmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN – Zurufe von der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie recht 

herzlich, auch die Besucher auf den Tribünen.
Wir fahren in der Debatte fort. Für Bündnis 90/Die 

Grünen ist der nächste Redner Robin Wagener.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Felix Döring [SPD])

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

geht um Ljudmilla, nicht um Leopard. Es geht um 
Sascha, nicht um Patriots. Und es geht um Iryna und nicht 
um Taurus. Es geht um die vielen Millionen Menschen in 
der Ukraine, die ständig dem russischen Terror ausgesetzt 
sind, die ihr Recht auf ein Leben in Freiheit und Würde 
verteidigen. Diese Menschen dürfen wir bei unseren Aus-
einandersetzungen hier im Bundestag nie aus den Augen 
verlieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Holger Becker [SPD])

Meine Damen und Herren, uns alle eint der Wunsch 
nach schnellstmöglichem Frieden – das gilt für die aller-
meisten hier im Saal; das gilt für die Menschen in 
Deutschland und in Europa, und das gilt natürlich ganz 

besonders für Ljudmilla, für Sascha, für Iryna –, und zwar 
sicherem Frieden; einem Frieden, bei dem die Ukraine 
nicht ständig dem Besatzungshorror aus Mord, Vergewal-
tigung und Kindesentführung ausgesetzt ist und bei dem 
der Konflikt nicht in wenigen Jahren erneut ausbricht. 
Das ist leider die bittere historische Erfahrung mit dem 
Einfrieren von Konflikten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Es gehört auch zur Ehrlichkeit – und das wissen wir 
natürlich alle –, dass wir hier in diesem Haus bestimmte 
unterschiedliche Nuancen vertreten. Aber den Eindruck 
zu vermitteln – womöglich aus innenpolitischem Kal-
kül –, es seien nicht wir alle, die Frieden wollen, als 
würde nicht jeder Einzelne von uns nach dem Auftrag 
im Grundgesetz in dieser Situation ständig die Verant-
wortung abwägen, die wir haben, als würde irgendjemand 
gerne ständig über Waffensysteme diskutieren und als 
säßen die Kriegstreiber nicht ausschließlich im Kreml, 
ist ein brandgefährliches, ein zynisches und angesichts 
der Tausenden Opfer ein pietätloses Spiel mit den Ängs-
ten der Menschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei Ab-
geordneten der SPD)

Putins Kalkül, meine Damen und Herren, zielt auf die 
Spaltung seiner Feinde, auf die Spaltung der Demokra-
tinnen und Demokraten im Westen, auf die Instabilität, 
die daraus erwächst. Das Ziel verfolgt er mit dem Taurus- 
Leak; das verfolgt er mit den ständigen hybriden Angrif-
fen auf uns. Diesen Plan des Diktators müssen wir durch-
kreuzen. Darum müssen wir uns auf die Ukraine und auf 
die Unterstützung konzentrieren und dürfen hier nicht 
ständig um uns kreisen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Darum ganz konkret zum vorliegenden Antrag der 
Union. Ich unterstelle Ihnen die besten Absichten in die-
ser Sache. Aber auch Sie wissen, dass der Bundestag die 
Lieferung nicht erzwingen kann. Am Ende entscheidet 
dies die Bundesregierung; das wissen Sie ganz genau, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union.

Und – das sage ich nicht nur an die Adresse der Union – 
wir brauchen keine weitere Polarisierung in dieser Aus-
einandersetzung. Wir brauchen eine ehrliche, eine zuge-
wandte, eine respektvolle Auseinandersetzung mit den 
Bedarfen, die die ukrainischen Soldatinnen und Soldaten 
an der Front in ihrem Befreiungs- und Verteidigungs-
kampf haben. Dazu hat der Deutsche Bundestag vor we-
nigen Wochen einen ganzheitlichen Beschluss gefasst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es gibt überhaupt keine Notwendigkeit, diesem Be-
schluss etwas hinzuzufügen. Wir bekräftigen den zügigen 
NATO- und EU-Beitritt der Ukraine. Wir wollen die ein-
gefrorenen russischen Vermögen einsetzen. Und wir 
überwinden die Munitionsknappheit durch Abnahme-
garantien, durch internationale Zukäufe und durch Inves-
titionsschutz für die Produktion in der Ukraine.
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Ja, dieser Beschluss des Deutschen Bundestages for-
dert zusätzliche, weitreichende Präzisionswaffen. Und 
uns allen hier ist klar, dass dafür der Taurus bestens ge-
eignet wäre. Das weiß jeder von uns.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Wir alle wissen doch, dass der Taurus ohne deutsche 
Beteiligung eingesetzt werden kann, und wir haben Ver-
trauen in die Ukraine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Zurufe von der CDU/CSU: 
Aha!)

Taurus besitzt die notwendige Fähigkeit, das Ungleich-
gewicht in der Munitionsversorgung auszugleichen. Er 
besitzt die Fähigkeit, die russische Schwarzmeerflotte 
auf Abstand zu halten und damit Getreideexporte zu er-
möglichen, was wichtig für die Versorgung der Welt ist. 
Taurus kann Munitionsdepots und die russische Kriegs-
logistik angreifen und ist damit in der Lage, die Men-
schen vor dem russischen Terror zu schützen. Ja, das 
wissen wir.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen 
kein wöchentliches Glaubensbekenntnis.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Gerade weil dieser Beschluss einen ganzheitlichen An-
satz zum Sieg der Ukraine verfolgt, werden wir Ihrem 
Antrag nicht zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort die Kollegin 

Annette Widmann-Mauz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich verstehe, dass sich viele Menschen in un-
serem Land im Moment große Sorgen um unsere Sicher-
heit machen, dass sie verunsichert sind, ob Deutschland 
angesichts des Krieges in der Ukraine das Richtige und 
das Notwendige tut, um Frieden, Freiheit und Demokra-
tie in Deutschland und in Europa zu bewahren.

Um es ganz deutlich zu sagen: Für diese Verunsiche-
rung sind aber nicht wir als Opposition verantwortlich. 
Das macht diese Debatte am heutigen Vormittag einmal 
mehr als deutlich; denn in der Sache stehen sich die 
Ampelfraktionen diametral gegenüber. Maximale Un-
einigkeit: So begegnet man Ängsten nicht. Ängsten be-
gegnet man durch entschlossenes und einiges Handeln, 
durch eine offene, eine klare Kommunikation und schlüs-
sige Argumentation und nicht dadurch, dass man sich der 

Antwort auf eine Frage von nationaler und europäischer 
Sicherheit erst monatelang verweigert und seine Richt-
linienkompetenz dann vor einer Schulklasse erörtert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Statt dem Souverän in einer Regierungserklärung die 

Abwägungsgründe für seine Entscheidung darzulegen, 
hat der Bundeskanzler gestern und Sie, Herr Mützenich, 
heute mit haltlosen Unterstellungen reagiert.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Oh Mann!)
Das allein sagt schon viel.

Sie betonen immer wieder, wie viel Deutschland für 
die Ukraine tut. Wir tun viel, ja. Aber, offen gesprochen, 
hier geht es doch nicht um Rankings oder darum, ob der 
eine mehr tut als der andere –

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
vieles davon sind bisher übrigens nur Ankündigungen –, 
sondern es geht doch einzig und allein um die Frage: Tun 
wir genug, und tun wir alles, was in unseren Kräften steht, 
damit dieser Krieg mitten in Europa endlich endet? Der 
Verlauf zeigt uns doch aber, dass wir genau das nicht tun. 
Im Kern geht es nicht um die Lieferung des einen Waffen-
systems, sondern es geht um die Frage, wie und womit 
wir der Ukraine helfen, dass sie diesen Krieg gewinnt, 
damit Friede überhaupt wieder möglich wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Mützenich, Frieden war und ist immer mehr als 

ein bloßer Waffenstillstand oder ein eingefrorener Kon-
flikt. Dauerhafter und nachhaltiger Frieden heißt Freiheit 
und Selbstbestimmung. Das gilt doch für uns und muss 
genauso für die Ukraine in ihren völkerrechtlich aner-
kannten territorialen Grenzen gelten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich sage ganz offen: Ich bin immer davon ausgegan-

gen, dass wir uns in diesem politischen Ziel unter den 
demokratischen Parteien dieses Hauses einig sind und 
dies unsere politischen Entscheidungen leitet. Aber 
nach Ihrer Rede heute Vormittag, Herr Mützenich, habe 
ich daran größte Zweifel.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ihnen, der SPD und dem Bundeskanzler, ging es nie 

um Reichweiten, technische Voraussetzungen oder recht-
liche Vorbehalte. All das waren – das wissen wir jetzt – 
vorgeschobene Argumente, mit denen der Kanzler uns 
jetzt über neun Monate lang im Unklaren gelassen hat. 
Es war und es ist am Ende immer eine Frage des politi-
schen Willens und der Entschlossenheit, sich nicht auf die 
Kriegslogik des Kremls einzulassen und von Putins 
Drohgebärden einschüchtern zu lassen.

Genau darauf setzt Russland – im Übrigen nicht erst 
seit heute, sondern schon sehr lange –, nicht nur mit 
Waffen, sondern auch mit gezielter Desinformation und 
Manipulation gegen den Westen. Wollen wir uns wirklich 
von Russland vorschreiben lassen, wie wir deutsche Po-
litik gestalten, ob und was wir der Ukraine liefern und wie 
wir ihr helfen?

(Zuruf von der SPD: Tun wir auch gar nicht!)
Das kann doch nicht unser Ernst sein.
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(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir wissen jetzt: Dem Bundeskanzler fehlt dazu der 

politische Wille. Und offensichtlich kommt noch dazu, 
dass er im Unterschied zu unseren Bündnispartnern der 
Ukraine nicht zutraut, bei der Zielauswahl mit Taurus 
verantwortungsvoll umzugehen. Für uns jedenfalls ist 
klar: Eine solche Entscheidung, ein so wirksames und 
effektives Waffensystem wie Taurus der Ukraine oder 
im Ringtausch anderen Verbündeten zur Verfügung zu 
stellen, muss besonnen und verantwortungsbewusst ab-
gewogen werden.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Genau das machen 
wir!)

Ja, nichts anderes erwarten wir im Übrigen von einer 
Bundesregierung und jedem Bundeskanzler dieser Repu-
blik. Aber dazu muss dann auch alles auf den Tisch, auch 
die Risiken und möglichen Konsequenzen des Nichthan-
delns.

Erstens. Unsere Sicherheit wird doch fragiler, je länger 
der Krieg in der Ukraine dauert. Durch das vermeintliche 
Deeskalieren und wiederholte Zögern müssen wir jetzt – 
im Grunde zwingt es uns dazu – über Waffen debattieren, 
die womöglich gar nicht erst zum Einsatz hätten kommen 
müssen.

Zweitens. Das Kopfschütteln unserer Partner in der 
Europäischen Union und in der NATO über den deut-
schen Sonderweg nimmt doch mehr und mehr zu. Und 
das nagt am Zutrauen in uns und schadet dem Vertrauen 
in unsere Verteidigungsbereitschaft und Verlässlichkeit.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Sie haben 
keine Ahnung!)

Drittens. Je länger wir Putin nicht glaubhaft abschre-
cken, umso schwieriger und härter werden doch die Ent-
scheidungen in der Zukunft werden.

Der Preis ist jetzt schon hoch, doch er wird um ein 
Vielfaches höher werden, wenn die Ukraine den Krieg 
verliert – nicht nur, wenn Russland näher an die NATO 
heranrückt und wir zu unserem Schutz an der Ostflanke 
noch deutlich mehr an Truppen und Material investieren 
müssen. Auch noch mehr Ukrainerinnen und Ukrainer 
werden ihr Land in Richtung Westen verlassen müssen. 
Noch mehr Frauen, Kinder und Familien werden unter 
russische Besatzungsherrschaft kommen, verschleppt, 
vergewaltigt oder getötet werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Freiheit und Selbst-
bestimmung brauchen den Willen und die Bereitschaft, 
sie im entscheidenden Moment auch entschlossen zu ver-
teidigen. Tun wir dafür wirklich genug? Um diese Frage 
und um nichts anderes geht es heute. Und das müssen wir 
vor unserem Gewissen verantworten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Rebecca Schamber.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Alexander Müller [FDP])

Rebecca Schamber (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
in der vergangenen Sitzungswoche hier im Deutschen 
Bundestag intensiv über die Unterstützung der Ukraine 
und über die Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern 
beraten. Das Ergebnis dieser Debatte war klar: Der An-
trag der Union wurde abgelehnt, der Antrag der Regie-
rungsfraktionen wurde verabschiedet.

Nun liegt uns zwei Wochen später wieder ein ähnlich 
lautender Antrag vor. Und darum beschleicht mich der 
Verdacht, dass es hier gar nicht um Inhalte geht, sondern 
um parteipolitische Spielchen. Dafür, liebe Union, ist das 
Thema wahrlich von zu großer Bedeutung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das Dramatische ist: Sie gehen mit diesem Verhalten 
Putin auf den Leim. Sein Ziel ist es, Zwietracht innerhalb 
Europas zu säen, und die größte Oppositionsfraktion 
springt genau über dieses Stöckchen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie verkürzen mit dieser Debatte die Unterstützung der 
Ukraine auf ein einziges Thema. Das ist nicht nur grob 
fahrlässig, sondern verschleiert auch die Wahrheit.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Diese ist nämlich: Wir stehen fest an der Seite der Ukrai-
ne. Das können Sie doch nicht ernsthaft infrage stellen; 
Sie kennen doch die Zahlen, sie wurden bereits genannt. 
Seit Kriegsbeginn hat Deutschland der Ukraine Hilfen 
im Gesamtwert von knapp 28 Milliarden Euro zur Ver-
fügung gestellt. Dazu zählen nicht nur die militärischen 
Hilfen, sondern auch humanitäre Unterstützung und Auf-
bauhilfe. Damit ist die Bundesrepublik nach den Ver-
einigten Staaten die größte Unterstützerin der Ukraine.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Merle 
Spellerberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Alexander Müller [FDP])

Es ist unanständig, dass Sie durch diese wiederholte 
zugespitzte Debatte auf den Taurus diese Unterstützungs-
leistung unter den Scheffel stellen. Auch und gerade des-
halb ist es unanständig, weil unsere Bevölkerung diese 
große Unterstützung mitträgt und der Großteil sie auch 
befürwortet, was bezüglich der Lieferung des Taurus im 
Übrigen anders aussieht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir werden die Unterstützung so lange wie nötig fort-

setzen; daran besteht kein Zweifel. Ich kann verstehen 
und es ist wichtig, dass es angesichts der russischen Gräu-
eltaten gegen die ukrainische Bevölkerung Debatten da-
rüber geben muss, wie wir noch weiter unterstützen kön-
nen.

Ich halte jedoch wenig von öffentlichen Diskussionen 
über Fähigkeiten oder taktische Einsatzszenarien einzel-
ner Waffensysteme in der Ukraine. Ein Großteil der Ei-
genschaften bestimmter Systeme unterliegt aus gutem 
Grund der Geheimhaltung. Wenn Stimmen der CDU/ 
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CSU und andere verlangen, dass der Kanzler detailliert 
darlegt, warum er dies oder jenes nicht liefern will, hilft 
das in erster Linie Putin bei der Einschätzung unserer und 
folglich auch der ukrainischen Fähigkeiten.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, werte Kolleginnen 
und Kollegen, hinsichtlich der Lieferung von Taurus 
gibt es eine klare, besonnene und gut begründete Ent-
scheidung des Bundeskanzlers. Dafür hat er meine volle 
Unterstützung.

Danke. 

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Markus 

Frohnmaier.

(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 

Kanzler zieht in der Taurus-Debatte die rote Linie. Wir 
kennen Ihre rote Linie – oder besser Ihre roten Linien: 
Von der Forderung „Keine Waffen in Kriegsgebiete!“ bis 
zu „Wie aus Helmen Panzer wurden“ waren es ein paar 
rote Linien. Das Wort dieser Bundesregierung ist nichts 
wert. Meine Damen und Herren, dieser Kanzler ver-
schiebt rote Linien wie andere Termine.

(Beifall bei der AfD)

Wenn die Bürger in Deutschland nicht wollen, dass 
nach den Panzern bald Taurus geliefert werden, wenn 
die Bürger in Deutschland nicht wollen, dass der Aus-
bildung ukrainischer Soldaten an letalen Waffen in 
Deutschland bald deutsche Soldaten in Kiew folgen, 
dann haben die Bürger in Deutschland eine Wahl: Stop-
pen Sie diese Ampelregierung! Wählen Sie den Frieden! 
Unterstützen Sie die AfD!

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD)

Die Altparteien im Deutschen Bundestag lehnen Frie-
densgespräche kategorisch ab; das haben wir auch heute 
wieder gehört. Die Waffenlobbyistin und FDP-Politikerin 
Strack-Zimmermann erklärt dazu: Es gibt nur eine Lö-
sung für Frieden. Russland muss „militärisch besiegt 
werden“.

Wir müssen „den Krieg nach Russland tragen“. 
Das sagt nicht ein Mitglied der ukrainischen Rada, das 
sagt ein deutscher Politiker und CDU-Mitglied, Herr 
Kiesewetter. – Wir kämpfen einen „Krieg gegen Russ-
land“, erklärt nicht der ukrainische Präsident, sondern 
die Außenministerin – sie spielt wieder am Handy – 
Annalena Baerbock. Meine Damen und Herren, wenn 
man Ihnen so zuhört, könnte man den Eindruck gewin-
nen: Wenn es allein nach Ihnen ginge, wären deutsche 
Soldaten bald wieder auf der Krim.

(Beifall bei der AfD)

Was Sie da machen, halte ich für brandgefährlich, weil 
ein Krieg mit Russland ein reales Risiko darstellt. Ihr 
Verhalten entspricht nicht dem nationalen Interesse 
Deutschlands und auch nicht dem Interesse der deutschen 
Bürger an Frieden, an Sicherheit und an Handel. Diejeni-
gen, die unter einem Kriegszustand dank ihrer Privilegie-
rung am wenigsten zu leiden hätten, wollen heute hier 
darüber entscheiden, ob in letzter Konsequenz unsere 
Söhne sterben und unsere Bürger unter Entbehrungen 
leiden müssen. Deutschland droht mit Ihrem Verhalten, 
mit Ihren Sprüchen, die wir gerade gehört haben, zur 
Kriegspartei zu werden; ich sage Ihnen das ganz klar.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Hat Ihnen 
der Kreml diese Rede aufgeschrieben? Das ist 
ja der Oberhammer!)

– Ja, dass Sie von der CDU/CSU kriegsbegeistert sind, 
wissen wir.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wie viel 
Geld haben Sie dafür bekommen?)

– Wissen Sie was? Schicken Sie Ihre eigenen Kinder in 
den Krieg. Aber unsere bekommen Sie nicht.

(Beifall bei der AfD)

Was Deutschland hier sein sollte, ist ein ehrlicher Ver-
mittler, ein Makler, weil dieser Krieg – wie jeder Krieg – 
keine Sieger kennt. Es wird keine „Sieg oder Nieder-
lage“-Option geben. Nur ein Friedensschluss mit einem 
Interessenausgleich zwischen Russland, der Ukraine und 
der NATO kann das Sterben und die weitere Zerstörung 
der Ukraine beenden.

(Zuruf des Abg. Wilfried Oellers [CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, 32 Milliarden Euro haben 
die deutschen Steuerzahler der Ukraine bereits ge-
schenkt. 32 Milliarden Euro für ein Land, das nicht mit 
uns verbündet ist! 32 Milliarden Euro für ein Land, des-
sen Generalstab von einem Terrorangriff auf Nord Stream 
wusste! 32 Milliarden Euro, die eigentlich hier in 
Deutschland gebraucht werden würden, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich sage Ihnen zum Abschluss ganz klar: Übernehmen 
Sie endlich Verantwortung! Das ist kein Computerspiel, 
das Sie hier machen; so hörte sich dieser Überbietungs-
wettbewerb in den letzten Wochen an. Denken Sie an die 
deutschen Bürger. Denen sind Sie verpflichtet. Sie sind 
hier nicht in einer ukrainischen Rada, auch in keinem 
russischen Parlament. Wir sind hier im Deutschen Bun-
destag. Machen Sie Politik für die Bürger in Deutschland, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zu-
rufe von der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Janine Wissler für die Gruppe der Linken ist die 

nächste Rednerin.

(Beifall bei der Linken)
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Janine Wissler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit über 

zwei Jahren leiden und sterben Menschen in der Ukraine. 
Der russische Angriffskrieg ist ein Verbrechen. Die Bom-
bardierung ukrainischer Städte und Infrastruktur muss 
beendet werden. Russische Truppen haben in der Ukraine 
nichts zu suchen. Unsere Solidarität gilt den Menschen 
im Kriegsgebiet und den Millionen auf der Flucht.

(Beifall bei der Linken)
Die wichtigste Frage ist: Wie kann das Sterben ge-

stoppt werden, und wie kann dieser furchtbare Krieg so 
schnell wie möglich beendet werden? Nach zwei Jahren 
sehen wir doch: Die Lieferung von immer mehr und 
immer schwereren Waffen hat eben nicht zu einer Been-
digung des Krieges geführt. Wir erleben einen festgefah-
renen und zermürbenden Abnutzungskrieg mit immer 
mehr Toten, immer größerer Zerstörung und mit einer 
enormen Eskalationsgefahr für den gesamten Kontinent 
und darüber hinaus.

Ich bin schockiert, mit welcher Leichtfertigkeit einige 
Abgeordnete nach Taurus und nach immer weitreichen-
deren Waffen rufen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)
Warum diskutieren wir hier eigentlich nie, wie Deutsch-
land sein Versprechen endlich einlösen kann, russischen 
Deserteuren und Kriegsverweigerern, die sich weigern, 
für Putin in den Krieg zu ziehen, Schutz und Asyl zu 
bieten? Das wäre ein echter Beitrag für den Frieden.

(Beifall bei der Linken)
Die FDP, habe ich gesehen, plakatiert Marie-Agnes 

Strack-Zimmermann für die Europawahl jetzt als „Oma 
Courage“. Nur mal zur Erinnerung: Im Bertolt-Brecht- 
Stück ist die Mutter Courage eine Geschäftsfrau, die 
mit dem Krieg Geld verdient, die nicht will, dass er endet, 
und die alle ihre Kinder im Krieg verliert.

(Christian Dürr [FDP]: Deswegen ja auch 
„Oma Courage“ und nicht „Mutter Courage“!)

„Ich lass mir den Krieg von euch nicht madig machen“, 
sagt Mutter Courage. Frage: Was will uns die FDP mit 
diesem Plakat sagen? Dass Frau Strack-Zimmermann 
eine Rüstungslobbyistin ist? Oder was genau wollen Sie 
damit aussagen?

(Beifall bei der Linken)
Herr Bundeskanzler, ich bin selten mit Ihnen einer 

Meinung. Aber bei der Ablehnung, die Taurus-Marsch-
flugkörper zu liefern, haben Sie uns als Linke auf Ihrer 
Seite – im Gegensatz zu vielen Abgeordneten von Grü-
nen und FDP. Die Mehrheit der Bevölkerung lehnt es ab, 
Raketen zu liefern, die eine Reichweite bis Moskau ha-
ben.

Aber ich sage auch, Herr Bundeskanzler: Bleiben Sie 
diesmal standhaft! Denn wir erinnern uns: Bei den Leo-
pard-Kampfpanzern und bei anderen Waffensystemen 
haben Sie auch erst Nein gesagt, um dann doch zu liefern. 
Wir sagen: Eine deutsche Kriegsbeteiligung, die Betei-
ligung deutscher Soldaten muss verhindert werden. Es 
geht um nicht weniger als die Gefahr eines neuen Welt-
krieges.

(Beifall bei der Linken)

Mir läuft es kalt den Rücken runter, wenn der französi-
sche Präsident Macron über den Einsatz von NATO- 
Truppen in der Ukraine fabuliert.

Das Eintreten für Verhandlungen ist keine Parteinahme 
für Putin. Auch dieser Krieg wird am Verhandlungstisch 
beendet werden. Die Frage ist, wie lange es dauert und 
wie viele Menschen bis dahin sterben. Wir brauchen eine 
diplomatische Offensive. Um es mit den Worten von 
Heribert Prantl zu sagen: Es ist immer noch realistischer, 
Verhandlungsbereitschaft herbeizuverhandeln, als den 
Frieden herbeizubomben.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Janine Wissler (Die Linke):
Letzter Satz, Frau Präsidentin. – Sicherheit in Europa 

und in der Welt erreichen wir nicht durch Kriegstüchtig-
keit, durch EU-Atombomben und ein neues Wettrüsten. 
Langfristige Sicherheit gibt es nur durch dauerhafte Frie-
denssicherung und den Wiedereinstieg in Abrüstungsver-
handlungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Michael Georg Link für die FDP-Fraktion ist der 

nächste Redner.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michael Georg Link (Heilbronn) (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Am Montag dieser Woche hat die russische Staatsduma 
eine bizarre Stellungnahme beschlossen, die sie an den 
Deutschen Bundestag richtet. Darin stellt sie nicht nur 
unsere Luftwaffe in eine Reihe mit Hitlers Wehrmacht 
und greift besonders Verteidigungsminister Pistorius per-
sönlich an, sondern sie unterstellt auch der Bundesregie-
rung, sie wolle, dass die Ukraine das militärische Kon-
fliktgebiet ausweitet. Es wird allen Ernstes behauptet, 
Soldaten aus NATO-Staaten und ausdrücklich auch aus 
Deutschland seien heute aktiv an Kampfoperationen in-
nerhalb der Ukraine beteiligt. Kolleginnen und Kollegen, 
das zeigt erneut, welchen Propagandakrieg das russische 
Regime gegen uns führt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir weisen solch ein dreistes Verdrehen der Tatsachen, 
solche blanken Lügen in aller Deutlichkeit öffentlich zu-
rück.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Hinzu kommt, dass diese Stellungnahme von einem Par-
lament stammt, das keinerlei demokratische Legitimation 
hat – siehe Berichte von OSZE und Europarat – und das 
vom Regime Putin handverlesen eingesetzt ist.

Putins Strategie der Einschüchterung der deutschen 
Öffentlichkeit dürfen wir durch das Beschwören von 
Ängsten und Gefahren nicht noch unwillentlich den Bo-
den bereiten. Deshalb ist es besonders wichtig, dass wir 
uns nicht gegenseitig die Redlichkeit absprechen. Man 
kann in der Tat bei vielen dieser Fragen zu unterschied-
lichen Abwägungen kommen. Aber lassen Sie uns an das 
erinnern, was wir gemeinsam beschlossen haben. Wir 
haben in der letzten Sitzungswoche einen Antrag der 
Koalitionsfraktionen für die Lieferung von zusätzlich er-
forderlichen weitreichenden Waffensystemen an die 
Ukraine beschlossen, zum Beispiel für die völkerrechts-
konforme, gezielte Unterbrechung des russischen Nach-
schubs weit hinter den Frontlinien. Kolleginnen und Kol-
legen, damit hat der Deutsche Bundestag die Türen für 
die Lieferung des Waffensystems Taurus in jeder Hin-
sicht weit geöffnet. Für die FDP erkläre ich hier erneut, 
dass wir erwarten, Herr Bundeskanzler, dass die Bundes-
regierung dies nun auch in die Tat umsetzt.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Florian 
Hahn [CDU/CSU])

Sie, Kolleginnen und Kollegen der Unionsfraktion, be-
antragen erneut in einem Extraantrag die Lieferung von 
Taurus. Sie erwecken so ein bisschen den Eindruck, als 
ob der Bundestag das selbst entscheiden könnte, genauso 
wie er das bei Bundeswehreinsätzen tut. In dem Antrag 
arbeiten Sie sich dann auch noch an Bundesverteidi-
gungsminister Pistorius ab. Insgesamt kann ich über den 
Antrag nur sagen: Das ist zu klein für den Ernst der Lage. 
Wir sind in einer Situation, wo wir nicht das Hin und Her, 
das übliche Abarbeiten zwischen Regierung und Opposi-
tion brauchen, sondern die Gemeinsamkeit der Demokra-
ten. Dem wird der Antrag nicht gerecht; deshalb lehnen 
wir ihn ab.

(Beifall bei der FDP)
Aber wir sagen umso deutlicher: Wir erwarten, dass der 
politische Auftrag aus dem gemeinsamen Antrag der 
Koalitionsfraktionen von allen Teilen der Bundesregie-
rung endlich aufgegriffen wird, damit die Ukraine diesen 
Verteidigungskampf gewinnen kann.

(Beifall bei der FDP)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen die 

Bedenken, die die Kritiker einer Lieferung von Taurus 
ins Feld führen, selbstverständlich sehr ernst; denn 
Deutschland darf in der Tat kein Kriegsteilnehmer wer-
den. Aber wir als FDP-Fraktion sind nach intensiver 
Diskussion aller Fakten der eindeutigen fachlichen Mei-
nung, dass sich die von den Kritikern der Taurus-Liefe-
rung genannten Probleme bei Lieferung und Bedienung 
des Taurus sicher und zuverlässig lösen lassen. Dabei 
nehmen wir selbstverständlich die Sorgen all derer, die 
sich Frieden wünschen, sehr ernst. Aber wir halten es 
für hochproblematisch, wenn vonseiten der Taurus-Geg-
ner mit gefährlich klingenden Andeutungen suggeriert 
wird, Deutschland könne durch die Lieferung von Taurus 
Kriegsteilnehmer werden. Diejenigen, die das sagen, 

wollen sicherlich Schaden vom deutschen Volk abwen-
den. Das ist natürlich die oberste Maxime, die immer 
gelten muss. Aber wenn man dieser Maxime folgt und 
dabei die Bedrohung durch Putins Regime in ihrem gan-
zen Ausmaß einbezieht, dann muss man die Frage, wie 
wir Schaden vom deutschen Volk abwenden wollen, an-
ders beantworten.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: So ist es!)

Was ist besser: der Ukraine in diesen dramatischen 
Wochen dringend benötigte Waffen nicht zu liefern, 
was man mit der nötigen Vorbereitung auf sichere Weise 
tun könnte, oder zu riskieren, dass in Zukunft russische 
Panzer in Lemberg an der polnischen Grenze stehen? Für 
uns ist die Antwort klar.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Michael Georg Link (Heilbronn) (FDP):
Lassen Sie uns keine Zeit verlieren. Helfen wir der 

Ukraine jetzt mit allem, was wir sicher liefern können, 
auch mit Taurus, bevor es zu spät ist und die Bedrohung 
für Deutschland noch größer wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Sahra Wagenknecht für die Gruppe BSW ist die 

nächste Rednerin.

(Beifall beim BSW)

Dr. Sahra Wagenknecht (BSW):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Union hat offenbar den Ehrgeiz, allen, die die Nase 
gestrichen voll haben von dieser desolaten Ampel, ein-
dringlich zu demonstrieren, dass es für unser Land tat-
sächlich noch etwas Schlimmeres geben könnte als einen 
Kanzler Olaf Scholz, und das wäre ein Kanzler Friedrich 
Merz.

(Beifall beim BSW sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Schon die Regierung Scholz hat eine rote Linie nach 
der anderen überschritten. Inzwischen sind wir so weit, 
dass deutsche Luftwaffenoffiziere in aller Seelenruhe da-
rüber debattieren, wie man mit deutschen Marschflug-
körpern russische Ziele zerstören kann. Und nein, der 
Skandal besteht nicht darin, dass sie sich dabei belau-
schen lassen, der Skandal besteht darin, dass es mittler-
weile normal zu sein scheint, solche Debatten zu führen.

Unsere grandiosen Militärexperten von den Grünen 
belehren uns jetzt seit zwei Jahren, welchen Gamechan-
ger wir als Nächstes liefern müssen, damit die Ukraine 
damit garantiert den Krieg gewinnt. Die FDP gibt der 
Union und damit der Opposition inzwischen Formulie-
rungshilfe, um einen Waffenantrag gegen den Kanzler 
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durchzusetzen. In der CDU schwärmen Leute wie Herr 
Kiesewetter davon, mit deutschen Raketen Ministerien in 
Moskau zu zerstören.

(Zuruf des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU])

Wenn der Papst dann in diesen ganzen Wahnsinn hinein-
ruft, dass Kiew lieber verhandeln sollte, als das Land in 
den Selbstmord zu treiben, dann wird sogar er von Ihnen 
allen als Putin-Troll niedergemacht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aufwachen, Frau 
Wagenknecht, in der Realität!)

Also, wer diese Debatte verfolgt, der kann sich doch nur 
noch fragen: Haben Sie alle wirklich den Verstand ver-
loren?

(Beifall beim BSW sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Friedrich Merz [CDU/CSU]: 
Schöner Beifall, den Sie da kriegen! Von rechts 
kommt der Beifall her! Wunderbar!)

Die ganze Welt außerhalb der deutschen Politblase 
weiß, dass die Ukraine diesen Krieg nicht gewinnen 
kann, dass in der Ukraine schon lange nicht mehr gesiegt, 
sondern nur noch gestorben wird, brutal und blutig, jeden 
Tag, und dass auch Taurus daran überhaupt nichts ändern 
würde.

(Beifall des Abg. Dr. Alexander Gauland 
[AfD])

Das Einzige, was sich ändern würde, ist, dass Deutsch-
land damit in den Augen Russlands wohl definitiv zur 
Kriegspartei würde.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Sahra Wagenknecht (BSW):
Ich komme zum Schluss. – Womit Sie hier fahrlässig 

spielen, das sind die Sicherheit und im schlimmsten Fall 
das Leben von Millionen Menschen in Deutschland.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ihre Redezeit ist vorbei.

Dr. Sahra Wagenknecht (BSW):
Deshalb: Kommen Sie endlich zur Besinnung, bevor es 

zu spät ist.
(Beifall beim BSW)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion ist der nächste Redner Florian 

Hahn.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Gerne hätte ich auch den Bundeskanzler begrüßt; aber 
er entzieht sich ja seit Monaten dieser Diskussion.

(Widerspruch bei der SPD)

Nur gestern in der Regierungsbefragung konnten wir ihn 
mal zwingen, hier im Parlament Stellung zu nehmen.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Da sagte er, er werde jetzt den Stier bei den Hörnern 
packen. Aber die Realität bei dem Thema zeigt: Er packt 
nicht den Stier bei den Hörnern, sondern er läuft vor dem 
Stier davon, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das macht mir Angst.
Der Verlauf der Debatte und die Beiträge der Ampel 

zeigen eines: In der Kategorie Nebelkerzen erleben 
wir bei Ihnen absolute Vollausstattung. Der Kollege 
Mützenich warf die erste Nebelkerze, als er sagte: Wir 
sind super, aber die anderen Partner machen so wenig. 
Warum diskutieren wir nicht darüber? – Das sorgt nicht 
für Zusammenhalt in Europa; Sie machen damit genau 
das Gegenteil, Herr Kollege Mützenich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nächste Nebelkerze. Sie kritisieren, dass der bayeri-
sche Ministerpräsident sich mit Taurus abbilden lässt, 
weil er dafür wirbt, dass wir Taurus an die Ukraine lie-
fern. Ihr Bundeskanzler stellt sich in eine neue Muniti-
onsfabrik und lässt schöne Fotos machen. Der Unter-
schied dabei ist: Söder würde Taurus liefern, aber die 
Bundesregierung ist noch nicht mal in der Lage, ausrei-
chend Munition an die Ukraine zu liefern. So ist die 
Situation.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Gott sei Dank entscheiden 
Sie nicht darüber, ob geliefert wird!)

Sie eiern herum. Herr Kollege Mützenich, Appease-
ment hat noch nie gegen Tyrannen geholfen. Ihre Ap-
peasement-Haltung macht nicht nur mir Angst, sondern – 
das konnten Sie nach Ihrer Rede in den Gesichtern der 
Grünen und der FDP sehen – auch dem größten Teil der 
Abgeordneten in diesem Hause, lieber Herr Mützenich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich kann Ihnen nur sagen: Ebenso Angst macht, dass Sie 
von der SPD mit dieser Appeasement-Haltung auf einer 
Linie sind mit Frau Wagenknecht und Frau Weidel, mit 
Linken und AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Im Wesentlichen geht es heute um unseren Antrag, 
Taurus zu liefern. Um eine Nebelkerze, Frau Brugger 
und Kollege Link, gleich mal auszulöschen: Unser An-
trag wurde hier nicht erneut gestellt; dieser Antrag ist im 
November gestellt worden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dass die Befassung erst jetzt stattfindet, haben wir Ihrer 
Verzögerungstaktik zu verdanken. Denn Ihre sogenannte 
Fortschrittskoalition hat sich gescheut, endlich mal über 
dieses Thema zu diskutieren. Das ist ärmlich und zeigt, 
wie zerrüttet dieses Ampelbündnis tatsächlich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Aber sehen wir es positiv: Es ist auch eine Chance, heute 
für die Ukraine zu stimmen. Wir haben das schon mal 
gemeinsam erfolgreich gemacht. Welche Wirkung ge-
meinsam angenommene Anträge entfalten können, haben 
wir erlebt, als es um die Lieferung schwerer Waffen an 
die Ukraine ging. Da hat sich dieses Haus durchgesetzt 
und die Regierung davon überzeugt, dass wir das tun 
können. Das sollten wir heute wieder tun.

Viele von Ihnen wollen den Taurus an die Ukraine 
liefern. Mit vielen von Ihnen stand ich bei proukrai-
nischen Demonstrationen wie zuletzt in München anläss-
lich der Sicherheitskonferenz zusammen auf der Bühne, 
um die Notwendigkeit der tatkräftigen Unterstützung für 
die Ukraine deutlich zu machen. Aber warme Worte hel-
fen in diesem furchtbaren Krieg nicht, lieber Toni 
Hofreiter. Es braucht Taten, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Sie haben heute die Chance dazu. Deshalb kann ich 
Sie nur auffordern: Haben Sie heute endlich den Schneid, 
das zu tun, wofür wir alle von den Bürgern gewählt 
wurden! Geben Sie Ihren eigenen Überzeugungen eine 
Stimme! Stimmen Sie entsprechend ab, und lassen Sie 
sich nicht vom Bundeskanzler erpressen!

(Armand Zorn [SPD]: Das ist peinlich!)
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, aus gegebenem Anlass weiß ich noch re-
lativ genau, was ich vor zehn Jahren gemacht habe. Vor 
zehn Jahren hätte ich mir nicht vorstellen können, dass 
sich Juden in Deutschland so unsicher fühlen, dass sie 
deshalb ans Auswandern denken. Vor zehn Jahren hätte 
ich mir auch nicht vorstellen können, dass unsere Demo-
kratie wieder von rechten und linken Extremisten bedroht 
ist. Und vor zehn Jahren hätte ich mir nicht vorstellen 
können, dass der Krieg mit all seinen furchtbaren Facet-
ten in Europa zurück ist und bereits Hunderttausende 
Opfer gefordert hat. Ich dachte, die Frage „Freiheit oder 
Tyrannei?“ ist entschieden. Ich war so guter Hoffnung, 
dass sich diese Frage meinen Kindern nicht mehr stellt.

(Zuruf von der AfD: „Naiv“ nennt man das!)
Die Frage „Freiheit oder Tyrannei?“ ist aber zurück. Und 
wenn ich heute einen Wunsch äußern darf: Lassen Sie uns 
zusammen diese Frage klar beantworten! Wir stehen für 
Freiheit, und wir kämpfen für diese Freiheit, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Zuruf der Abg. Dr. Alice 
Weidel [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Robert Farle ist der nächste Redner.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Die beiden letz-
ten Redner sind jetzt die richtigen! Die haben 
wir jetzt gerade noch gebraucht!)

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Herr Merz, für Ihre innenpolitischen Tau-
rus-Machtspiele nehmen Sie unser Volk in Geiselhaft 
und setzen es einem unverantwortlich hohen Risiko aus, 

bis hin zur nuklearen Vernichtung. Mit der Ausbildung 
von ukrainischen Soldaten an deutschen Waffen hat die 
Regierung bereits juristisch den gesicherten Bereich der 
Nichtkriegsführung laut Gutachten des Wissenschaftli-
chen Dienstes des Bundestages überschritten.

Spätestens nach der Debatte in der russischen Staats-
duma am Montag ist klar, dass angesichts der Äuße-
rungen der Bundeswehrgeneräle vom russischen Par-
lament eine Aggression gesehen wird, möglicherweise 
sogar eine Kriegserklärung. Ich fordere Justizminister 
Buschmann auf, den Generalbundesanwalt anzuweisen, 
ein Ermittlungsverfahren gegen die Bundeswehrgeneräle 
Gerhartz und Gräfe wegen der Vorbereitung eines völker-
rechtswidrigen Angriffskrieges einzuleiten.

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Boris Pistorius hätte die Generäle, die den Krieg im Sinne 
von Kiesewetter nach Russland tragen wollen, sofort ent-
lassen müssen. Das hat er nicht getan; stattdessen deckt er 
diese Leute. Pistorius hat damit gezeigt, dass er für das 
Amt des Verteidigungsministers völlig ungeeignet ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, unser Leben, das 
Leben der deutschen Bürger muss im Mittelpunkt stehen 
bei allen Überlegungen in diesem Parlament.

(Beifall der Abg. Dr. Christina Baum [AfD])

Deutschland darf niemals in einen Aggressionskrieg ver-
wickelt werden. Und ja, die Ukraine bombardiert schon 
seit Wochen, wenn Sie das nicht wissen, russisches Ter-
ritorium.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Farle, Ihre Redezeit ist vorüber.

Robert Farle (fraktionslos):
Ich komme damit zum Schluss. – Machen wir die 

Bundestagswahl zu einem Bekenntnis zum Frieden und 
gegen den Krieg! Schluss mit den grünen Parlamenta-
riern, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Farle, Ihre Redezeit!

Robert Farle (fraktionslos):
– den CDU-Parlamentariern, die hier für einen Krieg 

eintreten und Stimmung machen. Schluss damit!

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der FDP)

Wir unterstützen den Kanzler bei der Ableh- –

(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es war ein bisschen mehr als anderthalb Minuten. Ich 

hatte Ihnen ja signalisiert, dass Ihre Redezeit schon vo-
rüber ist.
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Der letzte Redner in der Debatte ist für die SPD-Frak-
tion Ralf Stegner.

(Beifall bei der SPD – Stefan Müller [Erlan-
gen] [CDU/CSU]: Noch mehr vom Regen in 
die Traufe bei den Rednern!)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mitten in Europa tobt ein schrecklicher Landkrieg. 
Deutschland ist mit Abstand der größte Unterstützer der 
ukrainischen Verteidigung in Europa,

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Sie waren von An-
fang an gegen eine Unterstützung, Herr 
Stegner!)

weil Grenzen nicht mit Gewalt verschoben werden dür-
fen. Deswegen ist es richtig, dass wir mit Leidenschaft 
darüber streiten, obwohl ich sagen muss, dass ich für 
manches, was ich auch aus den eigenen Koalitionsreihen 
höre, wenig Verständnis habe. Ich weiß gar nicht, wohin 
diese rhetorische Militanz eigentlich hinführen und wen 
sie abschrecken soll. Jedenfalls ist sie nicht richtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Florian Hahn [CDU/CSU])

Putin führt seinen Krieg nicht nur auf dem Schlacht-
feld, sondern er führt auch einen digitalen, hybriden 
Krieg um die öffentliche Meinung, und man darf ihm 
nicht auf den Leim gehen. Das tun die Rechtsradikalen, 
die sein Geschäft betreiben. Bei allem, was uns trennt: 
Wir haben hier Gemeinsamkeiten gegenüber den Demo-
kratiefeinden. Lassen Sie uns das bei aller Leidenschaft-
lichkeit, mit der wir hier miteinander debattieren, nicht 
vergessen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Aber auch Sie von der Union sollten das Desinforma-
tionsschachspiel nicht mitmachen, in dem Sie übrigens 
mitnichten Großmeister sind. Da, wo Außenpolitik ge-
fragt ist, machen Sie Innenpolitik. Da, wo es um staats-
tragende Opposition geht, machen Sie Fundamentaloppo-
sition. Ihnen geht es nicht darum, langfristigen Schaden 
zu vermeiden, sondern Sie wollen kurzfristige Schlagzei-
len haben, genauso wie ihre republikanischen Partei-
freunde in den USA.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Man muss schon sagen: Die Obsession um einen 

Marschflugkörper, der übrigens eine tod- und zerstö-
rungsbringende Kriegswaffe ist, verlässt zunehmend die 
Bahnen einer vernünftigen Debatte; in anderen Ländern 
gibt es sie gar nicht.

(Beifall bei der SPD)
Die Vorwürfe an den Bundeskanzler sind grotesk. An-

geblich haben Russen an einer Telefonkonferenz von Of-
fizieren teilgenommen. Weder war das so, noch wäre das 
technisch möglich gewesen. Wahlweise sagen Sie, der 
Bundeskanzler habe gelogen oder Geheimnisverrat be-
gangen. Nichts davon stimmt. Alles wurde widerlegt, 
teilweise in Sitzungen, die vertraulich sein müssen. We-

gen der technischen Details wurde das ausgeräumt; das 
weiß Herr Röttgen. Man merkt an dieser Stelle, dass der 
letzte Außenminister der Union vor 58 Jahren sein Amt 
verlassen hat. Die außenpolitischen Kompetenzen der 
Union sind an dieser Stelle vollständig abhandengekom-
men.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ulrich 
Lechte [FDP])

Sie sollten Ihre Leute mal zurückpfeifen. Herr Hahn, 
Sie haben zwar heute Geburtstag, aber dem sozialdemo-
kratischen Fraktionsvorsitzenden Mützenich Appease-
ment vorzuwerfen, ist eine Unverschämtheit; das muss 
ich Ihnen ehrlich sagen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Florian 
Hahn [CDU/CSU])

Es waren die Sozialdemokraten, die den Nazis widerstan-
den haben bis zum Schluss. Hören Sie auf mit den Ap-
peasement-Vorwürfen!
Und ganz ehrlich: Was Ihre Leute sagen! Herr 
Kiesewetter – er ist mehrmals zitiert worden – sagt, er 
wolle den „Krieg nach Russland tragen“. Herr Spahn sagt 
im Fernsehen, der Kanzler habe Angst, man könne seinen 
„Angstschweiß riechen“. Als ob es darum ginge, den 
Schützenkönig von Schöppingen auszurufen! Es geht 
um Krieg und Frieden, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. Ein bisschen mehr Ernsthaftigkeit wäre bei 
Ihnen wirklich angebracht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: An diesem gefährlichen, 
verantwortungslosen und infantilen Gerede merkt man, 
was man zu erwarten hätte, wenn die Bürgerinnen und 
Bürger eine Merz-, Söder- oder Spahn-Regierung hätten 
und keine, die von Olaf Scholz geführt wird. Das muss 
man ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD)

Erst sagen Sie, der Bundeskanzler richte sich nach den 
Umfragen, und dann sagen Sie, weil er so rede, seien die 
Umfragewerte so schlecht. Was stimmt denn nun? Ich 
sage Ihnen eines: Der Bundeskanzler richtet sich nicht 
nach demoskopischen Werten und Stimmungen auf So-
cial Media,

(Lachen bei der CDU/CSU)

sondern er entscheidet besonnen und nach reiflicher Ab-
wägung. Das ist übrigens Ausdruck von Verantwortung. 
Um es mit Walter Scheel zu sagen – das Zitat haben wir 
schon häufiger gehört –:

„Es kann nicht die Aufgabe eines Politikers sein, die 
öffentliche Meinung abzuklopfen und dann das Po-
puläre zu tun. Aufgabe des Politikers ist es, das 
Richtige zu tun, es populär zu machen.“

Genau das macht Olaf Scholz.

(Beifall bei der SPD)
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Sie wissen das. Das gefällt Ihnen nicht, uns schon und – 
Sie werden es noch merken – der Bevölkerung auch, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Auswärti-

gen Ausschusses zum Antrag der Unionsfraktion mit dem 
Titel „Unterstützung für die Ukraine konsequent fortset-
zen – Lieferung des Taurus-Marschflugkörpers beschlie-
ßen“.

Hierzu liegen zahlreiche Erklärungen nach § 31 un-
serer Geschäftsordnung vor.1)

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf der Drucksache 20/10433, den Antrag der Uni-
onsfraktion auf der Drucksache 20/9143 abzulehnen.

Die Fraktion der Union hat namentliche Abstimmung 
beantragt. Sie haben zur Stimmabgabe nun 20 Minuten 
Zeit. Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben be-
reits die Urnen besetzt. – Damit eröffne ich die nament-
liche Abstimmung über die Beschlussempfehlung auf der 
Drucksache 20/10433. Die Abstimmungsurnen werden 
um 12.10 Uhr geschlossen. Ich gebe Ihnen vorher das 
Ende der Abstimmung noch einmal bekannt.2)

Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 11 sowie den 
Zusatzpunkt 8 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Neu-
strukturierung des Bundespolizeigesetzes 
Drucksache 20/10406
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Sportausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Beratung des Antrags der Abgeordneten Steffen 
Janich, Dr. Gottfried Curio, Martin Hess, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Bundespolizei in Grenzregionen wirksam ent-
lasten

Drucksache 20/10616
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat

Ich bitte Sie, zügig die Plätze einzunehmen, und ich 
bitte auch um ein wenig mehr Ruhe im Plenarsaal, um gut 
in die Debatte einsteigen zu können. – Ich bitte Sie, die 
Gespräche nach draußen zu verlagern, sodass wir mit der 
Debatte beginnen können.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
Bundesregierung der Bundesministerin des Innern und 
für Heimat, Nancy Faeser.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-
nete! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Bun-
despolizei ist zentral für die Sicherheitsarchitektur unse-
res Landes. Sie ist es, die unsere Grenzen sichert – an 
Land und auf See. Sie ist es, die für Sicherheit sorgt, an 
Flughäfen, Bahnhöfen, Autobahnen, aber die auch ganz 
massiv die Länder bei Einsätzen, zum Beispiel bei De-
monstrationsgeschehen, unterstützt – hochprofessionell, 
mit vollem Einsatz, 24 Stunden am Tag. Dafür verdient 
sie unseren allerhöchsten Respekt, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Die Bundespolizei schafft all das, obwohl die recht-
lichen Grundlagen für ihre Arbeit seit über 30 Jahren 
nicht aktualisiert und modernisiert wurden. Das werden 
wir nun endlich ändern, meine Damen und Herren. Und 
dafür bin ich den Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP sehr dankbar. Herzlichen Dank, dass 
wir das heute endlich auf den Weg bringen dürfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Heute liegt Ihnen der Entwurf eines Gesetzes zur Neu-
strukturierung des Bundespolizeigesetzes vor. Er enthält 
eine, wie ich finde, gute Balance zwischen neuen erfor-
derlichen Befugnissen auf der einen Seite und Trans-
parenz für die Bevölkerung auf der anderen Seite. Beides 
brauchen wir für eine moderne Sicherheitsbehörde, 
meine Damen und Herren.

Wir wollen den technischen Fortschritt nutzen, um 
Kriminalität noch effektiver zu bekämpfen. Denn die Ge-
fahrenquellen sind in den vergangenen Jahrzehnten mehr 
und vielfältiger geworden. Kriminelle bereiten ihre Taten 
heute zum Beispiel selbstverständlich auch im digitalen 
Raum vor. Um sich abzusprechen und zu organisieren, 
nutzen sie die gesamte Bandbreite digitaler Möglichkei-
ten. Sie kommunizieren online und in Echtzeit, genau wie 
wir.

Damit die Bundespolizei solche Gefahren effektiv ab-
wehren kann, braucht sie eine neue, gute Rechtsgrund-
lage, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Bundespolizisten müssen mehr technische Möglichkeiten 
nutzen können, um kriminelle Schleuser, Extremisten 
und deren Kontakte ausfindig zu machen. Dazu gehört 
aus meiner Sicht, die Telekommunikation zu über-
wachen, Mobilfunkkarten und Endgeräte zu identifizie-
ren und zu lokalisieren oder auch Verkehrs- und Nut-
zungsdaten zu erheben, wenn es um den Schutz von 

1) Anlagen 2 bis 5
2) Ergebnis Seite 20107 D
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Leib und Leben geht. Dass die Bundespolizei diese Daten 
bisher nicht nutzen konnte, hat die Ermittlungsarbeit der 
Bundespolizei erheblich verlangsamt. Auch deshalb ist es 
so wichtig, meine Damen und Herren, dass wir das jetzt 
ändern. Denn es muss eine Selbstverständlichkeit für uns 
sein: Die Sicherheitsbehörden dürfen nicht schlechter 
aufgestellt sein als ihr kriminelles Gegenüber. Darum 
geht es heute, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Auch zur Gefahrenabwehr enthält die Reform neue 
Regelungen. Die Bundespolizei soll künftig Drohnen 
zur Bild- und Tonaufzeichnung einsetzen können, etwa 
wenn ein Lagebild erstellt wird. Wir werden der Bundes-
polizei außerdem ermöglichen, Aufenthaltsverbote und 
Meldeauflagen zu verhängen. Beides sind wichtige Maß-
nahmen und Instrumente, um Straftaten zu verhindern, 
seien es Landfriedensbrüche, Ausschreitungen bei Fuß-
ballspielen oder auch gefährliche Eingriffe in Bahn- oder 
Luftverkehr. Mit diesen neuen Instrumenten geben wir 
der Bundespolizei alle Mittel an die Hand, um unser 
Land stark und sicher zu halten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Meine Damen und Herren, dass die Erweiterung von 
Polizeibefugnissen gesellschaftlich umfassend und mit-
unter kritisch begleitet wird, ist in einem demokratischen 
Rechtsstaat aus meiner Sicht selbstverständlich. Und ich 
versichere Ihnen: Das neue Bundespolizeigesetz wird zu 
mehr Transparenz und Bürgernähe beitragen.

(Widerspruch der Abg. Andrea Lindholz 
[CDU/CSU])

Wir stellen künftig noch besser sicher, dass nur verfas-
sungstreue Männer und Frauen in den Polizeidienst kom-
men, indem jeder, der sich neu bewirbt, konsequent einer 
Sicherheitsüberprüfung unterzogen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn die Bundespolizei an Flughäfen, Bahnhöfen oder 
in Zügen Befragungen durchführt, um unerlaubte Einrei-
sen zu verhindern, so können sich die befragten Personen 
künftig Kontrollquittungen ausstellen lassen. Racial Pro-
filing ist und bleibt in Recht und Praxis der Bundespolizei 
ausgeschlossen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Und eine linke 
Erfindung bleibt es auch!)

Eins ist klar: Wir vertrauen unseren Polizistinnen und 
Polizisten.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
ein Zeichen von Misstrauen!)

Und wir wollen das Vertrauen in ihre Arbeit auch stärken. 
Deshalb stärken wir sie mit zusätzlichen Befugnissen. 
Deshalb schaffen wir zusätzliche Transparenz für alle 
Bürgerinnen und Bürger, mit und ohne Uniform.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 

Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wo sind 
denn die Befugnisse?)

Meine Damen und Herren, unsere Bundespolizei ist 
absolute Spitzenklasse. Ich bin sehr dankbar für ihren 
unverzichtbaren Dienst, den Bundespolizistinnen und 
Bundespolizisten für unsere Gesellschaft, für den Er- 
halt unserer Demokratie leisten. Wir haben deshalb im 
Koalitionsvertrag vereinbart, die Wertschätzung für die 
Polizei zu verdeutlichen, und zwar nicht nur in Sonntags-
reden, sondern auch rechtlich und finanziell. Ein wichti-
ger Schritt dafür war, dass wir die Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage wiedereingeführt haben. Das ist ein 
wichtiges Zeichen echter Wertschätzung dieser Koalition 
an unsere Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten, meine 
Damen und Herren. Ich darf mich dafür noch einmal bei 
der SPD-Fraktion, bei Bündnis 90/Die Grünen und der 
FDP ausdrücklich bedanken. Es geht nämlich nicht um 
Sonntagsreden, sondern um echte Wertschätzung und die 
Erweiterung der rechtlichen und finanziellen Möglich-
keiten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Ein Dank an Minister See-
hofer wäre schon auch angebracht!)

Wertschätzung hat viele Gesichter. – Herr Amthor, Sie 
können ruhig zuhören. Sie haben es in den letzten Jahren 
nicht geschafft, die Ruhegehaltsfähigkeit der Polizei-
zulage wiedereinzuführen.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Aha!)

Insofern sollten Sie diese Form der Wertschätzung der 
Polizei gegenüber auch unterstützen.

Wertschätzung hat viele Gesichter, auch ein finanziel-
les. Deswegen haben wir – trotz der schwierigen Rah-
menbedingungen – der Bundespolizei im aktuellen Haus-
halt einen sehr hohen Stellenwert eingeräumt. Der 
Bundestag hat den Etat für die Bundespolizei auf einem 
sehr hohen Niveau festgeschrieben. Insbesondere sind 
1 000 neue Planstellen hinzugekommen, obwohl eigent-
lich keinerlei Stellen hinzukommen sollten. Für die Bun-
despolizei ist eine Ausnahme gemacht worden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dafür darf ich mich bei den Haushaltspolitikern der Koa-
lition sehr herzlich bedanken.

Für die Jahre 2025 und 2026 ist Ähnliches geplant. Es 
geht um Kolleginnen und Kollegen, die wir dringend 
brauchen, meine Damen und Herren. Mit insgesamt 
rund 6,4 Milliarden Euro ist in 2024 fast die Hälfte des 
Gesamtvolumens des Einzelplans für die Sicherheits-
behörden des Bundes vorgesehen, allein 4,2 Milliarden 
Euro nur für die Bundespolizei.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf gehen wir nun den nächsten Schritt. Ich 
danke den Koalitionsfraktionen für die sehr konstruktive 
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Zusammenarbeit bei diesem modernen Bundespolizei-
gesetz. Vielen Dank dafür! Es ist ein großes Paket, mit 
dem wir unsere Bundespolizei fit machen für das 21. Jahr-
hundert, und es ist ein sehr wichtiges Signal:

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja, ja!)
Wir stehen hinter der Bundespolizei und stärken denen 
den Rücken, die Tag für Tag in schwierigen Diensten für 
unsere Sicherheit oft den Kopf hinhalten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin ist für die Unionsfraktion 

Andrea Lindholz.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir beraten heute den Vorschlag der Ampel für eine 
Neufassung des Bundespolizeigesetzes. Ich möchte aber 
zunächst im Namen der Unionsfraktion den rund 54 000 
Bundespolizistinnen und Bundespolizisten, die sich tag-
ein, tagaus um die Sicherheit in unserem Land kümmern, 
einen großen Dank aussprechen. Sie machen oft unter 
schwierigsten Bedingungen eine großartige Arbeit, erst 
recht in der aktuellen Migrationskrise. Herzlichen Dank 
dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Manuel 
Höferlin [FDP])

Damit die Bundespolizei auch in Zukunft ihre vielfäl-
tigen Aufgaben so gut erledigen kann, sollte eine Neufas-
sung des Bundespolizeigesetzes eigentlich auch zeitge-
mäße und effektive Handlungsgrundlagen liefern.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Was ist eigentlich 
mit eurem Gesetz passiert?)

Aber das ist an manchen Stellen leider nicht der Fall. Der 
Gesetzentwurf ist teilweise gerade nicht zeitgemäß. Das 
zeigt sich zum einen bei der Technik, zum anderen bei 
den Befugnissen. Zudem führt die Ampel mit dem Ge-
setzentwurf teilweise Regelungen ein, die die Bundes-
polizisten nicht in der Arbeit unterstützen, sondern sie 
geradezu in ihrer Arbeit behindern. Ich möchte Ihnen 
beide Punkte kurz erläutern.

Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie betonen immer wie-
der, wie wichtig Ihnen die Bekämpfung von Schleuser-
kriminalität ist – zu Recht. Sie erlauben es aber der Bun-
despolizei nicht – auch in diesem Gesetz nicht –, im 
Einzelfall zur Abwehr lebensgefährdender Schleusungen 
auf Messengerdienste wie Whatsapp oder Telegram zu-
zugreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beifall der Abg. 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Konstantin Kuhle [FDP])

Ich sage Ihnen daher: Das ist ein Widerspruch – ein 
Widerspruch zwischen Reden und Handeln.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Super! Das ist doch 
gut, dass das nicht drinsteht!)

Zu begrüßen ist, dass Sie die Möglichkeit der auto-
matischen Kennzeichenerfassung im öffentlichen Raum, 
zum Beispiel auch im Zusammenhang mit Grenzschutz-
themen, ermöglichen.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Wir waren das!)

Allerdings müssten Sie diese Regelung auch auf Bahn-
höfe und Flughäfen ausweiten. Ebenfalls ausweiten bzw. 
einführen müssten Sie den Einsatz biometrischer Ge-
sichtserkennung an Kriminalitätsschwerpunkten

(Konstantin Kuhle [FDP]: Teufelszeug!)

wie großen Bahnhöfen und Flughäfen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dorothee Martin 
[SPD]: Das haben die Länder alles schon mal 
abgelehnt! Auch Ihre Bundesländer!)

Wir haben aktuell die Situation, dass die Polizei zum 
Beispiel bei der Suche nach dem Ex-RAF-Terroristen 
Burkhard Garweg eine Bauwagenkolonie in Berlin ge-
stürmt hat,

(Manuel Höferlin [FDP]: War das die Bun-
despolizei?)

sich aber anschließend, Medienberichten zufolge, die 
Spur am Bahnhof Ostkreuz verloren hat.

(Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Insofern könnte man mit der Einführung moderner Tech-
nik auch an diesen Stellen flüchtigen Terroristen und 
Schwerstkriminellen wesentlich schneller auf die Spur 
kommen. Aber auch das will die Ampel anscheinend 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Unverantwortlich!)

Ich komme damit zu meinem zweiten Kritikpunkt. Sie 
führen mit dem Gesetzentwurf zwei Maßnahmen ein, die 
ein tiefes Misstrauen gegenüber der Bundespolizei zeigen 
und die die Polizisten in ihrer Arbeit behindern, einige 
sagen sogar: gefährden. Warum ist das so? Erstens führen 
Sie die individuelle Kennzeichnungspflicht ein. Das 
heißt, Sie wollen, dass künftig jeder Bundespolizist im 
Einsatz seine Dienstnummer oder gar seinen Namen auf 
der Uniform tragen muss. Sie begründen das scheinheilig 
mit Bürgernähe und Transparenz. Aber eigentlich sehen 
Sie in jedem Bundespolizisten einen potenziellen An-
wender rechtswidriger Gewalt.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Das ist eine üble 
Unterstellung! Das ist Zersetzung!)

Sie haben in Ihrem Gesetzentwurf keine einzige belast-
bare Zahl vorgelegt, wie oft ein Bundespolizist nach ei-
nem Fehlverhalten nicht identifiziert werden konnte.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: So ist 
das!)
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Dazu treffen Sie gar keine Aussage.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Das ist eine üble 
Unterstellung! – Gegenruf des Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Der kann heute 
identifiziert werden, Herr Hartmann! Was soll 
das Ganze? – Gegenruf des Abg. Sebastian 
Hartmann [SPD]: Ihr zersetzt das Vertrauen 
in den Rechtsstaat!)

Für geschlossene Einsätze gibt es bereits die taktische 
Kennzeichnung. Diese Maßnahme ist im Ergebnis nicht 
notwendig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es kommt dazu – das vernehme ich auch hier aus den 
Zwischenrufen –,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Getrof-
fene Hunde bellen!)

dass Sie die Bundespolizisten selbst gar nicht ernst neh-
men. Die befürchten nämlich eine Gefährdung ihrer 
selbst und ihrer Familien. Ihnen scheint das egal zu sein. 
Aber man sollte das nicht leichtfertig abtun.

(Marianne Schieder [SPD]: Unverschämtheit!)

Linksextremisten haben in der Vergangenheit schon Fo-
tos von Berliner Polizisten im Netz veröffentlicht und zur 
Mitteilung von deren Privatadressen aufgefordert.

(Enrico Komning [AfD]: Genau so!)

Ihre falsche Schwerpunktsetzung sieht man auch da-
ran, dass Sie für dieses ideologische Projekt 30 Millionen 
Euro einmalig, 900 000 Euro jedes weitere Jahr ausge- 
ben und gleichzeitig im nächsten Haushalt die flächen-
deckende Anschaffung schusssicherer Helme und Westen 
für Terrorlagen versagt haben. Das, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, nenne ich eine falsche Schwerpunktset-
zung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich darf noch auf die Einführung der sogenannten Kon-
trollquittung eingehen. Was ist das?

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Künftig muss jeder Bundespolizist bei jeder Personen-
kontrolle die kontrollierte Person auf ihr Recht hinwei-
sen, dass sie eine Kontrollquittung erhalten kann. Auf 
Verlangen muss diese auch ausgestellt werden. Das 
wird die Arbeit unserer Bundespolizei im Alltag massiv 
beeinträchtigen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Miss-
trauen gegen die Polizei!)

Wir alle wissen genau, dass das sehr viel Zeit kostet und 
weniger Kontrollen stattfinden werden, weil in dieser 
Zeit nicht kontrolliert werden kann. Das ist das eine. 
Aber das Zweite ist: Mit dieser Kontrollquittung setzen 
Sie die Bundespolizisten permanent dem Verdacht aus, 
sie würden generell bestimmte Personengruppen verfas-
sungswidrig diskriminieren, was man ja vorhin auch Ih-
ren Ausführungen wunderbar entnehmen konnte. Ich 

sage Ihnen eins, Frau Faeser: Solche Folgen können Sie 
doch nicht wirklich ernsthaft wollen. Das hat mit Respekt 
vor den Bundespolizisten nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Was kann man also zusammenfassend zu diesem Ge-
setzentwurf sagen? Die Ampel kann keine Sicherheit. Die 
Ampel ist selbst ein Sicherheitsrisiko. Sie versagt der 
Bundespolizei notwendige zeitgemäße Befugnisse. Sie – 
Sie alle zusammen – behindern sie aus ideologischen 
Gründen in ihrer Polizeiarbeit mit unnötiger Bürokratie. 
Wir werden diesen Gesetzentwurf daher ablehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Sehr gut! Wir auch! – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Da wäre der Zwischenruf 
„Fake News“ noch ein Euphemismus! – Daniel 
Baldy [SPD]: Sie können sich auch an den 
Beratungen beteiligen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass ich nach der 

nächsten Rednerin die Urnen für die namentliche Ab-
stimmung schließe. Sollten Sie noch nicht abgestimmt 
haben, bitte tun Sie es jetzt.

Die nächste Rednerin ist für Bündnis 90/Die Grünen 
Dr. Irene Mihalic.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Seit der letzten grundlegenden Novellie-
rung des Bundespolizeigesetzes – die Ministerin hat es 
gerade gesagt – sind sage und schreibe 30 Jahre vergan-
gen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wir ha-
ben es wenigstens versucht! – Gegenruf des 
Abg. Sebastian Hartmann [SPD]: Da hat die 
Union aber schon geschlafen!)

Um die Grundlagen für die Bundespolizei auf den neues-
ten Stand zu bringen,
ist es daher allerhöchste Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Ernsthaft!)

Dabei regeln wir insbesondere Fragen der Datenver-
arbeitung und Datenerhebung neu und wagen uns dabei 
auch an schwierige Bereiche wie zum Beispiel den Ein-
satz von V-Leuten heran. Da kann sich die Regelung im 
Gesetzentwurf wirklich sehen lassen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Und wir setzen auch die Vereinbarungen aus dem Koa-
litionsvertrag um und verpassen dem Bundespolizei-
gesetz ein bürgerrechtliches Update.
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(Konstantin Kuhle [FDP]: So ist es!)

Frau Lindholz war eben schon so freundlich, auf ein paar 
Punkte aus diesem Bereich hinzuweisen. So wird es eine 
anonymisierbare Kennzeichnung geben, so wie wir es 
auch schon aus vielen Bundesländern kennen und wo 
nicht die Welt untergegangen ist, Frau Lindholz.

(Dorothee Martin [SPD]: Genau! – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Hört! Hört! – Martin Hess 
[AfD]: Das ist der Maßstab der Grünen: Die 
Welt geht nicht unter, also machen sie es!)

Damit gehen wir einen wichtigen Schritt, um polizei-
liches Handeln transparenter und nachvollziehbarer zu 
machen. Das ist nicht nur ein wichtiger bürgerrechtlicher 
Erfolg, meine Damen und Herren, sondern im Kern auch 
eine positive Entwicklung für Polizistinnen und Polizis-
ten; denn wenn bei einem Einsatz, vielleicht aus Über-
forderung oder aus anderen Gründen, Fehler gemacht 
werden, dann wirkt sich das nicht negativ auf vielleicht 
unbeteiligte Kolleginnen und Kollegen aus, sondern kann 
individuell zugeordnet werden. Entgegen manchen Un-
kenrufen handelt es sich hierbei also nicht um ein Miss-
trauensvotum oder einen Generalverdacht gegen die Po-
lizei an sich,

(Lachen des Abg. Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU])

sondern die Erfahrungen aus den Bundesländern, übri-
gens auch aus vielen anderen europäischen Ländern, zei-
gen, dass es keine Nachteile für die Beschäftigten gibt. 
Ganz im Gegenteil: Die Kennzeichnung schafft Ver-
trauen und Transparenz. Und Vertrauen ist unerlässlich 
für den Erfolg polizeilicher Arbeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir konnten bereits während der Kabinettsbefassung 
einen tragfähigen Kompromiss finden, um unzulässigen 
Praktiken bei verdachtsunabhängigen Kontrollen ent-
gegenzuwirken. „Kompromiss“ sage ich deshalb, weil 
wir eigentlich die Befugnis zur Durchführung solcher 
Kontrollen gerne durch eine echte Kontrollbefugnis mit 
klaren Zulässigkeitsvoraussetzungen ersetzt hätten. Aber 
wichtig ist, dass es uns unter dem Strich gelungen ist, 
durch die Veränderung der bestehenden Befugnis eine 
rechtssichere Grundlage für Kontrollen zur Verhinderung 
unerlaubter Einreise zu schaffen und damit Vorfällen von 
sogenanntem Racial Profiling entgegenzuwirken. Dafür 
haben wir insgesamt drei Maßnahmen getroffen:

Erstens haben wir analog zum Landespolizeigesetz in 
Schleswig-Holstein eine Antidiskriminierungsklausel 
eingefügt. Zweitens haben wir eine entscheidende Präzi-
sierung der Zulässigkeitsvoraussetzungen vorgenom-
men; denn zukünftig müssen für solche Kontrollen neben 
der grenzpolizeilichen Erfahrung auch aktuelle Lageer-
kenntnisse oder entsprechende Prognosen vorliegen, 
dass zum Beispiel bestimmte Bahnanlagen oder Strecken 
oder Züge auch tatsächlich zur illegalen Einreise genutzt 
werden.

Drittens – darauf wurde gerade schon hingewiesen – ist 
die Einführung von sogenannten Kontrollquittungen ein 
wichtiger Faktor, um den Begründungsaufwand für ver-
dachtsunabhängige Kontrollen zu erhöhen und damit 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tra-
gen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das hat 
der Bundespolizei an Bürokratie gerade noch 
gefehlt!)

Lassen Sie mich das bitte noch bemerken: Dass polizei-
liche Maßnahmen begründet werden müssen, ist im 
Rechtsstaat der Normalfall, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Absolut!)

Und auch die Kontrollquittung ist keine verrückte neue 
Erfindung der Ampel, wie Sie vielleicht glauben, sondern 
eine praxistaugliche Lösung, die woanders längst zum 
Alltag gehört.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
ein neues Instrument, das Sie heute einführen! 
Das hat es bei uns bislang nicht gegeben!)

Schauen Sie mal nach New York!

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die Po-
lizei in den USA ist nicht vergleichbar mit der 
Bundespolizei!)

Schauen Sie mal nach Großbritannien! Zum Teil gilt es 
auch für Spanien. Überall werden Sie eine Kontrollquit-
tung bekommen, wenn Sie da kontrolliert werden. Auch 
das schafft Transparenz und erhöht den Rechtsschutz für 
die Bürgerinnen und Bürger, schafft aber auch Hand-
lungssicherheit für die Polizei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Wir haben einen ganz anderen 
Standard als die USA! – Zuruf von der AfD: 
Das führt doch nur dazu, dass die Bundespoli-
zei nicht mehr arbeitsfähig ist!)

Wir befassen uns in dieser Reform aber auch damit, 
wie wir einen effizienteren Rahmen für die Arbeit der 
Bundespolizei schaffen können. Und da muss man sich 
mal fragen: Wie sinnvoll kann es eigentlich sein, dass die 
Bundespolizei nicht zuständig ist, wenn an einem Bahn-
hof zum Beispiel ein Geldautomat gesprengt wird? Wir 
sind der Ansicht, dass für Verbrechen, die an Orten, an 
denen die Polizei örtlich zuständig ist, sie auch sachlich 
zuständig sein sollte. Darüber wird im Gesetzgebungs-
verfahren noch zu reden sein.

Neben solchen Zuständigkeits- und Kompetenzfragen 
müssen wir uns aber auch noch andere Fragen stellen: 
Wie kann gute Polizeiarbeit gewährleistet werden, wenn 
die Liegenschaften, wenn die Wachen, die Dienststellen, 
die Büros in so einem schlechten Zustand sind, dass man 
sie eigentlich niemandem mehr zumuten kann?

(Beifall der Abg. Susanne Menge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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Die Bundespolizei mit ihren mehr als 50 000 Beschäftig-
ten nimmt eine zentrale Rolle in der Sicherheitsarchitek-
tur Deutschlands ein, und deswegen sind wir es den 
Beschäftigten auch schuldig, dass wir für sie gute Ar-
beitsbedingungen schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir haben bereits die Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-
zeizulage eingeführt und erkennen damit auch die bedeu-
tende und zum Teil wirklich sehr schwere und heraus-
fordernde Arbeit der Polizei an. Das war ein erster und 
ganz wichtiger Schritt – dem Sie sich in der Regierung 
übrigens immer verweigert haben –

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)
für gelebten Respekt vor der herausragenden Leistung 
unserer Polizistinnen und Polizisten.

Dennoch muss sich die Bundesregierung weiter dafür 
einsetzen, dass Dienststellen und Ausbildungsorte auf 
Vordermann gebracht werden, Überstundenberge abge-
baut werden, WLAN in den Einrichtungen keine Aus-
nahme bleibt und damit der Arbeitsalltag der Polizei 
endlich erleichtert wird. Auch müssen wir unseren poli-
zeilichen Nachwuchs im Blick behalten: Durch Fortbil-
dungsmöglichkeiten und individuelle Weiterentwicklung 
kann die Bundespolizei für junge Menschen auch in Zu-
kunft ein attraktiver Arbeitgeber bleiben. Und das ist 
ganz wichtig, wenn wir um die besten Köpfe in unserer 
Gesellschaft für die Arbeit bei der Bundespolizei werben.

Beim Bundespolizeigesetz stehen wir jetzt am Anfang 
der parlamentarischen Beratung. Wir werden uns intensiv 
dafür einsetzen, dass am Ende ein Gesetz steht, das die 
Bundespolizei in ihrer Arbeit stärkt, die Ermittlungen 
erleichtert und Bürgernähe ausstrahlt. Ich sehe uns da 
auf einem sehr guten Weg.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte ich die 

namentliche Abstimmung schließen. – Ich sehe jetzt nie-
manden, der noch ad hoc rausrennt. Die namentliche Ab-
stimmung ist hiermit geschlossen, und die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer können bitte auszählen. Das 
Ergebnis gebe ich Ihnen dann später bekannt.1)

Der nächste Redner jetzt in der Debatte ist für die AfD- 
Fraktion Steffen Janich.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Janich (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eine 

Boulevardzeitung mit vier Buchstaben titelte vor einer 
Woche: „Schimmel, Ratten und Mäuse: Deutschlands 
schäbigste Polizeiwache.“ Dieser Artikel beschreibt die 
hygienischen Zustände für Bundespolizisten in der Wa-
che im Hagener Hauptbahnhof. In der Wache leben Mäu-

se, unter der Treppe liegt eine tote Ratte, überall stehen 
Luftreiniger gegen den Schimmel, so liest man in der 
Beschreibung der Zeitung. Kanister mit AdBlue müssen 
aus Platzgründen neben dem Vernehmungstisch gelagert 
werden. Eine bauliche Vergrößerung der Wache wird 
nicht vorgenommen, weil die Müllpresse hinter der Wa-
che erhalten bleiben soll. Das ist heute der real existie-
rende Zustand bei unseren Bundespolizisten in Deutsch-
land.

Und was macht die Bundesregierung? Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser präsentiert einen Gesetzentwurf, 
der den Arbeitsalltag für Bundespolizisten eher erschwert 
als vereinfacht. Nein, Frau Faeser, so geht das nicht!

(Beifall bei der AfD)
Schon zu Beginn, in § 1, liest man unter „Allgemeines“ 

die Vorgabe, dass die Bundespolizei „respektvoll und frei 
von Diskriminierung“ handeln soll. Ich sage Ihnen: Das 
deutsche Volk will eine Polizei, die nach Recht und Ge-
setz arbeitet. Unser Volk will keine Polizei, die die Fan-
tasien linker Identitätspolitik umsetzen muss. Nicht Poli-
zeibeamte müssen den Respekt vor Straftätern lernen, 
sondern Straftäter müssen endlich wieder den Respekt 
vor unserer Polizei lernen.

(Beifall bei der AfD)
Kritisch zu sehen ist auch die nun obligatorische Teil-

nahme der Bundespolizei an Auslandsaufgaben. Aus ei-
ner Kannvorschrift wird nun eine allgemeine Pflicht. Un-
sere Bundespolizei hätte eigentlich hier in Deutschland 
alle Hände voll zu tun, die Grenzen und die deutschen 
Bürger zu schützen. Dies sollte zunächst gewährleistet 
werden, bevor sie von der EU oder den Vereinten Nation 
zusätzlich belastet wird.

Die Gesetzesänderung strahlt nun mit neuen Vorga- 
ben bei der Durchsuchung von Trans- und nichtbinären 
Personen. Es ist kein Witz: § 62 soll den Beamten zu-
künftig bei der Behandlung festgehaltener Personen vor-
schreiben, dass bei trans- und intergeschlechtlichen sowie 
nichtbinären Personen der geäußerte Wille bezüglich 
der Unterbringung berücksichtigt werden soll. Gleiches 
steht übrigens auch analog im § 65 zum Thema „Durch-
suchung der Person“. Anders ausgedrückt: Jeder Be-
schuldigte kann zukünftig in der polizeilichen Maßnahme 
sein Geschlecht selbst definieren. Meine Damen und Her-
ren, Gott schuf zwei Geschlechter des Menschen, und er 
wusste, was er tat.

(Beifall bei der AfD – Anke Hennig [SPD]: 
Was reden Sie denn da?)

Ganz anders bei Rot, Grün und Gelb: Die rechtlichen 
Folgen werden von den Polizeibeamten zu tragen sein, 
wenn der Beschuldigte im Nachgang angeben sollte, 
nicht im Sinne einer Geschlechtszuordnung behandelt 
worden zu sein. Eine solche Rechtsunsicherheit werden 
wir in dieser Interessenlage niemals zulassen.

(Zuruf von der SPD: Na und? Was machen Sie 
denn?)

Die Polizei hat das Recht, Personen zu befragen. Mit 
der Verpflichtung für alle Bundespolizisten, jeder in ei-
nem Zug zu kontrollierenden Person eine Bescheinigung 
über die polizeiliche Maßnahme und deren Grund in Pa-1) Ergebnis Seite 20107 D
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pierform auszustellen, gibt die Innenministerin unsere 
Polizei gänzlich der Lächerlichkeit preis. Demnächst 
wird es dann wohl, wenn die Polizei ihre Maßnahme 
beendet hat, heißen: Geben Sie mir mal bitte die Rech-
nung, Herr Obermeister! – So etwas ist völlig inakzepta-
bel.

(Beifall bei der AfD)

Die Polizei bekennt sich uneingeschränkt zur verfas-
sungsmäßigen Ordnung. Indem die Innenministerin die 
Sicherheitsüberprüfung zur Regel für Polizisten macht, 
stellt sie die Polizei unter einen Generalverdacht irgend-
einer verfassungsfeindlichen Gesinnung. Das wird das 
Vertrauen der Polizei in unsere oberste Dienstvorgesetzte 
nachhaltig beschädigen, und aus diesem Grund lehnen 
wir das ab.

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD gehen einen anderen Weg. Seit der Grün-
dung unserer Partei haben wir es als unsere Verpflichtung 
angesehen, die Beamten unserer Bundespolizei seitens 
der Politik zu unterstützen. Wir haben die praktischen 
Bedürfnisse der eingesetzten Bundespolizisten unmittel-
bar in unsere Initiativen einfließen lassen.

Unser heutiger Antrag zielt darauf ab, unsere Bundes-
polizei zu unterstützen und ihre Arbeitsbedingungen 
nachhaltig zu verbessern. Wir fordern dauerhaft mehr 
Personal in grenznahen Dienststellen, die Begleitung 
von Mitarbeitern des BAMF für Erfassungsdienste bei 
Polizeieinsätzen in Bezug auf illegale Migration, die 
schnellere und einfachere Einrichtung von Kontrollstel-
len auf Bundesautobahnen, den dauerhaften Einsatz von 
sogenannten Agrarzelten bei stationär geführten Grenz-
kontrollen, Dashcams in Polizeifahrzeugen für die Doku-
mentation von Verfolgungsfahrten, Erleichterungen bei 
der Durchführung der Abschiebung von Straftätern sowie 
mehr praktische Einsatzbefugnisse für unsere Bundes-
polizei.

Wir halten denjenigen den Rücken frei, die sich täglich 
vor uns stellen, um unseren freiheitlichen Rechtsstaat zu 
schützen. Die Anpassung des Bundespolizeigesetzes 
muss also ziel- und praxisorientiert sein. In diesem Zu-
sammenhang möchte ich auch noch mal darauf verwei-
sen, dass die Änderung des Gesetzes zur Beschleunigung 
von Disziplinarverfahren in der Bundesverwaltung zulas-
ten der Beamten bereits zu einem tiefgreifenden Vertrau-
ensverlust geführt hat.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Von Rechtsextre-
misten!)

Ich bitte daher um Unterstützung für unseren Antrag. 
Nicht nur wir von der AfD-Fraktion werden es Ihnen 
danken, sondern auch und insbesondere unsere Bundes-
polizei.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Manuel Höferlin.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Manuel Höferlin (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im 

Jahr 1994 war Helmut Kohl Kanzler.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das wa-
ren noch gute Zeiten! – Philipp Amthor [CDU/ 
CSU]: Da war die FDP auch noch gut!)

Im Jahr 1994 wurden die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Reichsbahn zusammen in die Deutsche 
Bahn AG umgewandelt. 1994 wurde Michael Schuma-
cher das erste Mal Weltmeister. Und 1994 startete IBM 
den Verkauf des ersten Smartphones – dem Personal 
Communicator, so groß wie ein Schuhkarton und ein 
halbes Kilo schwer.

Aus dem Jahr 1994 stammt auch die aktuelle Version 
des Bundespolizeigesetzes. Und gäbe es nicht schon die 
Notwendigkeit aufgrund von Urteilen, EU-Vorgaben und 
der veränderten Zeit – allein der Zeitraum von 30 Jahren 
wäre Grund genug, dieses Polizeigesetz endlich einmal 
zu novellieren. Das haben Sie nie geschafft, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dorothee Martin [SPD] – Marianne 
Schieder [SPD]: Das ist ihnen nicht eingefallen 
in den letzten 16 Jahren! – Gegenruf des Abg. 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wir ha-
ben es 2021 durch den Bundestag gebracht!)

Ich darf an dieser Stelle einmal den Bundespolizisten, 
aber auch allen Polizisten danken, dass sie jeden Tag für 
uns und für den Rechtsstaat, für unsere Sicherheit und 
unsere Freiheit einstehen und ihren Kopf hinhalten. Das 
ist schon gesagt worden; ich finde aber, das kann man gar 
nicht oft genug sagen. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, die Welt hat sich verändert 
in den letzten 30 Jahren und natürlich auch die Aufgaben, 
die Anforderungen und die Arbeitsweise der Bundespoli-
zei. Deswegen ist die Modernisierung des Bundespolizei-
gesetzes nicht nur dringend geboten, sie ist längst über-
fällig. Die Modernisierung hätte eigentlich schon vor 
Jahren passieren müssen, wenn das mit der inneren Si-
cherheit in Deutschland ernst gemeint ist. Wir als Ampel-
koalition gehen dies an, das, woran die Vorgängerregie-
rung gescheitert ist.

(Dorothee Martin [SPD]: Genau!)

Wir werden das jetzt umsetzen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Wir treiben mit diesem Gesetz auch einen Paradigmen-
wechsel voran, indem wir nämlich Freiheit und Sicher-
heit nicht gegeneinander ausspielen. Stattdessen stärken 
wir beides.

(Zuruf von der CDU/CSU)

Das ist pragmatische und angewandte Innenpolitik, 
meine Damen und Herren, und so setzen wir das hier 
auch um.

Unsere Bundespolizisten erhalten jetzt moderne Ein-
griffsbefugnisse. Dadurch können sie ihre Arbeit vor al-
len Dingen an den Bahnhöfen und den Flughäfen besser 
erledigen als vorher. Wir sorgen auch dafür, dass die 
Bundespolizei weiterhin hinter der Grenze zum Beispiel 
illegale Einreisen kontrollieren und dagegen vorgehen 
kann; denn bei den Kontrollen kann und muss sie mit 
grenzpolizeilicher Erfahrung arbeiten können. Das ist 
auch weiterhin bei Personenkontrollen möglich. Dieser 
riesige Erfahrungsschatz der Bundespolizisten in diesem 
Bereich kann weiterhin für die Sicherheit der Menschen 
in Deutschland genutzt werden. Er kann rechtssicher ge-
nutzt werden, und das ist auch gut so, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hier zeigt sich auch der Unterschied der Koalition zur 
Vorgängerregierung. Während wir auf der einen Seite den 
großen Erfahrungsschatz der Bundespolizei für Men-
schen weiterhin rechtssicher nutzen, schaffen wir auf 
der anderen Seite unmissverständlich Klarheit für ein 
Verbot von Racial Profiling,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Also 
unterstellen Sie es doch!)

das bei der allüberwiegenden Zahl der Bundespolizisten 
gar nicht stattfindet. Aber es war wichtig und auch ge-
boten und an der Zeit, dies im Gesetz festzuhalten, meine 
Damen und Herren.

Dafür gestalten wir unter anderem die Personenkon-
trolle rechtssicher für alle Seiten aus, übrigens auch für 
die kontrollierenden Personen, für die Polizisten selbst.

(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Da geht es um die Kontrollquittungen, und sie können 
diese Kontrollquittungen auf Anforderung ausstellen, 
sie können diese übrigens auch digital ausstellen,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie wa-
ren doch mal gegen Bürokratie!)

wozu ich die Bundespolizei nur ermutigen würde. Diese 
sogenannten Kontrollquittungen schützen Polizisten 
nicht nur vor falschen Beschuldigungen im Nachhinein, 
sie ersparen ihnen im Zweifel auch wiederholte Über-
prüfungen. Bei der Polizei in Bremen beispielsweise 
wird das schon seit geraumer Zeit praktiziert.

(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Ihre Befürchtungen sind dort nicht eingetreten.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das sind 
die Befürchtungen nicht nur der Opposition, 
sondern der beiden Gewerkschaften und der 
Bundespolizei selbst! – Zuruf des Abg. Martin 
Hess [AfD])

Die Polizisten dort können bestens damit umgehen.
Im Übrigen, Frau Lindholz, finde ich es schon bemer-

kenswert, dass wir bei jedem Verwaltungsakt einer jeden 
Behörde eine Rechtsbehelfsbelehrung und auch die Mög-
lichkeit zum Widerspruch erhalten und oben in jedem 
Verwaltungsakt auch der Sachbearbeiter steht, Sie aber 
bei einem polizeilichen Akt solche Bedenken haben, 
den Polizisten im Einsatz anzuführen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das sind 
doch nicht nur wir! Fragt doch die Polizei-
gewerkschaft!)

Es ist genau das Gleiche; der Vergleich ist treffend, und 
deswegen finde ich es nur angemessen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Da steht ihr aber ziemlich allein mit dieser 
Position! – Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Gleichzeitig wird es keine weiteren Eingriffe in die 
Privatsphäre der Menschen geben. Die Bundespolizei 
hat bisher aus guten Gründen zum Beispiel keine eigene 
Befugnis für den Staatstrojaner, und dabei bleibt es auch, 
meine Damen und Herren. Das ist nämlich schlicht nicht 
notwendig.

Wir werden in der weiteren Behandlung noch einige 
Punkte im Ausschuss besprechen, zum Beispiel die Zu-
ständigkeit im räumlichen Bereich, wie bereits vorgetra-
gen. Wir würden im weiteren Verlauf zum Beispiel auch 
noch gerne über die Zuständigkeit bei Abschiebungen im 
Bereich der Bundespolizei sprechen. Dazu wird meine 
Kollegin Frau Dr. Jurisch noch einiges sagen.

Wir haben jetzt den ersten Aufschlag. Vielen Dank für 
das Einbringen, Frau Ministerin. Wir werden das im Aus-
schuss intensiv beraten. Wir haben eine Arbeitsgrund-
lage, um die Arbeit der Bundespolizei auf die Höhe der 
Zeit zu bringen. Ich freue mich auf die weitere Beratung 
im Ausschuss.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:

Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, möchte ich 
Ihnen das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses zum Antrag der Unionsfraktion „Unterstützung 
für die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des 
Taurus-Marschflugkörpers beschließen“ bekannt geben: 
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Abgegebene Stimmkarten 690. Mit Ja haben gestimmt 
495, mit Nein haben gestimmt 190, Enthaltungen 5. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen.1)

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            687;
davon

ja:                                      494
nein:                                  188
enthalten:                              5

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl

Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Dirk-Ulrich Mende

Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)

Daniel Schneider
Carsten Schneider 

(Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Rita Schwarzelühr- 

Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Mario Czaja
Jens Koeppen
Emmi Zeulner

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Stephanie Aeffner
Luise Amtsberg
Andreas Audretsch
Maik Außendorf

1) Anlage 6
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Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Deborah Düring
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Emilia Fester
Schahina Gambir
Tessa Ganserer
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Michael Kellner
Katja Keul
Misbah Khan
Maria Klein-Schmeink
Chantal Kopf
Laura Kraft
Philip Krämer
Jürgen Kretz
Dr. Franziska Krumwiede- 

Steiner
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Denise Loop
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr.-Ing. Zoe Mayer
Susanne Menge

Swantje Henrike 
Michaelsen

Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatovic
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Karoline Otte
Dr. Paula Piechotta
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Dr. Sebastian Schäfer
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Melis Sekmen
Nyke Slawik
Dr. Anne Monika Spallek
Merle Spellerberg
Dr. Till Steffen
Hanna Steinmüller
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Johannes Wagner
Beate Walter-Rosenheimer
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Renata Alt
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg

Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski-Merten
Nils Gründer
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Dr. Thorsten Lieb
Christian Lindner
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Bernd Reuther
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich

Johannes Vogel
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

AfD
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Barbara Benkstein
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder- 

Kühnel
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Steffen Kotré
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Sebastian Münzenmaier
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
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Uwe Schulz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Dr. Alice Weidel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Die Linke
Gökay Akbulut
Dr. Dietmar Bartsch
Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Anke Domscheit-Berg
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Susanne Hennig-Wellsow
Jan Korte
Ina Latendorf
Caren Lay
Ralph Lenkert
Dr. Gesine Lötzsch
Cornelia Möhring
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Kathrin Vogler
Janine Wissler

BSW
Ali Al-Dailami
Andrej Hunko
Christian Leye
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Jessica Tatti
Dr. Sahra Wagenknecht

Fraktionslos
Robert Farle
Matthias Helferich

Nein
CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer

Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Christian Haase
Florian Hahn
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung

Anja Karliczek
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Ingrid Pahlmann
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer

Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos- 

Wintz
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Diana Stöcker
Stephan Stracke
Max Straubinger
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef 

Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Astrid Timmermann- 

Fechter
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David 

Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

FDP
Wolfgang Kubicki
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
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AfD
Dr. Rainer Kraft

Fraktionslos
Joana Cotar
Stefan Seidler

Enthalten
CDU/CSU

Heike Brehmer
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Dr. Peter Ramsauer

AfD

Albrecht Glaser

Fraktionslos

Johannes Huber

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir fahren in der Debatte zu Tagesordnungspunkt 11 
und Zusatzpunkt 8 fort.

Die nächste Rednerin ist für die SPD-Fraktion 
Dorothee Martin.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dorothee Martin (SPD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste! Immer wenn in der Politik über 
Sicherheit geredet wird, ist die Bundespolizei längst vor 
Ort. Über 50 000 Polizistinnen und Polizisten schützen 
unsere Grenzen, sorgen für Sicherheit an Flughäfen und 
Bahnhöfen, schützen unsere Bürgerinnen und Bürger so-
wie wichtige Infrastruktur. Sie stehen in erster Reihe 
beim Kampf gegen schwere Kriminalität, und sie schüt-
zen unsere Demokratie. Für unsere Sicherheit nehmen sie 
viel in Kauf. Dafür haben sie unsere vollste Unterstüt-
zung verdient.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Allerdings ist seit dem Inkrafttreten des bisherigen 
Bundespolizeigesetzes, das 30 Jahre alt ist, sehr viel 
Zeit vergangen und viel passiert. Offene Grenzen in Eu-
ropa, Globalisierung und auch ganz neue Formen von 
Kommunikation haben unser Leben massiv verändert, 
oftmals zum Positiven. Aber mit diesen Veränderungen 
gibt es auch neue Herausforderungen und Gefahren für 
unsere Sicherheit. Internationaler Terrorismus, Drogen- 
und Menschenhandel oder Schleuserkriminalität sind 
hier nur die offensichtlichsten Beispiele. Es ist jetzt wirk-
lich an der Zeit, dem Rechnung zu tragen und der Bun-
despolizei die notwendigen Befugnisse und Kompeten-
zen zu geben, um den Bedrohungen unserer Zeit auch 
wirklich begegnen zu können.

Der nun vorgelegte Gesetzentwurf – herzlichen Dank, 
Frau Ministerin! – ist entsprechend konsequent und wirk-
lich zukunftsweisend. Wir holen das Gesetz ins Hier und 
Jetzt und machen die Bundespolizei fit für die Zukunft.

(Beifall bei der SPD)
Hierzu zählt auch die erweiterte Möglichkeit, Tele-

kommunikation zu überwachen und Verkehrsnutzungs-
daten zu erheben, wenn es beispielsweise um den Schutz 
von Leib und Leben geht. Hierzu zählt auch, dass die 
Bundespolizei Mobilfunkkarten und Endgeräte künftig 

identifizieren und lokalisieren kann. Das sind auch ganz 
wichtige Befugnisse im Kampf gegen Schleuser, gegen 
Extremisten und deren Netzwerke, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine weitere Änderung – das ist eine Konsequenz da-
raus, dass es leider auch immer mehr körperliche Über-
griffe gegen Polizistinnen und Polizisten gibt – ist die 
Ausweitung des Einsatzes von Bild- und Tonüber-
wachung in Gewahrsamsräumen. Das ist ein lange ge-
forderter und damit auch ganz wichtiger Schritt, auch 
zum Schutz der Bediensteten.

Meine Damen und Herren, neben weiteren Befugnis-
sen zum Schutz unseres Landes werden die neuen Re-
gelungen – diese Leitgedanken sind uns sehr wichtig – 
mehr Vertrauen, Transparenz und Bürgernähe schaffen.

Zu den Anforderungen an eine moderne, dem Rechts-
staat dienende Bundespolizei gehört auch der berechtigte 
Anspruch des Staates und der Bürgerinnen und Bürger, 
sicher sein zu können, dass jede Person im Dienst mit 
beiden Beinen ganz fest auf dem Boden unserer Verfas-
sung steht. Daher ist es richtig, dass künftig all jene eine 
Sicherheitsprüfung durchlaufen, die dauerhaft für die 
Bundespolizei tätig werden.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch ein paar 
Worte zur Kennzeichnungspflicht sagen. Die fortlau-
fende Behauptung, das sei Misstrauen gegenüber den 
Beamtinnen und Beamten in Uniform, ist wirklich 
Quatsch.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch gar nicht! Nein, das stimmt nicht!)

Nein, genau das Gegenteil ist der Fall.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
ein ganzer Katalog an Maßnahmen!)

Das ist nicht nur gängige Praxis in den meisten EU- 
Ländern – auch in den meisten Bundesländern in 
Deutschland, auch in CDU-geführten Bundesländern –,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Jetzt 
bitte nicht wieder den Vergleich mit den USA!)

sondern es ist erwiesenermaßen ein Mittel, das weiter 
Vertrauen in die Arbeit der Polizei schafft und das weiter 
Bürgernähe schafft. Das erzählen mir auch die Bundes-
polizisten in meiner Heimatstadt Hamburg.
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(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie ha-
ben doch eine ganze Batterie an Misstrauen!)

Und ich kann nicht verstehen, dass Sie bei diesem Thema 
an diesem Rednerpult mit ganz üblen Unterstellungen 
reden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Meine Damen und Herren, sowohl eine Kennzeich-
nungspflicht im Interesse jedes rechtstreuen Polizisten 
als auch eine Sicherheitsüberprüfung sind doch Merk-
male einer resilienten Bundespolizei und auch einer Bun-
despolizei als attraktiver Arbeitgeber.

Wir jedenfalls stehen ganz fest an der Seite der Bun-
despolizei. Wir reden nicht nur, wir kümmern uns.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ko-
misch, dass die Bundespolizei das anders 
sieht!)

Das zeigt sich zum einen in der Ruhegehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage, die wir umgesetzt haben. Das zeigt sich 
darin, dass wir für weiteren Stellenaufwuchs gesorgt ha-
ben. Das zeigt sich darin, dass wir auch das wichtige 
Thema der Liegenschaften angehen.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Das hat die CDU/ 
CSU nie hinbekommen!)

Und das zeigt sich auch darin, dass wir heute zum ersten 
Mal einen unabhängigen Beauftragten für die Polizeien 
des Bundes wählen.

Dieser neue Bundespolizeibeauftragte ist ein An-
sprechpartner für die Polizistinnen und Polizisten, für 
die Beschäftigten der Polizeien des Bundes. Er ist aber 
auch ein Ansprechpartner für die Bürgerinnen und Bür-
ger. Wir können uns hierüber wirklich sehr freuen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Martin Hess [AfD]: Darüber freut sich 
höchstens Rot-Rot, aber kein einziger Bundes-
polizist und auch die Bürger nicht!)

Ich wünsche von dieser Stelle aus unserem Nochkol-
legen Uli Grötsch alles Gute für die neue Aufgabe; sie ist 
bei ihm wirklich in den besten Händen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Der Uli ist ein guter Mann, aber das Amt ist 
falsch!)

Meine Damen und Herren, mit der Gesetzesmoder-
nisierung und auch mit dem Bundespolizeibeauftragten 
machen wir wirklich einen ganz großen Schritt, um die 
Arbeit der Bundespolizei zu stärken. Wir freuen uns üb-
rigens auch über die bereits jetzt erfolgten positiven 
Rückmeldungen aus den Bundesländern zum Gesetz. 
Das war ja ganz anders beim ersten Versuch der CDU/ 
CSU, der dann so kläglich gescheitert ist.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wir ha-
ben nicht allein regiert! Ihr wart dabei! Ihr habt 
es sogar akzeptiert im Bundesrat!)

Wir bringen jetzt Sicherheit, Vertrauen, Transparenz 
und Bürgernähe in Einklang. Davon profitieren die Bun-
despolizei, der Staat und die Bürgerinnen und Bürger 
gleichermaßen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort der Kollege 

Michael Brand.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dieser Gesetzentwurf ist voller Schwächen, er ist voller 
Lücken, er ist anspruchslos und nicht auf der Höhe der 
Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für ein Gesetz, das technischen und politischen Risi-
ken standhalten muss, braucht es rechtliche, technische 
und finanzielle Grundlagen, die unsere Bundespolizei 
dazu befähigen, ihren Auftrag in diesen fordernden Zei-
ten effektiv erfüllen zu können. Es ist ein schwerer Fehler 
und ein hohes Risiko, die dringend notwendigen Befug-
nisse und Zuständigkeiten für effektive Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgung nicht zu implementieren. Wir haben 
als CDU/CSU dazu konkrete Vorschläge vorgelegt.

Die Blockade technischer Innovation im Kampf gegen 
Schwerkriminalität muss angesichts von lebensgefähr-
dender Schleuserkriminalität, Menschenhandel, Kindes-
missbrauch, Drogenkartellen, Organisierter Kriminalität 
und auch dynamischer Entwicklung bei Extremismus und 
Terrorismus beendet werden.

Wir brauchen parallel zur analogen Durchsuchung in 
speziellen Fällen auch die Onlinedurchsuchung. Im digi-
talen Zeitalter braucht es die Option, richterlich abge-
sichert Mobiltelefone von Kriminellen notfalls direkt an 
der Quelle überwachen zu können – und damit vor der 
Verschlüsselung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen weiter: Verbesserungen bei der Zustän-
digkeit für aufenthaltsbeendende Maßnahmen; Kom-
petenz zur Verfolgung spezifischer Straftaten; an 
Kriminalitätsschwerpunkten die automatisierte Gesichts-
erkennung und endlich die Einführung sogenannter Dis-
tanzelektroimpulsgeräte wie Taser, die in vielen Bundes-
ländern schon lange und erfolgreich, vor allem präventiv 
genutzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eine Reform nutzt nichts, wenn sie aus inhaltlich ent-
kernter PR und Ideologie besteht. Besser kein Gesetz als 
ein miserables Gesetz! Frau Ministerin Faeser, dies hier 
ist ein miserabler Entwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ich muss Ihnen sagen: Sie haben es ja noch nicht mal 
versucht. 2021 hat der Deutsche Bundestag mit breiter 
Mehrheit – mit den Sozialdemokraten – ein Bundespoli-
zeigesetz beschlossen. Sie haben jetzt nicht mal versucht, 
es mit den Bundesländern auszuloten, um für die notwen-
digen Befugnisse und Zuständigkeiten der Bundespolizei 
zu kämpfen. Also, zeigen Sie nicht mit dem Finger auf 
andere! Kehren Sie vor der eigenen Tür! Der, der es 
damals auf der Zielgeraden im Bundesrat verhindert 
hat, war der damalige Innenminister Niedersachsens – 
Pistorius.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch beim Personal läuft es schief. Die unionsgeführte 
Bundesregierung hat massiv neue Stellen geschaffen.

(Zuruf des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

Beim jetzt nur kleinen Personalaufwuchs – deutlich un-
terhalb des Bedarfs – wächst nicht einmal der Sachhaus-
halt für Investitionen und laufende Ausgaben entspre-
chend. Im Gegenteil: Er wird sogar um über 
500 Millionen Euro gekürzt.
Eine halbe Milliarde Euro fehlt allein im Jahr 2024, da-
runter wichtige Mittel für die IT-Ausstattung und für 
Smart-Border-Systeme im Kampf gegen Schleuser und 
illegale Migration. Und Sie behaupten, Sie würden sich 
kümmern!

Ich war in den letzten Monaten viel vor Ort unterwegs: 
an Bahnhöfen, an Flughäfen, an der österreichischen, an 
der tschechischen Grenze. Die Frauen und Männer der 
Bundespolizei haben uns offen und ehrlich die Lage be-
schrieben. Das Bild ist bitter: In der Bundespolizei 
herrscht über die Berliner Blase gewaltiges Kopfschüt-
teln und leider auch sehr viel Resignation.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was ist der Ampel wirklich wichtig? Auf Verlangen 
sollen jetzt Kontrollquittungen mit Ort, Zeit und Grund 
für Kontrollen ausgehändigt werden. Das wären über 
100 000 Stunden für Bürokratie, für Ihr tiefes Misstrauen 
zulasten unserer Sicherheit.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Das ist eine po-
pulistische Unterstellung!)

Kontrollquittungen, zusätzliche Kennzeichnungs-
pflicht, ein zusätzlicher Polizeibeauftragter: Das ist eine 
ganze Batterie von Misstrauen gegenüber denjenigen,

(Beifall bei der CDU/CSU)

die für unsere Freiheit und Sicherheit eintreten. Das hat 
die Bundespolizei nicht verdient.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Eine solche Rede 
hat sie nicht verdient!)

Der umgekehrte Weg ist richtig. Unsere Bundespolizei 
braucht Unterstützung und Entlastung, damit sie ihre 
Kernaufgaben erfüllen kann, nämlich gemeinsam mit 
den Ländern unsere Sicherheit an Bahnhöfen, Flughäfen 
und an den Grenzen zu sichern. So wird ein Schuh draus. 
So macht man innere Sicherheit. Hören Sie endlich den 
Experten, den Praktikern, im Übrigen auch den Gewerk-
schaften zu!

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das sagt der Rich-
tige!)

Alle drei Dinge, die ich gerade aufgezählt habe, kritisie-
ren auch die Gewerkschaften.

Wir brauchen eine echte Reform und keine nachhaltige 
Beschädigung der Bundespolizei.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In den folgenden Beratungen muss die Reform vom Kopf 
der Ideologen auf die Füße der Praxis gestellt werden.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Die Rede hat sich 
ja ganz schön gesteigert!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen ist Marcel Emmerich der 

nächste Redner.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! In den vergangenen 
Jahren ist es zweifellos der Fall gewesen, dass die Arbeit 
der Bundespolizei an Bedeutung gewonnen hat: an der 
Grenze, im Kampf gegen Organisierte Kriminalität, im 
Umfeld von Fußballspielen, zum Schutz kritischer Infra-
struktur, zur See, an Bahnhöfen, auf Flughäfen und im 
Ausland. Über 54 000 Beschäftigte und Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte arbeiten jeden Tag für unsere 
Sicherheit. Für diese Arbeit sagen wir Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich will auch noch einmal deutlich sagen: Es hat über-
haupt nichts mit Misstrauen zu tun, was hier im Gesetz-
entwurf drinsteht. Nein, wir haben großes Vertrauen ge-
genüber der Bundespolizei, und das untermauern wir 
auch.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

Das haben wir untermauert mit der Wiedereinführung der 
Ruhegehaltsfähigkeit, der Polizeizulage und der Tatsa-
che, dass wir überhaupt dieses Bundespolizeigesetz auf 
den Weg bringen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Bettina 
Hagedorn [SPD] – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Hören Sie doch auf die Gewerk-
schaften, wenn Sie auf uns nicht hören!)

So etwas haben Sie ja gar nicht gemacht. So sieht es aus 
mit Ihrem Vertrauen und Ihrer Anerkennung der Arbeit 
der Bundespolizei.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wenn 
Sie uns nicht glauben wollen, glauben Sie 
doch den Gewerkschaften! Es geht doch nicht 
um uns! Es geht um die Bundespolizei!)

Nun machen wir uns auf den Weg, dem Bedeutungs-
zuwachs der Bundespolizei auch mit einem modernen 
und praxistauglichen Gesetz entgegenzukommen. Wir 
untermauern das mit einer Arbeitsgrundlage, die den 
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Grundsätzen eines demokratischen Rechtsstaats genügt. 
Das ist unsere Aufgabe und unsere Verantwortung hier im 
Parlament. So verbinden wir Freiheit und Sicherheit. Und 
ja, es ist wirklich überfällig, dass wir das jetzt auch auf 
den Weg bringen.

Herr Höferlin hatte schon Funfacts zum Jahr 1994. Ich 
habe auch noch zwei mitgebracht.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Wie lustig!)
– Danke, Herr Amthor. – Man muss sich das mal vor-
stellen: 1994 wurde das Bundespolizeigesetz zum letzten 
Mal überarbeitet.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Amthor, waren Sie da schon ge-
boren? – Zurufe von der SPD)

– Ich bitte um Ruhe. – Damals war Franz Beckenbauer – 
Gott hab ihn selig – interimsweise Trainer des FC Bayern 
München

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: … und 
der 1. FC Köln war Deutscher Meister!)

und ein gewisser Manfred Kanther Bundesinnenminister.
(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das waren noch 

gute Zeiten!)
Manche werden sich mit Schaudern erinnern – ich nicht, 
ich war drei Jahre alt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Neben den technischen Neuerungen der letzten Jahre 
und den potenziellen neuen Ermittlungsmaßnahmen ist es 
nach 30 Jahren also wirklich höchste Zeit, dass wir das 
Polizeigesetz auf neue Füße stellen. Und das zeigen auch 
die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahr 2016 im Hinblick auf das BKA-Gesetz.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt!)

Das setzen wir nun endlich um. Da haben Sie ja auch nur 
zugeschaut. Gerade Maßnahmen der Polizei, die den 
Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, müssen 
zwangsläufig mit hohen rechtlichen Standards, mit dem 
individuellen Rechtsschutz, mit einer unabhängigen Kon-
trollaufsicht, mit Lösch- und Benachrichtigungspflichten 
sowie mit Regelungen für Datenabgleiche einhergehen. 
So machen wir das Gesetz auch wirklich gerichtsfest. So 
schaffen wir es hier wirklich, das Ganze gut auf den Weg 
zu bringen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP und des 
Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Und ja, es ist natürlich auch ein sicherheitspolitischer 
Großeinsatz, an einem der wichtigsten Sicherheitsgesetze 
des Landes zu arbeiten. Transparenz und Bürger/-innen-
rechte, aber auch eine gut ausgestattete Polizei mit zeit-
gemäßen Befugnissen, das ist unser Auftrag. Und wir 
sorgen damit auch dafür, dass wir gerade beim Schutz 
kritischer Infrastruktur weiterkommen, zum Beispiel 
mit der Abwehr von Drohnen, aber auch mit Ermittlun-
gen an Bahnhöfen und Flughäfen. Wir bringen auch die 
Kontrollquittungen auf den Weg und die anonymisierte 

Kennzeichnung. All das sind gute Punkte. Und wir ver-
zichten auch ganz bewusst auf die Quellen-TKÜ und die 
Onlinedurchsuchung,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ganz stark! 
Super Lösung!)

weil sie verfassungsrechtlich hoch problematisch sind. 
Und wir wollen damit – im Gegensatz zur Union und 
ihrem Vorgehen bei anderen Polizeigesetzen – nicht in 
Karlsruhe scheitern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ich möchte aber auch noch auf einen Fall eingehen, der 
gerade vor dem Landgericht Dortmund verhandelt wird. 
Da geht es um Mouhamed Dramé, der mit mehreren 
Schüssen eines Polizisten ums Leben gekommen ist. 
Wir müssen auch darüber sprechen, was es für Kon-
sequenzen hat, zum Beispiel für den Einsatz der Body-
cam und auch für die Rechtsgrundlagen, über die wir im 
Beratungsverfahren sprechen. Denn in dem Prozess hat 
ein Polizist gesagt, man hätte die Bodycam besser ein-
schalten sollen. Und solche Fälle wie in Dortmund zeigen 
uns klar und deutlich: In absoluten Stresssituationen für 
Beamte, in Ausnahmesituationen für Betroffene denkt 
niemand daran, die Bodycam einzuschalten, wenn er 
oder sie es nicht muss. Deswegen braucht es hier eine 
Regelung, die gewährleistet, dass solche Situationen im 
Nachhinein zugunsten der Betroffenen und zugunsten der 
Beamten schneller aufgeklärt werden können. Das ist es, 
was Vertrauen in die Polizeiarbeit wirklich stärkt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Sandra Bubendorfer-Licht [FDP])

Ich lade Sie ein, liebe Union, hier nicht einfach nur 
rumzuzetern,

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Es gibt einen Antrag von uns mit konkreten 
Vorschlägen!)

sondern sich konstruktiv in den parlamentarischen Bera-
tungen einzubringen. Das wäre auch mal was Abwechs-
lungsreiches.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Manuel Höferlin [FDP] – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Es gibt einen konkreten 
Vorschlag von uns! Den gibt es sogar als 
Drucksache! – Martin Hess [AfD]: Selten 
eine Rede mit so vielen hohlen Phrasen gehört, 
Herr Kollege!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Ann-Veruschka Jurisch für die FDP-Fraktion ist die 

nächste Rednerin.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich möchte an dieser Stelle auf die 
besondere Rolle der Bundespolizei im Bereich der Mi-
gration eingehen.

Die Bundespolizei kann vieles, und sie macht wirklich 
eine großartige Arbeit. Aber sie kann für uns nicht das 
Migrationsproblem lösen. Ich denke da insbesondere 
auch an die völlige politische Überfrachtung des Themas 
„stationäre Grenzkontrollen“. Hier wird letztlich zulasten 
der Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei ein Er-
wartungshorizont aufgebaut, der angesichts der geogra-
fischen Lage Deutschlands gar nicht zu erfüllen ist.

Ordnung und Klarheit in der Migrationspolitik entsteht 
vielmehr aus dem Zusammenspiel vieler Maßnahmen auf 
den einzelnen Ebenen: Europa, Bund, Land und Kom-
munen. Da sind wir in den letzten zwei Jahren mit Sie-
benmeilenstiefeln vorangegangen – nach Jahren des Still-
stands.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sprechen heute über den Regierungsentwurf zur 
Neustrukturierung des Bundespolizeigesetzes und damit 
über die Rolle der Bundespolizei auch im Migrations-
bereich. Es ist unsere Aufgabe als Abgeordnete, der Bun-
despolizei die richtigen Instrumente an die Hand zu ge-
ben,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die ste-
hen aber nicht drin! Die stehen aber nicht im 
Entwurf!)

damit sie ihre Arbeit in ihren Zuständigkeitsbereichen gut 
erledigen kann und ihre spezifische polizeiliche Expertise 
bestmöglich einsetzen kann.

Wir haben jetzt die Möglichkeit, im parlamentarischen 
Verfahren die Novellierung des Bundespolizeigesetzes zu 
einem vollen Erfolg zu führen. Zuständigkeitsbrüche und 
unnötige umständliche Verfahren bei Abschiebungen, 
Rückführungen müssen der Vergangenheit angehören.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Sebastian 
Hartmann [SPD])

Im Bereich der Migration bedeuten Rückführungen 
rechtsstaatliche Konsequenz. Menschen, die bei uns 
kein Bleiberecht haben und die abgeschoben werden kön-
nen, müssen auch abgeschoben werden. Die Menschen 
erwarten gerade im Bereich der Migration rechtsstaat-
liche Konsequenz. Denn oft scheitern Abschiebungen 
an den unterschiedlichen Zuständigkeiten von Bund und 
Ländern und an den vielen Schnittstellen unterschied-
licher Behörden. Das verstehen und akzeptieren die 
Menschen in unserem Land nicht. Deshalb muss die Bun-
despolizei im eigenen Zuständigkeitsbereich selber Men-
schen in ihre Herkunftsländer zurückführen können.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Christoph 
de Vries [CDU/CSU])

„Im eigenen Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei“ 
heißt ganz konkret: vor allem im Bereich der Bahn und 
der Flughäfen.

Konkret fordere ich: Wenn eine Person aus einem 
Drittstaat im Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei 
festgestellt wird, also zum Beispiel bei einer Personen-
kontrolle an einem Bahnhof, und die Bundespolizei dabei 
erkennt, dass diese Person vollziehbar ausreisepflichtig 
ist,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ja, aber 
das steht genau nicht im Entwurf! Genau das 
steht nicht im Entwurf! Sie haben recht!)

und die Abschiebung auch nicht ausgesetzt ist und wenn 
sich die Abschiebung innerhalb von sechs Monaten 
durchführen lässt, dann sollte die Bundespolizei eine ei-
gene Zuständigkeit zur Durchführung der Rückführung 
erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Finde 
ich gut!)

Wir sind hier in der ersten Lesung, und deswegen 
wollen wir hier auch darüber diskutieren. Deswegen for-
dere ich auch Sie auf, konkrete Vorschläge zu machen 
und sich konstruktiv auch in die Beratungen einzubrin-
gen.

(Beifall bei der FDP – Widerspruch bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Es gibt einen Antrag! – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Lesen bildet!)

„Konstruktiv“ ist hier das Stichwort.
Die heutige notwendige Überführung der Person von 

Bundes- in Landeszuständigkeit sorgt nur für Verzöge-
rung und behindert am Ende womöglich die Abschie-
bung.

Die Bundesländer können das Ganze auch noch un-
terstützen. Da sind auch Sie wiederum gefragt. Sie kön-
nen die Polizei bei Abschiebungen entlasten und wichti-
ges Potenzial für gezieltere Maßnahmen freisetzen – ich 
bitte Sie, mit Ihren Ministerpräsidenten und -präsidentin-
nen darüber zu reden –, indem die Länder das konsequent 
tun, nämlich dezentrale Ausreisegewahrsamsplätze 
schaffen. Denn im Moment wird sinnlos wertvolle Ar-
beitszeit von Polizeibeamtinnen und -beamten gebunden, 
weil sie die Abzuschiebenden in weit entfernte Haft- und 
Gewahrsamsanstalten begleiten müssen. Nicht selten 
sind dafür Beamtinnen und Beamte sechs bis acht Stun-
den unterwegs. Da sind die Bundesländer in der Pflicht.

Die Bundespolizei sollte ihre personellen Ressourcen 
und hohen fachlichen Kompetenzen möglichst effektiv 
einsetzen. Deshalb braucht die Bundespolizei eine eigene 
Zuständigkeit für Rückführungen. Machen wir in diesem 
parlamentarischen Verfahren den Weg dafür frei. Die 
Sinnhaftigkeit davon liegt auf der Hand.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Christoph de 

Vries.
(Beifall bei der CDU/CSU)
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Christoph de Vries (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Als ich mir den Gesetzentwurf zum ersten Mal durch-
gelesen habe, hatte ich spontan zwei Gedanken.

Der eine war ein Déjà-vu zum Rückführungsverbes-
serungsgesetz, das ja in Wahrheit durch die Handschrift 
der Grünen zu einem Rückführungsverschlechterungs-
gesetz geworden ist. Es ist leider auch hier an dieser 
Stelle so: Mit der vorliegenden Novellierung des Bundes-
polizeigesetzes bleiben Sie als Ampelkoalition einfach 
weit hinter den sicherheitspolitischen Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts zurück. Und Sie verpassen damit die 
Chance und auch die eigentliche Aufgabe einer Bundes-
regierung, mit modernen Befugnissen und Zuständigkei-
ten für eine bestmögliche Strafverfolgung und Gefahren-
abwehr in Deutschland zu sorgen. Das ist schlecht für die 
Bundespolizei, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nun mögen sich FDP und Grüne wegen dieses Ergeb-
nisses ja wieder vergnügt die Hände reiben. Aber für die 
Kanzlerpartei SPD, die gemeinsam mit uns in der GroKo 
weitreichende Befugniserweiterungen beschlossen hat, 
ist das einfach eine weitere herbe Niederlage in der In-
nenpolitik, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Wirklich schade!)

An der Stelle hätten wir uns mal gewünscht, dass Sie 
Führung beim Kanzler bestellt hätten. Manchmal liefert 
er dann ja auch.

Der zweite Gedanke. Gemessen am Rückführungsver-
besserungsgesetz will ich aber auch ein Kompliment ma-
chen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Denn Sie sind mit 
dem lieblosen Titel „Entwurf eines Gesetzes zur Neu-
strukturierung des Bundespolizeigesetzes“ ja zumindest 
grundehrlich und versuchen erst gar nicht, den Anschein 
zu erwecken, dass Sie die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für eine erfolgreiche Arbeit der Bundespolizei tat-
sächlich verbessern wollen.

Aber dann hört es mit den Komplimenten auch schon 
auf. Denn die Wahrheit ist – und das ist ja auch angespro-
chen worden –: Misstrauen statt Vertrauen, Diskreditie-
rung statt Wertschätzung. Das ist doch der Grundtenor 
dieses Gesetzentwurfs gegenüber den 54 000 Bundes-
polizistinnen und -polizisten in Deutschland. Seien Sie 
sich dieser Wirkung bitte auch bewusst, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Sie haben den Anfang gemacht mit der Einführung des 
Polizeibeauftragten. Sie sind weitergegangen mit dem 
Bundesdisziplinarrecht. Und jetzt gehen Sie diesen Irr-
weg weiter mit der Einführung einer Kennzeichnungs-
pflicht für Polizeivollzugsbeamte und auch noch mit der 
Einführung von Kontrollquittungen bei Grenzkontrollen. 
Statt den Bundespolizisten dankbar zu sein – das Thema 
Migration ist ja angesprochen worden –, die seit Monaten 
bei Eiseskälte, Wind und Wetter Tausende illegale Grenz-

übertritte nach Deutschland verhindert haben, behindern 
Sie jetzt deren Arbeit durch diese sinnlosen Kontrollquit-
tungen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Gesetzentwurf lesen!)

Die Kosten, die das auslöst, die sind ja auch ganz 
erheblich. Kollege Brand hat es gesagt: Der aktuelle 
Haushalt ist mit rund einer halben Milliarde Euro unter-
finanziert. Gleichzeitig produzieren Sie an der Stelle er-
hebliche Mehrkosten. Rechnerisch – das sagt die Deut-
sche Polizeigewerkschaft – werden künftig alleine 55 
Vollzugsbeamte dafür zuständig sein, nur noch Kontroll-
quittungen auszufüllen. Was für ein Wahnsinn! Das ist 
wirklich eine Behinderung der Polizeiarbeit in Deutsch-
land.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Verrückt! Verrückt! Als 
hätten die sonst nichts zu tun!)

Für die Kennzeichnungspflicht gilt doch dasselbe. Das 
ist doch auch unnötig wie ein Kropf; das braucht kein 
Mensch.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: So sieht 
es aus! Genau so!)

Das ist Ausdruck eines Misstrauens. Welchen Grund gibt 
es denn überhaupt für die Einführung? Ich will Sie mal 
fragen: Wie viele Fälle hat es in der Vergangenheit gege-
ben, in denen ein Polizeivollzugsbeamter der Bundes-
polizei im Nachhinein nicht identifiziert worden ist? 
Nach meiner Kenntnis keinen einzigen. Das zeigt: Was 
Sie machen, ist reine Ideologie und hat mit der Realität 
gar nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber nicht weniger schlimm ist, dass Sie auch wichtige 

Befugnisse verwehren; viele sind angesprochen worden. 
Ich will nur eins noch nennen, nämlich den Einsatz intel-
ligenter Videotechnik mit Gesichtserkennung für die 
Identifizierung von Terroristen oder auch Straftätern, 
die mit Haftbefehl gesucht werden. Es ist doch ein Stück 
aus dem Tollhaus, dass Sie das der Bundespolizei ver-
wehren.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Absolut! 
Was spricht dagegen? Es spricht alles dafür!)

Ich hätte mir gewünscht, dass eine Terroristin, die über 
drei Jahrzehnte gesucht worden ist, nicht mit einer Ge-
sichtserkennungssoftware von Journalisten identifiziert 
worden wäre –

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Genau!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
– ja, ich komme zum Schluss –, sondern mit intelligen-

ter Videotechnik durch die Bundespolizei, mit Gesichts-
erkennungssoftware durch das Bundeskriminalamt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: So sieht 
es aus! Wirklich wahr!)
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Warum steht dazu nichts in Ihrem Gesetzentwurf? Sie 
haben die Chance verpasst, hier etwas Gutes vorzulegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Voller Schwächen dieser 
Entwurf! Absolut unmöglich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Carmen Wegge für die SPD-Fraktion ist die nächste 

Rednerin.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich zuerst Fol-
gendes voranstellen: Heute ist ein guter Tag für die mo-
derne und bürgernahe Polizeiarbeit in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP] – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das sagt 
aber auch nur die Ampel!)

Denn später am heutigen Tag werden wir erstmals einen 
Polizeibeauftragten des Bundes wählen – ein wichtiger 
und richtungsweisender Schritt, um das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in die Polizeien des Bundes 
weiter zu stärken.

(Beifall der Abg. Dorothee Martin [SPD] – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ein 
Amt, das von beiden Gewerkschaften kritisiert 
wird! Völliger Realitätsverlust!)

Die Gesetzesgrundlage für den Beauftragten haben wir 
vor Kurzem hier in diesem Plenum beschlossen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie müs-
sen mal die Blase verlassen und mit den Be-
amten reden!)

Auch die Gesetzesgrundlage für die Arbeit der Bun-
despolizei möchten wir nun endlich modernisieren. Einen 
Aspekt dieses Gesetzentwurfs möchte ich dabei beson-
ders hervorheben – das wird die Union jetzt auch freuen –, 
und zwar die sogenannte Kennzeichnungspflicht.

(Sebastian Hartmann [SPD], an den Abg. 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU] gewandt: 
Aha! Jetzt genau zuhören! – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Nicht nur wir, sondern 
auch die Gewerkschafen und die Bundespoli-
zei selbst! Mein Gott!)

In diesem Gesetzentwurf sehen wir vor, dass alle Bundes-
polizistinnen und Bundespolizisten künftig bei Amts-
handlungen eine Kennzeichnung an der Dienstkleidung 
tragen werden, entweder in Form des Familiennamens 
oder einer fünfstelligen Dienstnummer und in Einsatz-
einheiten in Form einer taktischen Kennzeichnung.

Ich weiß – und man merkt es ja auch –, über diese 
Kennzeichnungspflicht gibt es einigen Unmut. Aber es 
gibt auch einen Grund, warum sich viele jahrelang für 
eine solche Kennzeichnungspflicht eingesetzt haben, 
und zwar nicht nur in der Zivilgesellschaft, sondern 
auch aus der Polizei heraus. Ich erkläre es gerne auch 
noch mal ganz langsam für die Union zum Mitschreiben:

(Sebastian Hartmann [SPD]: Sehr gut!)
Die Kennzeichnungspflicht drückt kein Misstrauen aus – 
aber das haben wir heute ja schon häufiger gehört –; 
vielmehr steht die Kennzeichnungspflicht für einen trans-
parenten Staat, der gegenüber seinen Bürgerinnen und 
Bürgern mit einem offenen Visier auftreten will. Denn 
sobald Polizistinnen und Polizisten eine Uniform anle-
gen, repräsentieren sie diesen deutschen Staat. Und der 
Staat verhält sich rechtskonform, jederzeit.

Die Repräsentantinnen und Repräsentanten des Staates 
übernehmen selbstverständlich Verantwortung für staat-
liches Handeln. Genau deshalb muss es für Bürgerinnen 
und Bürger nach einem Einsatz, dessen Rechtmäßigkeit 
sie anzweifeln wollen, möglich sein, ein vermeintliches 
Fehlverhalten von einzelnen Beamtinnen und Beamten 
genau anzeigen zu können.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ging 
ja bisher auch!)

Nur so wird eine umfassende Aufklärung des Sachver-
halts ermöglicht, und alle rechtmäßig handelnden Beam-
tinnen und Beamten – und das ist die Mehrzahl – werden 
von Ermittlungsmaßnahmen gegen sie verschont.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir sind mit dem Wunsch nach einem transparenten 

Staat nicht allein. In den meisten EU-Staaten besteht eine 
Pflicht der Kennzeichnung zum Zweck der persönlichen 
Identifizierung von Polizeibeamtinnen und -beamten. In 
10 von 16 deutschen Bundesländern gibt es eine Kenn-
zeichnungspflicht für die Landespolizeien.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Aha! – Dorothee 
Martin [SPD]: Hört! Hört! – Zuruf des Abg. 
Martin Hess [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Michael Brand?

Carmen Wegge (SPD):
– Nein, danke.

(Zuruf des Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU])

Die Erfahrungen aus Bundesländern und EU-Staaten 
zeigen, dass die Einführung einer Kennzeichnungspflicht 
nicht zu einem Anstieg von Falschbeschuldigungen führt. 
Mir ist auch kein Fall bekannt, in dem polizeiexterne 
Personen an die hinter einer Kennzeichnung stehenden 
privaten Daten gelangt sind.

Die Erwartungen der Gesellschaft an die Transparenz 
und Überprüfbarkeit staatlichen Handelns sind in den 
letzten Jahren gestiegen. Der Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung der Dienstkräfte ist 
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durch die verstärkte Bürgernähe und Transparenz ge-
rechtfertigt. So hat es im Übrigen auch das Bundesver-
waltungsgericht bereits beurteilt.

Ich selber besuche natürlich auch die Bundespolizei – 
in Garmisch, am Flughafen in München; das Präsidium in 
München habe ich auch schon besucht –, und eine Ge-
schichte ist mir da sehr hängen geblieben. Die von der 
Bundespolizei haben gesagt: Wenn ihr dieses Bundes-
polizeigesetz anfasst, dann wünschen wir uns an erster 
Stelle, dass wir es schaffen können, Menschen zu retten – 
Menschen, die geschleust werden, die in Lastwagen sit-
zen, keine Luft mehr haben, ihre Familien kontaktieren 
und sagen: Ich sitze hier drin; ich weiß nicht, wo ich bin; 
jemand muss uns retten.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Die 
Telekommunikationsüberwachung steht auch 
nicht im Entwurf! Was reden Sie denn da? 
Steht doch gar nicht im Entwurf drin!)

Aber sie hatten bis jetzt keine Befugnis, herauszufinden, 
wo diese Menschen sind. Ich denke, darüber werden wir – 
wir sind ja in der ersten Lesung; auch das muss man hier 
vielleicht auch noch mal häufiger sagen – reden.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Bin mal 
gespannt, was ihr alles auf den Kopf stellt bis 
zur dritten!)

Es ist ein guter Tag für moderne und bürgernahe Poli-
zeiarbeit in diesem Land. Ich schließe, wie ich begonnen 
habe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP] – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Es gibt 
keinen einzigen Fall!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Martina Renner für die Gruppe der Linken ist die 

nächste Rednerin.

(Beifall bei der Linken)

Martina Renner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Ich denke nicht, dass sich das Bundesverfassungs-
gericht bei seinen Entscheidungen vorstellt, dass sich der 
Gesetzgeber acht Jahre Zeit lässt, den Vorschriften und 
den Empfehlungen zu folgen.

Nun liegt der Entwurf des neuen Bundespolizeigeset-
zes vor. Aber ich meine, Grundprobleme sind nicht ge-
löst. Immer noch ist die Bundespolizei im Kern eine 
Grenzschutzpolizei. Damit ist die Bundespolizei im 
Kern ein Instrument der Politik, die meint, man müsse 
Flucht und Geflohenen zuerst mit Kontrolle und Ab-
schreckung begegnen. Für uns Linke muss Polizeiarbeit 
aber zuerst der öffentlichen Sicherheit dienen und nicht 
Instrument einer repressiven Migrationspolitik sein.

(Beifall bei der Linken)

Nun zu den weiteren konkreten Kritikpunkten.

Die Befugnisse zur Gefahrenabwehr werden teils deut-
lich erweitert, und das, obwohl entsprechende Maßnah-
men viel zu selten evaluiert werden. Ihr Nutzen ist oft 
vollkommen offen, und sie binden massiv Ressourcen 
und Personal.

Unsere Kritik bezieht sich aber auch darauf, dass allein 
die Beamten und Beamtinnen über den Einsatz von Bo-
dycams entscheiden. Aber diese Bodycams dienen nicht 
allein dem Schutz der Polizei; sie können auch rechts-
widrige Maßnahmen dokumentieren oder sogar verhin-
dern. Ich danke auch für den Hinweis des Kollegen 
Emmerich. In Dortmund läuft derzeit ein Prozess gegen 
die Polizisten, die Mouhamed Dramé erschossen haben. 
Keiner der zwölf Beamten hatte seine Bodycam ein-
geschaltet. Laufende Aufnahmen hätten die Beamten 
vielleicht gebremst, aber auf jeden Fall hätten solche Auf-
nahmen jetzt im Prozess zur Aufklärung beitragen kön-
nen.

(Beifall bei der Linken)
Und zuletzt: Der Gesetzentwurf reagiert für uns un-

zureichend auf die Praxis des Racial Profiling. Rassisti-
sche Diskriminierung erledigt sich nicht dadurch, dass 
man in einem Gesetzestext festhält, dass Beamtinnen 
und Beamte fehlerfrei handeln. Und die neue Kontroll-
quittung wird es Betroffenen kaum leichter machen, 
Rechtsschutz für sich in Anspruch zu nehmen. Oder wür-
den Sie – ich kann alle hier mal fragen – in einer Sie 
einschüchternden Situation, und eine Polizeimaßnahme 
ist eine einschüchternde Situation, noch nach einer Kon-
trollquittung fragen? Deswegen unsere Position: In das 
Gesetz muss ein klares Verbot von Racial Profiling und 
die Verpflichtung, polizeiliches Handeln immer zu quit-
tieren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Renner. – Letzter Redner 

in dieser Debatte ist der Kollege Philipp Amthor, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um 

mit dem Versöhnlichen zu beginnen, glaube ich, kann 
man schon feststellen: Ja, das Bundespolizeigesetz ist 
dringend überarbeitungsbedürftig. Es ist inakzeptabel 
und für die Politik eigentlich parteiübergreifend kein gu-
tes Zeugnis, dass uns das in den letzten 30 Jahren in 
verschiedenen Konstellationen nicht geglückt ist.

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese Reform der Bundespolizei ist jetzt drängender 
denn je. Unsere Polizisten brauchen einen rechtlichen 
Instrumentenkoffer auf der Höhe der Zeit, und sie brau-
chen Respekt und Vertrauen. Die Debatte hat gezeigt: Bei 
keiner dieser Notwendigkeiten kann Ihr Gesetz irgend-
etwas zur Lösung beitragen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Fangen wir an mit den notwendigen Befugnissen, mit 
dem Instrumentenkoffer: Es fehlen zentrale Befugnisse, 
die aus unserer Sicht notwendig sind. Dazu gehört, dass 
dringend eine automatische Gesichtserkennung ein-
geführt werden müsste. Die automatische Kennzeichen-
erfassung müsste ausgeweitet werden. Die Bundespolizei 
bräuchte eine Zuständigkeit für aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen, wenn sie ausreisepflichtige Personen an 
Bahnhöfen aufgreift. Der Taser, das sogenannte Distanz-
elektroimpulsgerät, muss eingesetzt werden dürfen. Und 
ja, Ihrem Koalitionsvertrag zum Trotz: Es braucht auch 
die Quellen-Telekommunikationsüberwachung und die 
Onlinedurchsuchung. Diese Maßnahmen fordert nicht 
nur die Union, sondern fordern auch dringend die Bun-
despolizisten in unserem Land. Bewegen Sie sich und 
führen Sie endlich diese Befugnisse ein, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Noch zentraler – und das ist auch der Kern unserer 
Kritik – ist die Frage: Wie gehen Sie eigentlich mit Res-
pekt und Vertrauen hinsichtlich der Bundespolizei um? 
Da muss man eins sagen: Ihr Gesetz und Ihre gesamte 
Polizeipolitik atmet eigentlich den Geist einer linken und 
polizeikritischen Ideologie. Nichts anderes ist Ihre Poli-
tik, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Dorothee Martin [SPD] und Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie nennen das – das klingt ja ganz toll – „Bürgernähe 
und Transparenz“.

(Zuruf des Abg. Marcel Emmerich [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und was verbirgt sich dahinter? Wir haben hier schon 
darüber gesprochen. Eine Kennzeichnungspflicht, die 
bei Lichte betrachtet nichts bringt. Es gibt keinen ein-
zigen Fall, bei dem ein Bundespolizist nicht identifizier-
bar war. Das Einzige, was es bringt, ist eine Gefahr für die 
Polizisten. Diesen Weg werden wir nicht mitgehen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bei der Kontrollquittung setzt es sich fort. Man muss 
im Grunde sagen: In was für einer polizeipolitischen 
Lebensrealität bewegen Sie sich eigentlich? Wenn man 
Sie hört, hat man den Eindruck, das größte Problem wäre, 
dass man die Bürger in diesem Land vor der Polizei 
schützen muss. Das Gegenteil ist aber der Fall: Die Bür-
ger in diesem Land wollen, dass die Polizei sie vor Krimi-
nellen schützt. Und dafür tun Sie nichts, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Deswegen sagen wir auch: Eine Reform des Bundes-
polizeigesetzes kann man nicht einfach in einem Pflich-
tenheft abhaken nach dem Motto: Wir haben jetzt ein 

Gesetz beschlossen, wo das draufsteht. – Das Bundes-
polizeigesetz braucht eine Reform im Kern, und es 
braucht eine Reform mit Substanz.

Jetzt fällt mir die Überleitung schwer; aber da will ich 
auch zu Ihnen kommen, Frau Faeser. Man muss schon 
sagen, Sie haben das ja ganz populär und stark gemacht – 
es hat große Freude bereitet –, eine tolle Kampagne haben 
Sie gestartet: mehr Wertschätzung und Respekt für Po-
lizisten und andere Einsatzkräfte. Das klingt natürlich 
toll; aber wenn man sich anguckt, wie Ihr Handeln aus-
sieht, dann wissen die Polizisten und die Bürger im Land: 
Das ist nichts anderes als Nancys Märchenstunde, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch des 
Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Man muss sagen: Sie sind mit diesem Bundespolizei-
gesetz – da können Sie sich freuen, wie Sie wollen – 
keinen Millimeter weiter als wir in der letzten Wahlperio-
de.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
Ganz im Gegenteil: Sie müssen es jetzt durch den Bun-
destag bringen, das werden Sie dank des Kadavergehor-
sams der Koalition schaffen. Aber im Bundesrat, sage ich 
Ihnen, werden wir jedenfalls ganz genau hinsehen, was 
wir Ihnen durchgehen lassen und was nicht. Einen Eti-
kettenschwindel bei einer Reform für die Bundespolizei 
werden wir jedenfalls nicht mitmachen. Wir lehnen Ihr 
Gesetz ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Amthor. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/10406 und 20/10616 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Vorschläge? – Das sehe und höre ich 
nicht. Dann verfahren wir so.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerrit 
Huy, René Springer, Jürgen Pohl, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD 

Soziale Mindestsicherung effektiv organisie-
ren – Bürgergeld auf Arbeitsvermittlung fo-
kussieren

Drucksache 20/10609
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 68 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, doch 
wirklich zügig den Platzwechsel vorzunehmen, auch auf-
seiten der Union.
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Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Gerrit Huy, AfD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer! Wir 

möchten, dass die Bundesagentur für Arbeit, abgekürzt 
BA, zukünftig wieder vermehrt arbeitsfähige Bürgergeld-
empfänger auch wirklich in Arbeit bringt.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Jobcenter sind dafür zuständig!)

Dazu gehört allerdings zuallererst, dass sie sich wieder 
auf diese Aufgabe konzentrieren kann und nicht gleich-
zeitig Sozialamt spielen muss. Das ist der Kern dieses 
Antrags.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht um die Jobcenter!)

In Zahlen ausgedrückt: Die 18 600 Arbeitsvermittler in 
den Jobcentern bringen gerade einmal 31 000 Bürger-
geldempfänger in Arbeit. Das sind knapp 1,7 Vermitt-
lungen pro Arbeitsvermittler im Jahr. Ein Vermittler kos-
tet die BA 92 000 Euro im Jahr; hinzu kommen noch 
einmal 23 000 Euro Sachkosten. Die Vermittlung eines 
Bürgergeldempfängers durch die Jobcenter kostet damit 
rund 69 000 Euro. Das ist nicht nur extrem teuer; das ist 
angesichts des grassierenden Fachkräftemangels einfach 
nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der AfD)
Dabei sind die Vermittler ganz und gar nicht faul. Im 

Gegenteil: Sie sind sehr bemüht, in der Regel auch sehr 
gut ausgebildet. Sie sind aber zeitlich massiv überstrapa-
ziert durch Sozialaufgaben und Bürokratie; und das 
nimmt ihnen die Chance, sich zielgerichtet auf die Ar-
beitsvermittlung zu konzentrieren. Das ist aber dringend 
nötig: Im letzten Monat waren bei der BA noch immer 
über 700 000 unbesetzte Stellen gemeldet. Das Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung hat ausgerech- 
net, dass mit den nicht bei der BA gemeldeten Stellen 
insgesamt 1,7 Millionen Arbeitsplätze heute nicht in 
Deutschland besetzt werden können. Dass davon über-
haupt nur rund 40 Prozent bei der BA gemeldet werden, 
liegt unter anderem an den schlechten Erfahrungen, die 
die Unternehmen mit den Jobcenterkandidaten gemacht 
haben. Ein großer Teil von ihnen erscheint gar nicht erst 
zum verabredeten Vorstellungsgespräch oder erscheint 
nur deshalb, um sich eine entsprechende Bescheinigung 
abstempeln zu lassen.

So kann das Arbeitskräftepotenzial der Bürgergeld-
empfänger natürlich nicht gehoben werden. Dabei waren 
zuletzt fast 4 Millionen von ihnen erwerbsfähig gemeldet. 
Rein zahlenmäßig könnte damit der Arbeitskräftebedarf 
der Wirtschaft locker gedeckt werden. Qualifikations-
mäßig sieht es zwar anders aus; aber es ist natürlich ein 
Witz, wenn es nicht mal gelingt, ein paar Hundert Koffer-
träger für die Flughäfen zu rekrutieren.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 1,7 Millionen sind arbeitslos!)

Woran liegt es? Schauen wir einmal genauer hin.

Der erste Grund: Es sind längst nicht alle, die offiziell 
als arbeitsfähig geführt werden, auch tatsächlich arbeits-
fähig. Dies gilt vor allen Dingen für drei große Gruppen: 
Kranke, die aufgrund ihrer Erkrankung langfristig nicht 
arbeitsfähig sind; das trifft auf etwa 400 000 Bürgergeld-
empfänger zu.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Langfristig“ heißt länger als zwei Wo-
chen!)

Mütter oder Väter, die wegen der Betreuung ihrer teil-
weise auch kranken oder behinderten Kinder zeitlich un-
abkömmlich sind. Sowie drittens Bürgergeldempfänger, 
die wegen der Pflege von Familienangehörigen dem ers-
ten Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen. Gruppe 2 
und 3 addieren sich auf weitere 280 000 Bürgergeldemp-
fänger, sodass insgesamt fast 700 000 der sogenannten 
erwerbsfähigen Bürgergeldempfänger faktisch nicht er-
werbsfähig sind. Hier ist allenfalls Sozialarbeit angesagt, 
aber keine Vermittlungsarbeit.

Damit sich die Jobvermittler wieder auf ihre ureigenste 
Aufgabe konzentrieren können, wollen wir diese Bür-
gergeldempfänger unter Wahrung ihrer finanziellen Aus-
stattung in die örtlichen Sozialämter überführen. Für 
Menschen, insbesondere aus Gruppe 2 oder 3, die nach 
Beendigung ihrer Betreuungsarbeit wieder im ersten Ar-
beitsmarkt tätig werden können, soll ein schneller Wech-
sel zurück ins Bürgergeld ermöglicht werden.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Zusätzliche Bürokra-
tie!)

Hierfür sind halbjährliche Prüfungen vorgesehen. Selbst-
verständlich können sich Betroffene auch jederzeit selbst 
wieder bei den Jobcentern melden. Kurz gesagt: Diejeni-
gen, die arbeiten können, sollen auch tatsächlich arbeiten, 
und diejenigen, die das aus nachvollziehbaren Gründen 
auf lange Sicht nicht können, erhalten künftig Sozialhilfe.

Der zweite Grund für die schlechten Vermittlungs-
ergebnisse: Bildungsmaßnahmen, welcher Art auch im-
mer, gehen zurzeit der Arbeit vor. Dabei ist längst be-
kannt, dass viele dieser Maßnahmen überhaupt nichts 
bringen. Wir wollen deswegen eine Erfolgskontrolle in-
stallieren,

(Zuruf des Abg. Jens Teutrine [FDP])

mit der festgestellt werden kann, ob eine Maßnahme un-
mittelbar in Arbeit führt.

(Beifall bei der AfD)

Wenn sich herausstellt, dass das nicht der Fall ist, wird 
diese Maßnahme gestrichen.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht schon im Gesetz!)

In der Wirtschaft anerkannte Ausbildungs- und Weiter-
bildungsmaßnahmen sollen auch in Zukunft durchgeführt 
werden können – mit der Maßgabe selbstverständlich, 
dass am Arbeitsmarkt auch wirklich ein Bedarf dafür 
vorhanden ist.
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Und der dritte Grund für die unzureichende Vermitt-
lung in Arbeit: Bei vielen Bürgergeldempfängern besteht 
nur ein geringes Interesse an Arbeit, speziell an Arbeit im 
ersten Arbeitsmarkt.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Worauf stützen 
Sie denn diese Tatsache?)

Denn etwa ein Drittel von ihnen, so schätzt der Linzer 
Wirtschaftsprofessor Friedrich Schneider, arbeitet 
schwarz. Bei aktuell 3,98 Millionen erwerbsfähigen Bür-
gergeldempfängern – Stützebeziehern –

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

bedeutet das: 1,33 Millionen von ihnen arbeiten schwarz.
Bei Schwarzarbeit zahlen weder Arbeitgeber noch Ar-

beitnehmer Steuern, was eine Straftat ist. Es werden aber 
auch keinerlei Sozialabgaben bezahlt. Krankenversichert 
sind die Arbeitnehmer dann trotzdem über das Bürger-
geld, wobei Steuerzahler und Krankenversicherungsbei-
tragszahler nicht nur für die braven Bürgergeldempfän-
ger, sondern auch für die Schwarzarbeiter zur Kasse 
gebeten werden.

Rentenversichert sind die Schwarzarbeiter allerdings 
nicht. Aber auch das macht vielen nichts aus, weil sie 
im Alter übergangslos von der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende in die Grundsicherung im Alter wechseln 
können. Das sind unhaltbare Zustände für unsere Gesell-
schaft, denen wir am besten dadurch begegnen können, 
dass wir diese Menschen schnell wieder in den offiziellen 
Arbeitsmarkt bewegen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Dann können sie auch ihren gesellschaftlichen Beitrag 
erbringen und müssen nicht länger von den braven Bür-
gern ausgehalten werden.

Für uns heißt das: Vermittlung in Arbeit muss wieder 
Vorrang haben vor allen anderen Maßnahmen. Laut dem 
Essener Sozialdezernenten Peter Renzel folgen aber nur 
noch die Hälfte der arbeitsfähigen Bürgergeldempfänger 
den Einladungen der Jobcenter. Bei den Jüngeren sind es 
sogar weniger als 40 Prozent. Damit das besser wird, 
sollen die früheren Sanktionen wieder eingesetzt werden, 
soweit unsere Verfassung das zulässt. Wer dann trotzdem 
nach sechs Monaten nicht in einem Job von mindestens 
20 Wochenstunden gelandet ist, wird zu gemeinnütziger 
Bürgerarbeit von 15 Wochenstunden verpflichtet. Wird 
auch die Bürgerarbeit verweigert, gibt es den Leistungs-
bezug nur noch über die Bezahlkarte, die auf Sachleis-
tungen abstellt.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sozialrechtlich ille-
gal! – Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir gehen davon aus, dass dies ein echter Jobturbo ist 
und nicht nur ein herbeigeträumter.

(Beifall bei der AfD)

Aber nicht nur auf dem Arbeitsmarkt führt dies zu 
Entlastungen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Gerrit Huy (AfD):
– auch im Steuersäckel wird ein Viertel der Bürger-

geldkosten, der Kosten der Unterbringung, auch der 
Krankenkassenkosten gespart.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Gerrit Huy (AfD):
Insgesamt kommt man damit auf einen Betrag von 16 

bis 18 Milliarden Euro. Das ist doch mal ein Grund.
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Annika Klose, SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Her-

ren! Der von der AfD vorgelegte Antrag hat im Kern zwei 
Forderungen: Zunächst sollen Menschen, die Bürgergeld 
beziehen, nach ihrer Arbeitsfähigkeit sortiert werden. 
Anschließend sollen diejenigen, die von der AfD als ar-
beitsfähig eingeschätzt werden, zu einer Arbeit verpflich-
tet werden.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
All das verkauft uns dann die AfD hier als neues Konzept, 
was sie sich ganz toll ausgedacht habe und wo sich ja alle 
anderen – böse, böse – weigern würden, das umzusetzen. 
Es tut mir sehr leid, Sie darauf hinweisen zu müssen, dass 
das meiste zumindest von dem, was Sie hier in Ihrem 
Antrag fordern, bereits geltendes Recht ist und bei dem, 
was kein geltendes Recht ist, es sehr gute Gründe gibt, 
warum es kein geltendes Recht ist. Insofern betreiben Sie 
hier mal wieder ordentlich Schattenboxen. Sie tun so, als 
gäbe es ein großes Problem, wo in der Realität keines ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Aber schauen wir uns das doch mal der Reihe nach an. 
Zunächst einmal gab es ausnahmsweise in Ihrem Antrag 
sogar etwas, worüber ich mich gefreut habe. Es sieht 
nämlich so aus, als hätte auch die N-AfD es endlich 
mal geschafft, sich die Daten und Fakten rund um das 
Bürgergeld anzuschauen.

(Enrico Komning [AfD]: Na, na, na! Was heißt 
denn hier N-AfD?

Vermutlich waren Sie das zwar nicht selber, sondern ir-
gendein Fraktionsreferent, aber Shout-out an diese Per-
son. Ich hoffe, Sie machen das ab jetzt mal öfter. Bei 
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einem Blick in die Daten und Fakten zum Bürgergeld 
stellen Sie schließlich endlich fest, dass Ihre alte Leier, 
die Leute würden ja nicht arbeiten wollen und sich auf 
den Sozialleistungen ausruhen, schlicht falsch ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sehr viele Menschen, die auf das Bürgergeld angewie-
sen sind, würden gerne arbeiten, aber können es nicht.

1,5 Millionen Menschen im Bürgergeld sind nämlich 
nicht erwerbsfähig – meist, weil sie oft noch zur Schule 
gehen.

Nur 1,7 Millionen der arbeitsfähigen Menschen im 
Bürgergeld sind tatsächlich arbeitslos. Der Rest pflegt 
Angehörige, betreut Kinder, nimmt an Maßnahmen teil 
oder befindet sich in Aus- und Weiterbildung.

800 000 Menschen im Bürgergeldbezug arbeiten be-
reits und stocken auf, weil ihr Einkommen schlicht nicht 
zum Leben reicht.

Und ein Drittel der Alleinerziehenden in Deutschland 
sind auf das Bürgergeld angewiesen. Oder anders gesagt: 
550 000 der Bürgergeldempfänger/-innen sind allein-
erziehend und können nicht den Unterhalt für sich und 
ihr Kind stemmen.

Sehr viele Menschen, die auf das Bürgergeld angewie-
sen sind, würden gerne arbeiten, aber können es gerade 
nicht oder nicht so viel, wie es nötig wäre. Wie schön, 
dass auch die AfD das endlich mal begriffen hat.

Nun wollen Sie all jene Leute, die Sie nicht als arbeits-
los einschätzen, vom SGB II, also der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, ins SGB XII, also die Sozialhilfe, schie-
ben und die Arbeitsvermittlung dann auf die übrigen 
Leute im SGB II konzentrieren. Ich muss sagen: Das 
finde ich nicht richtig; denn auch eine Person mit bei-
spielsweise gesundheitlichen Problemen sollte nicht 
aufs Abstellgleis geschoben werden, sondern Unterstüt-
zung dabei erhalten, wieder in Arbeit zu kommen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die Sozialhilfe ist für Menschen gedacht, die nicht 
arbeiten können, also Kinder, Rentner/-innen und Er-
werbsgeminderte. Für alle anderen habe ich zumindest 
den Anspruch, sie wieder in Arbeit zu kriegen, auch 
wenn es vielleicht nur mit einer Umschulung oder Wei-
terbildung klappt. Und ich bin dankbar, dass die Jobcen-
ter diese Arbeit machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und nun zum dritten Punkt und damit zu dem, worum 
es der AfD wohl eigentlich geht: Sie wollen die Leute, die 
Bürgergeld bekommen, zur Arbeit verpflichten und nen-
nen das Bürgerarbeit. Jetzt tun Sie so, als hätten Sie damit 
das Rad neu erfunden. Wenn Sie aber das Sozialgesetz-
buch II mal aufschlagen würden, würden Sie feststellen, 
dass all das bereits mit dem § 16d SGB II möglich ist. 
Auch die Pflicht zur Mitwirkung gibt es im Bürgergeld 
bereits jetzt.

So weit, so nicht neu – und von daher hat man mit dem 
Instrument auch schon so einiges an Erfahrung sammeln 
können. Die Erfahrung zeigt, dass solche Arbeitsgelegen-
heiten häufig mehr kosten, als sie nutzen, und die Men-
schen, die dort zugewiesen sind, es teilweise schwerer 
haben, wieder einen Job auf dem ersten Arbeitsmarkt zu 
finden. Daher wird es nicht mehr oft genutzt. Der Wissen-
schaftliche Dienst des Deutschen Bundestages hat vor 
zwei Jahren auch schon mal eine sehr gute Ausarbeitung 
dazu gemacht. Ich empfehle Ihnen diese Lektüre.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Klose. – Nächster Redner 

ist der Kollege Kai Whittaker, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Die 

AfD schreibt in ihrem Antrag, dass der Fachkräftemangel 
gravierende Folgen für die deutsche Wirtschaft hat. 
„Donnerwetter!“, möchte man zu dieser erhellenden Er-
kenntnis sagen und fragt sich, welche Fachkraft Ihnen 
diesen klugen Satz aufgeschrieben hat. Jetzt würde man 
ja erwarten, dass nach so einem Satz ein Feuerwerk an 
Ideen gezündet wird, wie Sie denn diesen Fachkräfte-
mangel beheben wollen. Aber stattdessen ergießen Sie 
sich seitenlang darin, zu erklären, wer alles in diesem 
Land nicht arbeiten kann. Und Ihre Lösung für diese 
Menschen ist ganz einfach: Sie wollen sie aus dem Bür-
gergeld raus in die Sozialhilfe hineinschieben. Da kann 
ich nur sagen: Typisch AfD. Egal wie das Problem lautet: 
Sie wollen Menschen abschieben, jetzt auch noch inner-
deutsch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren: Wer als Werkzeug nur einen 
Hammer in der Hand hat, der sieht halt bei allen Proble-
men nur noch einen Nagel.

Das ist genau der Unterschied zwischen uns und Ihnen: 
Sie teilen Menschen in nützlich und unnütz ein; wir hin-
gegen glauben an die Fähigkeit der Menschen, sich zu 
ändern, wenn sie eine faire Chance im Leben bekommen. 
Und daran arbeiten wir in diesem Haus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Auf den Punkt gebracht!)

Ihr Antrag ist auch wirklich unlogisch: Sie beklagen 
den Fachkräftemangel, und die erste Idee ist, erst einmal 
1 Million Menschen per se als arbeitsunfähig zu dekla-
rieren.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
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Wie das das Problem lösen soll, habe ich, ehrlich gesagt, 
nicht verstanden.

Es ist auch falsch, zu behaupten, dass die Jobcenter 
ihrer Aufgabe, Leute in Arbeit zu bringen, nicht nach-
kommen. In unserer Regierungszeit von 2017 bis 2021 
haben wir es geschafft, 1 Million Menschen, die erwerbs-
fähig, aber arbeitslos waren, und 300 000 nicht erwerbs-
fähige Menschen aus dem System herauszubringen. Das 
ist die Leistung, die die Jobcenter erbracht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das 
war eine Erfolgsbilanz! CDU pur!)

Ihr Antrag ist auch wirklich absurd; denn am Ende des 
Tages sagen Sie, dass nur die Menschen in Sozialhilfe 
gehen sollen, die weniger als drei Stunden am Tag arbei-
ten können.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein Blick ins Gesetz!)

Da kann ich auch nur sagen: Herzlichen Glückwunsch! 
Das ist bestehende Rechtslage.

(Beifall der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Also, mit der Fachkraft in Ihrer Fraktion scheint es nicht 
wirklich weit her zu sein.

(Beifall der Abg. Dr. Tanja Machalet [SPD] 
und Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

– Für den freundlichen Applaus aus der Ampel darf ich 
mich ganz herzlich bedanken.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der war ausnahmsweise mal! 
Ausnahmsweise!)

Aber Sie haben sich ein bisschen zu früh gefreut; Sie 
kriegen Ihr Fett auch noch weg.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Als Sie nämlich das Bürgergeld hier eingeführt haben, 

haben wir Sie massiv kritisiert,
(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben es mit ein-
geführt!)

und zwar vor allem deswegen, dass Sie sich bei Ihrer 
Reform viel zu sehr darauf konzentriert haben, wie viel 
Geldleistungen arbeitslose Menschen bekommen, und 
sich viel zu wenig darüber Gedanken gemacht haben, 
wie Sie eigentlich Menschen wieder in Arbeit bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Martin 
Rosemann [SPD]: Das Gegenteil ist richtig!)

Und das Thema interessiert Sie auch nicht; denn seitdem 
Sie regieren, haben Sie den Jobcentern 1 Milliarde Euro 
real entzogen, Geld, mit dem diese Jobcenter ihre Arbeit 
machen können. Das zeigt, dass Sie kein Interesse an der 
Jobvermittlung haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Stracke 
[CDU/CSU]: Genau! So ist es!)

Wir haben in den Jobcentern 45 000 engagierte Mit-
arbeiter. Aber über die Hälfte beschäftigt sich gar nicht 
mit der Vermittlung in Arbeit, sondern sie rechnet aus, 
was jeden Monat an Arbeitslosengeld überwiesen werden 
muss. Ich sage: Wir brauchen weniger menschliche Ta-
schenrechner, wir brauchen mehr engagierte Beraterin-
nen und Berater, meine Damen und Herren.

(Beifall der Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/ 
CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Whittaker, erlauben Sie eine Zwischen-

frage aus der SPD-Fraktion?

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ich habe es befürchtet.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Mehr Sendezeit ist immer gut.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Herr Kollege Whittaker, vielen Dank, dass Sie die 

Zwischenfrage zulassen. – Sie haben ja eben die These 
aufgestellt, die Reform des Bürgergelds durch die Am-
pelkoalition wäre darauf gerichtet, die Leistungen zu er-
höhen, und nicht darauf gerichtet, Menschen in Arbeit zu 
bringen.

Ich wollte Sie mal fragen, ob Ihr Gedächtnis eigentlich 
wirklich so schlecht ist, dass Sie sich nicht mehr daran 
erinnern können, wie die parlamentarische Auseinander-
setzung über das Bürgergeld hier im Haus gewesen ist,

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dass nämlich Ihre Fraktion damals massive Kritik am 
Bürgergeld geübt hat und den Vorschlag gemacht hat, 
doch hier im Deutschen Bundestag nur die Erhöhung 
der Regelsätze zu beschließen.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört! – Bettina Hagedorn [SPD]: 
Genau so!)

Und all die Reformbausteine, mit denen die Integration in 
Arbeit verbessert werden kann – eine Orientierung an 
nachhaltiger Integration in Arbeit, bessere und indivi-
duelle Förderung, implementiert durch mehr Weiterbil-
dungsförderung im Bürgergeldgesetz, im SGB II –, woll-
ten Sie zurückstellen und überhaupt nicht behandeln und 
hier beschließen.

Deswegen drängt sich mir doch eher der Verdacht auf, 
dass es CDU und CSU waren, die damals in erster Linie 
Regelsätze erhöhen wollten, anstatt die Förderung zu ver-
bessern, was dringend notwendig gewesen ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Kai Whittaker (CDU/CSU):
Werter Kollege Rosemann, ich befürchte, dass mein 

parlamentarisches Gedächtnis besser ist als das Ihres 
Bundeskanzlers,

(Heiterkeit bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haha! Witzig! – Zurufe von der SPD: Ha! 
Ha! Ha!)

und darf Sie noch einmal daran erinnern, wie die Ge-
schichte richtig abgelaufen ist:

(Jens Teutrine [FDP]: Ja!)
Sie haben versucht, zwei Dinge miteinander zu verknüp-
fen, nämlich die reguläre Erhöhung des Regelsatzes für 
Empfänger von Leistungen aus dem SGB II, die wir jähr-
lich hier beschließen, und eine grundsätzliche Reform des 
Bürgergeldes.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das haben wir nicht 
versucht! Das haben wir gemacht!)

Diese beiden Dinge haben erst einmal nichts miteinan-
der zu tun. Sie wollten sie verquicken, weil Sie uns po-
litisch unter Druck setzen wollten,

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: So ist es!)
nach dem Motto, wir würden den Menschen, die arbeits-
los sind, nicht das Schwarze unter den Fingernägeln gön-
nen.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber jetzt Geschichtsklitterung! – 
Zurufe der Abg. Bernd Rützel [SPD] und Marc 
Biadacz [CDU/CSU])

Das war infam; das haben wir Ihnen nicht durchgehen 
lassen. Wir haben Ihnen angeboten, die Erhöhung recht-
zeitig zum 1. Januar durchzuführen und über die anderen 
Dinge in Ruhe weiterzuberaten,

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch genau das, was der Kollege 
Rosemann gesagt hat!)

nicht zuletzt auch deswegen, weil die Bundesagentur für 
Arbeit und die Jobcenter mehr Beratungszeit eingefordert 
haben, da das, was Sie vorhatten, viel zu hopplahopp war. 
Das haben Sie verneint. Sie haben Politik auf dem Rü-
cken der Schwächsten gemacht – ausgerechnet die Sozi-
aldemokratie, ausgerechnet Sie!

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch bei 
der SPD – Marc Biadacz [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Deshalb sage ich Ihnen: Es braucht jetzt drei Dinge
(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

– hören Sie gut zu! –: Sie müssen erstens beim Bürger-
geld dafür sorgen, dass wir das nicht nur digitalisieren, 
sondern voll automatisieren. Es kann nicht sein, dass sich 
über 25 000 Menschen in den Jobcentern nur mit Formu-
laren herumschlagen. Wenn Sie das machen wollen, wer-
den Sie feststellen, dass das aktuelle Recht viel zu kom-
pliziert ist, um das voll zu automatisieren. Sie müssen 
also zweitens das Recht vereinfachen, insbesondere bei 
den Kosten der Unterkunft, also das, was wir als Miete 
bezeichnen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt will die Union schon ein be-
dingungsloses Grundeinkommen!)

Und drittens müssen Sie die Transferentzugsraten verbes-
sern. Den Menschen muss mehr Netto vom Brutto am 
Monatsende übrig bleiben, wenn sie sich aufmachen, 
mehr zu arbeiten. Wenn Sie das vorhaben, dann haben 
Sie uns an Ihrer Seite.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Beate Müller-Gemmeke, Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der demokratischen Fraktionen! Die AfD prä-
sentiert heute einen Antrag, in dem endlich mal zur 
Kenntnis genommen wird, dass nicht alle Menschen im 
Bürgergeld sofort arbeiten können. Aber das uns be-
kannte abwertende Menschenbild der AfD wird in jeder 
Zeile deutlich. Der AfD geht es einfach nicht um die 
Menschen, sondern es geht ihr um die Verwertbarkeit 
der Menschen. Und dieses Denken kann ich nur als men-
schenverachtend bezeichnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie des Abg. 
Muhanad Al-Halak [FDP])

Das Konzept der AfD ist einfach: Wer nicht sofort 
arbeitsfähig ist, soll aussortiert werden in die Sozialhilfe, 
in das SGB XII. Denn die Idee ist: Ältere, Kranke, Men-
schen, die Sorgearbeit leisten, werden einfach aus dem 
Bürgergeld rausgeschoben, und dann muss man sich 
nicht mehr um sie kümmern. Wer dann weiterhin im 
Bürgergeld bleibt, soll nach sechs Monaten gezwunge-
nermaßen Arbeit aufnehmen; ansonsten werden Leistun-
gen gestrichen. Und wer keine deutsche Staatsbürger-
schaft hat, wird – Zitat – „der Abschiebung zugeführt“. 
Das ist der Ansatz der AfD. So ein Antrag hat nichts mit 
konstruktiver Politik für die Menschen zu tun. Das zeigt 
mal wieder: Diese Partei besteht vor allem aus Hass und 
ist definitiv keine Alternative.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Laut AfD sollen auch alle Instrumente des SGB II 
abgeschafft werden, die niederschwellig sind und die 
auf langfristige Unterstützung setzen. Das ist absurd 
und kontraproduktiv. Es ist anscheinend bei der AfD 
immer noch nicht angekommen, dass auch Menschen in 
schwierigen Lebenssituationen an dieser Gesellschaft 
und sogar am Arbeitsleben teilhaben wollen. Sie wollen 
etwas tun, sie wollen arbeiten, können es aber oft nicht, 
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weil die Rahmenbedingungen nicht passen, weil unsere 
beschleunigte Arbeitswelt gar keinen Platz für sie hat, 
weil zum Beispiel kleine Kinder betreut werden müssen 
oder weil sie gerade krank sind.

Wir wissen aus der Forschung, dass es die Arbeits-
losigkeit ist, die die Menschen krank macht, beispiels-
weise durch den Stress des permanenten Mangels und, 
weil positive Erfahrungen fehlen. Deshalb lassen wir – 
weil wir das wissen –, anders als die AfD, niemanden 
alleine.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was die Erwerbslosen brauchen, ist Unterstützung, 
und zwar häufig über einen längeren Zeitraum. Wir haben 
dafür im Bürgergeld gute Instrumente: Coaching, Ar-
beitsgelegenheiten und, ganz wichtig, den sozialen Ar-
beitsmarkt. So entstehen soziale Kontakte. Die Menschen 
profitieren von geschützten Räumen. Sie können sich 
ausprobieren, sich neu orientieren. Es entstehen Erfolgs-
erlebnisse. Das stärkt die Menschen, und das macht auch 
Mut. Das nennt sich übrigens „soziale Teilhabe“.

Wir wollen diese Instrumente weiterentwickeln. Die 
AfD bezeichnet sie – wieder Zitat – als „nicht zielfüh-
rende Maßnahmen“ und will sie abschaffen. Solche 
Überlegungen sind aus meiner Sicht nur schwer zu ertra-
gen. Denn wenn die Situation der Menschen und die 
strukturellen Probleme auf dem Arbeitsmarkt einfach 
weggeschoben und ignoriert werden, dann ist das zy-
nisch. Und das hilft vor allem bei Arbeitslosigkeit kein 
bisschen weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Auch das Thema Qualifizierung interessiert die AfD 
nicht wirklich. Ihre Optionen sind gemeinnützige Pflicht-
arbeit und Zwang zur Helfertätigkeiten; Weiterent-
wickeln der Menschen gibt es nur im Ausnahmefall. 
Das ist überhaupt nicht nachvollziehbar. Wie kann Qua-
lifizierung als völlig unwichtig behandelt werden in einer 
Zeit, in der sich die Arbeitswelt und die Anforderungen 
enorm verändern? Ich frage mich wirklich: In welcher 
Welt, in welcher Zeit lebt die AfD eigentlich? Das ist 
völlig ahnungslos. Wir als Ampel setzen beim Bürgergeld 
natürlich auf Ausbildung und Qualifizierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Unabhängig von diesem konkreten Antrag ist mir aber 
noch eines wichtig. Die Debatte rund um das Bürgergeld 
lässt seit einiger Zeit jeglichen Anstand vermissen. 
Viele – leider auch die Union – merken gar nicht mehr, 
dass sie nicht über das Bürgergeld, sondern dass sie über 
Menschen reden. Jede Woche gibt es neue Forderungen: 
Nullrunden, Kürzungen. Mittlerweile wird sogar eine Be-
zahlkarte für das Bürgergeld gefordert. Die Menschen, 
die von diesen unsäglichen Aussagen betroffen sind, lei-
den unter dieser toxischen Stimmung und der respektlo-
sen Debatte. Jede Aussage macht nicht nur etwas mit den 
Menschen, sondern auch mit unserer Gesellschaft. Und 
so kommt etwas ins Rutschen, wo eigentlich Solidarität 
notwendig wäre.

Wir brauchen Sacharbeit und konstruktive Diskussion 
statt billiger Parolen. Von der AfD erwarte ich das nicht. 
Aber von der Union erwarte ich schon gute und verant-
wortungsvolle Politik.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist Jens 

Teutrine, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jens Teutrine (FDP):
Der Kollege Rosemann von der SPD-Fraktion und der 

Kollege Kai Whittaker von der CDU haben noch einmal 
versucht, zu rekapitulieren: Wie kam es eigentlich zum 
Bürgergeld? Ich fand das noch etwas unvollständig. Des-
wegen möchte ich einen Beitrag zur Information leisten 
und das noch ergänzen.

Am 10. November 2023, als wir hier über das Bürger-
geld abgestimmt haben, war es nämlich so, dass die 
Union vorgeschlagen hat: Lasst uns nur die Sozialleis-
tungen erhöhen! Lasst uns nicht um die Qualifizierungs-
maßnahmen kümmern! Lasst uns nicht die Zuverdienst-
grenzen für Azubis verbessern, die bei einem Verdienst 
von 800 Euro bei Hartz IV nur 240 Euro bekommen 
sollten! Sie haben damals gesagt, das Bürgergeld habe 
zu wenig Sanktionen, es würde zu hohe Schonvermögen 
geben und deswegen solle man jetzt nur die Sozialleis-
tungen erhöhen.

Sie haben auch die getrennte Abstimmung gefordert 
und dann der Erhöhung der Sozialleistungen zugestimmt 
und das Gesamtpaket abgelehnt. Dann ging es in den 
Vermittlungsausschuss. Dort haben wir über Sanktionen, 
über Vermögen gesprochen. Das Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses kam erneut in den Deutschen Bundes-
tag. Als es erneut in den Deutschen Bundestag kam, 
haben Sie dem kompletten Bürgergeld zugestimmt,

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Aha!)

allem zugestimmt: den Sanktionen, den Vermögenswer-
ten, den Qualifizierungsmaßnahmen, den verbesserten 
Hinzuverdienstgrenzen und der Erhöhung.

Ich zitiere aus Ihren Pressemitteilungen:

„Die Unionsfraktion ist zufrieden mit dem Kompro-
miss zum sogenannten Bürgergeld, …“.

Es konnte also zum 1. Januar. starten. Und weiter:

„Fraktionschef Friedrich Merz sagte, der Einstieg in 
ein bedingungsloses Grundeinkommen sei abge-
wendet. Die Leistungen für Langzeitarbeitslose 
seien nach wie vor an die klare Mitwirkung der 
Empfänger geknüpft.“
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(Pascal Kober [FDP], an die CDU/CSU ge-
wandt: Jetzt guckt doch nicht so traurig!)

Ein weiteres Zitat:

„‚Der von der Ampel gewünschte Systemwechsel 
findet nicht stattʼ, betonte Herman Gröhe. Die Ba-
lance zwischen Fördern und Fordern stimme. ‚Wir 
setzen die notwendigen Anreizeʼ, damit Menschen 
möglichst schnell wieder in den Arbeitsmarkt inte-
griert werden können …“

Das waren Ihre Pressemitteilungen, die man heute auf 
der Website noch nachlesen kann. Es gibt eine riesige 
Diskrepanz zwischen Ihrer Verantwortung und Courage 
und der Tatsache, wie Sie abgestimmt haben und wie Sie 
sich in der Öffentlichkeit verhalten. Ich würde mir etwas 
weniger Hasenfüßigkeit vor der eigenen Verantwortung 
wünschen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und das Spiel ging weiter. Sie haben sich dann be-
schwert, dass die Sozialleistungen nach dem Regelsatz 
ein zweites Mal erhöht werden und haben aber im Bun-
desrat mit allen Bundesländern zugestimmt. Carsten 
Linnemann setzt sich in jede Talkshow und betont: Leis-
tung muss sich mehr lohnen. – Ich teile das, was Carsten 
Linnemann sagt. Aber Sie sind nicht der Hüter von Er-
werbsanreizen und Leistungsgerechtigkeit,

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU])
wenn Sie im Bundesrat am Ende zustimmen. Auch das ist 
eine Hasenfüßigkeit vor der eigenen Verantwortung.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde, zu einer Opposition gehört es, Kritik zu üben. 
Das ist auch legitim. Aber ich würde mir etwas mehr 
Ehrlichkeit in der Debatte wünschen. Vielleicht kann 
das ein Anlass sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde aber auch, die Koalition muss besser sein als 
der oppositionelle Besserwisser. Wir sind diejenigen, die 
Verantwortung tragen. Das heißt für uns, wir müssen es 
besser machen. Ich sage für meine Fraktion: Ich bin noch 
nicht mit dem Sozialstaat zufrieden. Ja, wir haben einige 
gute Sachen auf den Weg gebracht. Ich sehe aber erheb-
lichen Reformbedarf. Für uns bedeutet Gerechtigkeit im 
Sozialstaat, dass er nicht nur gerecht gegenüber denjeni-
gen sein muss, die hilfsbedürftig sind, sondern auch den-
jenigen gegenüber, die Steuern zahlen. Es ist nicht das 
Geld des Staates, sondern das Geld der Steuerzahler.

(Beifall bei der FDP)
Diese Gerechtigkeit müssen wir auch ausgiebig ausbalan-
cieren. Deswegen ist es richtig, wenn wir anmerken: In 
Zeiten von schrumpfender Wirtschaft müssen wir auch 
über die Reform des Sozialstaates sprechen.

Ich sehe die skeptischen Blicke bei Rot und Grün zu 
diesem Punkt, der uns aber besonders am Herzen liegt 
und bei dem wir vielleicht einen Unterschied haben; 

denn wir glauben nicht, dass das Geld der Steuerzahler 
einfach nur eine Verteilmasse von Politikern ist, sondern 
man muss sich auch rechtfertigen. Aber ich glaube, es 
gibt auch viele Gemeinsamkeiten bei der Frage, wo wir 
Reformen des Sozialstaates für sinnvoll halten. Es ist 
eigentlich eine Absurdität, dass es für eine Familie in 
München keinen Unterschied macht, ob sie 3 000 oder 
5 000 Euro brutto verdient. Wenn sie 2 000 Euro mehr 
verdienen würde, hat sie gerade einmal 32 Euro mehr in 
der Tasche. Das war schon bei Hartz IV so. Das war 
schon beim Wohngeld so und beim Kinderzuschlag.

(Zuruf des Abg. Stephan Stracke [CDU/CSU] – 
Gegenruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben daran gar 
nichts geändert!)

Wir sollten die Hinzuverdienstgrenzen leistungsgerecht 
ausgestalten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist eine Absurdität, dass wir immer noch Weiterbil-
dungsmaßnahmen haben, zu denen die Menschen nicht 
gerne hingehen und in denen sie nicht gut qualifiziert 
werden. Wir können nicht zufrieden sein, da wir viel 
Geld in Weiterbildung stecken, aber die Qualität schlecht 
ist. Ich finde auch den Widerspruch zwischen denen, die 
sagen: „Wir müssen in Arbeit vermitteln“, und denen, die 
sagen: „Wir müssen qualifizieren“, nicht mehr zeitge-
mäß. Zeitgemäß wäre ein duales System für Arbeitslose. 
Verbesserungen sowohl bei Arbeitsgelegenheiten als 
auch bei Teilzeitarbeit, Qualifizierungen und digitalen 
Sprachangeboten wären notwendig.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich mache noch mehr Angebote. Wir müssen bei den 
Jugendberufsagenturen und bei der Vernetzung der Daten 
besser werden; auch in den Ländern. Es kann nicht sein, 
dass die Schulen die Daten darüber, wer noch keine Aus-
bildung gefunden hat, nicht weitergeben und die jungen 
Menschen erst zur Vermittlung kommen, wenn sie ar-
beitslos sind.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt viel Handlungsbedarf.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Jens Teutrine (FDP):
Ich komme zum Schluss. – Meine Fraktion lädt die 

konstruktive Opposition dazu ein.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Jens Teutrine (FDP):
Wir laden aber auch die regierungstragenden Frak-

tionen dazu ein, –
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie jetzt bitte zum Schluss.

Jens Teutrine (FDP):
– den Sozialstaat weiter zu reformieren. Nicht mehr 

Geld –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege!

Jens Teutrine (FDP):
– und ihn noch teurer machen, sondern ihn besser 

machen ist unser Motto.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Teutrine, ich gehe davon aus, dass ich so 

sehr in Ihrem Herzen verankert bin, dass Sie die Gruß-
formel für das sitzungsleitende Präsidium vergessen ha-
ben.

(Jens Teutrine [FDP]: Du weißt, ich denke viel 
an dich!)

– Das ist so, ja. Deshalb bekommen Sie dafür auch keine 
Rüge von mir.

Nächster Redner ist der Kollege Jens Peick, SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Jens Peick (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Abgeordnete! Wieder ein AfD-Antrag. Wieder 
Geschwurbel am Rednerpult. Und es passt ins Bild, 
dass Gerrit Huy diesen Antrag vorstellt, eine Teilnehme-
rin des Potsdamer Geheimtreffens.

(Zuruf des Abg. Enrico Komning [AfD])
Dort haben Sie mit Rechtsextremen darüber fantasiert, 
wer deutsch genug ist, um hierzubleiben. Der Kollege 
Whittaker sagte gerade schon richtig: Jetzt diskutieren 
Sie darüber, wer eigentlich unsere Hilfe verdient hat, 
um in Arbeit vermittelt zu werden. – Und Sie sortieren 
wieder Menschen in Gruppen.

Mit großer Akribie identifiziert Ihr Antrag Personen-
gruppen, die nach Ihrer Ansicht nicht dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen und damit keinen Platz im Bürger-
geld haben: Für Kranke, Pflegende, Alleinerziehende und 
Personen im sozialen Arbeitsmarkt stellt die AfD den 
Sinn und Zweck von Arbeitsförderung infrage.

Wir wissen auch: Es gibt Hindernisse auf dem Weg 
zurück in die Arbeit – natürlich. Das ist alles bekannt. 
Aber der Unterschied zwischen der SPD und der AfD 
ist: Wir sehen die Probleme der Menschen und ver-
suchen, sie zu lösen. Sie lösen aber gar nichts, sondern 
Sie schreiben die Menschen ab.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nur weil es Hindernisse und Hemmnisse gibt, geben wir 
Menschen noch lange nicht auf, sondern wir packen das 
gemeinsam an. Und dafür, genau dafür, steht das Bürger-
geld.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Für gesundheitliche Probleme und lange Arbeitslosig-
keit haben wir das individuelle Coaching eingeführt – 
instrumentenübergreifend –, und wir haben den sozialen 
Arbeitsmarkt verstetigt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Peick, ich darf Sie ganz kurz unterbre-

chen. Sie können gleich weiterreden. – Herr Kollege 
Whittaker, bitte verlegen Sie Ihr Telefonat nach draußen. 
Es ist so laut, dass der Redner teilweise nicht zu hören ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Herr Kollege Peick, bitte fahren Sie fort.

Jens Peick (SPD):
Bei fehlender Qualifikation haben wir die Weiterbil-

dungsmöglichkeiten verbessert und die Ausbildungs-
garantie eingeführt. Bei Alleinerziehenden fehlen Kita-
plätze, weil es nicht genug Erzieherinnen gibt. Das ist 
ein Problem, das wir mit der Fachkräftestrategie angehen. 
Das hilft im Übrigen auch pflegenden Angehörigen. 
Auch Pflegekräfte sind Fachkräfte, die wir dringend 
brauchen.

Die AfD will aber gar nicht diese Probleme bei der 
Arbeitssuche lösen. Für die AfD zählt nur die indivi-
duelle Leistungsfähigkeit. Deshalb – so steht es in diesem 
Antrag –: Wer nicht innerhalb von zwei Wochen eine 
Beschäftigung aufnehmen kann, soll raus aus dem Bür-
gergeld. Zwei Wochen! Das hat mit der Lebensrealität der 
Menschen nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Für die AfD zählen Einzelfälle und individuelle Schick-
sale nicht.

Das zeigt sich auch daran, wie verächtlich Sie über die 
Menschen sprechen; auch das wurde heute schon gesagt. 
Man braucht gar nicht auf die aktuelle Pressebericht-
erstattung über die 100 rechtsextremen Mitarbeiter Ihrer 
Fraktion zu schauen. Man braucht nur diesen Antrag zu 
lesen, und schon weiß man, wes Geistes Kind Sie sind. 
Ich zitiere aus dem Antrag der AfD:

„Auch kann es nicht Aufgabe der Bundesagentur 
sein … angeblich erwerbsfähigen Personen soziale 
Umgangsformen und Körperhygiene beizubringen.“

Weiter heißt es im Antrag der AfD:

„Dies sind zivilisatorische Grundvoraussetzun- 
gen …“
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Ich hoffe, die Menschen da draußen hören genau hin, 
welches Bild Sie, welches Bild die AfD von Menschen 
zeichnet. Sie glauben, Menschen, die arbeitslos sind, wa-
schen sich nicht und kommen morgens nicht aus dem 
Bett. Gerade haben Sie hier behauptet, ein Großteil wolle 
gar nicht arbeiten. Wir sagen: Es ist nichts schäbig daran, 
Hilfe anzunehmen, wenn man Hilfe braucht. Deswegen 
lehnen wir dieses Menschenbild ab.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Sie wollen nur ausgrenzen, abwerten, diffamieren und 
nicht helfen. Das haben wir auch schon gesehen. Sie 
wollen das Leben der Menschen nicht besser machen. 
Deswegen haben Sie gegen den Mindestlohn gestimmt, 
der ein wichtiger Baustein ist: Über 20 Prozent Gehalts-
erhöhung für mehr als 6 Millionen Menschen in diesem 
Land. Deswegen haben Sie gegen die Ausbildungsgaran-
tie gestimmt. Und deswegen haben Sie auch gegen das 
Bürgergeld gestimmt. Das zeigt: Die AfD ist Teil des 
Problems. Die Lösungen haben wir.

Danke. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Peick. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Markus Reichel, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Müller-Gemmeke, wir haben, denke ich, 
eine ähnliche Wahrnehmung.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben eine andere Wahrneh-
mung!)

Ich glaube, uns beide bedrückt an der öffentlichen De-
batte über das Bürgergeld, dass Menschen, die die Hilfe 
der Solidargemeinschaft zu Recht in Anspruch nehmen, 
gegenwärtig stigmatisiert werden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und von wem?)

Sie werden mit den Menschen in einen Topf geworfen, 
die den Sozialstaat systematisch ausnutzen. Und ja, Herr 
Teutrine, es ist richtig: Wir haben damals dem Kompro-
miss zugestimmt im Vertrauen darauf, dass er auch or-
dentlich umgesetzt wird.

Die Realität zeigt aber, dass die Politik der Bundes-
regierung und die Art, wie sie arbeitet, diesen Unfrieden 
in der Gesellschaft provoziert hat. Das Sanktionsmorato-
rium hat den Respekt vor unserem Sozialsystem bereits 
ruiniert. Die jetzigen Sanktionen haben bewiesen, dass 
sie nicht praktikabel sind.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist keine Märchenstunde hier! – 

Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zugleich wurden den Jobcentern zu wenig Mittel und 
Personal für die Eingliederung zur Verfügung gestellt. 
Jobcentermitarbeiter sagen uns, dass die Jobcenter ak-
tuell nicht fördern und nicht fordern. Sie können nur 
noch alimentieren.

Hier haben Sie mit dem Job-Turbo viel zu spät reagiert. 
Die Versäumnisse kosten uns jetzt Milliarden, die uns an 
anderer Stelle fehlen, und sie bringen, wie viele Ihrer 
Projekte, Unfrieden in unsere Gesellschaft.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen muss ich sagen: Minister Heil plante die Ein-
führung des Bürgergeldes als die größte Sozialreform der 
letzten 20 Jahre. Doch sie ist grundsätzlich gescheitert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen werden wir auch das Bürgergeld in der jetzi-
gen Form so rasch wie möglich wieder abschaffen.

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihre Tragik, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Ampel, ist doch: Es steht außer Zweifel, dass Sie gute 
Vorsätze hatten. Jedoch erreichen Sie das Gegenteil und 
schaffen damit den Boden für das Wirken von Menschen, 
die es eben nicht gut mit Deutschland meinen. Das sind 
insbesondere die Kollegen von ganz rechts und manch-
mal auch von ganz links.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist unsäglich!)

Die AfD hat in den vergangenen Monaten mehrere 
Anträge gestellt, mit denen sie aus ihrer Sicht das so-
genannte Bürgergeld verbessern will. Teils haben Sie 
Ihre Forderungen auch in den heutigen Antrag aufgenom-
men, zum Beispiel das Thema der Arbeitspflicht. Interes-
sant ist, was Sie nicht aufgenommen haben: Sie haben 
nämlich im Januar noch gefordert, SGB-Leistungen soll-
ten auf Deutsche beschränkt werden, und Ausländer – 
wohlgemerkt: egal ob aus der EU oder aus anderen Län-
dern – sollten ausgeschlossen werden.

(Zuruf von der SPD)
Erstaunlicherweise haben Sie – wohl unter dem Druck 
Ihrer sinkenden Umfragewerte – erkannt, dass Sie sich 
hier strategisch völlig verrannt haben, und Sie haben sich 
nicht mehr getraut, diese wirklich nationalistischen For-
derungen in den heutigen Antrag einzubringen. Das ist 
gut so.

Und ich sage Ihnen: Wir alle gemeinsam – die Mitte 
dieses Parlaments und die Mitte unseres Landes – werden 
Ihnen immer weniger Raum für Ihre rechtsextremen, in-
haltlich leeren Positionen geben. Wir wollen dieses Land 
gemeinsam voranbringen und Ihnen hier nicht das Feld 
überlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Neu an dem heutigen Antrag sind seltsame Abwägun-
gen, wie Menschen zwischen SGB II und SGB XII hin- 
und hergeschoben werden sollen. Inwieweit das eine Ver-
besserung der geltenden Rechtslage bringt, erschließt 
sich mir bislang nicht. Ich denke, wir sollten uns daher 
lieber die Frage stellen: Wie bringen wir langzeitarbeits-
lose Menschen besser und effektiver in Arbeit?

Wir als Union werden an mehreren Stellschrauben 
ansetzen: Sanktionen müssen klar und auch hart sein; 
hier müssen wir nachsteuern. Die Mitarbeiter der Job-
center müssen mehr Zeit für die Arbeit mit den Kunden, 
für deren Unterstützung, für Fördern und Fordern haben, 
mit mehr Budget für die Eingliederungsmaßnahmen. 
Auch bei den Hinzuverdienstregeln müssen wir nachsteu-
ern. Die Vorschläge des ifo liegen vor; diese müssen wir 
zur Kenntnis nehmen und am Ende auch umsetzen.

Zusammenfassend: Wir müssen das System der 
Grundsicherung aus dieser desaströsen Debatte, die die 
Ampel initiiert hat, herausholen.

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Fehlanreize müssen wir beseitigen. Dann erledigen sich 
die Anträge der AfD auch von selbst.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Stephanie Aeffner, Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Sehr 
geehrter Herr Kollege Reichel, ich finde es ja schön, 
wenn wir gemeinsam die rechte Seite dieses Parlamentes 
ausgrenzen.

(Enrico Komning [AfD]: Das ist aber unde-
mokratisch!)

Aber was bitte meinen Sie denn mit der Aussage „Wir 
schaffen das Bürgergeld ab“? Können Sie diese populis-
tische Forderung auch mit irgendetwas Konkretem hin-
terlegen?

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Das Bür-
gergeld in dieser Form! Das habe ich gesagt!)

Was haben wir bei der Bürgergeldreform getan? Die 
Regelsatzermittlung ist immer noch die gleiche wie zu 
Ihren Zeiten. Wir haben Sanktionen entsprechend dem 
Verfassungsgerichtsurteil verfassungskonform im Gesetz 
verankert.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie sind drunter 
geblieben!)

Dann haben wir vor allen Dingen die Themen För-
derung, Vermittlung und Qualifizierung gestärkt, indem 
wir gesagt haben: Menschen sollen vorrangig eine Aus-
bildung und Qualifizierung abschließen können. Es ist 

doch Irrsinn, Geld in die Hand zu nehmen, um Menschen 
zu qualifizieren – fehlende Qualifikation ist der häufigste 
Grund, warum Menschen nicht in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden können –, und dann zu sagen: Da ist 
irgendein prekärer Job, brich die Ausbildung ab! – Das 
Geld haben wir dann zum Fenster rausgeworfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was wollen Sie tatsächlich abschaffen? Das würde mich 
interessieren. Was meinen Sie mit der Überschrift „Bür-
gergeld muss weg“? Konstruktive Politik sieht anders 
aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Markus 
Reichel [CDU/CSU]: Abwarten!)

Kommen wir zum Antrag der AfD. Exemplarisch für 
das AfD-Paradox: Die Leidtragenden sind die Wähler/- 
innen der AfD. Heute geht es gegen arbeitslose Men-
schen. Richtig typisch: Die AfD möchte sie gar nicht 
unterstützen, sondern sie möchte aussortieren. Dabei 
sind wir doch auf Fachkräfte so dringend angewiesen. 
Liebe Bürger/-innen, hören Sie mal gut zu, wen die 
AfD mit diesem Antrag alles aussortieren möchte:

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wir wollen gar 
niemanden „aussortieren“!)

Die alleinerziehende junge Verkäuferin, die auf einen 
Kindergartenplatz wartet – keinen Anspruch mehr auf 
Qualifizierung und Vermittlung –; den Taxifahrer, der 
sich das Bein gebrochen hat – keinen Anspruch mehr 
auf Vermittlung und Qualifizierung –; die Sozialarbeite-
rin, die seit mehreren Jahren ihren schwerkranken Mann 
pflegt – keinen Anspruch mehr auf Vermittlung und Qua-
lifizierung –;

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Wie denn 
auch? – Enrico Komning [AfD]: Wie soll die 
Frau denn arbeiten, wenn sie ihren Mann 
pflegt?)

den Schulabbrecher, der als Kind kranker Eltern bisher 
andere Sorgen hatte als den Schulabschluss – keinen An-
spruch mehr auf Vermittlung und Qualifizierung.

(Enrico Komning [AfD]: Sie erzählen Unsinn 
da vorn!)

Stellen Sie sich vor: Es ist vielleicht schlau,
(Enrico Komning [AfD]: … mal nachzuden-
ken! Richtig! Mann, Mann, Mann! – Gegenruf 
der Abg. Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie könnten einfach 
mal Ihren Antrag lesen! Dann würden Sie es 
verstehen!)

dass zum Beispiel eine Frau, während sie auf einen Kin-
dergartenplatz für ihr Kind wartet, gleichzeitig eine Spra-
che lernt, sich qualifiziert. Das geht nämlich auch, indem 
ich Menschen in Teilzeit unterstütze. Sie sortieren sie 
lieber aus. Diese Zeiten hatten wir in dieser Gesellschaft 
schon einmal, als wir die Menschen in gute Arbeitskräfte, 
Zwangsarbeiter und unwertes Leben eingeteilt haben.

(Enrico Komning [AfD]: Was erzählen Sie für 
einen Unsinn da vorn?)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das hat zu 75 Millionen Toten geführt.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
Zu dieser menschenverachtenden Politik will ich nie wie-
der hin.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss.

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir müssen Menschen zusammenführen, anstatt sie 

weiter auszusortieren.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Pascal Kober, FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrter, lieber Herr Präsident!

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Welche Sym-
pathie!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir debattieren hier 
über einen Antrag der AfD zum Thema „Reform des 
Bürgergeldes“. Es geht allerdings gleich zu Beginn damit 
los, dass Menschen aus dem Bürgergeld in die Sozialhilfe 
abgeschoben werden sollen – das Ganze unter dem gro-
ßen Titel:

(Enrico Komning [AfD]: „Deportieren“ wahr-
scheinlich!)

„Wir brauchen Fachkräfte in Deutschland“.
Tatsächlich fragt man sich: Was sollen die Menschen 

dann in der Sozialhilfe tun? Da sollen sie – Zitat – pass-
genau versorgt werden. Wir würden ja gerne wissen, was 
eine passgenaue Versorgung von Menschen in der Sozial-
hilfe, die vorher im Bürgergeld waren und dort offen-
sichtlich nicht passgenau versorgt worden sind, sein soll.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Lesen Sie doch 
mal SGB XII!)

Wir wären geradezu neugierig darauf, mit Ihnen in eine 
fachliche Diskussion dazu zu gehen, aber wir bekommen 
keine Antwort. Warum nicht? Weil Sie letzten Endes 
überhaupt keine Vorstellung davon haben, was da tat-
sächlich passieren soll, oder Sie uns diese jedenfalls ver-
schweigen. Liebe Kolleginnen und Kollegen in diesem 
Haus, das ist dürftig, das ist fachlich nicht hinreichend, 
das ist: Note „Sechs“, setzen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Um den Fachkräftemangel zu bekämpfen, möchten Sie 
den anderen Teil möglichst schnell und unmittelbar in 
Arbeit vermitteln – ohne Qualifizierung, Hauptsache: 
schnell in Arbeit.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mit Zwang!)

Dabei ist doch die Lebensrealität gerade die, dass Sie 
damit allenfalls Arbeitskräfte bekommen, aber nicht die 
Fachkräfte, die Sie laut Ihrem Antrag gewinnen wollen. 
Beim Thema Arbeitskräfte ist auch interessant: Wenn 
man sich mal wirklich fachlich kundig macht, dann stellt 
man fest, dass bei den Unqualifizierten im SGB II die 
Realität so ist, dass sie laut Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung zur Hälfte etwa innerhalb von fünf 
Jahren mehr als fünfmal den Job wechseln. Das heißt, 
eine nachhaltige Vermittlung als Arbeitskraft funktioniert 
ja so auch nicht.

Die Frage ist, liebe Kolleginnen und Kollegen: Was 
will die AfD eigentlich an der Situation verbessern? Ich 
stelle fest, wenn ich den Antrag lese: Sie hat keine Ah-
nung in der Sache und deshalb auch keinen Vorschlag.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Bemerkenswert ist auch, dass Sie den Debatten hier im 
Plenum nicht folgen. Es gab schon mal einen Kollegen – 
das war ein Kollege der Union –, der hier auch davon 
sprach, dass man Langzeitarbeitslose aus dem SGB II 
unmittelbar in Arbeit vermitteln könnte. Er sprach davon, 
dass es davon 1,7 Millionen gebe, die man sofort, am 
nächsten Tag integrieren könnte. So ähnlich liest sich 
Ihr Antrag.

Die Wahrheit ist allerdings, dass von diesen 1,7 Millio-
nen 70 Prozent keine abgeschlossene Berufsausbildung 
haben und 25 Prozent noch nicht mal einen Schul-
abschluss.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ja, die kommen 
ja auch aus dem Ausland! Das sind Ihre Ge-
flüchteten!)

Was bekommen sie denn für eine Unterstützung in unse-
rer Arbeitswelt, wenn Sie diesen Menschen keine Chance 
geben, sich zu qualifizieren – vielleicht nachträglich, 
wenn es mit dem ersten Ansatz nicht geklappt hat?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir glauben an 
das Potenzial jedes Menschen. Deshalb sind wir der Mei-
nung, dass wir vor der Integration in den Arbeitsmarkt 
auf Qualifikation setzen müssen. Deshalb haben wir ganz 
bewusst den Vermittlungsvorrang abgeschafft; denn das 
ist der richtige Weg, um tatsächlich einen wirksamen 
Beitrag zur Reduzierung des Fachkräftemangels und 
auch des Arbeitskräftemangels zu leisten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Der vorgeschlagene Weg der AfD ist vollkommen 
falsch, und deshalb ist dieser Antrag abzulehnen. Es ist 
aber auch insgesamt abzulehnen, fachlich so dürftige An-
träge vorzulegen. Unser Parlament hat einen Anspruch 
auf fachlich tiefgreifende Diskussionen. Ein Beitrag 
dazu war und ist Ihr Antrag nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kober. – Mir ist aufgefal-

len, dass mehrere Kolleginnen und Kollegen mittlerweile 
offensichtlich glauben, man dürfte im Plenarsaal tele-
fonieren. Das ist tatsächlich nicht der Fall. Der oder die 
Nächste, die ich erwische, verweise ich des Saales. Tele-
fonieren kann man auch kurzzeitig draußen.

Nächste Rednerin ist die Kollegin Natalie Pawlik, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Natalie Pawlik (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn es ausnahmsweise mal nicht um Men-
schen mit Migrationsgeschichte oder Geflüchtete geht, 
dann richtet die AfD ihren Hass gegen Bürgergeldbezie-
her/-innen, gegen erkrankte Menschen, gegen Menschen 
mit Behinderung.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Hass säen nur 
Sie!)

Es ist eben der Kern Ihrer Ideologie, Menschen nach ihrer 
Wertigkeit zu unterteilen und die Gleichheit von mensch-
lichem Leben infrage zu stellen. Doch genau das werden 
wir nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Norbert Kleinwächter [AfD]: 
Schon wieder so ein unpassender Vergleich! 
Herr Präsident, jetzt rügen Sie das endlich 
mal!)

Unser Sozialstaat und das Versprechen an die Bür-
gerinnen und Bürger, dass dieser Staat sie auffängt, 
wenn sie fallen, und ihnen Hilfe bietet, wenn sie Hilfe 
benötigen, das ist eine große Errungenschaft unserer De-
mokratie. Das ist auch der Stabilitätsanker unserer Ge-
sellschaft und gerade in Krisenzeiten wichtiger denn je.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der vorliegende Antrag und auch die Debatte heute 
hier reihen sich ein in eine unsoziale Politik der AfD, in 
eine unsoziale Programmatik, in Forderungen nach Ab-
schaffung eines festen Renteneintrittsalters und nach 
Zwangsarbeit für langzeitarbeitslose Menschen, in die 
Enthaltung bei der Anhebung des Mindestlohns auf 
12 Euro und in die perfiden Deportationspläne, die Sie 
fordern.

(Enrico Komning [AfD]: Wir fordern über-
haupt gar keine Deportation! Sie haben daraus 
Deportationspläne gemacht! – Zurufe der Abg. 
Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Norbert Kleinwächter [AfD])

Die AfD-Fraktion suggeriert mit dem vorliegenden 
Antrag, es käme ihr auf eine nachhaltige Integration 
von Menschen in den Arbeitsmarkt an, und benennt dabei 
ein Ziel: einen harten Schnitt zwischen erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten und nichterwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten. Die Personen müssen innerhalb von 
zwei Wochen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 
können.

Doch über welche Menschen sprechen wir dabei, und 
was würde das faktisch bedeuten? Zu nichterwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten zählen neben alleinerziehen-
den Müttern zum Beispiel Menschen, die Angehörige 
pflegen, und auch Personen, die durch den Beruf, den 
sie aktuell ausüben, krank geworden sind. Das sind Al-
tenpfleger/-innen oder die Erzieherin, die aufgrund feh-
lender Erholungszeiten, hohen Drucks, großer Verant-
wortung und extrem großen Personalmangels krank wird.

Wer aufgrund eines Burn-outs seinen aktuellen Job 
verliert und Bürgergeld bezieht, braucht Hilfe. Diese Per-
sonen können nicht in den nächstbesten Job vermittelt 
werden. Es ist auch absolut nicht nachhaltig, Menschen 
von einem Hilfsjob in den nächsten zu schicken,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

wodurch sie ein paar Wochen später wieder in der Ar-
beitslosigkeit landen.

Doch Sie wollen auch keine nachhaltige Integration 
von Menschen in den Arbeitsmarkt. Sie wollen mal wie-
der spalten und unterscheiden zwischen guten und bösen 
Bürgergeldempfängern. Sie wollen Menschen die aktive 
Unterstützung unseres Sozialstaates wie das Nachholen 
eines Schulabschlusses, Hilfe und Beratung oder Weiter-
bildungsangebote entziehen, und das lehnen wir entschie-
den ab.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

„Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokrati-
scher und sozialer Bundesstaat.“ Das steht in Artikel 20 
unseres Grundgesetzes. Wir bekennen uns zu diesem So-
zialstaat. Wir wollen ihn ausbauen, und wir wollen Men-
schen nachhaltig dabei unterstützen, eine Arbeitsstelle zu 
finden. Wir wollen ihnen die Hilfe bieten, die sie brau-
chen, und genau darauf setzt das Bürgergeld. Es gibt noch 
weitere Reformen, die wir vornehmen werden.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Es gibt noch 
mehr? – Kai Whittaker [CDU/CSU]: Bitte 
nicht!)

Aber all das ist schon ein richtiger Schritt in die rich-
tige Richtung gewesen. Sie von der AfD sind keine so-
ziale Partei; Sie sind unsozial und menschenverachtend.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Pawlik. – Nächster Redner 

ist der Kollege Marc Biadacz, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Pawlik, Sie haben es gerade richtig ge-
sagt: „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokra-
tischer und sozialer Bundesstaat.“ So steht es in Artikel 20 
im Grundgesetz.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Den wollen Sie ja gerne verändern! – 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Den will Jens Spahn 
ändern!)

Damit ist das Sozialstaatsprinzip im Grundgesetz als 
Fundament unseres Staates verankert.

Dieser Grundgesetzartikel ist auch der Garant dafür, 
dass der soziale Ausgleich zwischen starken und schwa-
chen gesellschaftlichen Gruppen gewahrt wird. Dass es 
Ihnen von der AfD aber nicht um den Ausgleich geht, 
sondern um Spaltung, Ausgrenzung und Diffamierung, 
ist Kennzeichen Ihrer Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Was Sie alles wissen!)

Auch Ihr heutiger Antrag zeigt: Statt Menschen in Ar-
beit zu bringen, schreiben Sie einen Großteil der Men-
schen ab. Das ist das Gegenteil von Arbeitsmarktintegra-
tion. Ihr Antrag offenbart: Es geht Ihnen nicht um eine 
seriöse Debatte. Was Sie betreiben, ist populistisch und 
realitätsfern.

Im Sinne unserer konstruktiven Oppositionsarbeit 
müssen wir aber trotzdem über das Bürgergeld sprechen. 
Klar ist, dass mit der Einführung des Bürgergelds eine 
Rolle rückwärts in der Arbeitsmarktpolitik in der Bun-
desrepublik Deutschland vollzogen worden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU – Rasha Nasr 
[SPD]: Das Gegenteil ist der Fall! – Stephanie 
Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Könnten Sie das einmal erklären vielleicht? – 
Weitere Zurufe von der SPD)

Sie haben sich von dem erfolgreichen Prinzip „Fördern 
und Fordern“ verabschiedet.

(Rasha Nasr [SPD]: Das stimmt nicht, egal wie 
oft Sie es wiederholen! – Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Könnte das mal begründet werden? Argumen-
te? In welcher Form?)

Die SPD ist in ihrer Regierung mit der Traumabewälti-
gung der Agenda 2010 beschäftigt, statt die eigentliche 
arbeitsmarktpolitische Realität anzuerkennen und zu han-
deln. Nein, stattdessen fordern Jusos und junge Grüne die 
20-Stunden-Woche. Das ist die Realität, über die wir 
heute reden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was hat das 
mit dem Bürgergeld zu tun?)

Wir brauchen jetzt wirtschaftliches Wachstum. Statt 
über weniger Arbeit sollten wir darüber nachdenken, wel-
che Anreize der Staat setzt, um Menschen in Arbeit zu 
bringen,

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben wir im Gegensatz zu Ihnen 
geändert!)

sonst lässt sich dieser Wohlstand nicht erhalten.
Doch Sie bleiben bei Ihrer verfehlten Politik. Ob beim 

Bürgergeld, bei der Fachkräfteeinwanderung
(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sollen die Fachkräfte nun auch nicht 
mehr kommen?)

oder jetzt beim Rentenpaket II: Überall geht es darum, 
entweder die Standards abzusenken oder großzügig Geld 
und Geschenke zu verteilen. Aber das Geld, das Sie aus-
geben, liebe Regierung der Ampel, muss hier in Deutsch-
land auch verdient werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Als Union ist es ein Teil unserer DNA, Menschen 

schnell in Arbeit zu bringen und in das gesellschaftliche 
Leben zu integrieren. Dabei sind wir überzeugt, dass 
jemand, der Hilfe vom Staat benötigt, diese auch bekom-
men sollte. Es muss aber klar sein: Solidarität ist eben 
keine Einbahnstraße.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Teutrine 
[FDP]: Außer Phrasen wurde noch keine kon-
krete Maßnahme genannt! – Gegenruf der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: 
Ich habe auch nichts anderes erwartet!)

Dennoch hat die Ampel mit dem Bürgergeld die An-
reize, Arbeit aufzunehmen, wieder kleiner gemacht. Um 
in Zahlen zu sprechen: Mit 2,8 Millionen Arbeitslosen 
haben wir heute im Vergleich zu der Zeit, als Sie die 
Regierung angetreten haben, eine halbe Million Men-
schen mehr ohne Beschäftigung,

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und das, obwohl wir in diesem Land einen Fachkräfte-
mangel haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Ampel, Sie hören 
nicht auf, das Lied der 16 Jahre unserer Regierungszeit zu 
singen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, wir wollen einfach mal Ar-
gumente hören! Einfach mal was Konkretes, 
nicht einfach nur pauschale Vorwürfe! Vor-
schläge, Konzepte!)

Aber im Bereich der Arbeitsmarktpolitik können wir fest-
stellen: Nie war der Arbeitsmarkt stärker und stabiler als 
unter CDU/CSU-geführter Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Stracke 
[CDU/CSU]: Trotz SPD!)
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Wir fordern Sie daher auf: Kommen Sie endlich wieder 
zurück auf den Weg einer aktivierenden Arbeitsmarkt-
politik! Darin würden wir Sie gerne unterstützen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Abgeordnete! 
Nach der Rede von Marc Biadacz muss man, glaube 
ich, noch mal ein paar Dinge geraderücken.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Da sind wir ja 
gespannt! – Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: 
Wir hören zu!)

Es ist eben schon von den Kollegen Rosemann und 
Teutrine etwas zur Geschichte des Bürgergeldes gesagt 
und es sind die Zitate genannt worden, die damals in Ihrer 
Pressemitteilung erschienen sind, in der sehr positiv ge-
würdigt wurde, was beim Bürgergeld passiert ist. Sie 
haben jetzt das Gegenteil behauptet.

Dann haben Sie auf Artikel 20 Grundgesetz verwiesen. 
Es wurde gerade von Ihnen ein Antrag eingebracht, nach 
dem der Artikel 20 geändert werden soll. Jens Spahn 
fordert sogar die Abschaffung, um Leistungskürzungen 
jenseits der Verfassungsgemäßheit zu ermöglichen. Das 
alles passt bei der Union irgendwie nicht zusammen. Und 
konstruktive Vorschläge haben wir überhaupt nicht ge-
hört, also wirklich null.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Wir haben zu Beginn der Legislaturperiode – das muss 
man noch mal sagen – ein Grundsicherungssystem vor-
gefunden, das komplett reformbedürftig war. Deswegen 
waren in allen Parteiprogrammen der ampeltragenden 
Parteien grundlegende Reformkonzepte zur Grundsiche-
rung enthalten, diese Konzepte sind zum Teil in das Bür-
gergeld eingeflossen.

Wir haben die Weiterbildungsförderung stark verbes-
sert. Wir haben den Einkommensabstand verbessert, weil 
wir die Einkommensanrechnung bei Erwerbstätigen ver-
bessert haben.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Um 48 Euro im 
Monat! Wow, was für eine Sensation!)

– Immerhin um 48 Euro. Sie haben 16 Jahre regiert, und 
Sie haben da nichts verbessert, gar nichts. Wir haben den 
Einkommensabstand verbessert, und wir wollen ihn noch 
weiter verbessern.

Der Kollege Jens Teutrine hat völlig recht gehabt bei 
einem Teil seiner Punkte mit Blick darauf, wo Reform-
bedarf besteht. Immer noch haben Menschen, die in Teil-

zeit erwerbstätig sind, nur wenig mehr Einkommen, 
wenn sie auf Vollzeit wechseln, oder Erwerbstätige mit 
geringem Einkommen haben, wenn sie eine Einkom-
menserhöhung erhalten, netto gar nicht viel mehr in der 
Tasche. Das war in Ihren 16 Jahren auch schon so. Sie 
haben da nichts gemacht. Wir haben in unseren Koaliti-
onsvertrag geschrieben, dass wir das ändern wollen.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Toll, das ist ja 
heldenhaftes Regierungshandeln!)

Wir werden uns daransetzen, und es wird sicherlich aus 
dem Bundesarbeitsministerium in Kürze dazu einen Ge-
setzentwurf geben. Wir gehen das an. Sie haben 16 Jahre 
nichts gemacht!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

– Ja, jetzt sind Sie relativ still geworden.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: „16 Jahre Uni-
on“, das ist das Einzige, was Sie noch zusam-
menhält!)

Stattdessen fahren Sie eine Kampagne, dass sich in 
Deutschland Arbeiten nicht lohnen würde. Alle Berech-
nungen zeigen: Arbeit lohnt sich.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Bei uns hat sich 
die Langzeitarbeitslosigkeit halbiert, Herr 
Strengmann-Kuhn! Das ist der Unterschied!)

Wie gesagt: Wir haben den Abstand erhöht.
Es gibt natürlich noch Bedarfe darüber hinaus. Sie 

haben von automatischer Auszahlung gesprochen, Herr 
Kollege Whittaker; das fand ich sehr interessant,

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Ich habe eine 
Vollautomatisierung der Verwaltung gefor-
dert!)

eine Forderung, die wir auch haben. Bei der Kinder-
grundsicherung probieren wir das jetzt gerade. Das ist 
ganz schön kompliziert bei der digitalen Infrastruktur, 
die wir nach 16 Jahren Unionsregierung vorgefunden 
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Kai Whittaker 
[CDU/CSU]: Die ist in den drei Jahren, in de-
nen Sie regieren, nicht besser geworden!)

Wir gehen das an und versuchen eine automatische Aus-
zahlung bei der Kindergrundsicherung. Das wäre beim 
Bürgergeld auch ein sinnvoller weiterer Schritt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wir machen noch weitere Schritte beim Bürgergeld. 
Unter anderem verbessern wir den Einkommensabstand 
und die Arbeitsanreize. Sie könnten sich vielleicht mal 
konstruktiv daran beteiligen.

Vielen Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Strengmann-Kuhn. – 

Nächster Redner ist der Kollege Takis Mehmet Ali, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Takis Mehmet Ali (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man das 
alles historisch betrachtet, muss man auch darauf hinwei-
sen, woher man kommt. Bevor wir die Bürgergeldreform 
umgesetzt haben, gab es den Vermittlungsvorrang; wir 
haben jetzt den Qualifizierungsvorrang. Ich sage weiter-
hin: Das hätten wir viel früher machen können, in der 
GroKo zum Beispiel.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [Die 
Linke])

Dann hätten wir einen Teil des Fachkräfteproblems schon 
im Voraus gelöst; denn die Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber sagen seit Jahren: Wir brauchen Fachkräfte.

Was haben wir im SGB-II-Bereich gemacht? Wir hat-
ten einen Vermittlungsvorrang. Wir haben die Leute nicht 
qualifiziert; wir haben uns nicht um sie gekümmert. Des-
halb ist es umso richtiger, jetzt den Qualifizierungsvor-
rang im Bürgergeld zu haben, um der Fachkräfteproble-
matik etwas entgegenzusetzen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und dann meint die AfD-Fraktion, hier Anträge stellen 
zu können, nach denen pflegende Angehörige – egal ob 
sie ihre Eltern oder Kinder mit Behinderungen pflegen – 
in die Sozialhilfe rübergeschoben werden sollen; das sei 
die richtige Maßnahme. Ich frage Sie: Meinen Sie denn 
wirklich, dass Sorgearbeit keine Arbeit ist?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Sandra 
Bubendorfer-Licht [FDP])

Diese Menschen, die die Eltern pflegen, die die Kinder 
betreuen, leisten so viel für diese Gesellschaft. Und Ihre 
Antwort darauf ist nichts anderes, als zu sagen: Hey, es 
reicht uns nicht, ab in die Sozialhilfe! – Das ist Ihre Ant-
wort, und das ist eine Frechheit gegenüber diesen Men-
schen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD])

Es kommt noch dicker: Mit der Rumschieberitis ins 
SGB XII verheimlichen Sie nämlich, dass diese Kosten 
die Kommunen tragen müssen; Sie wollen die Kom-

munen belasten. Indem Sie die Leistungen rüberschieben, 
müssen es die Kommunen bezahlen; das verheimlichen 
Sie – mit welchem Ziel auch immer.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Das 
wissen die gar nicht! – Zuruf des Abg. Norbert 
Kleinwächter [AfD])

Man muss noch eine weitere Sache ergänzen. Ich finde 
es toll, wenn wir uns hierhinstellen und sagen: Na ja, 
mehr Sozialleistungen braucht es nicht. – Das ist ganz 
einfach gesagt. Aber darf man das auch mal konkreter 
machen? Diese Diskussion wird ja gerne über den Be-
reich der Steuern geführt. Wir sagen immer: Ja, das sind 
Steuern, die wir ausgeben.

Aber wenn wir so etwas sagen wie: „Na ja, mehr So-
zialleistungen darf es nicht geben“, dann meinen wir – 
wenn wir die Debatte undifferenziert führen – auch die 
Säulen der Sozialversicherung, dann sagen wir ebenfalls – 
mein Kollege Jens Peick hatte es mir gerade noch mal 
zugerufen –: „Höhere Renten wird es nicht mehr geben“, 
dann sagen wir: „Im Bereich des Krankenkassensystems 
gibt es auch bei medizinisch-technischem Fortschritt 
nicht mehr Leistungen“, dann sagen wir den Menschen, 
die in der Pflege sind, betreut werden und sich diese 
Kosten nicht leisten können und dann zur Sozialhilfe 
laufen und Hilfen zur Pflege beantragen müssen: „Die 
Kosten musst du irgendwie selber tragen.“ Wenn man 
diese Debatte führen will, muss man sie differenzierter 
führen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD – Kai Whittaker [CDU/ 
CSU]: Grüße an den FDP-Finanzminister!)

Man kann sagen, dass das alles sehr kompliziert ist – 
ja, das ist es! –, dann muss man das Problem aber auch 
richtig anpacken; denn in Bezug auf den Sozialstaat ist 
alles sehr, sehr kompliziert. Ich höre aber in der Debatte 
keinen einzigen fachlichen Vorschlag in die Richtung, 
wie wir das anpacken können. Man muss sich das genau 
angucken und sagen: Ja, dann müssen wir die Regelun-
gen im SGB I und im SGB X bündeln. – Das gehört dazu.

Wir müssen Transparenz bei den Ermessensentschei-
dungen der Behörden schaffen. Aber genauso gehört da-
zu, dass wir den Menschen sagen, worauf sie Anspruch 
haben. Das wissen viele Menschen nicht. Und dagegen 
tut der Staat auch nichts. Wir reden immer darüber, wie 
hoch die Leistungen sind, was sie alles nicht bekommen 
dürfen, aber wir sagen nicht, welche Leistungen ihnen 
eigentlich zustehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir das 
alles ernst meinen und richtig machen wollen, dann müs-
sen wir mit den Ländern ins Gespräch kommen. Deshalb 
wäre ein Sozialstaatspakt sinnvoll.

In diesem Sinne: Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mehmet Ali. – Nächste 

Rednerin ist die Kollegin Jana Schimke, CDU/CSU- 
Fraktion.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 

heute ein bisschen überrascht; denn es ist so still an der 
rechten Flanke. Man könnte fast meinen, Sie sind gar 
nicht mehr von den Inhalten überzeugt, die Sie uns hier 
heute präsentiert haben. Zumindest hätte ich mir eine 
etwas lebhaftere Debatte Ihrerseits erwartet.

(Kay-Uwe Ziegler [AfD]: Sie sind das Pro-
blem!)

Worum geht es, liebe Kolleginnen und Kollegen? Wir 
machen das hier ja nicht, um uns gegenseitig die Taschen 
vollzuhauen, sondern die Menschen in der Bundesrepu-
blik sollen am Ende auch verstehen, was wir machen. 
Liebe Besucherinnen und Besucher, zusammenfassend 
geht es darum: Wer kann in diesem Land noch arbeiten, 
und wer kann es nicht? Dafür gibt es verschiedene 
Rechtsquellen. Das Sozialgesetzbuch II sagt: Ihr könnt 
noch arbeiten. Deswegen arbeiten wir an euch und mit 
euch und versuchen, euch zu vermitteln. Und das 
SGB XII sagt: Wenn ihr nicht mehr arbeiten könnt, 
dann fallt ihr in die Sozialhilfe.

Was möchte die AfD? Sie möchte Menschen, die wir 
grundsätzlich für arbeitsfähig halten, zu Nichterwerbs-
fähigen machen. Das betrifft zum Beispiel Mütter und 
Väter, die kleine Kinder, Babys haben, die vielleicht aus 
Mangel an Kitaplätzen plötzlich erwerbsunfähig werden. 
Das betrifft Menschen, die Angehörige zu Hause haben, 
die gepflegt werden müssen, die vielleicht keinen Pfle-
geheimplatz bekommen. All diese Menschen werden zu 
Erwerbsunfähigen gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das betrifft Menschen, die vielleicht nicht auf der Son-
nenseite des Lebens stehen, die eine Suchtproblematik 
oder psychische Beeinträchtigungen haben. Zu all diesen 
Menschen, zu denen wir sagen: „Doch, ihr könnt es noch. 
Wir wollen an euch arbeiten. Wir wollen euch wieder 
gesund machen. Wir wollen euch motivieren und euch 
einen roten Faden im Leben geben“, sagt die AfD: Das 
sind Erwerbsunfähige.

Und was passiert, wenn sie einmal im SGB XII sind, 
wenn sie einmal in der Sozialhilfe sind? Dann sagen auch 
die Jobcenter: Nichts passiert mehr. Wir, die Jobcenter, 
stehen an letzter Stelle in der Kette der Jobvermittlung, 
Prüfung der Erwerbsfähigkeit, Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit. Wir sind die letzte Chance für viele Menschen 
in diesem Land, noch einmal ein geregeltes Leben zu 
führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Natürlich brauchen wir Reformen. Natürlich wollen 
wir die Langzeitarbeitslosigkeit abbauen. Natürlich wol-
len wir Menschen wieder in finanzielle Unabhängigkeit 
bringen. Das ist doch völlig klar. Und deswegen sagen 
wir als Unionsfraktion auch klar: Wir müssen etwas im 
Bereich der Sanktionen machen. Wir haben bisher viel zu 
oft durch die rosarote Brille geschaut und auch viel zu 

schnell soziale Leistungen ausgezahlt. Wir müssen Be-
dürftige wieder stärker fordern und auch sagen: Hey, ihr 
müsst auch etwas tun für dieses Land, ihr müsst auch eine 
Gegenleistung dafür erbringen, dass andere für euch täg-
lich arbeiten gehen und in die Sozialkassen einzahlen, 
damit ihr etwas zu essen auf dem Tisch habt. – Wir 
müssen im Bereich der Sanktionen wieder besser werden. 
Das ist die ganz klare Haltung der Unionsfraktion.

Ich würde mir persönlich auch wünschen, dass unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Jobcentern deut-
lich mehr politischen Rückenwind für die Verhängung 
von Sanktionen bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die scheuen sich nämlich davor, weil sie genau wissen, 
dass sie vielleicht von oben eins draufkriegen, weil es 
vielleicht nicht gewollt ist,

(Jens Teutrine [FDP]: Wir haben Totalsank-
tionen eingeführt!)

auch bei der Vermittlung mehr Strenge an den Tag zu 
legen.

Natürlich brauchen wir eine gute Ausstattung; das ist 
doch völlig klar. Wir brauchen eine gute Ausstattung der 
Jobcenter, wir brauchen genügend Mittel, um die Men-
schen zu qualifizieren. Das steht außer Frage. Aber wir 
müssen uns schon auch mit den Regelsätzen und all dem, 
was noch on top kommt – Wohngeld etc. – auseinander-
setzen. Es ist schlichtweg zu viel.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Jana Schimke (CDU/CSU):
Ich komme zum Ende, Herr Präsident. – Es gibt viel zu 

viele Anreize, nicht arbeiten zu gehen, statt arbeiten zu 
gehen. Es geht darum, den Menschen in diesem Land ihre 
Würde durch Arbeit zu geben. Und, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es ist auch eine Bürgerpflicht, etwas zu-
rückzugeben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das musste 
man nicht verstehen!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Angelika Glöckner, 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Angelika Glöckner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Besucherinnen und Besucher! 
Hunderttausende Menschen gehen derzeit landauf, 
landab auf die Straße, demonstrieren für unsere Demo-
kratie, gegen Rechtsextremismus, gegen Faschisten. Und 
ich sage: Das ist gut so.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn die Feinde der Demokratie sitzen hier im Par-
lament, und zwar genau da.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen auch sagen, warum. In einer verächt-
lichen Art und Weise behaupten Sie, dass bestimmte 
Personengruppen, die jetzt bereits mehrfach aufgezählt 
wurden, nicht vermittlungsfähig und auch nicht vermitt-
lungswürdig seien. Sie sagen, dazu zählten Menschen, 
die krank sind, pflegende Angehörige, die nicht arbeiten 
können, auch Menschen mit Behinderungen – nach Ihrer 
Lesart; das ist ja klar. Und Sie setzen auch noch eins 
drauf: Drogenabhängige, Obdachlose, Menschen mit Mi-
grationshintergrund – all jene bedürfen nach Ihrer Lesart 
einer sogenannten intensiven sozialmedizinischen Unter-
stützung. Ich will an dieser Stelle eines sagen: Ich mag 
mir nicht vorstellen, was genau Sie mit „intensiver sozial-
medizinischer Unterstützung“ meinen. Seit Potsdam wis-
sen wir, wes Geistes Kind Sie sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ihnen geht es eben nicht um ein effektiveres Arbeiten 
in den Jobcentern – ganz abgesehen davon, dass die Mit-
arbeitenden in den Jobcentern Ihre Ratschläge mit Sicher-
heit nicht brauchen –,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

das täuschen Sie in der Überschrift des Antrags lediglich 
vor. Ihnen geht es um Selektion, um die Ausgrenzung von 
Menschen, die nach Ihrer Lesart nicht vermittlungswür-
dig sind. Und das ist nicht vereinbar mit unserem Grund-
gesetz. Das Sozialstaatsprinzip unseres Grundgesetzes 
zielt darauf ab, die Gesellschaft zusammenzuhalten, da-
mit wir friedlich miteinander leben können. Das, was Sie 
tun, bewirkt genau das Gegenteil.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Überall im Land suchen Betriebe und Unternehmen 
händeringend Arbeitskräfte, Fachkräfte. Es liegt doch 
auf der Hand, dass wir mehr tun müssen, um Menschen 
in Arbeit zu vermitteln, anstatt weniger, wie Sie es vor-
schlagen. Ihr Antrag passt nicht in die Zeit. Das, was Sie 
hier heute wieder einmal vorschlagen, wirkt total aus der 
Zeit gefallen.

Werte Kolleginnen und Kollegen von der Union, es tut 
mir leid, dass Sie es immer noch nicht begriffen haben: 
Nach 17 Jahren Hartz IV mussten wir die Regeln, die 
Instrumentarien einfach nachschärfen.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Sie haben sie 
abgeschwächt, nicht nachgeschärft, Frau 
Glöckner!)

Es wurde mehrfach genannt, wie wichtig der Qualifizie-
rungsvorgang ist und dass es notwendig ist, den Bereich 
der aufsuchenden, begleitenden Hilfe zu stärken. Tut mir 
leid, dass Sie das immer noch nicht verstanden haben.

Ich sage: Es ist gut, dass die Menschen in unserem 
Land weiterhin auf die Straße gehen, dass wir alle etwas 
dafür tun, dass solche Anträge niemals eine Mehrheit in 
diesem Parlament finden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Glöckner. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Heidi Reichinnek aus der Gruppe 
Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die AfD versucht sich an den Themen „Ar-
beitsmarkt“ und „Sozialpolitik“ und scheitert bei beiden 
kolossal, wie zu erwarten war.

(Beifall bei der Linken)

Ein Beispiel: Um mehr Fachkräfte zu gewinnen, wollen 
Sie den Vermittlungsvorrang wieder einführen. Aber was 
heißt Vermittlungsvorrang? Na ja, dass Menschen den 
erstbesten Job annehmen müssen und eben nicht eine 
Aus- oder Weiterbildung ermöglicht bekommen, durch 
die sie ja erst zu Fachkräften werden. Sie merken schon, 
dass das ein Widerspruch ist, oder?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Was wir brauchen, ist mehr Unterstützung bei der Wei-
terqualifizierung und nicht weniger.

Wirklich bemerkenswert finde ich auch, was Sie so 
unter „aktivierenden Anreizen“ verstehen. Sie von der 
AfD wollen allen Ernstes, dass Autos in Zukunft auf 
das Schonvermögen angerechnet werden.

(Matthias W. Birkwald [Die Linke]: Was?)

Aktuell ist das übrigens schon der Fall, wenn der Wert des 
Autos 15 000 Euro übersteigt. Eine Luxuskarosse ist also 
sowieso nicht drin. Dass Sie nun die Anrechnung des 
Kleinwagens wollen, ist völlig absurd. Ist das Ihr Ver-
such, nun doch einen Beitrag im Kampf gegen den Kli-
mawandel zu leisten? Wissen Sie, wie oft ein Auto Vo-
raussetzung für einen Job ist, gerade im ländlichen 
Raum?

(Beifall bei der Linken)

Es ist sicher richtig, mehr Menschen zur Nutzung des 
ÖPNV zu bringen, aber doch bitte nicht so.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Was wir brauchen, ist Mobilität für alle, und zwar un-
abhängig vom Geldbeutel.
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Und selbstverständlich will die AfD Sanktionen und 
Arbeitszwang gleich dazu – ihr Motto: Wer nicht arbeiten 
will, der soll auch nicht essen. – Zum Glück hat das 
Bundesverfassungsgericht eindeutig geurteilt: Die Men-
schenwürde muss nicht erarbeitet werden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Menschen hungern zu lassen, verstößt explizit gegen die 
Menschenwürde. Gut, ich weiß, mit der Verfassung ha-
ben Sie es nicht so, mit Menschenwürde auch nicht,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
und auch die Wissenschaft ist nicht Ihr Freund.

(Beifall bei der Linken)
Aber ich versuche es trotzdem mal: Zahlreiche Studien 
zeigen, dass Sanktionen nicht zur Vermittlung in Arbeit 
führen. Aber Ihnen geht es auch gar nicht um bessere 
Vermittlung, oder? Sie wollen vor allem nach unten tre-
ten. Was wir aber brauchen, ist vor allem ein starker 
Sozialstaat, der die Menschen unterstützt und nicht be-
straft.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und an die Ampel: Dass Sie sich bei diesem Thema 
von der AfD und der Union vor sich hertreiben lassen, 
finde ich eine Katastrophe. Ausgerechnet ein sozialde-
mokratischer Arbeitsminister hat die 100-Prozent-Sank-
tionen beim Bürgergeld wieder eingeführt.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Das ist gut so! 
Dank der FDP!)

Das betrifft wenige Tausend Personen, die häufig enorme 
psychische Probleme haben. Wem helfen diese Sanktio-
nen? Was, glauben Sie, passiert, wenn Sie Menschen das 
Geld für Essen nehmen? Noch längere Schlangen an den 
überfüllten Tafeln, Diebstahl, Kredite, die nicht zurück-
gezahlt werden können:
Das ist doch eine Abwärtsspirale. Das ist doch nicht auf 
Ihrem Niveau.

Ich fordere Sie an der Stelle ganz klar auf, die Aus-
höhlung des Sozialstaates zu verhindern, statt denen da 
auch noch die Schaufeln dafür zu liefern.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster und letzter 

Redner in der Debatte ist der Kollege Peter Aumer, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ein SPD-Bundeskanzler hat 2010 eine kluge 
Arbeitsmarktreform auf den Weg gebracht:

(Widerspruch des Abg. Detlef Müller [Chem-
nitz] [SPD])

Hartz IV, Grundsicherung für Arbeitsuchende.
(Detlef Müller [Chemnitz] [SPD]: Das war 

nicht 2010! Gerhard Schröder war bis 2005!)
– Die Agenda 2010 war das. Da sollte man bitte aufpas-
sen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Agenda 
2010 hat es möglich gemacht, dass wir heute einen sta-
bilen Arbeitsmarkt haben, dass wir heute Menschen, die 
Arbeit suchen, sehr schnell in Arbeit integrieren: je 
schneller Integration in Arbeit, umso besser!

Für uns ist wichtig, dass die Menschen Teilhabe am 
Arbeitsleben bekommen. Aber es gibt auch viele, die es 
nicht so schnell schaffen, und auch um die müssen wir 
uns kümmern.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Das macht das Bürger-
geld!)

Es ist eine Grundaufgabe des Sozialstaats, dass wir uns 
genau um diese Menschen kümmern. Wir wollen einen 
Sozialstaat, der ermutigt. Wir wollen einen Sozialstaat, 
der Chancen eröffnet. Wir wollen einen Sozialstaat, der 
den Menschen durch Bildung hilft, eine gute Zukunft zu 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da hätte ich 
gern mal den Vorschlag!)

– Sie kommen schon noch dran.
Wir, Kollegen der AfD, wollen einen aktivierenden 

Sozialstaat. Wir wollen keinen Sozialstaat, der anfängt, 
Menschen in Gruppen einzuteilen, wie Sie es in Ihrem 
Antrag tun.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: So ist es!)
Wir wollen keinen Sozialstaat, der anfängt, Menschen in 
diesen Gruppen umzugliedern, wie es gerade passt. 
„Rückgliederung“ und viele andere Dinge fordern Sie 
in diesem Antrag. Das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, kann nicht sein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Sehr gut!)

Wir wollen auch nicht – das ist vorher schon angespro-
chen worden – den Bürgergeldempfängern das private 
Auto wegnehmen, wie Sie es in Ihrem Antrag fordern.

Wir wollen einen Sozialstaat, der fordert und fördert. 
Meine Damen und Herren der Ampel, weil Sie gerade in 
der Geschichtsdarstellung so penibel waren:

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Politik mit Überschrift!)

Die Agenda 2010 ist mit Zustimmung einer verantwor-
tungsvollen Opposition auf den Weg gebracht worden – 
mit einem Kompromiss.

(Jens Peick [SPD]: Das waren noch Zeiten!)
Meine Damen und Herren, was Sie heute machen, ist 
etwas anderes: So wird in diesem Hause wahrscheinlich 
kein Kompromiss mehr möglich sein; denn Sie haben 
angefangen, jede Zustimmung, die wir hart errungen ha-
ben, zu gefährden.
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(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Die 
Ampel will keinen Kompromiss!)

Wenn die Bürgerinnen und Bürger wüssten, was Sie mit 
Ihrem Bürgergeld eigentlich vorhatten, was wir aber 
durch unsere Verhandlungen im Bundesrat und auch 
hier verhindert haben!

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist ein ganz wesentlicher Punkt. Da sollten Sie sich 
vielleicht mal an die eigene Nase packen. Das kann so 
nicht sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Antrag der AfD macht deutlich, dass Sie nicht 

verstanden haben, was in unseren Jobcentern eigentlich 
geleistet wird. Ich war vor Kurzem mit der Leiterin mei-
nes Jobcenters in einem Unternehmen, das einem jungen 
Menschen mit einer psychischen Erkrankung die Chance 
gegeben hat, in eine neue Arbeit zu kommen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Wenn Sie sich mal anschauen würden, was da geleistet 

wird, dann würden Sie diesen Antrag nicht stellen. Des-
wegen: Nehmen Sie bitte Nachhilfe, gehen Sie zu den 
Jobcentern, gehen Sie zu den Unternehmen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Peter Aumer (CDU/CSU):
– und helfen Sie mit, dass die Debatte um unseren 

Sozialstaat nicht so geführt wird, wie Sie es heute getan 
haben!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Aumer. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/10609 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 26 a bis 26 d 
sowie Zusatzpunkt 3:

26 a) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Lehrverpflichtung des haupt-
beruflichen wissenschaftlichen Personals 
an Hochschulen des Bundes und zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher Vorschrif-
ten 

Drucksache 20/10247

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Verteidigungsausschuss

b) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Binnenschifffahrt stärken

Drucksache 20/10386
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

c) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Anreize für Blut- und Blutplasma-Spenden 
in Deutschland erhöhen

Drucksache 20/10613
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ni-
cole Höchst, Jörn König, Dr. Christina Baum, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 
Zurück zum Wettkampfcharakter bei den 
Bundesjugendspielen für die Grundschul-
klassen

Drucksache 20/10614
Überweisungsvorschlag:  
Sportausschuss (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

ZP 3 Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Auszahlung der Erwerbsminderungsrenten- 
Bestandsverbesserung  
(EM-Bestandsrentenverbesserungsauszah-
lungsgesetz) 

Drucksache 20/10607
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das höre und sehe ich nicht. Dann verfahren wir so.
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Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 27 a bis 27 r 
sowie Zusatzpunkte 4 b und 4 c. Es handelt sich um die 
Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Aus-
sprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 27 a:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 
Abgabefrist für Schlussabrechnungen der Co-
rona-Wirtschaftshilfen verlängern

Drucksache 20/10615

Die CDU/CSU-Fraktion wünscht Abstimmung in der 
Sache. Die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP wünschen Überweisung. – Ich bin gespannt, wer 
gewinnen wird.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Im Fall der Überweisung soll die Vorlage an den Wirt-
schaftsausschuss, den Finanzausschuss, den Petitionsaus-
schuss, den Rechtsausschuss, den Ausschuss für Ernäh-
rung und Landwirtschaft, den Ausschuss für Gesundheit, 
den Ausschuss für Tourismus, den Ausschuss für Kultur 
und Medien, den Ausschuss für Digitales, den Ausschuss 
für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen und an den Haushaltsausschuss überwiesen wer-
den. Die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP wünschen Federführung beim Wirtschaftsaus-
schuss. Die Fraktion der CDU/CSU wünscht Federfüh-
rung beim Finanzausschuss.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage des- 
halb: Wer stimmt für den Überweisungsvorschlag der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP: Fe-
derführung beim Wirtschaftsausschuss? – Das sind die 
regierungstragenden Fraktionen und die Gruppenabge-
ordneten. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU-Fraktion 
und AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist 
die Überweisung und die Federführung beim Wirt-
schaftsausschuss so beschlossen. Damit stimmen wir 
heute über den Antrag auf Drucksache 20/10615 nicht 
in der Sache ab.

Tagesordnungspunkt 27 b:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 
zu dem Streitverfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht 2 BvE 15/23

Drucksache 20/10641

Der Ausschuss empfiehlt, in dem Streitverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht Stellung zu nehmen und 
die Präsidentin zu bitten, eine Prozessbevollmächtigte 
oder einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind auf 
jeden Fall die regierungstragenden Fraktionen. Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – CDU/CSU-Fraktion, 
AfD und die Gruppenabgeordneten. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 c:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 

zu den Streitverfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht 2 BvE 2/22, 2 BvE 3/22  
und 2 BvE 3/23

Drucksache 20/10642

Die Fraktionen haben hierzu eine Drei-Minuten-Runde 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner Dr. Thorsten Lieb, FDP-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Das Plenum des Deutschen Bundestages 
ist der zentrale Ort für politische Debatten in diesem 
Land. Hier werden die politischen Ideen ausgetauscht 
und diskutiert, die die Allgemeinheit betreffen. Wo, 
wenn nicht genau an diesem Rednerpult, ist der Platz, 
um über die richtigen Ideen für die Zukunft dieses Landes 
zu streiten? Nirgendwo anders! Das geschieht mal leiser, 
mal lauter, mal mehr mit dem Florett, mal mehr mit dem 
Säbel. Nur, liebe Kolleginnen und Kollegen: Genau das 
sollten wir miteinander immer mit großem Respekt vor 
uns als Persönlichkeiten tun.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Womit wir beim Thema wären. Überflüssig sind näm-
lich aus meiner Sicht genau Debatten wie diese, die wir 
gerade führen. Es ist in einem Rechtsstaat selbstverständ-
lich das gute Recht jeder Partei, gewisse Streitfragen zu 
Äußerungen vor Gericht klären zu lassen. So weit, so gut. 
Auch wenn es etwas seltsam anmutet, dass ausgerechnet 
die Partei, deren Fraktion hier im Deutschen Bundestag 
besonders intensiv versucht, immer wieder die Grenzen 
auszuloten, um nicht zu sagen: deutlich zu überschreiten, 
jetzt mit einem solchen Thema vor Gericht geht. Es ist 
aber – um das klar zu sagen; ich werde meine Redezeit 
auch bei Weitem nicht ausschöpfen; das sollten wir hier 
nicht in die Länge ziehen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen – für mich selbstverständlich, dass wir uns als Deut-
scher Bundestag, als der Ort, an dem diese Äußerungen 
stattgefunden haben, dazu positionieren. Es ist eine 
Selbstverständlichkeit, dass wir entsprechende Prozess-
bevollmächtigte bestellen. Mehr ist dazu nicht zu sagen, 
allenfalls: Wir sehen uns dann vor Gericht.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Lieb. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Ansgar Heveling, CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir debattieren hier über etwas, das eigentlich 
keine Debatte erfordert. Die AfD hat vor dem Bundes-
verfassungsgericht drei Organstreitverfahren initiiert, 
deren Gegenstand Äußerungen von Mitgliedern der Bun-
desregierung hier im Plenum des Deutschen Bundestages 
sind. Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen 
Bundestag die Schriftsätze in diesem Verfahren zugestellt 
und Gelegenheit zur Stellungnahme gewährt. Der Bun-
destag hat jetzt darüber zu entscheiden, ob er in diesem 
Verfahren Stellung nimmt und einen Verfahrensbevoll-
mächtigten bestellt. Business as usual also.

Als größte Oppositionsfraktion stehen wir hin und wie-
der selbst vor der Situation, dass darüber abgestimmt 
wird, ob der Bundestag Stellung zu Anträgen nimmt, 
die wir beim Bundesverfassungsgericht eingereicht ha-
ben. Unser bewährtes Abstimmungsverhalten dann – 
das ist hier Komment – lautet: Enthaltung, weil wir ja 
selbst den Antrag gestellt haben. Hier zeigt sich eben 
der Unterschied zwischen einer konstruktiven Oppositi-
onspartei und einem kreml-nahen Krawallklub.

(Stephan Brandner [AfD]: Hallo, hallo, hallo!)
Wir würden niemals das Recht der Bundestagsmehr-

heit infrage stellen, zu unseren verfassungsgerichtlichen 
Anträgen Stellung zu nehmen.

So ist das nun mal in einer parlamentarisch-rechtsstaat-
lichen Demokratie:

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie besteht aus dem Austausch von Argumenten und zu-
sätzlich auch aus der Einhaltung der rechtlich strukturier-
ten Verfahren, die vereinbart und vorgegeben sind. Wer 
ernsthaft meint, darüber diskutieren zu müssen, zeigt, 
dass es ihm gar nicht um die sachliche Klärung kom-
petenzieller Konflikte geht, sondern um die Instrumenta-
lisierung des Bundesverfassungsgerichts zum Zweck der 
politischen Skandalisierung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Wenn es dafür noch eines bündigen Beweises bedurfte, 
wurde er spätestens durch diese Debatte geliefert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, der 
FDP und den Grünen, sehen Sie es mir bitte nach, wenn 
ich mich in dieser Rede natürlich nicht aktiv vor den 
Bundeskanzler, den Bundeswirtschaftsminister und die 
Bundesfamilienministerin stelle. So weit geht die Zunei-
gung der Opposition naturgemäß nicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP)

Aber, um an ein bekanntes Zitat von Voltaire anzuschlie-
ßen: Ich werde hier nicht den Verteidiger der Ampel 
mimen, aber ich werde mich hier im Plenum jederzeit 

dafür einsetzen, dass Sie sich als Mehrheit des Deutschen 
Bundestages in verfassungsgerichtlichen Fragen immer 
verteidigen dürfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Heveling. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Sonja Eichwede, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen!

(Stephan Brandner [AfD]: Welche demokrati-
schen Fraktionen?)

Diese Debatte ist, wie die Vorredner gesagt haben, inso-
fern überflüssig, als wir hier nicht über den Streitgegen-
stand sprechen müssen, weil der Streitgegenstand vor 
Gericht erörtert wird. Ich muss aber Herrn Heveling ein 
Kompliment machen hinsichtlich der Aussage zum 
„kremlnahen Krawallklub“, der das Ganze inhaltlich 
sehr gut trifft. Wir werden uns vor Gericht sehen. Hier 
sind Verfahren einzuhalten. Es geht natürlich immer um 
die wichtige Frage der Neutralität, die geboten sein muss 
und die auch geboten ist. Vor dem Hintergrund der Aus-
sagen und des Verhaltens der Fraktion und der Partei, die 
den Streit vor das Gericht getragen hat, zeigt sich, dass 
hier reine Tatsachenbehauptungen getroffen worden sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Eichwede. – Nächster 

Redner ist der Kollege Stephan Brandner, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist ja 

nicht so, dass es nichts zu bereden gibt. Dafür, dass es 
nichts zu bereden gibt, haben Sie alle ziemlich viel gere-
det und Verschwörungsmythen verbreitet. Herr Heveling, 
wir sind nicht dagegen, einen Prozessbevollmächtigten 
zu stellen. Wir wollen einfach nur diese drei Fälle, die 
Gegenstand der Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht werden, hier mal ganz klar benennen: Bundes-
kanzler, Bundeswirtschaftsminister und Bundesfamilien-
ministerin haben Machtmissbrauch betrieben, haben das 
Grundgesetz mit Füßen getreten: Artikel 21 Absatz 1 des 
Grundgesetzes, die Chancengleichheit der Parteien. Wo-
durch? Dadurch, dass sie hier als Regierungsmitglieder 
eine Partei, die stark im Parlament vertreten ist, schlicht 
und ergreifend verunglimpft haben.
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Das wirft einen Blick auf diesen Staat. Wäre ich Ernst 
Reuter, würde ich sagen: Völker der Welt, schaut auf 
diesen Staat! – Was ist los hier in Deutschland? Die Re-
gierung bekämpft aus den Ministerien heraus die Oppo-
sition.

(Ansgar Heveling [CDU/CSU]: Was ist los im 
Staate Dänemark?)

Sie wird unterdrückt, ausgeschlossen von tragenden Äm-
tern hier im Parlament: Vizepräsident, Ausschussvorsit-
zende. Sie brechen permanent das Recht.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
Sie hetzen 17 Geheimdienste auf die Oppositionspartei 
AfD: das Bundesamt für Verfassungsschutz und 16 Ver-
fassungsschutzämter.

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu Recht!)
Sie hetzen 17 Innenministerien auf die AfD: das Bundes-
innenministerium und 16 Ministerien in den Ländern. 
Das sind Tausende von Mitarbeitern; Milliarden Euro 
werden verbraucht und rausgeworfen, um eine Oppositi-
onspartei zu bekämpfen.

(Rasha Nasr [SPD]: Für Ihre rechtsextremen 
Mitarbeiter!)

Das ist der Zustand in Deutschland.
Die Regierung ruft auf – die Regierung, die uns hier 

verunglimpft – zu Protesten draußen, zu Demonstratio-
nen gegen die Opposition. Das sind totalitäre Züge, die 
dieser Staat inzwischen angenommen hat.

(Dr. Thorsten Lieb [FDP]: Das ist Ihre Rechts-
meinung! Das soll das Gericht entscheiden! – 
Zuruf von der AfD: Das ist DDR 2.0!)

Und das müssen die Menschen, die Völker der Welt, die 
heute hoffentlich auf diesen Staat schauen, einmal mit-
bekommen. Das ist keine Vorzeigedemokratie. Das ist 
inzwischen ein totalitärer Staat geworden, in dem Macht-
missbrauch von oben betrieben wird, um die einzige Op-
positionskraft im Deutschen Bundestag überall zu be-
kämpfen.

(Beifall bei der AfD – Rasha Nasr [SPD]: Dass 
Sie sich nicht schämen, so was zu sagen!)

Das Ganze haben wir mitbekommen, als Regierung 
und Geheimdienste und Ihre komische „Correctiv“- 
Truppe da kollusiv zusammengearbeitet haben, Lügen 
und Verschwörungstheorien erfunden haben und das 
Ganze auch noch durch die von Ihnen dominierten Me-
dien nach draußen transportiert haben. Das ist erbärm-
lich. Genauso erbärmlich ist der Vorwurf, der hier zur 
Debatte steht. Und der Vorwurf fällt ja auf den Bundes-
kanzler zurück. Wir wären eine Partei Russlands, hat der 
Bundeskanzler gesagt. Wissen Sie, was gestern bei der 
Debatte um Taurus los war? Da hat die CDU dem Bun-
deskanzler vorgeworfen, er wäre ein Bundeskanzler 
Russlands. So schnell geht das heute.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Ich will eines klarmachen: Wir sind keine Partei Russ-

lands, wir sind eine Partei Deutschlands und eine Partei 
für die deutschen Bürger,

(Beifall bei der AfD)

und das wissen die Menschen draußen ganz genau.

(Rasha Nasr [SPD]: Deswegen gehen so viele 
gegen Sie auf die Straße!)

Und dass wir eine Partei für Deutschland und für die 
deutschen Bürger sind, das unterscheidet uns von Ihnen 
ganz gewaltig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Brandner. – Ich will nur Ihre Aus-

sage, dies sei ein totalitärer Staat, dahin gehend kommen-
tieren – dann lass ich es auch –: Die Tatsache, dass Sie 
hier eine solche Rede halten konnten, spricht dagegen, 
dass es ein totalitärer Staat ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Till Steffen, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist im 

Interesse der Mitglieder des Deutschen Bundestages, 
dass sich die Mitglieder der Bundesregierung in diesem 
Hause frei äußern können. Es ist im Interesse von Regie-
rungsfraktionen, und es ist auch im Interesse von demo-
kratischen Oppositionsfraktionen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

dass die Regierungsmitglieder hier frei sprechen können 
und dass sie hier das Parlament in jeder Hinsicht umfas-
send informieren können. Deswegen werden wir uns an 
diesem Verfahren beteiligen und uns verteidigen. Deswe-
gen muss auch der Bundestag hier Stellung nehmen. Ge-
nau darüber stimmen wir gleich ab.

Was will die AfD an dieser Stelle? Die AfD will, dass 
den Mitgliedern der Bundesregierung ein Maulkorb ver-
passt wird.

(Enrico Komning [AfD]: Nein! Sie sollen nur 
neutral sein!)

Sie will ihnen einen Maulkorb verpassen, weil hier Äu-
ßerungen gefallen sind, weil Wahrheiten ausgesprochen 
wurden, die ihr unangenehm sind. Wir stehen dafür, dass 
die Mitglieder der Bundesregierung hier freie Rede ha-
ben, dass sie genau klar benennen können, was los ist.

(Enrico Komning [AfD]: Von Neutralität ha-
ben Sie noch nichts gehört!)

Und genau das haben die drei Regierungsmitglieder ge-
tan.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Enrico Komning [AfD]: 
Die müssen neutral sein! Total neutral!)

Sie haben in der Debatte reagiert.
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Sie wollen, dass den Mitgliedern der Bundesregierung 
verwehrt wird, in der Debatte frei zu reagieren. Robert 
Habeck hat hier auf den Abgeordneten Münzenmaier von 
Ihrer Fraktion reagiert, der der deutschen Politik ins-
gesamt ideologische Verblendung vorgeworfen hat. Ge-
nau darauf hat Robert Habeck reagiert. Frau Paus hat auf 
den Abgeordneten Curio reagiert, dessen Rede mit ras-
sistischen Ressentiments nur so gespickt war. Darauf hat 
sie reagiert. Und Olaf Scholz, der Bundeskanzler, hat auf 
einen russlandfreundlichen Beitrag des Abgeordneten 
Kotré reagiert. Es muss Mitgliedern der Bundesregierung 
möglich sein, auf Beiträge, die Sie hier äußern dürfen, 
auch zu reagieren. Das gehört zur freien Debatte dazu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die Mitglieder der Bundesregierung haben einen 
Amtseid geschworen, und dieser Amtseid lautet, dass 
sie Schaden vom deutschen Volk abzuwenden haben.

(Enrico Komning [AfD]: Er hat „deutsches 
Volk“ gesagt!)

Die Regierungsmitglieder müssen deswegen vor der AfD 
warnen können; denn Sie schaden unserem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das, was Sie tun, verhindert, dass die dringend notwen-
digen Arbeitskräfte nach Deutschland kommen. Sie kun-
geln mit dem russischen Diktator Putin, und Sie vergiften 
den politischen Diskurs. Das schadet Deutschland. Davor 
müssen auch Mitglieder der Bundesregierung in diesem 
Haus warnen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Steffen. – Damit kommen 

wir zur Abstimmung.
Der Rechtsausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-

empfehlung auf Drucksache 20/10642, in den Streit-
verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht Stellung 
zu nehmen und die Präsidentin zu bitten, eine Prozess-
bevollmächtigte oder einen Prozessbevollmächtigten zu 
bestellen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Regierungstragende Fraktionen und die Gruppenabge-
ordneten der Linken. Die CDU/CSU enthält sich wahr-
scheinlich, gut. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer 
enthält sich? – CDU/CSU-Fraktion und AfD-Fraktion. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 d:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 

zu dem Streitverfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht 2 BvE 2/24

Drucksache 20/10643

Der Ausschuss empfiehlt, in dem Streitverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht Stellung zu nehmen und 
die Präsidentin zu bitten, eine Prozessbevollmächtigte 
oder einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Regierungstra-
gende Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Enthaltun-
gen? – CDU/CSU-Fraktion, AfD-Fraktion und die Grup-
penabgeordneten der Linken. Frau Lötzsch, ich habe Sie 
gesehen. – Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Peti-
tionsausschusses, Tagesordnungspunkte 27 e bis 27 r.

Ich bitte, die Sache sehr aufmerksam zu verfolgen.

Tagesordnungspunkt 27 e:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 517 zu Petitionen

Drucksache 20/10437

Es handelt sich um 86 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Regierungstragende Fraktionen, CDU/CSU, AfD und die 
Gruppenabgeordneten der Linken.

Tagesordnungspunkt 27 f:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 518 zu Petitionen

Drucksache 20/10438

41 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU, AfD und die Gruppen-
abgeordneten der Linken. Damit ist die Sammelübersicht 
518 ebenso wie die Sammelübersicht 517 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 g:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 519 zu Petitionen

Drucksache 20/10439

58 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU-, AfD-Fraktion und die 
Gruppenangehörigen der Linken. Damit ist die Sammel-
übersicht 519 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 h:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 520 zu Petitionen

Drucksache 20/10440
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108 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU-, AfD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Die Gruppenangehörigen der Linken. 
Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht 
520 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 i:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 521 zu Petitionen

Drucksache 20/10441

22 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU-Fraktion und die Gruppen-
angehörigen der Linken. Wer stimmt dagegen? – Die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die 
Sammelübersicht 521 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 j:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 522 zu Petitionen

Drucksache 20/10442

Zwei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – 
AfD-Fraktion und die Gruppenangehörigen der Linken. 
Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht 
522 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 k:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 523 zu Petitionen

Drucksache 20/10443

107 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU-, AfD-Fraktion und die 
Gruppenangehörigen der Linken. – Keine Gegenstim-
men. – Keine Enthaltungen. Damit ist die Sammelüber-
sicht 523 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 l:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 524 zu Petitionen

Drucksache 20/10444

13 Petitionen. – Mir ist mitgeteilt worden, dass das 
Wort für eine mündliche Erklärung zur Abstimmung ge-
wünscht wird. Das Wort hat der Kollege Sören Pellmann. 
Danach kommen wir zur Abstimmung.

Sören Pellmann (Die Linke):
Herr Präsident, vielen Dank für diese Möglichkeit. – 

Gemäß § 31 unserer Geschäftsordnung gebe ich folgende 
mündliche Erklärung ab:

Die Petentin spricht mit ihrer Forderung nach einem 
Versorgungsausgleich für die in der DDR geschiedenen 
Ehen ein grundlegendes Problem unseres Rentensystems 
an: die gravierende Rentenlücke zwischen Ost und West. 
Im Zuge der Rentenüberleitung wurden ostdeutsche 
Rentnerinnen und Rentner stark benachteiligt. So wurden 
Umstände wie dem fehlenden Versorgungsausgleich 
nach einer Scheidung innerhalb der DDR keinerlei Rech-
nung getragen. Noch heute, über 30 Jahre später, führt 
dies zu überdurchschnittlich hoher Altersarmut in Ost-
deutschland – ein Zustand, der absolut inakzeptabel ist, 
von der Regierung jedoch konstant wegignoriert wird.

Das zeigt auch und vor allem die Stiftung Härtefall-
fonds zur Abmilderung von Härtefällen bei der Ost-West- 
Rentenüberleitung für Spätaussiedler und jüdische Zu-
wanderer. Von den über 167 000 Anträgen auf Entschä-
digung, die bis zum 23. Februar dieses Jahres eingegan-
gen sind, stammen laut der Antwort der Bundesregierung 
auf meine Anfrage hin 19,8 Prozent aus den neuen Bun-
desländern, einschließlich Berlin. Noch erschreckender 
ist aber: Von den Anträgen, die aus der Gruppe der Ost- 
West-Rentenüberleitung stammen, wurden gerade einmal 
16,4 Prozent bewilligt.

Das zeigt klar und deutlich: Der Härtefallfonds ist 
eine Farce. Er ist zu bürokratisch, zu restriktiv und zu 
ungerecht. Er lässt ostdeutsche Rentnerinnen und Rent-
ner nach wie vor im Stich und kann Anliegen wie dem 
der Petentin kaum gerecht werden. Daher fordern wir, 
Die Linke im Deutschen Bundestag, eine Lockerung 
der Kriterien für die Bewilligung innerhalb des Härte-
fallfonds, sodass endlich ein echter Gerechtigkeitsfonds 
entsteht. Außerdem fordern wir eine einkommens- 
und vermögensgeprüfte solidarische Mindestrente von 
1 200 Euro für alle, damit keine Rentnerin und kein Rent-
ner mehr von Altersarmut bedroht oder betroffen sein 
muss.

Wir als Die Linke werden uns weiterhin für die Inte-
ressen der ostdeutschen Rentnerinnen und Rentner ein-
setzen und nicht lockerlassen, bis hier endlich Gleichheit 
und Gerechtigkeit herrschen. Insofern halte ich das An-
liegen der Petentin für begründet und überaus wichtig 
und stimme gegen den Abschluss des Petitionsverfah-
rens.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nach diesen Worten kommen wir zur Abstimmung 

über die Sammelübersicht 524. Wer stimmt dafür? – Re-
gierungstragende Fraktionen, CDU/CSU-, AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Die Gruppenangehörigen der 
Linken. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist die Sam-
melübersicht 524 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 m:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 525 zu Petitionen

Drucksache 20/10445
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276 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU-Fraktion und die Gruppen-
angehörigen der Linken. Wer stimmt dagegen? – Die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die 
Sammelübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 n:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 526 zu Petitionen

Drucksache 20/10446

Drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen, AfD-Fraktion, Gruppenangehörige der 
Linken. Wer stimmt dagegen? – Die CDU/CSU-Fraktion. 
Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht 
526 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 o:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 527 zu Petitionen

Drucksache 20/10447

Eine Petition. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen und AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – CDU/CSU-Fraktion und die Gruppenangehöri-
gen der Linken. – Keine Enthaltungen. Damit ist die 
Sammelübersicht 527 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 p:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 528 zu Petitionen

Drucksache 20/10448

Elf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen und die Gruppenangehörigen der 
Linken. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU-Fraktion 
und AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist 
die Sammelübersicht 528 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 q:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 529 zu Petitionen

Drucksache 20/10449

Fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen und die Gruppenangehörigen der 
Linken. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU-Fraktion 
und AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist 
die Sammelübersicht 529 angenommen.

Tagesordnungspunkt 27 r:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 530 zu Petitionen

Drucksache 20/10450

Vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Regierungstra-
gende Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU- 
Fraktion, AfD-Fraktion und Gruppenangehörige der 
Linken. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Sammel-
übersicht 530 ebenfalls angenommen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

Zusatzpunkt 4 b:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Inneres und Heimat 
(4. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried 
Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
Linksextremismus effektiver bekämpfen – Ri-
sikobewertungsinstrument „RADAR-links“ 
für linksextremistische Gewalttäter einführen

Drucksachen 20/7195, 20/7597

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 20/7597, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 20/7195 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Regierungstra-
gende Fraktionen, CDU/CSU-Fraktion und die Gruppen-
angehörigen der Linken. Wer stimmt dagegen? – Das ist 
die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen.

Zusatzpunkt 4 c:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Inneres und Heimat 
(4. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried 
Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
Befugnisse der Bundespolizei bei Abschiebun-
gen zur Bewältigung der Massenmigration 
stärken und Fahndungskorridor erweitern

Drucksachen 20/8156, 20/8817

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 20/8817, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 20/8156 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Regierungs-
tragende Fraktionen, CDU/CSU und die Gruppenange-
hörigen der Linken. Wer stimmt dagegen? – Die AfD- 
Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 9 und 10 a 
bis 10 c:

9 Wahlvorschlag der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
Wahl eines Polizeibeauftragten des Bundes

Drucksache 20/10626
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10 a) Wahlvorschlag der Fraktion der CDU/CSU 
Wahl von Mitgliedern des Vertrauensgre-
miums gemäß § 10a Absatz 2 der Bundes-
haushaltsordnung

Drucksache 20/10403
b) Wahlvorschlag der Fraktion der CDU/CSU 

Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß 
§ 3 des Bundesschuldenwesengesetzes

Drucksache 20/10404
c) Wahlvorschlag der Fraktion der CDU/CSU 

Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß 
§ 5 Absatz 4 des Bundeswehrfinanzie-
rungs- und sondervermögensgesetzes

Drucksache 20/10405

Wir kommen zu den Wahlen. Ich bitte Sie um Auf-
merksamkeit für ein paar wichtige Hinweise in An-
betracht der Anzahl der Wahlen.

Für die Teilnahme an den Wahlen benötigen Sie Ihren 
weißen Wahlausweis aus Ihrem Stimmkartenfach. Sie 
erhalten an den Ausgabetischen für die geheime Wahl 
und die offenen Wahlen insgesamt vier Stimmkarten 
und einen Wahlumschlag.

Für die geheime Wahl eines Polizeibeauftragten des 
Bundes erhalten Sie eine rote Stimmkarte und einen roten 
Wahlumschlag. Die ausgefüllte rote Stimmkarte ist in der 
Wahlkabine in den roten Wahlumschlag zu legen.

Die Stimmkarten für die vier offenen Wahlen erhalten 
Sie in unterschiedlichen weiteren Farben an den Aus-
gabetischen: eine Stimmkarte für die Wahl von zwei 
Mitgliedern des Vertrauensgremiums nach der Bundes-
haushaltsordnung, eine Stimmkarte für die Wahl eines 
Mitglieds des Gremiums nach dem Bundesschulden-
wesengesetz sowie eine Stimmkarte für die Wahl eines 
Mitglieds des Gremiums nach dem Bundeswehrfinanzie-
rungs- und sondervermögensgesetz. Diese drei Stimm-
karten kommen nicht in den Wahlumschlag.

Sie können bei all diesen Wahlen zu jedem Kandida-
tenvorschlag ein Kreuz bei „ja“, „nein“ oder „enthalte 
mich“ machen. Die jeweiligen Wahlvorschläge der Frak-
tionen liegen auf den Drucksachen 20/10626 sowie 20/ 
10403 bis 20/10405 vor.

Nach Verlassen der Wahlkabine übergeben Sie bitte 
zuerst der Schriftführerin oder dem Schriftführer an den 
Wahlurnen Ihren Wahlausweis. Nur durch Abgabe des 
Wahlausweises kann der Nachweis der Teilnahme an 
der Wahl erbracht werden. Erst danach werfen Sie bitte 
den roten Wahlumschlag sowie die drei offenen Stimm-
karten in die entsprechend farblich gekennzeichneten 
Wahlurnen.

Gewählt ist, wer jeweils die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereint, das heißt, 
wer mindestens 368 Stimmen erhält.

Das Fotografieren oder Filmen der ausgefüllten 
Stimmkarte bei der geheimen Wahl stellt einen Verstoß 
gegen das Wahlgeheimnis dar und verletzt die Ordnung 

und Würde des Hauses. Ich behalte mir deshalb vor, auch 
bei nachträglicher Kenntnis von entsprechendem Verhal-
ten Ordnungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimmen 60 Minuten Zeit.
Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 

Plätze eingenommen? – Ja – ich bekomme das Zeichen –, 
das ist der Fall. Damit eröffne ich die Wahlen.1)

Die Schließung der Wahlurnen erfolgt um 15.50 Uhr. – 
Wie gesagt, Sie haben 60 Minuten Zeit; es ist kein drin-
gendes Verlassen des Plenarsaales angezeigt.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 9:

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU

Verschärfte Risiken der Energiepolitik der 
Bundesregierung nun durch den Bundesrech-
nungshof amtlich – Jetzt mit Maßnahmen für 
eine sichere und bezahlbare Stromversorgung 
gegensteuern

Als erstem Redner in der Aktuellen Stunde erteile ich 
dem Kollegen Jens Spahn, CDU/CSU-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Versorgungssicherheit ist gefährdet, der Strom ist teuer, 
und die Auswirkungen der Energiewende kann die Bun-
desregierung nicht umfassend bewerten. Insgesamt haben 
sich die Risiken seit 2021 verschärft. Die Energiewende 
droht zu scheitern. Dies hätte gravierende Folgen für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland. – Das alles sagt der 
Bundesrechnungshof in seinem Bericht. Damit ist das 
Scheitern Ihrer Energiepolitik amtlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Anstatt sich sachlich mit der Kritik auseinanderzuset-

zen, haben Sie sich entschieden – ich bin gespannt, ob Sie 
das heute in bekannter Ampelmanier fortsetzen –, den 
Bundesrechnungshof, eine unabhängige, angesehene 
oberste Behörde des Bundes, von oben herab zu diskre-
ditieren. Das hat ja ein Muster; das haben wir schon 
erlebt. Als das Bundesverfassungsgericht Ihnen in den 
Arm gefallen ist und Ihre verfassungswidrige Schulden-
politik gestoppt hat, haben Sie das Gericht in eine partei-
politische Auseinandersetzung gezogen. Ich sage Ihnen: 
Lassen Sie das! Sonst beschädigen Sie zu Ihrem eigenen 
Vorteil die angesehensten Institutionen unserer Republik. 
Hören Sie auf damit!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im Kern geht es um zwei Kritikpunkte. Im Bericht 

heißt es, Ihre Annahmen zur Versorgungssicherheit sind 
„wirklichkeitsfremd“, weil Sie nur Wünsch-dir-was-Sze-
narien zugrunde legen. Sie unterstellen, dass Ihre Aus-
bauziele bis 2030 voll gelingen. Doch Sie hängen schon 
jetzt hinterher. Vor allem der Wind-an-Land-Ausbau ist 

1) Ergebnisse Seite 20170 B
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weit hinter Plan. Sie unterstellen, dass der notwendige 
Netzausbau schnell genug gelingt. Doch der ist bereits 
6 000 Kilometer und sieben Jahre hinter Plan.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wir holen gerade auf!)

Sie unterstellen, dass 2030 ausreichend Reservekapazitä-
ten da sind. Dafür müssten aber in den nächsten sechs 
Jahren neue Gaskraftwerke mit einer Kapazität von 
über 20 Gigawatt gebaut werden. Dabei passiert das Ge-
genteil. Ende dieses Monats gehen Kohlekraftwerke mit 
8 Gigawatt Leistung vom Netz – ohne jeden Ersatz. Über-
tragungsnetzbetreiber rechnen schon für den nächsten 
Winter mit einer Lücke bzw. einem Importbedarf von 
19 Gigawatt in der Spitze.

Wir haben schon jetzt ein riesiges Problem bei der 
Versorgungssicherheit, und das wird sich weiter vergrö-
ßern. Und wenn Sie mir gleich wieder mit dieser ganzen 
Leier, den 16 Jahren und den Versäumnissen in der Ver-
gangenheit, kommen,

(Marianne Schieder [SPD]: Die ganze Wahr-
heit, meinen Sie?)

dann haben Sie den Kern der Kritik nicht verstanden.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir werfen Ihnen nicht vor – auch der Bundesrechnungs-
hof in seinem Bericht nicht –, dass die Zahlen so sind, wie 
sie sind. Was wir Ihnen vorwerfen, ist die rosarote Brille, 
mit der Sie unrealistische Schönwetterannahmen ma-
chen, und ist, dass Sie die Perspektiven eines Industrie-
landes auf diesen Schönwetterannahmen aufbauen. Das 
ist das eigentliche Problem.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir werfen Ihnen vor, dass Sie den Kohleausstieg durch-
ziehen wollen, ohne Rücksicht auf Verluste. Dabei muss 
endlich gelten: kein Ausstieg mehr ohne vorherigen Ein-
stieg in die entsprechenden Alternativen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir können ein Industrieland wie Deutschland nicht nach 
dem Prinzip Hoffnung fahren.

Der zweite Kritikpunkt im Bericht lautet: Die Strom-
preise sind zu hoch; sie zählen zu den höchsten in Europa. 
Und es wird immer teurer, nicht günstiger. „Sonne und 
Wind schicken keine Rechnung“, das ist der größte Blöd-
sinnssatz der deutschen Energiedebatte;

(Beifall bei der CDU/CSU)
das arbeitet der Bundesrechnungshof eindrucksvoll he-
raus. Die massiven Kosten des Netzausbaus – weitere 
450 Milliarden Euro in 20 Jahren –, die enormen Kosten 
des notwendigen Netzmanagements von bis zu 7 Milliar-
den Euro jährlich, die riesigen Milliardeninvestitionen in 
Reservekraftwerke, die nur 800 Stunden im Jahr laufen, 
aber viel kosten – all das macht Ihre Art der Energie-
politik wahnsinnig teuer.

(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen: Leiten Sie endlich eine Kostenwende ein!
(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich nenne ganz konkrete Vorschläge. Lassen Sie den 
überdimensionierten Netzausbau weg!

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Setzen Sie da, wo es passt und auch möglich ist, mehr auf 
Freileitungen! Setzen Sie nicht immer auf die Goldrand-
lösung – Wasserstoff in allen Bereichen –, sondern ma-
chen Sie Gaskraftwerke, wo es passt, mit CCS möglich! 
Befördern Sie echte Technologieoffenheit! Sie setzen nur 
auf Sonne und Wind. Allen anderen Technologien geben 
Sie keine Chance. Senken Sie mit den CO2-Einnahmen 
die Stromsteuer und die Netzentgelte! Das würde einen 
Unterschied machen in Ihrer Energiepolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Herr Minister, der heute leider nicht da ist, hat 
letzte Woche in Washington gesagt – Zitat –:

„Die USA sind nicht auf Kurs. Deutschland war es 
(auch) nicht. Jetzt bringe ich es auf Kurs.“

Ja, Herr Habeck bringt Deutschland auf Kurs, auf einen 
Crashkurs in der Energiepolitik; das ist das Problem.

(Beifall bei der CDU/CSU)

2022, zu Beginn der Energiekrise, hat die Regierung 
schnell entschlossen und geschlossen gehandelt, und 
wir haben Sie unterstützt. Aber seitdem herrschen Chaos, 
Unsicherheit, Ideologie. Wer den Mund so voll nimmt 
und unsere internationalen Partner so belehrt wie der 
Minister in den USA, der sollte wenigstens seine Haus-
aufgaben gemacht haben. Das haben Sie aber nicht. Ich 
will mich bei der Wortwahl nicht ganz auf das Niveau des 
Ministers begeben, aber eines sage ich Ihnen: Lösen Sie 
verdammt noch mal zuerst Ihre Probleme zu Hause, be-
vor Sie andere belehren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Spahn. – Die nächste Red-

nerin ist die Kollegin Dr. Nina Scheer, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Spahn, mit Rhetorik allein lässt sich die 
Energiewende mit Sicherheit nicht zum Gelingen brin-
gen. Das ist ein plumper Versuch, der auf jeden Fall 
zum Scheitern verurteilt ist.

(Beifall bei der SPD – Julia Klöckner [CDU/ 
CSU]: Aber ohne Rhetorik und ohne Konzepte 
auch nicht!)

– Sie steigen auch noch drauf ein, Frau Klöckner.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist eine De-
batte hier! Da darf man einsteigen!)

Dann weiß ich ja, was von Ihrer Rede zu erwarten sein 
wird. Sie werden auch nur in das gleiche Horn blasen.
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Wenn ich trotz der zur Schau gestellten, übertriebenen 
Rhetorik auf Ihre Kritik eingehen wollte, müsste ich 
meine Rede jetzt komplett zur Seite legen und eins zu 
eins, Satz für Satz widerlegen, was Sie da gerade erklärt 
haben.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Dann machen 
Sie mal! Widerlegen Sie mal den Bundesrech-
nungshof!)

Ich nehme nur ein paar Beispiele heraus, weil ich hier 
auch noch ein paar andere Dinge zum Besten geben 
möchte, die auch was mit den Fakten zu tun haben, was 
bei Ihrer Rede leider nicht der Fall war.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie beklagen zum einen, dass Ihnen der Netzausbau 
nicht schnell genug voranginge. Dann sagen Sie, wir 
sollten den nach Ihren Worten „überdimensionierten“ 
Netzausbau doch lieber sein lassen. Sie sagen, die Strom-
kosten würden immer weiter steigen. Fakt ist doch,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: … alles drei!)
dass der Netzausbau jetzt so schnell vorangeht wie nie 
zuvor.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Michael Kruse 
[FDP])

Wir haben im letzten Jahr Baugenehmigungen für Lei-
tungen im Umfang von 4 500 Kilometern Länge erteilt. 
2022 hatten wir Baugenehmigungen für gerade mal 
300 Kilometer erteilt. Das ist doch ein eklatanter Unter-
schied. Mit den gesetzlichen Regelungen, die wir ge-
schaffen haben, haben wir die Befähigung zur Beschleu-
nigung der Energiewende geschaffen. Daraus lässt sich 
natürlich ableiten, dass die folgenden Jahre entspre-
chende Beschleunigungen bringen.

In der Tat lässt der Bundesrechnungshof dies außer 
Acht – insofern ist das eine völlig legitime Kritik am 
Bundesrechnungshof –, weil er für diesen Bereich über-
haupt kein Mandat hat, und das weiß er auch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Genau deswegen stehe ich auch zu der Kritik. An der 
Stelle, wo der Bundesrechnungshof kein Mandat hat – 
er hat die Kostenanalyse zu erstellen – und er energie-
wirtschaftlich argumentiert, muss er natürlich damit rech-
nen, dass ihn die energiewirtschaftliche Expertise wider-
legt. Ich habe mühsam gesucht, um wissenschaftliche 
Statements zu finden, die die energiewirtschaftlichen 
Thesen des Bundesrechnungshofs stützen. Ich habe keine 
gefunden. Ich habe nur Kritik gefunden, und zwar nicht 
parteipolitischer Natur. By the way: Wir wissen alle um 
das Parteibuch von Herrn Scheller.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Jetzt ist aber lang-
sam mal gut! – Julia Klöckner [CDU/CSU]: 
Jetzt wird es aber peinlich! – Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU]: Das ist eine Unver-
schämtheit!)

– Es ist so. Wir wissen um das Parteibuch,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Von Klaus 
Müller auch!)

und wir wissen auch um seine vorherige Funktion.
(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ihr macht echt die 
Institutionen in diesem Land kaputt! Ihr redet 
wie die AfD mittlerweile! Erst das Verfas-
sungsgericht, jetzt der Bundesrechnungshof! 
Was ist als Nächstes dran? Der Bundesrat, 
oder was?)

Ich habe ihm nichts unterstellt. Ich sage nur: Wir wissen 
um das Parteibuch.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Klaus Müller, 
Bundesnetzagentur!)

Ich möchte noch mal klarstellen: Das, was an energie-
wirtschaftlicher Kritik im Bericht des Bundesrechnungs-
hofes zu finden ist, findet keinen Widerhall in der Wis-
senschaft.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Wenn es kein 
Grüner ist, ist alles schlecht! Demokratie-
schädlich ist das! Mein Gott! – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Peinlich, peinlich!)

Im Gegenteil, das wird von der Wissenschaft sogar land-
auf, landab kritisiert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Scheer, ich habe die Uhr angehalten. Gestat-

ten Sie eine Frage oder Bemerkung?
(Jens Spahn [CDU/CSU]: Aktuelle Stunde!)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Wir sind in der Aktuellen Stunde.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Entschuldigung. Wir haben gerade den Vorsitz ge-

wechselt. Das habe ich nicht mitbekommen. Ich war un-
aufmerksam.

Dr. Nina Scheer (SPD):
Ich möchte gleichwohl noch mal auf den Inhalt ein-

gehen. Wenn der Bundesrechnungshof diesen Exkurs 
wagt, scheue ich mich nicht, mich damit auseinander-
zusetzen.

Zum Beispiel heißt es in dem Bericht, dass wir eine 
Umkehr brauchen. Das ist eine Aussage in dem Bericht. 
Eine Umkehr würde ja bedeuten, dass wir zum Beispiel 
zur Atomenergie zurückkehren. Interessanterweise findet 
man auch bei Ihnen im Grundsatzprogramm wieder, dass 
man zur Atomenergienutzung zurückkehren soll.

Wenn man sich die Zahlen – das ist faktenbasiert, was 
ich hier sage; das lässt sich überall nachlesen – zu den 
Kosten der Atomenergie anschaut, dann stellt man fest, 
dass sie in den letzten Jahren um 33 Prozent bis 49 Pro-
zent gestiegen sind – gestiegen! Bei der Solarenergie sind 
die Kosten um 90 Prozent gesunken; bei der Windenergie 
sind sie um 70 Prozent gesunken.
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(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
der Punkt!)

Die Atomenergiegewinnung ist weltweit die teuerste 
Form der Energiegewinnung.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist komplett un-
seriös!)

Das sind Fakten; die können Sie überall nachlesen. Das 
habe ich mir nicht ausgedacht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Marc 
Bernhard [AfD]: Warum haben wir dann in 
Deutschland die höchsten Strompreise der 
Welt?)

Wenn jetzt der Bundesrechnungshof – die Betonung 
liegt auf „Rechnungshof“ – fordert, eine Umkehr vorzu-
nehmen, dann frage ich mich: Wie soll denn die Umkehr 
aussehen? Insofern kann nur dringend geraten werden – 
auch in Richtung Bundesrechnungshof –, dass die Insti-
tutionen, die wir autorisiert haben – und es ist im Grund-
gesetz verankert, wozu sie autorisiert sind –, auch tat-
sächlich die Expertise liefern, für die sie autorisiert 
wurden, damit auch das Ansehen dieser Institutionen 
nicht leidet.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Da leisten Sie ei-
nen erkennbaren Beitrag!)

Und das kann man eben leider bei den Aussagen, die ich 
gerade zitiert habe, nicht wiedererkennen.

Gleiches gilt übrigens auch, wenn ich das noch hin-
zufügen darf, etwa für die Prognose, dass wir mehr Gas-
kraftwerke bräuchten. Man kann nicht einerseits behaup-
ten, es gebe Probleme in der Versorgungssicherheit und 
bei den Umweltprüfungen, andererseits aber ein Konzept 
vorschlagen, das auch in der Wissenschaft nicht auf der 
Basis von Fakten nachvollziehbar ist, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin.

Dr. Nina Scheer (SPD):
– und genau die Instrumente, die sehr wohl zur Kapazi-

tätssicherung führen würden, wie zum Beispiel auch die 
Auslastung von bestehenden Biogaskraftanlagen, völlig 
außer Acht lassen. Auch hier sind die Statements zur 
Energiewende, die vom Bundesrechnungshof getätigt 
wurden, weder ökonomisch –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Nina Scheer (SPD):
– ja, der letzte Satz – noch wissenschaftlich nachvoll-

ziehbar.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie Sie 

sehen, hat das Präsidium gewechselt. – Ich entschuldige 
mich noch mal für die kleine Verwirrung. Wir sind im 
Format „Aktuelle Stunde“; es gibt also keine Zwischen-
fragen, Zwischenbemerkungen usw.

Das Wort hat der Abgeordnete Steffen Kotré für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Also, dass Sie, Frau Dr. Scheer, sich hin-
stellen und bemängeln, dass in den Behörden Personen 
mit Parteibüchern sitzen, das erstaunt mich. Das erstaunt 
mich wirklich, weil gerade die SPD und auch die Grünen 
sich den Staat ja zur Beute gemacht haben und die Be-
hörden nach Gutdünken mit Leuten besetzen, die Ihre 
eigenen Parteibücher haben. Meine Damen und Herren, 
diesen Parteienstaat lehnen wir ab.

(Beifall bei der AfD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Bundesnetzagentur!)

Aber zurück zum Thema. Die Energiepolitik hat ledig-
lich drei Aufgaben, nämlich eine bezahlbare, eine um-
weltverträgliche und eine versorgungssichere Energie-
versorgung zu gewährleisten. Bei all diesen drei 
Aufgaben – so sehen wir das auch ganz klar aus diesem 
Bericht des Bundesrechnungshofs – versagt die Bundes-
regierung, bzw. sie missachtet diese Aufgaben. Wenn ich 
zitieren darf:

„Die Versorgungssicherheit ist gefährdet, der Strom 
ist teuer und Auswirkungen der Energiewende auf 
Landschaft, Natur und Umwelt kann die Bundes-
regierung nicht umfassend bewerten. Dies birgt er-
hebliche Risiken für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland. … Insgesamt haben sich die Risiken 
… verschärft.“

Genau das ist leider die realistische Bewertung des 
Bundesrechnungshofes, und das, meine Damen und Her-
ren, ist die Bescheinigung dieser Politik als Sabotage-
politik an unserer Energieversorgung.

(Beifall bei der AfD)
Wir haben mit die höchsten Strompreise – im Durch-

schnitt 41 Cent, Tendenz steigend. Energieintensive 
Unternehmen verlassen das Land oder fahren ihre Pro-
duktion zurück. Wir haben eine abnehmende Versor-
gungssicherheit. Der größte Verteilnetzbetreiber rechnet 
damit, dass wir in Zukunft im Jahr bis zu einhundert 
Abschaltungen haben werden. Und die Umweltzerstö-
rung, meine Damen und Herren, sehen wir ja mit den 
Windrädern an Land und eben auch im Meer.

An einer Stelle räumt der Bundesrechnungshof auch 
mit einer ganz großen Lüge auf. Er schreibt nämlich, 
dass die volatilen Energien nicht billiger sind. Und da 
bin ich ihm sehr dankbar. Denn systematisch werden 
die Integrationskosten dieser volatilen erneuerbaren 
Energien weggelogen.
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(Michael Kruse [FDP]: Nein, das ist nicht 
richtig!)

Das hat jetzt eben auch der Bundesgerichtshof fest-
gestellt.

(Marianne Schieder [SPD]: Das war der Bun-
desrechnungshof!)

Er schreibt dann nämlich auch: „Dadurch entsteht außer-
halb der Fachöffentlichkeit ein falsches Bild der tatsäch-
lichen Kosten …“. Wind und Sonne schicken auf jeden 
Fall und eben doch ihre saftigen Rechnungen.

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Bundesrechnungshof stellt weiterhin eine Beein-
trächtigung der Biodiversität fest.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Umweltschutzrelevante Maßnahmen, Verfahrensstan-
dards sind abgesenkt worden.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Unfassbar, meine Damen und Herren! Unfassbar ist auch, 
dass es kein Umweltmonitoring mehr gibt. Mit anderen 
Worten: Die Grünen, die Ampel zerstören unsere Um-
welt, und wie in der DDR werden dann die Daten dieser 
Umweltschäden unter Verschluss gehalten.

Fahren wir fort mit dem Bericht zur Sabotagepolitik 
dieser Ampelregierung. Es gibt nur optimistische, also 
beste Szenarien; Risiken werden ignoriert. Diese Szena-
rien sind – so Zitat – „wirklichkeitsfremd“. „Wirklich-
keitsfremd“: Das muss man sich auf der Zunge zergehen 
lassen. – Wirklichkeitsfremd genau wie Ihre Politik ins-
gesamt!

(Beifall bei der AfD)

Eine Überprüfung der sogenannten Energiewende als 
solche findet ja auch nicht mehr statt. Damit werden, so 
der Bundesrechnungshof, „Gefahren für die Versor-
gungssicherheit nicht rechtzeitig sichtbar“. Mit Herrn 
Habeck als Geschäftsführer würde jedes Unternehmen 
pleitegehen – oder einfach mit seinen Worten: nicht 
mehr produzieren. Aber sein Motto ist ja: „Der Wirtschaft 
geht’s gut, nur die Zahlen sind schlecht“. Aha!

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Der Staat macht keine Fehler!)

Aber der Bundesrechnungshof entlarvt natürlich die 
Parolen von Herrn Habeck als Märchen. Herr Habeck 
sagt, er könne die Kritik nicht nachvollziehen. Genau 
das ist das Problem, nämlich die Realitätsverweigerung 
des Herrn Habeck.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Märchen der Gebrüder Grimm fangen an mit: „Es 
war einmal“. Bei den ökosozialistischen Märchen von 
Herrn Habeck heißt es: „Es wird einmal“.

(Beifall bei der AfD)

Genau das sind diese typischen Heilsversprechen sozio-
ökologischer Ideologien. Aber es wird nichts. Es wird 
allenfalls dunkel, meine Damen und Herren.

(Stephan Brandner [AfD]: Kalt! – Maja 
Wallstein [SPD]: Sie sind der Optimist vom 
Dienst! – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Bundesrechnungshof ist eine der letzten unabhän-
gigen Behörden aus der alten Bundesrepublik. Kritiker 
werden ja bekanntlich als rechtsextrem verunglimpft, 
und da stellt sich die Frage: Ist der Bundesrechnungshof 
vielleicht bald ein Verdachtsfall?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Er kritisiert die Ampel. Das ist ja in den Augen der 
Ampelregierung jetzt eine Delegitimierung des Staates. 
Ist der Bundesrechnungshof also rechtsextrem –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Abgeordneter, achten Sie bitte auf die Redezeit.

Steffen Kotré (AfD):
– oder vielleicht gesichert rechtsextremistisch? Jeden-

falls bestätigt der Bundesrechnungshof die gesamte Kri-
tik der AfD-Fraktion vollumfänglich.

Nein, meine Damen und Herren, Zukunft heißt: Weg 
mit der Ampel –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Steffen Kotré (AfD):
– und her mit Kernenergie.

(Beifall bei der AfD – Maja Wallstein [SPD]: 
Ein erwachsener Mann erzählt so viel Blöd-
sinn! Das ist ja Wahnsinn!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun die 

Kollegin Lisa Badum das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Spahn, ich würde Ihnen gern am Anfang 
gleich in einem Punkt zustimmen: Der Netzausbau ist in 
den letzten Jahren zu langsam vorangegangen. – Ich frage 
mich nur: Woran liegt das? Als jemand, der in Bayern 
wohnt, habe ich eine Vermutung.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das ist aber gar 
nicht der Punkt! Schon wieder Thema ver-
fehlt!)

Ich kann mich erinnern, dass Herr Seehofer erbittert die 
Trasse vom Norden in den Süden bekämpft

(Maja Wallstein [SPD]: Hört! Hört!)
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und darauf bestanden hat, dass alles erdverkabelt wird – 
seine „Lex Erdverkabelung“, die jetzt für alle HGÜs gilt. 
20 Milliarden Euro Mehrkosten für die Stromkundinnen 
und Stromkunden gehen auf Kosten der Union.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Davon haben Sie natürlich nichts erzählt. Also wäre es 
doch sinnvoll, wenn wir jetzt im Sinne der Regierung, in 
der Herr Habeck tätig ist, den Netzausbau wirklich 
schnell und gut voranbringen.

Ich glaube, diese ganze Verzögerung entsteht – bei der 
Windkraft ist es ja ähnlich; Sie haben die Windkraft an 
Land, wo es auch hängt, ja angesprochen –, wenn man 
einfach in dem Moment, in dem ein Windkraftgegner um 
die Ecke biegt, sobald ein Stromtrassengegner um die 
Ecke biegt, Angst hat und flieht und wegrennt. Wenn 
man nicht in der Lage ist, sich in den Wind zu stellen, 
wenn man nicht in der Lage ist, vor einer Menge zu 
sprechen, die auch mal Widerworte gibt, und Rückgrat 
zu zeigen, dann wird es halt nichts mit Veränderungen. 
Wir machen das.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Sie haben die USA-Reise von Herrn Habeck angespro-
chen. Ich war letzte Woche auch dort, und ich habe da 
eigentlich ein sehr positives Bild gehabt. Ich war sehr 
stolz, unseren Kolleginnen und Kollegen dort im Abge-
ordnetenhaus, im Senat – Demokraten und Republika-
nern –, zu erzählen, was wir hier in den letzten Jahren 
gemacht und geschafft haben: zu sagen, dass wir jetzt die 
Klimaschutzverträge zur Dekarbonisierung der Industrie 
auf den Weg bringen, zu sagen, dass wir im letzten Jahr 
aus der Atomenergie ausgestiegen sind und dass eben 
nicht die Lichter ausgegangen sind, wie Sie hier prophe-
zeit haben, zu sagen, dass eben kein Kohlewinter kam, 
wie geunkt wurde, sondern dass wir im Gegenteil einen 
Boom bei den erneuerbaren Energien haben. Und da ha-
ben meine Gesprächspartner gesagt: Respekt! Weiter so!

Übrigens, die kleinen Atomkraftwerke, die Sie ja auch 
so favorisieren – derzeit das wichtigste Projekt in den 
USA –, sind leider gestoppt worden. Deswegen: Schauen 
Sie sich gerne in der ganzen Welt um, aber bitte bei den 
Erfolgsmodellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt komme ich noch zu den Abgaben und Umlagen. 
Sie haben ja recht: Die Stromkundinnen und Stromkun-
den sind zu stark mit Abgaben und Umlagen belastet. Ich 
meine, was haben wir in dieser Legislatur gemacht? Wir 
haben lediglich die komplette EEG-Umlage abgeschafft.

(Marc Bernhard [AfD]: Die haben Sie nicht 
abgeschafft! Die wird nach wie vor durch den 
Steuerzahler bezahlt!)

Wir haben lediglich die Stromsteuer für das produzie-
rende Gewerbe auf das EU-Mindestmaß gesenkt. Das 
ist im Gegensatz zu dem, was Herr Altmaier in den letz-
ten vier Jahren gemacht hat, natürlich richtig groß, richtig 
gut. Da ist richtig was passiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen bin ich guter Dinge, dass wir auch beim 
Strompreis – der Börsenpreis ist schon gut – noch weiter-
kommen.

Jetzt möchte ich zum letzten Punkt kommen – der hat 
auch mit Zahlen zu tun –: Ich habe den Eindruck, dass Sie 
einfach ein Problem mit Zahlen haben.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: „Ein Problem 
mit Zahlen“! Ich lache mit kaputt!)

Das zeigen hier auch regelmäßig die Auftritte der CSU – 
Herr Lenz, lieber Andi, nicht von dir –, und ich muss das 
noch mal zurechtrücken, weil sich hier regelmäßig baye-
rische Vertreter/-innen mit dem Ausbau der Erneuerbaren 
in Bayern brüsten.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Können wir mal was 
zum Bericht des Bundesrechnungshofs hören?)

– Ja, im Bericht ging es unter anderem um den stocken-
den Ausbau der Windenergie an Land; darüber rede ich ja 
gerade.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Wasserkraft! 
Solarkraft! Biomasse! Da ist Bayern vorne!)

Nur um noch mal die Fakten zu bringen: Letztes Jahr 
hat Bayern 17 Windkraftanlagen genehmigt, 7 Wind-
kraftanlagen sind ans Netz gegangen. Es gibt ein Bundes-
land, das noch schlechter dasteht als Bayern; das ist das 
Saarland. Ist das jetzt das Land, nach dem wir uns aus-
richten? Also von der Größe her: Das Flächenland Bay-
ern orientiert sich am Saarland? Gute Nacht! Gott stehe 
uns bei! Das möchte ich als Fränkin, Bayerin bitte nicht. 
Meine Ansprüche sind etwas höher.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber wo Sie recht haben: Es gibt hohe Zahlen bei der 
installierten Solarenergie. Woher kommt das? Kommt 
das vielleicht vom Solardeckel, den die CDU-Minister 
hier viele Jahr aufrechterhalten haben?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Oh!)

Oder hat diese Bundesregierung mit Entbürokratisierung, 
mit Entlastung, mit Steuerbefreiung bei den Solaranlagen 
hier einen Boom ausgelöst?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen sollte der Dank hier nicht in erster Linie

(Jens Spahn [CDU/CSU]: ... Robert gelten!)

an die Staatsregierung gehen. Er sollte an die Bürgerin-
nen und Bürger gehen, die unter diesen Rahmenbedin-
gungen, mit diesen Parametern gearbeitet haben. Das ist 
die Energiewende von unten. Die bauen keine kleinen 
Kernkraftwerke, sondern die bauen Balkonkraftwerke, 
Solarkraftwerke auf ihren Dächern.

Das ist der Pfad, auf dem wir unterwegs sind; es ist ein 
guter Pfad. Und ich freue mich auf die nächsten Jahre.

Vielen Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Michael Kruse für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Michael Kruse (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Ich möchte eingangs sagen, dass mich 
die eine oder andere Reaktion auf die Erstellung dieses 
Berichts gewundert hat. Ich glaube, wir alle tun gut daran, 
einen solchen Bericht nicht nur ernst zu nehmen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

sondern ihn auch mit dem gegenüber der Institution nö-
tigen Respekt entgegenzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU und der Abg. Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: Richtig!)

Ich glaube, dass gerade Hinweise von Institutionen, die 
nach meiner Kenntnis nicht nur in einer parteipolitischen 
Richtung operieren, sondern auf generelle Themen und 
Problemstellungen hinweisen, für unsere Demokratie 
sehr wertvoll sind. Viele in diesem Raum arbeiten daran, 
dass die Institutionen unserer Demokratie gestärkt wer-
den, einige wenige nicht. Wir tun gut daran, unseren 
Institutionen auch den Respekt entgegenzubringen, den 
sie verdienen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und der CDU/CSU – Jens Spahn [CDU/CSU]: 
Frau Scheer, gut zuhören!)

Ich erspare Ihnen jetzt all die Passagen aus dem letz- 
ten Rechnungshofbericht. Es wäre heiter, hier vorzulesen, 
was der Bundesrechnungshof just vor zwei Jahren in 
seinem Bericht zum Jahr 2021 festgestellt hat: was in 
diesem Land alles nicht läuft, wie hoch die Stromkosten 
sind und was daraus alles an Problemen für dieses Land 
erwächst. – Was man festhalten kann, ist, dass ein großes 
Maß an Problemen, die wir in diesem Bereich haben, 
bereits länger besteht.

Nun kann man die Diskussion darüber führen, ob wir 
jetzt über die 16 Jahre sprechen oder nicht. Ich will das an 
dieser Stelle nicht machen, weil ich glaube, dass dieser 
Bericht eine echte Chance für uns beinhaltet. Die Chance 
dieses Berichts lautet nämlich, dass wir erkennen: Was ist 
schon lange an Themen da? Was ist an Herausforderun-
gen da? Was lässt sich vielleicht auch gar nicht wegdis-
kutieren? Und was ist vielleicht zusätzlich dazugekom-
men? – Einige der Themen, die wir im Moment in diesem 
Bereich diskutieren, sind übrigens auch dazugekommen, 
weil wir mit dem Erneuerbaren-Ausbau in den letzten 
zwei Jahren so schnell vorangekommen sind.

Ich nenne mal ein Beispiel. Den Vorschlag des Rech-
nungshofs, den Netzausbau zu beschleunigen, macht 
heute übrigens auch EON-Chef Birnbaum. Dieser Vor-
schlag ist sehr richtig. Den Netzausbau mit dem Kapazi-
tätszubau bei den Erneuerbaren-Anlagen zu parallelisie-
ren und damit diese Erzeugungsanlagen, die wir zubauen, 
auch nutzbar zu machen, ist genau richtig.

Was sind aber jetzt die konkreten Maßnahmen? Ich 
habe mich sehr über den Vorschlag des Kollegen Spahn 
für mehr Freileitungen gefreut, und ich möchte auch ein-
mal darauf hinweisen, dass dieser Vorschlag genau ge-
nommen eine Korrektur Ihrer Politik ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn die Erdverkabelungen sind in Ihrer Zeit auf den 
Weg gebracht worden. Ich freue mich trotzdem über 
den Vorschlag, weil er zeigt, dass Sie sich an dieser Stelle 
korrigieren, und dieser Korrekturbedarf ist bei einem so 
immensen Projekt wie dem Ausbau der zukunftsfähigen 
Energie für Deutschland öfter mal erforderlich.

Es bringt nichts, das zu ignorieren. Es bringt auch 
nichts, das an diesem Rednerpult wegzudiskutieren. Des-
wegen glaube ich, dass wir hier zum Beispiel beim Netz-
ausbau auf diesen Vorschlag noch zurückkommen soll-
ten. Denn er vergünstigt den Netzausbau und trägt damit 
zu etwas bei, was wir in diesem Land ja allesamt als Ziel 
haben. Wir hören auch von Unionssprechern – zuletzt in 
dieser Woche, auch auf vielen Fachpodien –, dass keiner 
die Ziele infrage stellt, die wir als Koalition ausgegeben 
haben,

(Zuruf von der AfD: Hört! Hört!)

nämlich zum Beispiel 80 Prozent Erneuerbare im Strom-
netz. Deswegen, meine ich, müssen wir jetzt über die 
richtigen Instrumente reden.

Wir haben immer öfter zu viel erneuerbare Energie im 
Netz.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ist nur leider sehr 
teuer!)

Das ist ein Erfolg des Ausbaus. Das bedeutet, die Instru-
mente lauten: Wir müssen erstens diese Erneuerbaren, die 
zu viel sind, für andere Zeiten nutzbar machen, wo wir 
noch zu wenige haben, und zweitens die Förderung so 
aufstellen, dass wir nicht mehr so blind fördern, wie wir 
das bisher getan haben. – Wir fördern den Zubau im 
Moment ohne genaue Zielstellung. Wir fördern nicht 
am richtigen Ort. Wir fördern nur über den Preis. Und 
wir sagen nicht: Wir brauchen hier so viel und da so viel, 
und dort ist es vielleicht schon zu viel.

Genau diese passgenaue Förderung, zum Beispiel, 
nicht mehr große PV-Anlagen zu fördern, die in einer 
Zeit einspeisen, zu der die Preise am Strommarkt negativ 
sind, und dafür noch teures Geld zu bezahlen, muss jetzt 
erfolgen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: „Muss jetzt erfol-
gen!“)
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Wir haben eine große Chance. Die Kosten für Strom-
speicherung werden immer geringer. Sie werden von den 
Menschen heute übrigens individuell, ohne Förder-
bescheid selbst getragen, weil die Menschen sagen: Wir 
wollen das selbst in die Hand nehmen. – Genau diesen 
Weg sollten wir weitergehen: dass der Strom dezentral 
über die Entscheidungen der Menschen nutzbar gemacht 
wird. Dann wird auch die große Problemlage, dass die 
Zustimmung zur Energiewende schwindet, wie der Bun-
desrechnungshof ja anmahnt, nicht mehr weiter bestehen. 
Denn wir nehmen die Menschen dann mit. Aber dafür 
müssen wir auch einiges anpacken.

Der Bundesrechnungshof hat also recht: Wir müssen 
eine ganze Menge machen. – Wir machen auch schon 
eine ganze Menge, und jetzt wird es weitergehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Andreas Jung das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Kollegin Scheer, mit Verlaub, das war nun wirklich 
billig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Bundesrechnungshof legt einen kritischen Bericht 
vor, und es ist total in Ordnung, dass wir in der parlamen-
tarischen Debatte den auch kritisch und kontrovers dis-
kutieren. Aber Ihr Verweis auf das Parteibuch des Prä-
sidenten ist nicht nur billig;

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ein Eigentor!)

der ist falsch. Der Bundesrechnungshof ist ein Kollegial-
organ mit über 50 Mitgliedern, und da entscheidet nicht 
ein Präsident alleine; die entscheiden gemeinsam, und 
zwar sachorientiert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich darf Ihnen sagen: Wenn irgendjemand Zweifel an der 
Unabhängigkeit des amtierenden Präsidenten gehabt hat, 
dann hat er die durch seine Gutachten in der letzten Le-
gislaturperiode, als wir noch regiert haben, eindrucksvoll 
ausgeräumt. – Ich weise das einfach ganz entschieden 
zurück.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Kollege Kruse hat es ja angesprochen: Der Bun-
desrechnungshof hat im Jahr 2021 einen Bericht zur 
Energiewende vorgelegt. Und auch der, Kollege Kruse, 
war kritisch. Wenn wir jetzt regieren würden, dann müss-
ten auch wir daraus Lehren und Konsequenzen ziehen, 
und man hätte – Sie haben es an einem Beispiel angespro-
chen – Dinge auch neu justieren und ausrichten müssen. 
Das wäre unsere Aufgabe gewesen.

Jetzt gibt es aber den neuen Bericht, und der schreibt 
Ihnen wörtlich ins Stammbuch: Seit dem Jahr 2021 hat 
sich die Lage „verschärft“.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Die Lücke wird 
größer! Genau!)

Und wenn die Regierung nicht umsteuert, dann, so wört-
lich, „droht die Energiewende zu scheitern“.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn der Bundesrechnungshof so einen Bericht, mit 

Fakten unterlegt, vorlegt, dann, Herr Kellner, ist nicht 
unsere Erwartung, dass der Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck sagt: „Ich nehme ihn zur Kenntnis, mehr 
aber auch nicht“, sondern dann ist unsere Erwartung an 
Robert Habeck, dass er diesen Bericht nicht nur zur 
Kenntnis nimmt, sondern dass er ihn sich auch zu Herzen 
nimmt, dass Sie gemeinsam Lehren daraus ziehen, dass 
Sie nicht einfach weiterwursteln, sondern dass Sie die 
Energiepolitik neu ausrichten, und zwar auf Gelingen 
ausrichten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn es sind ja alles Fakten. Der Bundesrechnungshof 

belegt: Es gibt eine Dreifachlücke. Es gibt eine Erneuer-
barenlücke, es gibt eine Kraftwerkslücke, und es gibt eine 
Netzlücke. Wenn Sie die alle zusammennehmen, dann 
verdichtet sich das zu einer Versorgungslücke, zu dem 
drohenden Steigen der Strompreise und zu einer Klima-
lücke.

Sie haben „Wärmewende“ gesagt und haben einen Re-
kord bei neuen Öl- und Gasheizungen geerntet. Und hier 
droht, dass Sie „Energiewende“ sagen und Kohlekraft-
werke ernten. Sie sagen „Klimaschutz“ und ernten mehr 
CO2.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb ist unsere Erwartung, dass Sie das jetzt ernst 

nehmen, dass Sie umsteuern, dass Sie Ihre Zweiklassen-
gesellschaft bei den erneuerbaren Energien beenden. Bei 
Ihnen hören wir immer nur „Wind und Sonne“. Die sind 
wichtig, und diese Energien müssen auch noch besser 
vorangebracht werden. Aber wenn man sagt: „Wir er-
höhen die Ziele, wir haben mehr Ambitionen“, dann 
darf man nicht auf Potenziale verzichten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb erwarten wir, dass Sie endlich die Biomassestra-
tegie vorlegen, dass Sie die Geothermiestrategie vor-
legen, dass Sie die Potenziale der Wasserkraft nutzen, 
dass Sie die Speicherstrategie nicht nur ankündigen, son-
dern dass Sie sie vorlegen und dass wir damit insgesamt 
erneuerbare Energien voranbringen und einen Beitrag 
dazu leisten, dass hohe Ziele nicht nur formuliert wer-
den – auf dem Papier mit „Wünsch dir was“-Prognosen 
vorhergesagt und herbeigesehnt werden –, sondern tat-
sächlich mit konkretem Handeln angegangen werden.

Ich erkläre es am Beispiel des Solarpakets. Das Solar-
paket hat Robert Habeck im August letzten Jahres ange-
kündigt. Im August letzten Jahres! Seitdem ist die Erde 
ein halbes Mal um die Sonne gewandert – etwas mehr 
sogar. Passiert ist nichts. Jede Woche kündigen Sie an: Es 
kommt nächste Woche. – Jetzt heißt es wieder: Es kommt 
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nächste Woche. – Wir stellen fest: Es kommt nicht. Es 
müssen dringend Hürden für Agri-PV, für Baggersee-PV, 
für Parkplatz-PV abgebaut werden. Wir brauchen Resi-
lienz bei der Solarindustrie. Was passiert? Nichts. Wir 
fordern Sie auf: Beenden Sie Ihren Streit, raufen Sie 
sich zusammen, und handeln Sie, sonst wird die Energie-
wende in den Sand gesetzt!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bei der Kraftwerksstrategie ist es so ähnlich. Sie haben 

im Februar 2022 gesagt: Wir legen eine Kraftwerksstra-
tegie vor. – Robert Habeck hat gesagt: 2030 droht eine 
Lücke von 24 Gigawatt. – Und jetzt gibt es keine Strate-
gie. Es gibt eine Pressemitteilung, in der steht: Wir ma-
chen eine Strategie – die gibt es aber noch gar nicht; die 
müssen wir in Brüssel, in der Ampel noch konkretisie-
ren – für 10 Gigawatt. – Das ist noch nicht mal die Hälfte 
davon. Und dann wundern Sie sich, wenn der Bundes-
rechnungshof sagt: Da droht eine Lücke. – Er hat Ihre 
eigenen Zahlen als Maßstab genommen.

Deshalb: Wir wollen den Erfolg dieser Energiewende. 
Aber dann muss jetzt bei Erneuerbaren, bei der Kraft-
werksstrategie und auch bei den Netzen konsequent ge-
handelt werden, mit einer neuen Sichtweise, mit einer 
neuen Offenheit auch für Überlandverkabelung, weil es 
dann schneller und effizienter geht.

Das ist eine sensible Debatte; aber all das müssen wir 
machen. Wir müssen es gemeinsam voranbringen. Bitte 
handeln Sie!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Robin Mesarosch für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Robin Mesarosch (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Seit über einhundert Jahren gibt es Hinweise auf den 
und Warnungen vor dem Klimawandel und damit die 
Notwendigkeit, unser Energiesystem zu ändern.

(Stephan Brandner [AfD]: Was war denn das?)
Seit Jahrzehnten gibt es Studien von Forschungszentren 
und Berichte vom Weltklimarat. Die CDU hat sich aber 
entschieden, heute über den Bericht des Bundesrech-
nungshofs zu sprechen. Diesen Bericht kann man kurz 
so lesen: Der Ampel ist es nicht gelungen, die energie-
politischen Versäumnisse der letzten hundert Jahre in 
zwei Jahren aufzuholen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Julia 
Klöckner [CDU/CSU]: O Gott! Wie schlecht! – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Das Niveau von Frau 
Scheer wird noch untertroffen!)

Ich muss feststellen: Die CDU nimmt jede Gelegenheit 
wahr, der Regierung den noch so schwachsinnigsten Vor-
wurf zu machen. – Ich wünschte, die CDU und andere 
hätten in den letzten Jahrzehnten die Warnungen der Wis-
senschaft vor dem Klimawandel mit genauso viel Eifer 
ernst genommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Und ich wünschte, mehr Leute hätten früher das Potenzial 
der Erneuerbaren erkannt. Aber selbst die Physikerin 
Angela Merkel ließ sich 1997 zu dem Satz hinreißen, 
mehr als 4 Prozent Erneuerbare seien unrealistisch. – 
Spoiler: Wir haben letztes Jahr über 50 Prozent gehabt – 
über die Hälfte Erneuerbare im Strommix. Das ist ein 
Erfolg, den wir und andere gegen die Union erstritten 
haben und den wir in der Ampel mit mehr Tempo aus-
bauen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr 
richtig!)

Wenn der Bundesrechnungshof jetzt anmerkt: „Das 
wird gerade ganz schön eng und teuer mit der Energie-
wende“, dann trifft die Kritik eben weniger diese Bundes-
regierung als jede Bundesregierung, die versäumt hat, das 
zu tun, was diese Ampelregierung jetzt eben tut.

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört! – Andreas 
Jung [CDU/CSU]: Steht aber anders im Be-
richt! Im Bericht steht das aber nicht!)

Aber am Ende des Tages geht es nicht darum, wer 
schuld ist, sondern darum, wie wir es hinbekommen, 
dass unsere Energie sauber, sicher und günstig ist. Und 
hier wird es spannend. Der Bundesrechnungshof hat auf 
58 Seiten zusammengeschrieben, was ihn stört. Das soll 
er tun. Aber auf diesen 58 Seiten findet sich praktisch 
kaum ein Vorschlag, wie es denn besser ginge.

Da gibt es ein Kapitel, in dem lang und breit und 
richtigerweise steht: Wir haben noch zu wenig Erneuer-
bare. – Und am Schluss gibt es einen kurzen Abschnitt 
mit dem Titel „Empfehlungen“. Dort empfiehlt der Bun-
desrechnungshof in großer Weisheit und kurzen Sätzen: 
Baut mehr Erneuerbare! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt kann man sagen: Es ist nicht der Job des Bundes-
rechnungshofs, zu sagen, wie es besser gehen könnte.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach!)
Aber es ist Ihr Job.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist der Job dieser Opposition, die das Thema heute 
aufmacht, und da kommt doch wenig bis gar nichts.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Sie müssen die 
Kommentare lesen!)

Zwei große Kritikpunkte des Bundesrechnungshofs 
sind: erstens genügend Strom in den nächsten Jahren, 
zweitens Kosten senken. – Was hören wir öffentlichkeits-
wirksam von Ihnen? Immer irgendwas mit Atomkraft-
werken! Aber wer jetzt neue Atomkraftwerke bauen will, 
muss dazusagen: Es dauert Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, 
bis die Strom liefern. – Bis dahin haben wir längst die 
Erneuerbaren ausreichend ausgebaut. Wer in Atomkraft 
investieren will, muss sagen, wie viele zig Milliarden 
Euro das den Staat kosten wird.
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(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Weniger als Ihre 
Energiewende!)

Das heißt, was Sie den Leuten ständig verkaufen wollen, 
geht meilenweit an der Kritik des Bundesrechnungshofs 
und sowieso an der Realität vorbei.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Andersrum ist es bei den Erneuerbaren: Jedes Wind-
kraftrad, jede Solaranlage drückt den Strompreis nach 
unten.

(Stefan Keuter [AfD]: Das ist doch Unfug!)
Und die bauen wir aus.

Und jetzt muss man wissen: Als wir die Regierung 
übernommen haben, hat es gut und gerne acht Jahre ge-
dauert, ein Windkraftrad zu planen, zu genehmigen und 
zu bauen. Da sind wir direkt reingegrätscht und haben die 
Planungs- und Genehmigungszeiten massiv zusammen-
gestrichen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es!)

Heute geht es deutlich schneller, Windräder und Solar-
anlagen ans Netz zu bringen. Das ist ein großes Verdienst 
unserer Politik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diese Regierung darf jeder kritisieren. Ich bin gerade 
bei eigenen Entscheidungen immer kritisch, weil ich das 
Beste rausholen will. Aber wir müssen doch drei Dinge 
berücksichtigen:

Erstens. Wir bauen gerade im Eiltempo Windkraft-
räder, Solaranlagen, Stromleitungen, Speicher, Wasser-
stoffinfrastruktur und vieles mehr. Wir ändern die Re-
geln, damit es noch viel schneller geht. Dennoch 
kriegen wir die Zeit für die Errichtung doch niemals auf 
null. Erfolg braucht seine Zeit, und das hat auch der 
Bundesrechnungshof zur Kenntnis zu nehmen.

Zweitens. Keine Regierungskoalition dieser Welt kann 
unendlich viele Gesetze gleichzeitig ausarbeiten und be-
schließen. Und es ist doch so: Die Opposition beschwert 
sich oft, dass es ihr zu schnell geht.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau!)

Gerade kleine Stadtwerke haben damit zu kämpfen, über-
haupt umzusetzen, was wir beschließen. Wir haben Eng-
pässe bei Ingenieurbüros, Technikern und Bauleuten, die 
ins Land bringen könnten, was wir brauchen. Unterneh-
men setzt der Wandel zu, auch wenn wir uns reinhängen, 
das so leicht wie möglich zu machen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Frankreich hat diese 
Probleme nicht!)

Das heißt: Natürlich muten wir dem Land einiges zu. 
Aber wenn die CDU heute kritisiert, dass es viel zu lange 
dauert, und sonst kritisiert, dass es viel zu schnell geht, 
dann sind das billige Sprüche, die absolut keinen Sinn 
ergeben, geschweige denn irgendeine politische Haltung 
zeigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr 
richtig! Inhärenter Widerspruch! Kognitive 
Dissonanz!)

Drittens. Lassen Sie uns nicht nur über Zumutungen 
sprechen! Die Energiewende kostet erst mal Geld; aber 
sie ist so viel günstiger, als weiter von teuren Fossilen 
abhängig zu bleiben und immer mehr Klimaschäden in 
Kauf zu nehmen.

Die Energiewende bietet so viele Chancen. Früher 
hatte niemand ein Kohlekraftwerk im Garten; aber heute 
haben viele Leute PV-Anlagen und erzeugen ihre Energie 
günstig selber.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Und es ist nicht unsere Aufgabe, den Fortschritt zu ver-
teufeln, sondern dafür zu sorgen, dass er bei allen an-
kommt: egal ob sie arm oder reich sind, auf dem Land 
oder in der Stadt wohnen, ein Unternehmen oder eine 
Privatperson sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben brutal viel zu tun. Aber wir tun es, und wir 
tun es gut. Und wenn Sie Verbesserungsvorschläge ha-
ben, dann teilen Sie die doch einfach mit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Das ist die Arroganz von 
15 Prozent!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär beim 

Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, Michael 
Kellner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Michael Kellner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft und Klimaschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich bin froh, dass wir heute auf 
Grundlage des Sonderberichts des Bundesrechnungs-
hofes über den Stand der Energiewende diskutieren und 
reden; denn da können wir uns mal ein paar Fakten und 
Zahlen anschauen.

Wir haben seit 2022 viele Maßnahmen ergriffen, die 
bereits seit dem letzten Jahr wirken – ich komme gleich 
noch einmal auf die Einzelheiten zurück –, und diese 
Wirkungen werden sich in den nächsten Jahren weiter 
verstärken. Denn der schnelle Ausbau der erneuerbaren 
Energien leistet einen Beitrag zur Versorgungssicherheit, 
zum Klimaschutz und zur Senkung der Strompreise.

(Widerspruch des Abg. Christian Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU])

Erstens. Der Rechnungshof sagt: Der Ausbau der er-
neuerbaren Energien war in der Vergangenheit zu lang-
sam. Da hat er recht.
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(Andreas Jung [CDU/CSU]: Er schreibt, er ist 
jetzt zu langsam!)

Wenn ich mir die Zahlen für 2023 anschaue: Wir haben 
2023 einen Zubau bei Solaranlagen von 14,6 Gigawatt 
erreicht. Das Ziel waren 9 Gigawatt. Das heißt, wir haben 
das Ziel bei Weitem übertroffen. 70 Prozent der privaten 
Solaranlagen werden heute mit Speichern gebaut, also ein 
großer Erfolg.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben bei Wind an Land zugelegt. Dort haben wir 
eine Steigerung um circa 50 Prozent erzielt. Das reicht 
noch nicht aus. Aber bei den Genehmigungen im Jahr 
2023 gab es eine Steigerung um 80 Prozent. Und wir 
haben mit dem Wind-an-Land-Gesetz dafür gesorgt, 
dass die Flächen, die ja so oft für den Ausbau fehlen, in 
den Ländern bereitgestellt werden müssen. Also, wir 
kommen auch mit dem Windausbau voran und sehen 
dort Erfolge. Wir hatten letztes Jahr erstmalig über 
50 Prozent erneuerbare Energien im Stromsektor, und 
das ist ein gemeinsamer großer Erfolg dieser Regierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der CDU/CSU)

Zweitens. Der Rechnungshof meint, der Netzausbau 
gehe zu langsam voran. Das stimmt. Der wurde in der 
Vergangenheit massiv verzögert.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das war doch gar 
nicht der Punkt!)

Wir haben mit einer Vielzahl von Gesetzen die Planung 
und Genehmigung beschleunigt. Wir haben den Strom-
netzausbau so beschleunigt, dass wir jetzt statt sechs Jah-
ren nur noch drei bis vier Jahre für eine neue Leitung 
brauchen.

(Zuruf des Abg. Andreas Jung [CDU/CSU])

Das ist vielleicht immer noch zu langsam, aber es ist ein 
riesiger Fortschritt, den wir da innerhalb von zwei Jahren 
erreicht haben.

Herr Spahn, ich bin Ihnen dankbar für Ihren Vorstoß 
bei der Erdverkabelung. Das können wir gerne machen. 
Dann zähle ich auch auf Ihre Unterstützung bei den Län-
dern, weil oft von dieser Seite entsprechende Forderun-
gen erhoben werden. Lassen Sie uns doch gemeinsam mit 
den Ministerpräsidenten reden und schauen, wie wir die 
Kosten nach unten bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Ich habe kein Problem da-
mit!)

Drittens. Wir haben als Koalition ein Wasserstoffkern-
netz von 9 700 Kilometern Länge auf den Weg gebracht. 
Wir nehmen die gesamte Republik in den Blick – von 
Nord nach Süd, von West nach Ost –, um die Energie-
wende voranzubringen; denn auch Wasserstoff als Mole-
kül ist ein Speicher für die erneuerbaren Energien. Das 
bringen wir voran, während vorher nur ein kleiner Teil 
der Republik in den Fokus genommen wurde.

Viertens. Wir haben es geschafft, eine Kraftwerksstra-
tegie vorzulegen. Das konnte der Bundesrechnungshof 
allerdings in seinem Sonderbericht nicht mehr berück-
sichtigen, weswegen man ihm das nicht anlasten kann. 
Darin haben wir in Abstimmung mit der EU und nach 
Einigung innerhalb der Koalition festgelegt, dieses Jahr 
mit der Ausschreibung einer 10-Gigawatt-Leistung zu 
beginnen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wir sind gespannt! – 
Andreas Jung [CDU/CSU]: Ja, statt 24!)

Das heißt, wir haben den Ausbau erneuerbarer Energien 
und den Netzausbau beschleunigt, das Wasserstoffkern-
netz auf den Weg gebracht, und wir setzen die Kraft-
werksstrategie um. Das ist schon mal gar nicht so 
schlecht.

Jetzt schauen wir uns doch mal an, welche Auswirkun-
gen das auf Preise, Versorgungssicherheit, Klimaschutz 
und Kosten hat. Schauen wir uns einmal die Preise an: 
Wir haben heute für die kleinen und mittelständischen 
Unternehmen, weil wir die EEG-Umlage abgeschafft 
und die Stromsteuer für das produzierende Gewerbe 
und für die Landwirtschaft auf europäisches Mindestmaß 
abgesenkt haben, Strompreise auf dem Niveau von 2017.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Was ist denn bei den 
Netzentgelten?)

Was für ein Erfolg, den wir hier gemeinsam für die 
KMUs erreicht haben!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Netzentgelte haben 
das alles wieder aufgezehrt! Milchmädchen-
rechnung!)

Die Strompreise für die energieintensiven Unterneh-
men sind zurückgegangen, die Gaspreise sind wieder 
auf Vorkrisenniveau. Trotz alldem ist die Inflation auf 
dem niedrigsten Stand seit Juni 2021. Obwohl wir im 
Januar auf den CO2-Preispfad der Großen Koalition zu-
rückgekehrt sind, sind die Energiepreise im Februar im 
Vergleich zu Januar gesunken. Auch die privaten Strom-
verträge sind heute deutlich billiger zu haben: gestern 
25,6 Cent die Kilowattstunde für Neukunden. Auch die-
ser Preisrückgang ist ein großer Erfolg. Hier rechnet der 
Rechnungshof leider mit den alten Zahlen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Also, eigentlich al-
les prima!)

Lassen Sie mich etwas zur Versorgungssicherheit sa-
gen. Die Versorgungssicherheit war in den letzten zwei 
Jahren immer gegeben – trotz all der Schwierigkeiten und 
Herausforderungen, vor denen Deutschland aufgrund der 
Abhängigkeit von Russland stand. Und zum obersten Ziel 
der Versorgungssicherheit sage Ihnen ehrlich: Bevor wir 
Kohlekraftwerke abschalten, muss die Versorgungs-
sicherheit immer gegeben sein.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das hättet ihr bei 
den Kernkraftwerken auch so machen sollen!)

Das ist das A und O unserer Energiepolitik.
(Beifall der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN])
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Aber jetzt schauen Sie sich doch mal an, wo wir in der 
Kohleverstromung im letzten Jahr standen, obwohl die 
letzten drei Atomkraftwerke vom Netz genommen wur-
den. Wo standen wir denn bei der Kohleverstromung? 
Auf einem historischen Tiefstand in Deutschland. Seit 
1963 wurde nicht so wenig Kohle in Deutschland ver-
stromt wie im letzten Jahr. Das ist doch ein riesiger Er-
folg, auch für den Klimaschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich bin sicher, dass der Kohleausstieg marktgetrieben 
weit vor 2038 kommen wird, weil wir mit dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien so vorankommen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt schauen wir uns mal die Zahlen der Klimabilanz 
an; denn das ist ja ein wichtiger Punkt. Ich bin Herrn Jung 
sehr dankbar, dass er es angesprochen hat: Wir haben laut 
Projektionsbericht der Bundesregierung eine Lücke von 
1 100 Millionen Tonnen CO2 bis zur Erreichung der Kli-
maziele 2030 geerbt.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Sie schließen die 
Lücke nicht!)

Laut Projektionsbericht ist die Lücke im letzten Jahr auf 
200 bis 300 Millionen Tonnen CO2 verkleinert worden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Es gab bei uns keine 
Lücke!)

Das heißt, wir haben die Lücke, die wir vorgefunden 
haben, um 80 Prozent verringert.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das sind doch 
Fake News!)

Wir werden morgen die neuen Zahlen bekommen. Sie 
werden sehen, dass wir die Klimalücke zur Erreichung 
der Klimaziele 2030 weiter verringern. Und das ist ein 
Riesenerfolg, den wir hier gemeinsam in den letzten zwei 
Jahren erreicht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich zuletzt noch etwas zu den Kosten 
sagen. Der Rechnungshof weist zu Recht darauf hin, 
dass die Kosten hoch sind. Ja, wir müssen Geld in die 
Hand nehmen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nehmt mal euer ei-
genes!)

Doch die Alternative des Nichthandelns wäre doch ange-
sichts einer sich beschleunigenden Klimakrise noch viel 
teurer. Ich will nur an die furchtbare Katastrophe im Ahr-
tal mit Kosten von über 40 Milliarden Euro erinnern. Es 
gibt keine Alternative zum schnellen Ausbau der erneu-
erbaren Energien.

Heute wurde eine Studie von PricewaterhouseCoopers 
veröffentlicht, in der dafür plädiert wird, dass man mög-
lichst schnell ausbaut, weil die Kosten, die durch die 
Investitionen jetzt entstehen, durch niedrige Energiekos-
ten überkompensiert werden. Diese Studie liegt seit heute 
vor.

Der Bundesrechnungshof macht keine Vorschläge. Das 
muss er auch nicht. Im politischen Raum gibt es dann 
gerne mal den Vorschlag: Zurück zur Atomenergie. 
Schauen Sie nach Großbritannien. Dort wird gerade Hin-
kley Point gebaut: ein Drittel teurer als geschätzt – 40 Mil-
liarden Euro.

(Steffen Kotré [AfD]: Trotzdem noch preis-
werter!)

Das werden die teuersten Kilowattstunden, die je erzeugt 
werden, falls das Ding jemals fertig wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Was kostet der Solarstrom noch mal?)

Das heißt, wir als Regierung bringen den Ausbau der 
erneuerbaren Energien voran. Wir sind auf dem Weg, die 
Klimaziele 2030 zu erfüllen. Wir sichern die Versorgung 
in Deutschland und senken die Preise. Und damit machen 
wir weiter.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Vielen Dank. – Ich komme zurück zu den Wahlen: Die 

Zeit für die Wahlen läuft um 15.50 Uhr ab. Das heißt, die 
Kolleginnen und Kollegen, die noch nicht Gelegenheit 
hatten, ihre Stimmen abzugeben, können sich jetzt bitte 
langsam auf den Weg machen, sodass wir um 15.50 Uhr 
die Urnen schließen können.

Wir fahren fort in der Aktuellen Stunde. Das Wort hat 
der Kollege Konrad Stockmeier für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Konrad Stockmeier (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Dieses ehrenwerte Pult ist nicht unbedingt dazu 
da, dass Träume wahr werden, aber vielleicht doch dazu 
da, dass Hoffnungen erfüllt werden. Meine Hoffnung, 
Kollege Spahn, dass Sie heute hier reden, ist erfüllt wor-
den.

Vielleicht erinnern Sie sich noch an den März 2023. Da 
waren Sie sportlich genug, auf eine Wette einzugehen, die 
ich Ihnen hier angeboten hatte. Die Union stellte damals 
einen energiepolitischen Antrag, in dem sie davor warnte, 
dass es die Verbraucherinnen und Verbraucher und die 
Betriebe in diesem Lande im Winter 2023/24 mit massiv 
steigenden Energiepreisen zu tun haben werden. Ich darf 
heute hochoffiziell feststellen: Diese Wette haben Sie 
haushoch verloren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Marianne Schieder 
[SPD]: Was war der Wetteinsatz? – Stephan 
Brandner [AfD]: Was wäre der Wetteinsatz?)

Es ist dieser Tage in der Presse zu lesen gewesen, dass 
sich zum Beispiel die Energiekosten insbesondere für 
kleine und mittlere Betriebe ungefähr wieder im Durch-
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schnitt der Jahre 2017 bis 2020 bewegen. Ein wett-
bewerblich gut aufgestellter Strommarkt in Deutschland 
sorgt dafür, dass auch Verbraucherinnen und Verbraucher 
nach wie vor Anbieter so auswählen können, dass sie 
Hunderte, manchmal sogar mehrere Tausend Euro im 
Jahr sparen können. Zugegebenermaßen ist es so, dass 
wir im Bereich der Industrie in der Tat dafür sorgen 
müssen, dass Energie in diesem Lande bezahlbar bleibt 
und die Unternehmen wettbewerbsfähig bleiben.

Kollege Jung, mit welchen Argumenten, mit welchen 
Vorschlägen reagieren Sie auf den Bericht des Bundes-
rechnungshofes? Bezeichnenderweise mit Vorschlägen, 
in denen Sie mit Geld um sich schmeißen, als ob es 
kein Morgen gäbe.

(Michael Breilmann [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht!)

Wir von den Freien Demokraten sind aber fest davon 
überzeugt, dass es ein Morgen geben wird.

(Zuruf der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [Die 
Linke])

Deswegen trauern wir, anders als Sie, nicht dem planwirt-
schaftlichen Monstrum des Klimaschutzgesetzes in sei-
ner bisherigen Form hinterher, sondern wir Freie Demo-
kraten werden dafür sorgen, dass der Euro dort eingesetzt 
wird, wo er am meisten Klimaschutz bringt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Interessanterweise führen Sie auch das Stichwort der 

Resilienz im Munde, das jetzt sehr heftig durch die bun-
desdeutsche Debatte weht. Interessanterweise kommen 
Sie überhaupt nicht darauf zu sprechen, was die EU- 
Kommission, deren Präsidentin Ihr Parteibuch trägt, im 
Zuge des Net-Zero Industry Act auf den Weg gebracht 
hat.

Bei einem sind wir Freie Demokraten dabei: dass die 
wettbewerbliche Energieversorgung des freiheitlichen 
Europas bitte überhaupt nicht in bundesdeutschen Gren-
zen gedacht werden darf, sondern dass wir das Ganze 
international – in Zusammenarbeit mit unseren Partnern 
in der Europäischen Union und übrigens auch jenseits des 
Atlantiks – auf den Weg bringen müssen.

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])
Ich kann nur sagen: Ich habe vorletzte Woche Gesprä-

che in Brüssel geführt. Es hat sich wieder sehr gelohnt, 
mal mit Partnern aus anderen Ländern ins Gespräch zu 
kommen. Während es immer noch sogenannte wissen-
schaftliche Stimmen in Deutschland gibt, die beim 
Thema Wasserstoff – Herr Spahn, auch Sie fanden den 
ja wahnsinnig teuer – vom „Champagner der Energiever-
sorgung“ sprechen,

(Marc Bernhard [AfD]: So ist es ja auch!)
haben wir auf der anderen Seite des Atlantiks Partner, die 
bereit sind, Milliarden – Milliarden! – Dollar privaten 
Kapitals in den Hochlauf der Wasserstoffproduktion 
und von Transportkapazitäten zu investieren,

(Marc Bernhard [AfD]: Genau! Um es uns 
teuer zu verkaufen! Das ist der einzige Grund: 
uns teuer zu verkaufen, weil Sie es für jeden 
Preis kaufen! Das ist der Grund!)

wenn wir in Deutschland mit der Infrastruktur vorankom-
men, und die uns dann den Wasserstoff so liefern, dass er 
für uns bezahlbar wird.

(Marc Bernhard [AfD]: Da bin ich mal ge-
spannt! Niemand produziert zum Eigenbedarf! 
Nur um es uns zu liefern!)

Insofern kommt da mal wieder die Meldung: Die euro-
päische Ebene könnte mal in die Pötte kommen.

Deswegen werden wir Freie Demokraten uns dafür 
einsetzen, dass es bei der Europawahl auch andere Sig-
nale gibt als das ewige Klein-Klein und das ewige Stran-
gulieren neuer Ideen durch Frau von der Leyen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Maja 
Wallstein [SPD])

Deswegen kann ich zum Abschluss für die Freien De-
mokraten nur sagen: Unsere Spitzenkandidatin für die 
Europawahl, Marie-Agnes Strack-Zimmermann, führt 
auf einem ihrer Wahlplakate das wunderbare Wort „Cou-
rage“ im Mund.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Mutter Courage, 
genau!)

Zu verstehen, was sie damit meint, damit sind Teile des 
Hauses intellektuell überfordert. Aber diejenigen, die die 
zukünftige klimaneutrale Energieversorgung mit Mut an-
gehen wollen, wissen, was damit gemeint ist.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Mut wird uns nicht 
helfen!)

Kollege Spahn, ich zögere damit, Ihnen eine weitere 
Wette anzubieten,

(Marianne Schieder [SPD]: Was ist eigentlich 
der Wetteinsatz dabei gewesen? – Gegenruf 
der Abg. Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, was ist der Wetteinsatz?)

ob vielleicht mal wirklich sinnvolle, belastbare Vor-
schläge zur Energieversorgung von Ihnen kommen, 
weil ich nicht weiß, ob Sie die gewinnen können. Aber 
wenn Sie die Wettschulden jetzt einlösen würden, würde 
ich mich darüber freuen. Dann könnten wir da ja die 
Gelegenheit nutzen, miteinander in einen konstruktiven 
Austausch zu kommen. Die FDP-Bundestagsfraktion 
freut sich auf die Energieriegel von Ihnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Auf die was?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Andreas Lenz für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Be-
richt der Bundesnetzagentur zur Versorgungssicherheit – 
wohlgemerkt: der Bundesnetzagentur; Sie kennen den 
Präsidenten Müller – vom letzten Jahr attestierte lediglich 
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eine mögliche Versorgungssicherheit im Jahr 2030. Ich 
will zu Beginn gleich eines sagen: Ein Vielleicht darf es 
bei der Versorgungssicherheit nicht geben. Die Versor-
gungssicherheit muss gegeben sein, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Wusste das auch der bayeri-
sche Ministerpräsident Söder?)

Das Problem war schon damals, dass der Bericht der 
Bundesnetzagentur viele offene Wetten enthielt, Herr 
Stockmeier, beispielsweise beim Zubau der Erneuerba-
ren, beim Bau neuer Kraftwerke für die gesicherte Leis-
tung, bei der Bereitstellung des dafür notwendigen Was-
serstoffs, aber auch beim entsprechenden Netzausbau.

Das Problem war schon vor einem Jahr, dass beim 
Versorgungssicherheitsbericht viele Annahmen schlicht 
unseriös waren. Wir kritisierten das übrigens auch schon 
im letzten Jahr in einer ähnlichen Art und Weise, wie es 
jetzt der Bundesrechnungshof kritisiert.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Eben!)

Die Versorgungssicherheit des Landes ist zu wichtig, 
um Schönwetterpolitik zu betreiben; sie ist zu wichtig für 
ein Wünsch-dir-was. Wir brauchen insgesamt mehr Rea-
lismus in der Energiepolitik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Das ist ja richtig! Zum Bei-
spiel bei der Einschätzung der Kernenergie!)

Sie wollten eigentlich bereits im letzten Jahr eine 
Kraftwerksstrategie vorlegen. Sie haben jetzt im Januar 
keine Strategie vorgelegt, sondern lediglich eine Presse-
mitteilung, dass eine Kraftwerksstrategie folgen könne. 
Niemand baut aktuell neue wasserstofffähige Gaskraft-
werke, weil dazu schlichtweg der Rahmen fehlt.

Ursprünglich hieß es, Sie wollten 23,8 Gigawatt gesi-
cherte Leistung zubauen; das sind ungefähr 40 große 
Gaskraftwerke. Jetzt kündigen Sie lediglich 10 Gigawatt 
an Leistungszubau an. Meine Damen und Herren, das 
wird nie und nimmer reichen, um die notwendige gesi-
cherte Leistung für Deutschland bereitzustellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alles, was von Ihnen kommt, ist zu wenig, und das zu 
Wenige kommt noch dazu zu spät. Wenn Sie so weiter-
machen, stellen Sie Ihren eigenen Kohleausstieg 2030 
massiv infrage, meine Damen und Herren.

Jetzt sagen Sie immer, dass die Frage der Versorgungs-
sicherheit eine europäische Frage ist. Das stimmt natür-
lich; aber die Wahrheit ist doch auch, dass Sie auf fran-
zösische Kernkraftwerke setzen und hoffen, aber die 
deutschen Kernkraftwerke abgeschaltet haben. Da geht 
es gar nicht um die neuen Kraftwerke, die man irgend-
wann mal bauen könnte. Es ist nach wie vor ein Fehler, 
aus der Kernkraft in der Weise ausgestiegen zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie lassen doch die Kohlekraftwerke laufen, anstatt was-
serstofffähige H2-ready-Gaskraftwerke neu zu bauen.

Letztlich ist durch Ihre Politik nicht nur die Energie-
wirtschaft verunsichert, sondern auch die Wirtschaft im 
Land insgesamt. Deindustrialisierung droht nicht nur; 
Deindustrialisierung findet statt. Investitionen werden 
nicht mehr in Deutschland getätigt, sondern im Ausland.

Letzten Endes geht es gerade hier um Verlässlichkeit. 
Wir brauchen Bezahlbarkeit.

(Marianne Schieder [SPD]: Und warum haben 
wir in Bayern keine Leistung? Weil die Staats-
regierung sich nicht darum gekümmert hat!)

Es mag vielleicht so sein, dass die Sonne und der Wind 
keine Rechnung stellen; aber die Netzbetreiber stellen 
natürlich eine Rechnung. Hören Sie endlich auf, auch 
hier den Menschen Sand in die Augen zu streuen, meine 
Damen und Herren! Wir brauchen Verlässlichkeit; wir 
brauchen auch entsprechende Bezahlbarkeit. Machen 
Sie hier Ihre Hausaufgaben!

Der Bundesrechnungshof muss nicht immer recht ha-
ben – er heißt ja auch nicht „Rechtungshof“;

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

er heißt „Rechnungshof“. Aber auch die Ampel hat eben 
nicht immer recht, und in diesem Fall ist die Kritik des 
Bundesrechnungshofes weitgehend berechtigt.

Frau Scheer, ich muss Ihnen eines schon sagen: Auch 
die Wissenschaft teilt diese Kritik. Schauen Sie sich an, 
was beispielsweise Professor Harald Bradke vom Fraun-
hofer-Institut sagt: Auch er sieht die Versorgungssicher-
heit mit den jetzigen Maßnahmen massiv gefährdet. Also: 
Nehmen Sie sich doch diese Kritik entsprechend zu Her-
zen!

Der Bundesrechnungshof hat ja auch in den vergange-
nen Jahren Kritik an der Energiewende in dieser Form 
geübt. Da traf es uns, und auch wir haben uns natürlich 
diese Kritik entsprechend zu Herzen genommen.

(Marianne Schieder [SPD]: Ehrlich? Wie und 
wo? – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja? Wo war die Akzeptanz? Drei Jahre 
geschlafen!)

Was Ihnen von der Ampel generell nicht schaden würde, 
wäre die Bereitschaft zu einer gewissen Selbstkritik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf des Abg. Michael Kruse [FDP])

Wir brauchen letztlich in Deutschland gesicherte Leis-
tung, die bezahlbar verfügbar ist. Oder um mit den Wor-
ten zu sprechen, die der Minister verwendet: Lösen Sie 
verdammt noch mal die aktuellen Probleme!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich komme zurück zu den Wahlen. Die Zeit für die 

Wahlen ist gleich vorbei. Ich beabsichtige, nach dem 
nächsten Beitrag in dieser Aktuellen Stunde die Urnen 
zu schließen. Sollte noch ein Mitglied des Hauses anwe-
send sein, welches seine Stimme noch nicht abgegeben 
hat, dann bitte ich, das jetzt zügig zu tun.
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Wir fahren fort in der Aktuellen Stunde. Das Wort hat 
der Kollege Ralph Lenkert für die Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Jetzt ist klar: Der Bundesrechnungshof ist entwe-
der links, oder er hat viel bei der Linken abgeschrieben.

(Marianne Schieder [SPD]: Das glaube ich 
nicht!)

Das zeigt sich daran, dass seine Kritik meiner Kritik ent-
spricht. Dass Sie alle linken Vorschläge wegwischen, bin 
ich ja gewohnt. Aber ich befürchte, dass Sie das beim 
Bundesrechnungshof auch machen werden.

Viele Menschen haben Angst, die nächste Stromrech-
nung nicht bezahlen zu können. Die Menschen haben 
Sorge, dass es zu Stromausfällen kommt. Die Menschen 
wollen funktionierende Preisbremsen, eine Preisaufsicht. 
Sie wollen nicht für die Profite der Spekulanten und 
Konzerne bluten.

(Beifall bei der Linken)
Die meisten wollen einen Ausgleich für die Belastungen, 
wollen faire Preise statt Preisaufschlägen und falschen 
Regulierungen für einen börsengesteuerten Markt.

Die Beschäftigten in der Solarbranche bei Meyer Bur-
ger in Freiberg verlieren ihre Jobs. Sie haben wie ich null 
Verständnis für die Ausreden und fehlenden Hilfen gegen 
chinesisches Dumping. Für die Ignoranz, mit der die 
Bundesregierung Deutschland in die Abhängigkeit von 
China rutscht, hat niemand mit strategischem Denken 
noch Verständnis.

(Beifall bei der Linken)
Die Menschen haben Sorge vor kalten Wohnungen im 

Winter bei Windstille und Dunkelflaute. Und die Land-
wirte wissen nicht, wie sie ihre Biogasanlagen erhalten 
sollen. Dabei könnten diese im Winter Strom und Wärme 
garantieren. Die Stadtwerke könnten in ihren dezentralen 
Kraftwerken Strom und Wärme für Dunkelflauten bereit-
stellen und sind beunruhigt, weil diese Bundesregierung 
das nötige KWK-Gesetz genauso verschlampt wie die 
Regelungen für Biogas.

(Zuruf von der Linken: Unglaublich!)
Diese Ängste, diese Sorgen sind gefährlich. Sie brin-

gen Menschen dazu, Atomkraftwerke mit Restrisiko zu 
wollen, deren Neubau Jahrzehnte dauert und fast unbe-
zahlbar ist.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, die Menschen wollen das nicht!)

Angst zerstört Vertrauen in unsere Demokratie.
Der Bundesrechnungshof will, dass Sie die Herausfor-

derungen angehen. Ich will das auch. Und deshalb mache 
ich hier seit Jahren die nötigen Vorschläge. Immer wie-
der! Sie können sie gern nachlesen.

(Beifall bei der Linken – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt! Das kann 
man dir wirklich nicht vorwerfen, dass du 
keine Vorschläge machst!)

Jetzt brauchen die Menschen die Sicherheit, dass Ener-
gie bezahlbar ist, dass Wirtschaftspolitik die Jobs sichert, 
dass warme Wohnungen und sichere Energieversorgung 
garantiert werden. Wenn die Koalition weiterwurstelt wie 
bisher, dann scheitert die Energiewende, dann riskieren 
wir unsere Demokratie, und dann verlieren wir den 
Kampf gegen den Klimawandel. Dann tragen Sie die Ver-
antwortung, und die Bürger müssen es ausbaden.

Springen Sie jetzt über Ihre Vorurteile! Setzen Sie die 
Vorschläge der Linken um! Der Klimaschutz, der soziale 
Frieden, unsere Gesellschaft würden es Ihnen danken. 
Das wäre die Aufgabe. Dafür sind Sie gewählt. Und 
wenn Sie diese Aufgabe nicht erfüllen, dann haben wir 
Probleme. Kämpfen Sie gemeinsam mit uns für eine so-
zial gerechte Gesellschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BSW)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich komme zurück zu den Wahlen. Die Zeit für die 

Wahlen ist vorbei. Gibt es ein Mitglied des Hauses, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das ist nicht 
der Fall. Ich schließe die Wahlen und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Die Ergebnisse der Wahlen werden Ihnen spä-
ter bekannt gegeben.1)

Wir fahren fort in der Aktuellen Stunde. Das Wort hat 
der Kollege Andreas Mehltretter für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Volker Redder [FDP])

Andreas Mehltretter (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Letzte Woche hat nicht nur der Bundesrechnungs-
hof seinen Bericht vorgestellt. Letzte Woche hat auch die 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft das von ihr in 
Auftrag gegebene Energiemonitoring vorgestellt.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich bin gespannt!)

Dieses Monitoring betrachtet nicht nur den Bund ins-
gesamt. Es betrachtet auch Bayern im Speziellen, lieber 
Herr Lenz.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh!)

Was sehen wir da? In Bayern ist der Ausbau der Wind-
energie praktisch zum Erliegen gekommen. Es waren vor 
zehn Jahren um die 300 Megawatt, die in Bayern pro Jahr 
zugebaut wurden. 2023 waren es 36 Megawatt.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ach was?)

1) Ergebnisse Seite 20170 B
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Bayern blockiert den Windkraftausbau. Bayern hat jahre-
lang den Netzausbau verschleppt. Und ja, bei den Solar-
anlagen schaut es besser aus. Aber auch wenn Bayern 
wirklich schön ist und die Sonne oft scheint:

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es! In Franken auch!)

Allein mit Solaranlagen werden wir die Energiewende 
dort nicht schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, wäre es 
bei dieser Bilanz nicht ehrlicher, den Titel der Aktuellen 
Stunde zu ändern in „Verschärfte Risiken der bayerischen 
Energiepolitik“?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Während die Bayerische Staatsregierung zuschaut, wie 
ein wichtiges Windkraftprojekt scheitert, das die Energie-
versorgung und damit die Zukunft des bayerischen Che-
miedreiecks sichern würde,

(Marianne Schieder [SPD]: Ja, genau!)

haben wir die Ausbaumengen erhöht, haben wir mehr 
Flächen für Wind- und PV-Anlagen organisiert, Planun-
gen beschleunigt und den Netzausbau vorangetrieben. 
2023 wurde deshalb bereits mit über 14 Gigawatt fast 
doppelt so viel Photovoltaikleistung zugebaut wie noch 
2022. Bei den Windrädern haben wir die Zahl der Geneh-
migungen fast verdoppelt. Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien nimmt also endlich Fahrt auf. Das lässt sich 
eindeutig und objektiv feststellen.

Dass das im letzten Jahr noch nicht ganz das Niveau 
war, zu dem wir hinwollen und hinmüssen, ist ja klar. Das 
sollte aber für alle, die ernsthaft ihrer Prüfaufgabe nach-
gehen wollen, sei es in einer Oppositionsfraktion oder bei 
einem Rechnungshof, eigentlich ganz logisch sein.

Wenn wir Mitte 2022, ein halbes Jahr nach Regie-
rungsantritt, die Weichen bei der Energiewende grund-
legend umstellen, sprießen nicht überall im gleichen 
Jahr noch die Windräder wie Löwenzahn aus dem Boden. 
Die Bundesländer haben gerade erst mal angefangen, die 
Flächen dafür zusammenzukratzen, weil wir sie dazu ver-
pflichtet haben. Projekte müssen geplant werden, Pro-
duktionskapazitäten müssen hochgefahren werden. Das 
geht nicht von heute auf morgen. Aber all das passiert. 
Es kommt all das jetzt ins Rollen,

(Beifall der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

weil wir die Weichen richtig gestellt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man sich genauer anschaut, was der Bericht des 
Bundesrechnungshofes eigentlich aussagt, muss man sich 
ja wundern, dass Sie, liebe Union, das heute selbst zum 
Thema machen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Richtiger Boomerang, möchte ich sagen!)

Der Bericht ist nämlich kein Blick auf die heutige 
Energiepolitik.

(Andreas Jung [CDU/CSU]: Sagt Ihnen der 
Name „Sigmar Gabriel“ etwas?)

Der Bericht ist ein Blick in die Vergangenheit. Wenn wir 
in dieser Aktuellen Stunde über Energiepolitik diskutie-
ren, dann diskutieren wir in erster Linie über die Energie-
politik der Vergangenheit, über Ihre Energiepolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Die Ausbauzahlen der letzten Jahre, das Hinterherhinken 
beim Netzausbau sind die Resultate Ihrer Energiepolitik. 
Vielleicht können Sie sich auch noch daran erinnern – wie 
lange war es? –:

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wir wissen noch, 
mit wem wir regiert haben! – Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: Sigmar Gabriel!)

16 Jahre hat die Union rechts und links alles, was mit der 
Energiewende zu tun hatte, blockiert. Es waren 16 Jahre, 
in denen wir viel mehr für die Energiewende hätten tun 
können und viel mehr hätten tun müssen. Das ist es, was 
der Bericht des Bundesrechnungshofs deutlich macht: Er 
ist ein vernichtendes Urteil über die Energiepolitik der 
Union, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Was der Bericht eigentlich zeigt: Wenn wir die letzten 
beiden Jahre im Altmaier-Trott weitergemacht hätten, 
dann stünden wir jetzt vor riesigen Problemen. Aber ge-
nau das haben wir nicht gemacht.

(Michael Breilmann [CDU/CSU]: Die Lage 
hat sich verschärft!)

Wir haben das Ruder in der Energiepolitik herumgeris-
sen, um uns aus diesem Doomsday-Scenario heraus-
zubringen, in das Sie uns manövriert haben, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Union,

(Beifall der Abg. Marianne Schieder [SPD])
und das natürlich – weil Sie es angesprochen haben, Herr 
Lenz – mit ausreichend gesicherter Leistung, die es ja 
gibt. 115 Gigawatt: Da können Sie die Panikmache ruhig 
einstellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und auch mit allen erneuerbaren Energien! Zu Biomasse 
und Geothermie, lieber Herr Jung, sagt der von Ihnen so 
hochgelobte Bericht übrigens absolut gar nichts. So viel 
zum Thema hilfreiche Vorschläge, Herr Spahn.

(Beifall bei der SPD)
Wozu der Bericht etwas sagt, sind die Energiepreise, 

die im letzten Jahr schon wieder gesunken sind. Was wir 
gesehen haben im Laufe der letzten beiden Jahre und was 
der Bericht untersucht, das waren die Auswirkungen des 
russischen Angriffskrieges. Und das alles zeigt doch, wie 
richtig die Energiepolitik und der Kurs der Ampel ist. Wir 
müssen uns schnellstmöglich unabhängig von den fossi-
len Energien machen, damit wir so einen Energiepreis-
schock nie wieder erleben müssen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nach dem Angriff von Russland auf die Ukraine haben 
wir darüber diskutiert, in welcher Reihenfolge wir Indus-
trien abschalten müssen oder ob wir im Winter die Hei-
zungen ausschalten müssen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Die schalten sich 
von ganz alleine ab!)

Nichts davon ist passiert. Gleichzeitig haben wir den 
Ausbau der erneuerbaren Energien fundamental be-
schleunigt und auf den richtigen Weg gebracht. Das ist 
die Bilanz unserer Energiepolitik, und die kann sich se-
hen lassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Jens Spahn [CDU/CSU]: 16 Prozent, 
sage ich nur!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Klaus Ernst für die Gruppe 

BSW.

(Beifall beim BSW)

Klaus Ernst (BSW):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Also, die Debatte ist schon spannend. Da gibt 
es einen Bericht vom Bundesrechnungshof. Auf Baye-
risch gesagt: Das ist eine Watschn für die Koalition, 
eine Riesenwatschn! Wer es nicht versteht: Ohrfeige.

Der Punkt ist: Wie begegnen Sie nun dieser Kritik? Da 
sagen die einen: Ja, der meint ja gar nicht uns, der meint 
ja die alte Regierung. Die anderen sagen: Nee, nee, das ist 
ja alles gar nicht so schlimm, wie es da dargestellt ist. Das 
Argument ist vorhin gesagt worden: Es heißt, der Prä-
sident hat das falsche Parteibuch. Das alles ist nichts 
anderes als der Versuch, sich mit der Kritik des Bundes-
rechnungshofes gar nicht auseinandersetzen zu müssen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BSW und bei der CDU/CSU)

Das ist der Punkt; das nehme ich Ihnen wirklich übel. 
Wenn ihr recht habt, dann setzt euch doch damit aus-
einander. Aber so fegt man die Kritik einfach vom Tisch.

Meine Damen und Herren, vernichtender kann das Ur-
teil des Rechnungshofs gar nicht sein: Die Versorgungs-
sicherheit ist gefährdet, der Strom ist teuer, und Auswir-
kungen der Energiewende auf Landschaft, Natur und 
Umwelt kann die Bundesregierung nicht umfassend be-
werten. – Wenn ich als zuständiger Minister eine solch 
Kritik erhielte, dann würde ich mich doch zumindest in 
Ruhe mit meinen Leuten zusammensetzen und über-
legen, was falsch gemacht wurde. Aber das macht ihr 
nicht. Im Klartext heißt es: Die Energiepolitik hat zu 
extremen Energiepreisen geführt. Die Versorgungssicher-
heit ist nach wie vor nicht gewährleistet, und Umwelt-
folgen sind Ihnen eigentlich egal.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das ist das Schlimme an Ihrer Energiepolitik, und das 
empfinden auch die Leute so. Umwelt spielt keine Rolle 
mehr. Gucken Sie nach Rügen, wo die Leute protestieren. 
Das Institut der deutschen Wirtschaft spricht erneut von 
Deindustrialisierung. Gleichzeitig beziehen wir Fra-
cking-Gas aus den USA. Umweltschädlicher geht’s 
kaum, und sicher ist es auch nicht. Wie man weiß, wird 
überlegt, uns weniger zu liefern.

Wissen Sie, was da angesagt ist, meine Damen und 
Herren der Ampel? Da ist eigentlich eine Umkehr ange-
sagt. Wenn Sie schon nicht umkehren, dann sollten Sie 
wenigstens sachlich bleiben

(Zuruf des Abg. Steffen Kotré [AfD])

und nicht sagen, der Präsident habe das falsche Partei-
buch. Mit diesem Argument haben Sie den Vogel abge-
schossen.

(Beifall beim BSW sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-

legin Katrin Uhlig das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Den Bundesrechnungshof hatte ich bis letzte 
Woche mit anderen Themen verbunden, insbesondere mit 
der grundsätzlichen Kontrolle der Ausgaben des Bundes. 
Wofür ich ihn bisher noch nicht im Blick hatte, waren 
tiefergehende Kenntnisse in den Bereichen Strommarkt-
design, Energiewirtschaft und Genehmigungsrecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Jens Spahn [CDU/CSU]: Im Jahr 2022!)

Im Bericht wird kritisiert – ich habe den nämlich gele-
sen, Herr Spahn –, dass, obwohl im Jahr 2022 Maßnah-
men ergriffen wurden, um den Ausbau der erneuerbaren 
Energien zu beschleunigen, in den Ausschreibungen für 
Windenergieanlagen an Land 2023 nicht ausreichende 
Gebote abgegeben worden wären. Schauen wir uns die-
sen Punkt doch einmal genauer an. Im Sommer 2022 
wurden die neuen Regelungen für Flächenausweisungen 
und Genehmigungsverfahren beschlossen. Wir können 
jetzt schon sehen, dass sich etwas tut. Alle Länder sind 
aktiv geworden, prüfen auf Grundlage des Wind-an- 
Land-Gesetzes Flächen und steigen in Planungsverfahren 
ein. Gleichzeitig sind viele Windprojekte angestoßen 
worden, und Anlagen, die lange in Genehmigungsprozes-
sen festhingen, wurden inzwischen genehmigt. Diese Ge-
nehmigungen aber sind Grundlage für eine Beteiligung 
an den Ausschreibungen.

Die Planungen und Genehmigungen zur Errichtung 
einer Windenergieanlage, selbst wenn man diese be-
schleunigt, dauern wesentlich länger als zum Beispiel 
die Installation einer Solaranlage auf einem Haus.
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(Jens Spahn [CDU/CSU]: Warum macht ihr 
dann solche Ausschreibungen?)

Ob sich wirklich etwas geändert hat, wird sich bei Wind 
an Land erst zeitverzögert zeigen. Es gibt aber bereits 
heute Anzeichen dafür, dass es einen zunehmenden Aus-
bau gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Jens Spahn [CDU/CSU]: 
Die Hoffnung stirbt zuletzt!)

Besonders interessant fand ich, dass an vielen Stellen 
im Bericht bereits vermerkt wurde, dass eine Vielzahl 
von Hinweisen bereits in einem Bericht 2021 angespro-
chen wurde. Das heißt, eine Vielzahl der Hinweise sind 
nicht neu. Auch wenn Sie es nicht hören wollen: Zur 
Wahrheit gehört, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Union, dass wir gerade Schritt für Schritt die Probleme 
lösen, die Sie uns aus den Jahren Ihrer Regierungsver-
antwortung hinterlassen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Diese Probleme hät-
ten wir ohne sie nicht!)

Dass dies nicht über Nacht geschehen kann, sondern bei 
Berücksichtigung der Versorgungssicherheit Schritt für 
Schritt ordentlich geschehen muss, muss mit Blick auf 
Planungssicherheit selbstverständlich sein.

Klar ist aber auch: Wir brauchen bezahlbare Strom-
preise für die Menschen in unserem Land genauso wie 
für die Unternehmen. Deshalb: Lassen wir doch mal die 
unterschiedlichen Perspektiven und Bedenken zur Nut-
zung einzelner Energieträger beiseite. Auch Sie wissen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, wenn Sie 
wirklich ehrlich sind, dass weder neue Atomkraftwerke 
noch neue Kohlekraftwerke bezahlbar sind, und da haben 
wir nur von den Investkosten gesprochen und nicht von 
der Abhängigkeit von den Importen

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Was kosten denn 
Ihre Solaranlagen?)

und auch nicht von den Folgekosten.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)
Sie wissen auch, dass die Wirtschaft nicht nur Versor-

gungssicherheit braucht, sondern mehr grünen Strom und 
grünen Wasserstoff,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Es gibt Wasser-
stoff!)

um international wettbewerbsfähig zu bleiben. Und Sie 
wissen auch, dass die Bewältigung der extremen Aus-
wirkungen der Klimakrise, wenn wir nichts tun, von der 
Nordsee bis zu den Alpen, von der Landwirtschaft bis zur 
Industrie, uns unglaublich viel mehr kosten wird.

(Zuruf von der AfD)
Werte Kolleginnen und Kollegen der Union, ich gebe 

zu, ich finde es mutig von Ihnen, heute eine Aktuelle 
Stunde zu einem Thema anzumelden, für das Ihre Frak-
tion, die sich ihrer Wirtschaftskompetenz rühmt, gar kein 
eigenes Konzept hat,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

und das, obwohl Sie einen Fraktionsvorsitzenden und 
einen zuständigen stellvertretenden Fraktionsvorsitzen-
den haben, die beide aus dem Energie- und Industrieland 
NRW kommen. Das kann ich wirklich nicht nachvoll-
ziehen.

Man kann natürlich als Opposition immer sagen: „So, 
wie Sie das machen, wollen wir das nicht. Wir sehen die 
Probleme“, oder: „Wir lehnen Ihre Politik ab.“ Aber 
meine Frage lautet dann – und sie wurde heute schon 
wieder nicht beantwortet –: Was wollen Sie dann? Wie 
würden Sie es machen?

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nicht zugehört!)
Welche Ideen und Lösungen haben Sie für die aktuellen 
Herausforderungen, vom Bundeshaushalt über die Ener-
giewende bis zur Transformation der Wirtschaft?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Da wird die vermeintlich einfache Antwort der ehrlichen 
Auseinandersetzung mit dem Thema vorgezogen.

Anständige und solide Politik setzt sich ernsthaft mit 
den Herausforderungen dieses Landes auseinander, be-
schäftigt sich damit, vor welchen Herausforderungen 
Menschen und Unternehmen stehen, und gibt darauf Ant-
worten. Alles, was ich von Ihnen heute gehört habe, ist: 
So nicht! Seien Sie doch auch hier mal mutig. Erarbeiten 
Sie gute und echte Vorschläge, bringen Sie sie in unsere 
Debatten ein; dann freue ich mich auf eine ehrliche, of-
fene und anständige Diskussion darüber,

(Zuruf des Abg. Andreas Jung [CDU/CSU])
welcher Weg der beste ist und wie wir die entscheidenden 
Weichen stellen, um dieses Land und diesen Wirtschafts-
standort fit für die Zukunft zu machen.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Anpas-
sung der Mindeststrafen des § 184b Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 3 des Strafgesetzbuches – 
Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderporno-
graphischer Inhalte 

Drucksache 20/10540
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Digitales

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, zügig Platz zu nehmen.
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Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes-
minister der Justiz, Dr. Marco Buschmann.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marco Buschmann, Bundesminister der Justiz:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen! Liebe Zuschauer! 
Der sexuelle Missbrauch von Kindern ist wahrscheinlich 
eines der schlimmsten Verbrechen, das wir uns vorstellen 
können. Die Opfer leiden häufig ein Leben lang unter den 
körperlichen und seelischen Verletzungen, die sie erlei-
den, und deshalb sieht unser Strafgesetzbuch zu Recht 
harte Strafen vor. Die Täter müssen mit einer Freiheits-
strafe von bis zu 15 Jahren rechnen. Das darf sich nicht 
ändern, das soll sich nicht ändern, und das wird sich nicht 
ändern, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und des Abg. Axel Müller [CDU/CSU])

Das Leid der Opfer wird vergrößert, wenn von diesen 
Missbräuchen Darstellungen – seien es Foto- oder Video-
aufnahmen – hergestellt und verbreitet werden; denn das 
Bewusstsein, dass sich andere an der Darstellung des 
eigenen Leides Lust verschaffen, ist wahrscheinlich die 
schlimmste Persönlichkeitsrechtsverletzung, die man 
sich vorstellen kann. Deshalb kennt auch dafür unser 
Strafgesetzbuch harte Strafen. Bis ins Jahr 2021 hinein 
mussten Täter mit einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf 
Jahren rechnen. Diesen oberen Strafrahmen hat der Ge-
setzgeber im Jahr 2021 auf zehn Jahre verdoppelt. Auch 
daran soll und wird sich nichts ändern, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Axel Müller [CDU/CSU])

Der Gesetzgeber hat aber im Jahr 2021 dem § 184b 
Strafgesetzbuch, über den wir hier diskutieren, etwas 
Neues hinzugefügt: die Mindestfreiheitsstrafe von einem 
Jahr. Das klingt intuitiv auch erst mal plausibel, wenn wir 
an die typischen Fälle denken, in denen sich Menschen 
Lust am Leid anderer Menschen verschaffen. Aber diese 
neue Regel in § 184b hat in der Strafverfolgungspraxis in 
den letzten Jahren zu schwerwiegenden Problemen ge-
führt, und die will ich kurz erläutern. Dazu muss man 
wissen, dass die Beschreibung des Unrechts bei der Ver-
breitung kinderpornografischer Schriften, wie der Tat-
bestand heißt, eben so gut wie jede Verbreitung und so 
gut wie jedes Sich-Verschaffen erfasst. Das soll auch so 
sein, um die Persönlichkeitsrechte der Opfer gut zu schüt-
zen und um Umgehungstaktiken der Täter vorzubeugen. 
Das führt aber dazu, dass beispielsweise auch sogenannte 
Warnfälle erfasst werden. Was verbirgt sich dahinter? 
Stellen Sie sich vor: Eine Mutter entdeckt auf dem Handy 
ihres Sohnes solches Material, macht ein Foto davon, 
schickt es anderen Eltern und schreibt: Guckt mal, ob 
das nicht vielleicht auch auf den Handys euerer Kinder 
zu finden ist. Ihr müsst eingreifen. – Dann macht sie sich 
strafbar im Sinne dieses Gesetzes.

Es ist natürlich nicht in Ordnung, solches Material 
weiterzuleiten, weil es eine Persönlichkeitsrechtsverlet-
zung ist. In der Vergangenheit haben Staatsanwälte und 
Staatsanwaltschaften in solchen Fällen aber häufig mit 
einer Einstellung gegen Auflagen und Weisungen rea-
giert, weil sie der Auffassung waren: Es ist nicht in Ord-
nung, aber die Schuld ist hier so gering, dass wir auch mit 
einer einfacheren Form der Wiedergutmachung zurecht-
kommen können.

Die Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr führt aber 
heutzutage in solchen Fällen dazu, dass die Staatsanwalt-
schaften öffentliche Klage erheben müssen, dass sie auf 
mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe plädieren müssen und 
dass die Gerichte eine Freiheitsstrafe von einem Jahr aus-
sprechen müssen. Hier ist die Reform eindeutig über das 
Ziel hinausgeschossen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist nicht nur meine persönliche Meinung, sondern 
auch die von Strafverfolgern, Staatsanwälten und Rich-
tern, quasi von allen, die beruflich mit der Verfolgung 
dieses Unrechts zu tun haben, und es ist auch der Wunsch 
eines einstimmigen Beschlusses der Justizministerkon-
ferenz, dass wir dies korrigieren. Deshalb legt Ihnen die 
Bundesregierung genau für dieses Problem einen Korrek-
turentwurf vor. Wir wollen am unteren Strafrahmen des 
§ 184b – nur dort – eine Korrektur vornehmen, die es den 
Staatsanwaltschaften wieder ermöglicht, in solchen Fäl-
len geringer Schuld beispielsweise mit einer Einstellung 
gegen Auflagen und Weisungen zu reagieren. So kom-
men wir, glaube ich, wieder zu schuldangemessenen 
Rechtsfolgen, und der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
wird wieder besser eingehalten, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eine Bitte habe ich zum Schluss. Ich möchte mich sehr 
herzlich dafür bedanken, dass viele Beteiligte – seien es 
die Landesjustizministerinnen und -justizminister, die 
Rechtspolitikerinnen und Rechtspolitiker in diesem 
Haus oder auch die vielen Teilnehmer an der medialen 
Debatte – es geschafft haben, dieses schwierige und emo-
tionale Thema in einem sehr sachlichen Ton zu diskutie-
ren. Wenn ich einen Wunsch äußern dürfte: Ich glaube, es 
wäre der Sache und auch den Opfern angemessen, dass 
wir uns alle gemeinsam bemühen, dieses schwierige 
Thema hier in einem möglichst sachlichen Ton zu dis-
kutieren. Ich hoffe auf die wohlwollende Aufnahme des 
Gesetzentwurfs der Bundesregierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege Axel 

Müller das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sehr geehrter Minister Buschmann, Sie haben es aus-
geführt: Sexualisierte Gewalt gegen Kinder zählt zu den 
schlimmsten Straftaten. Die Opfer gehören zur schwächs-
ten Gruppe einer Gesellschaft, weil sie sich gegen ihre 
Peiniger praktisch nicht wehren können. Eine Form der 
Tatbegehung stellen die Verbreitung, der Erwerb und der 
Besitz kinderpornografischen Materials dar. Diese ist 
Gegenstand des von Ihnen heute vorgestellten Gesetz-
entwurfs. Sie lieferte auch in der letzten Legislaturpe-
riode den Anlass für den Kampf des Gesetzgebers gegen 
diese abscheulichen Taten; denn während die Zahl ent-
sprechender Straftaten laut Polizeilicher Kriminalstatis- 
tik 2020 noch bei 18 700 Fällen lag, waren es 2022 be- 
reits über 42 000 Fälle. Wohlgemerkt, das waren die, die 
bekannt geworden sind; das Dunkelfeld ist weitaus grö-
ßer. Die Weltgesundheitsorganisation schätzt, dass in 
Deutschland bis zu 1 Million Kinder und Jugendliche 
Opfer von sexualisierter Gewalt durch Erwachsene ge-
worden sind.

Nach aufsehenerregenden Fällen wie dem Camping-
platzfall in Lügde sah sich der Gesetzgeber in der letzten 
Legislaturperiode veranlasst – es war höchste Zeit –, sich 
dieser Problematik anzunehmen. In der letzten Legisla-
turperiode – das haben Sie ausgeführt – haben wir daher 
entsprechende Strafverschärfungen vorgenommen. Es 
existierte bis dahin ein Strafrahmen je nach Begehungs-
weise von drei Monaten bis zu zehn Jahren Freiheits-
strafe. In sogenannten minder schweren Fällen waren 
auch Geldstrafen möglich.

Wir waren der Überzeugung, dass es gerade bei den 
erwachsenen Tätern, die häufig ihre aus einem sozialen 
Näheverhältnis heraus bestehende Vertrauensstellung ge-
genüber Kindern und Jugendlichen missbrauchen, mehr 
Abschreckung braucht, um sie von der Begehung solcher 
Taten abzuhalten. Daher haben wir vor allem die Min-
deststrafe erhöht und die Taten generell zu Verbrechen – 
Mindeststrafe ein Jahr – hochgestuft. Damit haben wir 
die Generalprävention entsprechend berücksichtigt – 
wir haben ihr mehr Rechnung getragen –, die eine ab-
schreckende und schützende Maßnahme zur Verhin-
derung von Straftaten ist. Das ist erwiesen.

Die Verhinderung der Tat muss das oberste Ziel sein. 
Denn die Opfer – das weiß ich aus meiner praktischen 
Erfahrung als Mitglied einer Jugendschutzkammer – lei-
den vielfach unter Traumatisierungen, zum Teil im 
wahrsten Sinne des Wortes lebenslänglich, während die 
Täter, die Peiniger, nach Verbüßung ihrer Strafen wieder 
auf freiem Fuß sind.

Um es zusammenzufassen: Wir haben in der Folgezeit 
generell die Einstufung als Verbrechen vorgenommen, 
haben dadurch aber, wie Sie es ausführlicher dargestellt 
haben, eine Problemlage für Polizei und Justiz geschaf-

fen. In bestimmten Sachverhaltskonstellationen kam es 
zu Ergebnissen, die der ursprünglichen Intention des Ge-
setzgebers einfach zuwiderliefen, so zum Beispiel, wenn 
Lehrer kinderpornografisches Material auf dem Handy 
von Schülern oder Eltern auf dem ihrer Kinder an sich 
nahmen, um es – nicht aus sexuellen, sondern aus erzie-
herischen Motiven – zu sichern und dann an Ermittlungs-
behörden weiterzugeben, und sich plötzlich dem Vorwurf 
des Besitzes von Kinderpornografie ausgesetzt sahen. 
Zwischenzeitlich gibt es deswegen Vorlagen von Strafge-
richten beim Bundesverfassungsgericht mit dem Vor-
wurf, der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz sei nicht mehr 
ausreichend berücksichtigt, so in einem Fall, in dem je-
mand als Mitglied einer Whatsapp-Gruppe mit mehreren 
Hundert Beteiligten plötzlich eine Nachricht mit kinder-
pornografischem Inhalt auf sein Handy gespielt bekom-
men und sie nicht sofort gelöscht hat.

Ich denke, wir sind uns weitestgehend darüber einig, 
dass das nicht die Zielgruppe ist, die wir mit unserer 
Gesetzesänderung bekämpfen wollten. Hier ist das Inte-
resse der Strafverfolgung – Sie haben das ausgeführt – 
gering oder gar nicht vorhanden. Wenn überhaupt, ist der 
Schuldvorwurf sehr gering. Man kann solche Fälle dem 
Grunde nach einstellen, eventuell verbunden mit gerin-
gen Auflagen. Allerdings geht das eben nur bei Vergehen; 
bei Verbrechen ist uns diese Möglichkeit versperrt.

Ich will nicht verhehlen, dass ich damals bei diesem 
gesetzgeberischen Handeln gewisse Bedenken hatte. Ich 
sah das kritisch. Aber die Praxis hat viele Signale gesen-
det, die Sie jetzt aufgenommen haben, und dringend ge-
beten, solche Verwerfungen abzustellen. Sie haben er-
wähnt, dass auch die Justizministerkonferenz Sie dazu 
aufgefordert hat. Dem tragen Sie heute hier Rechnung. 
Allerdings – das möchte ich an dieser Stelle schon sagen – 
machen Sie es sich ein bisschen einfach. Es kann auch der 
falsche Eindruck entstehen – teilweise wird dieser von 
anderer Seite bewusst erzeugt –, dass uns das Thema 
„Schutz unserer Kinder“ nicht wirklich am Herzen liegt. 
Sie selbst haben darauf hingewiesen. Sie haben nämlich 
gesagt – ich zitiere –, das Ganze berge auch erhebliches 
„Diffamierungspotenzial“. Dem würden Sie aus meiner 
Sicht glaubwürdig entgegentreten, wenn Sie sich endlich 
nicht mehr gegen die Speicherung der IP-Adressen stel-
len würden. Diese ist – zumindest zeitlich begrenzt – 
nachweislich rechtlich zulässig, und wir könnten Täter 
dingfest machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich komme zum Schluss. Im weiteren Verfahren gilt es, 
auch zu prüfen, ob es nicht möglich ist, die Einstufung als 
Verbrechen zu belassen, aber bei bestimmten Fallgruppen 
von einer Strafbarkeit abzusehen. Das würde die „echten“ 
Verbrecher wie gewollt abschrecken und die Strafverfol-
gung eventuell noch effektiver gestalten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Johannes Fechner für die SPD-Frak-

tion.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! In welchem Aus-
maß und mit welcher Brutalität Kinder zur Herstellung 
von Kinderpornografie und zu deren Verbreitung miss-
braucht werden, ist wirklich entsetzlich. Wir alle schä-
men uns, dass so etwas passiert, und wir alle müssen 
wirklich alles dafür tun, mit den Mitteln des Strafrechts 
diesen Missbrauch zu verhindern. Das darf so nicht mehr 
weitergehen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Deswegen bin ich Ihnen, Herr Minister Buschmann, aus-
drücklich dankbar für die Vorlage dieses Gesetzentwur-
fes.

Ich will aber auch ausdrücklich sagen, dass wir in der 
vergangenen Wahlperiode vieles für den strafrechtlichen 
Schutz von Kindern vor sexueller Gewalt getan haben. 
Im Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen 
Kinder haben wir zahlreiche Vorschriften im Strafgesetz-
buch präzisiert, erweitert und verschärft. Zum Beispiel 
haben wir die Strafbarkeit ausgeweitet, wenn sexueller 
Missbrauch bei einer Person unter 18 Jahren von einem 
Vorgesetzten erfolgte oder gegenüber Schutzbefohlenen. 
Wir haben mehrere Strafbarkeitslücken geschlossen, und 
wir haben den Verjährungsbeginn beim Herstellen kin-
derpornografischer Inhalte deutlich verlängert; die Ver-
jährung ruht jetzt bis zur Vollendung des 30. Lebensjah-
res. Wir haben eine Strafnorm geschaffen bezüglich des 
Inverkehrbringens und des Besitzes von Sexpuppen mit 
kindlichem Erscheinungsbild, und wir haben den Ermitt-
lungsbehörden durch Änderungen in der Strafprozessord-
nung weiter gehende Befugnisse eingeräumt, damit sie 
die Täter dieser schlimmen Taten noch effektiver und 
noch schneller ermitteln können. Dazu gehört insbe-
sondere, dass Polizisten computergeneriertes pornogra-
fisches Material verwenden können, um so in die Chats 
hineinzukommen und die Täter zu ermitteln. Wir haben 
sogar den Versuch des Cybergroomings strafrechtlich ge-
regelt. Das alles waren wichtige Maßnahmen, um Kinder 
strafrechtlich besser vor sexualisierter Gewalt zu schüt-
zen. Es war richtig, dass wir diese Gesetzesverschärfun-
gen in der letzten Wahlperiode vorgenommen haben. Das 
will ich hier ausdrücklich so festhalten, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

Bei § 184b StGB haben wir ebenfalls das Strafmaß 
deutlich erhöht, und zwar auf zehn Jahre. Auch das war 
richtig, und das ändern wir auch nicht; das will ich hier 
ausdrücklich auch festhalten. Aber die Hochstufung zum 
Verbrechen, also die Mindeststrafe auf ein Jahr festzuset-
zen, war ein Fehler; das müssen wir hier ausdrücklich 
einräumen. Ich will kein großes Fass aufmachen, wer 
daran schuld war. Wir als SPD haben damals im Rahmen 
eines Fraktionsantrages vorgeschlagen, eine Änderung 
des damaligen Regierungsvorschlages herbeizuführen; 
dann wären wir jetzt bei sechs Monaten. Aber es ist 
umso besser, dass wir jetzt offensichtlich in einem breiten 

Konsens eine Regelung finden. Denn in der Tat gibt es 
Fälle, die offensichtlich nicht strafwürdig sind, beispiels-
weise wenn eine Mutter entdeckt, dass in der Klasse ihres 
Sohnes ein Nacktfoto verschickt wird, und sie, um die 
Eltern dieser Person oder den Lehrer oder die Polizei zu 
informieren, dieses Foto weiter verschickt. Derzeit wäre 
das eine Straftat. Das entsprechende Verfahren kann nicht 
eingestellt werden, weil ein Verbrechen vorliegt. Wir 
müssen den Staatsanwaltschaften die entsprechende Fle-
xibilität geben, dass solche nicht strafwürdigen Taten 
dann auch tatsächlich nicht verurteilt werden, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Ich glaube, das machen wir hier 
mit dem Gesetz sehr maßvoll.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Für die SPD kann ich sagen, dass wir uns auch in 
Zukunft mit den Mitteln des Strafrechts für den Schutz 
der Kinder einsetzen. Dazu gehört auch, für genügend 
Personal in der Justiz und für genügend technische Aus-
stattung zu sorgen. Wir sollten uns zudem die Studie von 
Frau Professor Hoven anschauen, die festgestellt hat, 
dass Gerichte bei Sexualstraftaten im Vergleich zu ande-
ren Delikten im Rahmen ihres Ermessensspielraums oft 
am unteren Rand des Strafrahmens bleiben. Ich finde, das 
ist eine Diskussion wert. Das sollten wir uns anschauen; 
das will ich an dieser Stelle auch sagen.

Festzuhalten ist also, dass wir unsere Gesetzgebung bei 
einem einzigen Straftatbestand korrigieren, um bei Baga-
tellfällen und Fällen, bei denen keine strafwürdige Hand-
lung vorliegt, die Verfahren einstellen zu können. Aber 
für uns ist ganz klar, dass wir mit den Möglichkeiten des 
Strafrechts Kinder vor sexueller Gewalt schützen müs-
sen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Fabian Jacobi für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das Jus-

tizministerium legt uns einen Gesetzentwurf vor zur Re-
form des § 184b des Strafgesetzbuches. Der Paragraf 
bestimmt die Strafbarkeit der Herstellung, der Verbrei-
tung und des Besitzes von sogenannten kinderpornogra-
fischen Darstellungen. Der Deutsche Bundestag hat diese 
Vorschrift erst in der letzten Wahlperiode geändert und 
die vorgesehenen Mindeststrafen auf ein Jahr Freiheits-
strafe erhöht. Im Rahmen jenes Gesetzgebungsverfahrens 
im Jahr 2021 sind von den angehörten Sachverständigen 
und von den betroffenen juristischen Berufsgruppen er-
hebliche Vorbehalte gegen diese Erhöhung der Mindest-
strafen vorgetragen worden. Der Deutsche Bundestag hat 
sich unter dem Eindruck aktueller schwerer Fälle von 
sexueller Kindesmisshandlung mit den Stimmen von 
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CDU/CSU, SPD und AfD über diese Bedenken hinweg-
gesetzt und die Verschärfung beschlossen.

Drei Jahre nach der Gesetzesänderung zieht das Bun-
desjustizministerium nunmehr Bilanz und kommt zu dem 
Ergebnis, dass sich die Änderung nicht bewährt habe. Es 
sollen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zwar nicht 
die seinerzeit heraufgesetzten Höchststrafen, wohl aber 
die Mindeststrafen wieder zurückgesetzt werden. Der 
Gesetzentwurf wird von den juristischen Berufsverbän-
den, also dem Deutschen Richterbund, der Bundesrechts-
anwaltskammer und dem Deutschen Anwaltverein, ein-
hellig begrüßt. Inhaltlich wird auf die bereits seinerzeit 
geäußerte Kritik verwiesen, die seither in der Praxis be-
stätigt worden sei. Kern der Kritik ist es, dass mit der 
undifferenzierten Heraufstufung zum Verbrechenstat-
bestand auch minderschwere Fälle, die kaum die Grenze 
der Strafwürdigkeit erreichen, zwingend in öffentlicher 
Hauptverhandlung angeklagt und mit der vorgesehenen 
Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsentzug bestraft 
werden müssen. Wie stets im Rechtsstaat gelte auch für 
den staatlichen Strafanspruch, dass er nicht maßlos, also 
unverhältnismäßig, ausgeübt werden darf.

In diesem Zusammenhang kann es nicht unbeachtet 
bleiben, dass auch die Gerichte, die das Gesetz auf 
konkrete Menschen anzuwenden haben, entsprechende 
Probleme aufzeigen. Seit der Gesetzesänderung haben 
mehrere Gerichte im Wege der Richtervorlage beim Bun-
desverfassungsgericht geltend gemacht, dass die gegen-
wärtige Gesetzesfassung in manchen Fällen gegen das 
Übermaßverbot verstoße und deswegen verfassungswid-
rig sei. Über eine dieser Vorlagen wird das Bundesver-
fassungsgericht wohl auch irgendwann in der Sache ent-
scheiden. Es sei allseits angeraten, den entsprechenden 
Vorlagebeschluss einmal zu lesen. Er führt vor Augen, 
welche Konsequenzen die gegenwärtige Gesetzesfassung 
hat. Konkret geht es dort um eine junge Frau – noch in 
Ausbildung befindlich –, die entsprechende Darstellun-
gen weder von sich aus aufgesucht noch weiterverbreitet 
hat, sondern diese in einer unverdächtig wirkenden 
Gruppe in den sozialen Medien ungewollt auf ihr Telefon 
gespielt bekam. Auch durch die staatliche Gleichsetzung 
solcher allenfalls minimal strafwürdigen Sachverhalte 
mit tatsächlichen Kindesmisshandlungen können Leben 
zerstört werden. Das Prinzip „Tötet sie alle, Gott kennt 
die Seinen und wird im Jenseits schon Gerechtigkeit 
schaffen“ jedenfalls kann in einem säkulären Rechtsstaat 
nicht zur Anwendung kommen.

Wird also nun die AfD-Fraktion dem Gesetzentwurf 
des Justizministeriums zustimmen? Wie bei einem so 
gewichtigen und kontroversen Gegenstand nötig, haben 
wir uns intensiv damit befasst. Im Ergebnis ist die AfD- 
Fraktion der Auffassung, dass die beabsichtigte pau-
schale Herabstufung aller Tatbestände des § 184b zu Ver-
gehen nun in entgegengesetzter Richtung wiederum über 
das Ziel hinausschießen und eine fatale Außenwirkung 
im Sinne einer Verharmlosung auch schwerer entspre-
chender Taten auslösen würde. Die AfD-Fraktion lehnt 
den Gesetzentwurf in der jetzigen Form daher ab. Sie 
wird im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens mit einem 
eigenen Antrag aufzeigen, wie der § 184b in eine ver-
fassungsgemäße Form gebracht, wie minder schwere 

Fälle ausgeschieden und andererseits schwere Fälle an-
gemessen, also weiterhin als Verbrechen, geahndet wer-
den sollten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit der 

Debatte fortfahren, darf ich auf der Ehrentribüne herzlich 
eine Delegation der Werchowna Rada der Ukraine 
und insbesondere ihren Vorsitzenden, den Kollegen und 
Abgeordneten Pavlo Frolov, begrüßen. 

(Beifall)
Im Rahmen eines Programms der internationalen Par-

lamentskooperation sind Sie beim Deutschen Bundestag 
zu Gast, um sich über Fragen des Haushaltswesens und 
der Rechnungsprüfung zu informieren. Ihr Besuch ist ein 
Ausdruck der intensivierten Zusammenarbeit mit dem 
ukrainischen Parlament, dessen Unterstützung uns ein 
vordringliches Anliegen hier im Deutschen Bundestag 
ist. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen einen fruchtbaren 
Aufenthalt in Berlin.

Zugleich möchte ich Ihnen gegenüber nochmals unsere 
Solidarität, aber auch unsere Empathie angesichts des 
anhaltenden menschenverachtenden und völkerrechts-
widrigen Angriffskrieges gegen Ihr Land, die Menschen 
in Ihrem Land, zum Ausdruck bringen.

(Beifall im ganzen Hause)
Wir fahren in der Debatte zur Anpassung der Mindest-

strafen des § 184b des Strafgesetzbuches fort. Das Wort 
hat die Kollegin Bayram für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ein Amtsrichter aus München hat das 
Bundesverfassungsgericht angerufen, weil er eine Mutter 
nicht verurteilen wollte. Sie war angeklagt wegen des 
Besitzes und der Verbreitung von sogenannter Kinder-
pornografie. Das klingt nach Abbildungen von sexuali-
sierter Gewalt gegen Kinder, von Videos, die im Darknet 
verbreitet und in kriminellen Ringen geteilt werden. Das 
ist aber in diesem Fall nicht so gewesen. Was war pas-
siert? Die Mutter hatte von ihrem Kind erfahren, dass es 
ein einzelnes Nacktbild von einem anderen Kind erhalten 
hat. Um andere Eltern vorzuwarnen, speicherte sie das 
Bild und leitete es zur Warnung an andere Eltern weiter.

Dass diese Mutter genau das gemacht hat, was Mütter 
wahrscheinlich üblicherweise in so einer Situation ma-
chen würden, ist meines Erachtens offensichtlich. Ihr 
Verhalten ist sicher nicht das, was man sich unter der 
Verbreitung von sogenannter Kinderpornografie vor-
stellt, meine Damen und Herren. Aber dem Richter sind 
nach geltendem Recht die Hände gebunden: Er kann das 
Verfahren gegen die Mutter nicht einfach einstellen. 
Grund ist, dass es sich hierbei gemäß § 184b Strafgesetz-
buch seit der Einführung einer Mindeststrafe von einem 
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Jahr Freiheitsstrafe im Jahr 2021 um ein Verbrechen han-
delt. Dass genau so etwas passieren würde, meine Damen 
und Herren, war schon klar, als wir das Gesetz vor drei 
Jahren hier erlassen haben. Aber die Union hat damals – 
auch das gehört zur Wahrheit dazu – die Augen davor 
verschlossen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Die Union 
war’s? Vielleicht auch die SPD? – Stephan 
Mayer [Altötting] [CDU/CSU]: Wer war denn 
Justizministerin zu der Zeit? – Gegenruf des 
Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wir wollten 
es ändern, ihr nicht!)

In der öffentlichen Anhörung im Rechtsausschuss wa-
ren die Sachverständigen sich einig, dass eine Hochstu-
fung zum Verbrechen dazu führen würde, dass keine tat- 
und schuldangemessene Reaktion auf Einzelfälle mehr 
möglich sein würde. Auch ich bzw. wir von den Grünen 
haben davor gewarnt und das Gesetz deswegen abge-
lehnt, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP])

Lehrerinnen, die zur Beweissicherung Videos spei-
chern, um die Eltern zu warnen, aber auch die Jugend-
lichen selbst, die sich vielleicht einfach in einer Chat-
gruppe befinden, in der ein Nacktfoto gepostet wird, 
das automatisch auf dem Handy gespeichert wird – auf 
solche Fälle könnten Strafverfolgungsbehörden und Jus-
tiz angemessen reagieren, wenn die Mindeststrafe nach 
§ 184b wieder unter einem Jahr liegen würde. Die Straf-
verschärfung führt in der geltenden Praxis dazu, dass 
Eltern und Lehrpersonal davon abgeschreckt werden, 
Missstände aufzudecken, weil sie sich möglicherweise 
selbst einer Strafverfolgung aussetzen würden. Das führt 
aber auch dazu, dass Beweise nicht gesichert werden 
können, da dies eben immer mit der Strafverfolgungs-
gefahr verbunden ist. Wir alle haben dazu verschiedene 
Artikel gelesen, weil die Presse das in einer Art und 
Weise aufbereitet hat, dass keiner mehr die Augen davor 
verschließen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sonja Eichwede [SPD] und 
Katrin Helling-Plahr [FDP])

Es geht doch nicht darum – das ist, was uns umtreibt –, 
Kindern und Jugendlichen Zukunftschancen zu verbauen. 
Wenn sie deswegen verurteilt werden, dann steht das im 
Zentralregister, und zwar in einer Kategorie, die dazu 
führt, dass wir ihre berufliche und persönliche Zukunft 
beschneiden, meine Damen und Herren. Denn Freiheits-
strafen von mindestens einem Jahr führen auch in diesem 
Alter zu einem Eintrag, der das Leben vorzeichnet, und 
das wollen wir nicht verantworten, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Deswegen brauchen wir ganz dringend eine Änderung 
dieses Gesetzes.

Dazu kommt, dass die Strafverfolgung dieser Fälle 
Kapazitäten bindet, die bei der Aufdeckung von echten 
Kinderpornografieringen dringend gebraucht werden. 
Dadurch, dass in jedem Fall Anklage erhoben werden 
muss und auch das Strafbefehlsverfahren bei Verbrechen 
ausgeschlossen ist, gibt es seit der Verschärfung eine 
massive Mehrbelastung der Justiz, meine Damen und 
Herren, und das müssen wir wieder ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich fasse zusammen: Das Gesetz war vielleicht gut 
gemeint, wurde aber eindeutig schlecht ausgeführt. Des-
wegen haben wir uns vorgenommen, das zu ändern. 
Mit dem Gesetzentwurf, der jetzt vom Justizminister, 
Herrn Buschmann, vorgelegt wurde, ist die Situation so 
zu verändern, dass die Mindeststrafe auf sechs Monate 
Freiheitsstrafe verringert wird, dabei aber die neue 
Höchststrafe, die wir vor drei Jahren eingeführt haben, 
beibehalten wird. Das schauen wir uns im parlamentari-
schen Verfahren genau an.

Ich kann Ihnen jetzt schon versprechen: Wir als Fort-
schrittskoalition werden die Sachverständigen nicht nur 
in den Rechtsausschuss einladen, sondern ihnen auch 
zuhören, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Dr. Günter 
Krings [CDU/CSU]: Das ist ja was ganz Neu-
es, eine neue Methode! – Stephan Mayer [Alt-
ötting] [CDU/CSU]: Ausnahmsweise!)

Und dann, lieber Herr Krings, werden wir ein Gesetz auf 
den Weg bringen, das besser ist als Ihr Versuch vor drei 
Jahren.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun Sonja Eichwede das 

Wort.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen!
(Stephan Brandner [AfD]: „Deutsche demo-

kratische Altfraktionen“ heißt das!)
Wir sprechen heute über die Strafvorschrift, die die Ver-
breitung, den Erwerb oder den Besitz von Missbrauchs-
darstellungen von Kindern unter Strafe stellt. Wir spre-
chen also über schwerste Straftaten und schwerstes 
Unrecht. Hinter jeder Missbrauchsdarstellung stehen 
echte Kinder, steht echte sexualisierte Gewalt. Wer sich 
Missbrauchsdarstellungen beschafft, schafft eine Nach-
frage nach realem und echtem Missbrauch. Genau des-
halb ist es richtig, dass wir in der Großen Koalition die 
Höchststrafe beim Straftatbestand des § 184b StGB auf 
zehn Jahre erhöht haben.
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Allerdings hat die Gesetzesänderung im Jahr 2021, wie 
es hier in der Debatte schon angesprochen worden ist, 
auch Fehlwirkungen erzeugt. Denn die Einstufung als 
Verbrechen mit einer Mindestfreiheitsstrafe von einem 
Jahr führt dazu, dass kein einziger Fall mehr eingestellt 
werden kann, immer eine Hauptverhandlung durch-
geführt werden muss, keine Geldstrafen mehr verhängt 
werden können und Betroffene immer als vorbestraft gel-
ten.

Nun mag man denken: Das ist doch richtig, es handelt 
sich schließlich um schwerstes Unrecht. – Die Praxis hat 
aber gezeigt, dass das in bestimmten Fällen und Fallgrup-
pen gerade nicht der Fall ist. Denken wir an die Lehrerin, 
die intimste Aufnahmen einer 13-jährigen Schülerin, die 
von ihrem Freund gemacht und gegen ihren Willen ver-
breitet worden sind, sichert, um die Eltern zu warnen. 
Denken wir an die Eltern, die Aufnahmen aus den Chats 
ihres strafunmündigen Kindes abfotografieren, um an-
dere Eltern zu warnen. Denken wir an die Jugendlichen, 
die Mitglieder in einer Whatsapp-Gruppe sind, in der 
Missbrauchsdarstellungen geteilt werden; aufgrund der 
Handyeinstellungen werden diese Bilder auf dem Handy 
automatisch gesichert, die Bilder sind aber nie angeguckt 
und geöffnet worden. Denken wir an den Bruder, der auf 
einem Datenträger seiner Eltern Videoaufnahmen ent-
deckt, die einen schweren sexuellen Missbrauch seiner 
eigenen Schwester zum Gegenstand haben, diese Daten 
auf einem externen Datenträger speichert, um es zur An-
zeige zu bringen, aber kurz nachdenkt, weil es um die 
eigenen Eltern geht, dann aber zur Polizei geht und es 
anzeigt.

All diese Fälle stuft das Gesetz jetzt ganz klar und 
zwingend als Verbrechen mit einer Mindeststrafe von 
einem Jahr Freiheitsstrafe ein. Es kommt zu Ermittlun-
gen, es kommt zu Hauptverhandlungen, es kommt zu 
Freiheitsstrafen, es kommt zu Vorstrafen, es kommt im 
Fall der Lehrerin dazu, dass sie ihren Job verliert und aus 
dem Beamtenverhältnis entlassen wird. Das ist untragbar. 
Hier richtet das Gesetz tatsächlich Schaden an. Es gilt 
aber doch, Schaden von den betroffenen Kindern ab-
zuwenden. Gerade dafür brauchen wir aber wachsame 
Personen, die nicht aus Angst vor Strafverfolgung lieber 
nichts tun. Deswegen müssen wir hier als Gesetzgeber 
handeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir müssen hier für die betroffenen Personen handeln, 
wir müssen aber auch handeln, um die Staatsanwaltschaf-
ten und die Gerichte, die durch die Gesetzesänderung in 
einer untragbaren Situation waren, nicht zu untragbaren 
Entscheidungen zu zwingen. Deswegen ist es richtig, 
dass wir den Staatsanwaltschaften und den Gerichten 
die nötigen Instrumente für einen angemessenen Umgang 
mit entsprechenden Fällen geben, dass wir die Mindest-
freiheitsstrafe auf sechs Monate festlegen und auch Ver-
fahrenseinstellungen, Strafbefehlsverfahren und Geld-
strafen möglich sind.

Weil das hier in der Debatte aufkam: Sehr geehrter 
Herr Müller, da die konkreten Fallgruppen, die ich gerade 
aufgezählt habe, vielfältig sind, ist es, glaube ich, hier 

sehr schwer, Fallgruppen ins Gesetz zu schreiben; wir 
sollten es, wie wir beide wissen, besser der Justiz, den 
Richterinnen und Richtern überlassen, die im Einzelfall 
entscheiden können und ganz bestimmt straf- und schuld-
angemessene Strafen aussprechen werden. Das können 
sie mit der entsprechenden Verschiebung des Strafrah-
mens.

Hierdurch werden bei Staatsanwaltschaften und Ge-
richten Kapazitäten frei, die wir für die dringende und 
wichtige Verfolgung von echten Sexualstraftätern brau-
chen. Es ist unglaublich wichtig, dass die Strafverfol-
gungsbehörden die Kapazitäten haben, genau hinzugu-
cken, ob eine pädokriminelle Motivation von Straftätern 
vorliegt, und dann selbstverständlich die hohen Strafen 
aussprechen, die dafür ausgesprochen werden müssen.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Stephan Mayer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Straftaten des sexuellen Miss-
brauchs von Kindern und Jugendliche gehören aus mei-
ner Sicht mit zu dem Schändlichsten, mit zu dem 
Verwerflichsten, was es gibt. Zu diesen Straftaten gehö-
ren auch die Straftaten des Erwerbs, des Besitzes und des 
Verbreitens von kinderpornografischem Material; dies ist 
ebenso widerwärtig.

Der Kollege Müller hat schon darauf hingewiesen: Es 
ist wirklich mehr als besorgniserregend, dass sich die 
Zahl der – nur polizeilich bekannten – Fälle allein zwi-
schen 2020 und 2022 in Deutschland mehr als verdoppelt 
hat. Im Jahr 2020 waren es noch weniger als 19 000, im 
Jahr 2022 schon über 42 000 – allein polizeilich be-
kannte – Fälle des Erwerbs, des Besitzes und des Ver-
breitens von kinderpornografischem Material.

Trotzdem – das ist festgestellt worden – gibt es Fälle 
der unbilligen Härte. Eine Umfrage unter den Staats-
anwaltschaften in Bayern hat ergeben, dass es in jeder 
Staatsanwaltschaft mindestens einen Fall, in den meisten 
sogar deutlich mehr Fälle gibt, in denen die Staatsanwälte 
zu der Erkenntnis gelangen, dass sie unter der seit dem 
1. Juli 2021 geltenden Rechtslage des § 184b Strafgesetz-
buch zu einer unbilligen Bestrafung kommen müssten. Es 
gibt diese Fälle: Eine Mutter sieht auf dem Handy ihres 
Kindes ein anzügliches Foto und schickt dieses Foto wei-
ter an die Lehrerin, um Gutes zu tun, um ihrer Garan-
tenstellung, ihrer Anzeige- und Warnverpflichtung ent-
sprechend nachzukommen, und sieht sich dann später 
einem staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren 
ausgesetzt. Die gleichen Fälle gab es bei Lehrkräften, 
auch bei Kinderbetreuungskräften. Dies ist ein Sachver-
halt, der nicht hinnehmbar ist.
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Deswegen ist es richtig, dass jetzt dieser Gesetzent-
wurf vorgelegt wurde, dass jetzt gehandelt wird. Aber 
ich sage ganz offen: Herr Kollege Buschmann, Herr Bun-
desminister, Sie handeln zu spät.

(Zurufe von der SPD und der FDP: Was?)
Die Justizministerkonferenz hat Sie bereits in der Herbst-
konferenz 2022 aufgefordert, einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorzulegen. In der Frühjahrskonferenz 2023 
sind Sie wiederum von den Landesjustizministerinnen 
und -ministern aufgefordert worden, zeitnah – wortwört-
lich: zeitnah – einen entsprechenden Gesetzentwurf vor-
zulegen.

(Marianne Schieder [SPD]: Ich glaube, wir 
können uns noch erinnern an die letzte Wahl-
periode und an Ihre Einstellung zu der Sache!)

Es hat über ein Jahr gedauert, bis Sie tatsächlich tätig 
wurden. Das ist aus meiner Sicht eine schwere Verfeh-
lung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, Frau 

Kollegin Eichwede, es gibt diese Fallkonstellationen, die 
aus meiner Sicht auch durchaus in den Gesetzentwurf zur 
Anpassung der Mindeststrafen des § 184b eingepflegt 
werden könnten, beispielsweise die Fälle der Warn- und 
der Anzeigefunktion,

(Sonja Eichwede [SPD]: Aber wir kennen doch 
jetzt nicht alle Fallgruppen, die das möglicher-
weise betrifft! Die Justiz kann das einschät-
zen!)

beispielsweise die Fälle, in denen jemand ungewollt auf 
seinem Handy, weil er einer Chatgruppe angehört, eine 
Datei erhält, die sich automatisch öffnet, und er unwis-
sentlich dann kinderpornografisches Material auf seinem 
Handy hat. Gerade bei minderjährigen Tätern ist eine 
sensible, tat- und schuldangemessene Herangehensweise 
wichtig. Auch die entsprechende Flexibilität für die 
Staatsanwälte ist wichtig. Es gibt also sehr wohl die Mög-
lichkeit; man muss sich nur die Mühe machen, diese Fall-
gruppen spezifisch in den Gesetzentwurf mit aufzuneh-
men.

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion wollen drin-
gend anraten, dass Sie sich im weiteren parlamentari-
schen Verfahren die Mühe machen, zu versuchen, diese 
Fallkonstellationen entsprechend zu fassen und dann 
auch wirklich punktgenau in den Gesetzentwurf mit auf-
zunehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn, meine Kolleginnen und Kollegen, eines darf 

nicht passieren: Wir dürfen diese schändlichen, diese ver-
werflichen Straftaten in keiner Weise bagatellisieren und 
verharmlosen. Von diesem Gesetzentwurf darf auch nicht 
dieser Eindruck ausgehen.

Ich bedaure es darüber hinaus, Herr Bundesminister – 
das sage ich sehr deutlich –, dass Sie ein Phänomen leider 
nicht in den Gesetzentwurf mit aufnehmen, das immer 
weiter um sich greift, nämlich die Plattformen. Das Be-
treiben von Plattformen, in denen kinderpornografisches 
Material getauscht und weiterverbreitet wird, ist bisher 

nicht strafbar. Dieser Gesetzentwurf böte jetzt die heraus-
ragende Möglichkeit, auch diesem Phänomen Rechnung 
zu tragen und die Betreiber von diesen widerwärtigen 
Plattformen unter Strafe zu stellen, sie zu sanktionieren. 
Deswegen möchten wir wirklich dringend anmahnen, 
dass auch dieses Phänomen entsprechend Berücksichti-
gung findet und im weiteren parlamentarischen Verfahren 
mit aufgegriffen wird.

Dieser Gesetzentwurf kommt, wie gesagt, leider deut-
lich zu spät. Er ist in der Sache richtig. Aber er könnte 
wesentlich spezifischer auf die unterschiedlichen Kon-
stellationen von Verbreitung, Besitz und Erwerb kinder-
pornografischen Materials eingehen.

Eine pauschale Lösung, hier alles nur noch zum Ver-
gehen zu erklären, ist aus unserer Sicht der falsche Weg. 
In diesem Sinne sehen wir der weiteren parlamentari-
schen Beratung mit großer Aufmerksamkeit und großem 
Interesse entgegen und werden uns hier auch entspre-
chend konstruktiv und intensiv mit einbringen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Daniel 

Baldy für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Daniel Baldy (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Lehrerin will helfen – und wird wegen Kin-
derpornografie angeklagt“: Das war eine Schlagzeile des 
SWR im vergangenen August. Es ging um eine Lehrerin 
an einem Westerwälder Gymnasium.

Was war passiert? Eine 13-jährige Schülerin schickte 
ein intimes Video von sich an ihren Freund, der schickte 
es weiter, und das Video machte die Runde an der Schule. 
Als die Lehrerin davon erfuhr, ließ sie sich das Video 
schicken, um mit der Mutter der Schülerin zu sprechen – 
und machte sich in diesem Moment strafbar.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist ein realer Fall, 
aber es ist kein Einzelfall. In verschiedenen Lebensberei-
chen hat die Strafverschärfung des § 184b in den letzten 
Jahren dazu geführt, dass Helfende zu Unrecht kriminali-
siert wurden.

Betroffene Kinder müssen sich durchschnittlich sechs 
Erwachsenen anvertrauen, bevor ihnen geglaubt wird, 
bevor etwas unternommen wird, bevor sich jemand ihrer 
annimmt und fortlaufende sexualisierte Gewalt beendet 
wird. Mit der vorliegenden Gesetzesänderung sorgen wir 
jetzt dafür, dass Erwachsene in Zukunft hoffentlich bes-
ser zuhören werden und dass sie aktiv werden, weil sie 
keine Angst mehr haben müssen, selbst verurteilt zu wer-
den, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Aber nicht nur bei noch stattfindender sexualisierter 
Gewalt ist dieser Paragraf hinderlich. Steffen Dillinger, 
ein Mitarbeiter des BKA aus meiner Heimat Rheinhes-
sen, erbte ein Haus von seinem Onkel, einem ehemaligen 
Priester. Beim Ausräumen des Hauses fand er mehr als 
700 Missbrauchsdarstellungen, die sein Onkel angefertigt 
hatte. Das Bistum empfahl ihm, die Darstellungen zu 
vernichten, da Herr Dillinger sich sonst strafbar mache. 
Herr Dillinger hat sich gegen diese Empfehlung entschie-
den. Dank ihm können jetzt, Jahrzehnte nach den ab-
scheulichen Taten seines Onkels, die Betroffenen Ent-
schädigungen einfordern. Aber: Gegen Herrn Dillinger 
ermittelte die Staatsanwaltschaft aufgrund der Strafver-
schärfung in § 184b.

Es sind doch aber gerade Menschen wie Herr Dillinger, 
die wir so viel häufiger in unserer Gesellschaft brauchen: 
Menschen, die hinsehen, Menschen, die ihre Verantwor-
tung wahrnehmen, Menschen, die der Rechtsstaat dann 
aber auch unterstützen sollte, die er aber aktuell erst ein-
mal von Helfern zu Tätern macht. Wir gehen heute einen 
ersten Schritt, damit Menschen wie Steffen Dillinger wie-
der Sicherheit haben können, dass Hinsehen sie nicht zu 
Tätern macht, sondern dass sie dadurch Helfer sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Diese zwei Beispiele haben in der rechtspolitischen 
Debatte hoffentlich auch juristischen Laien, wie ich es 
bin, deutlich gemacht: Dieser Gesetzentwurf stärkt die-
jenigen, die helfen wollen. Er unterstützt betroffene Kin-
der, die Hilfe brauchen. Er entlastet Polizei und Staats-
anwaltschaften, die Verfahren nicht eröffnen müssen in 
dem Wissen, dass sie es eigentlich gar nicht wollen oder 
dass die Verfahren am Ende eingestellt werden. Wir ma-
chen einen Fehler rückgängig, und das ist gut für Kinder 
und Kinderschutz in Deutschland.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 20/10540 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt „Wah-
len“ und gebe Ihnen die von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelten Ergebnisse der Wahlen be-
kannt.1)

Wahl von Mitgliedern des Vertrauensgremiums gemäß 
§ 10a Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung. Wir haben 
735 Mitglieder des Deutschen Bundestages; davon haben 
670 Mitglieder des Bundestages an der Wahl teilgenom-

men. Auf den Abgeordneten Dr. Reinhard Brandl, CDU/ 
CSU-Fraktion, entfielen 527 Jastimmen, 91 Neinstim-
men, 50 Kolleginnen und Kollegen haben sich enthalten, 
2 Stimmen waren ungültig. Auf den Abgeordneten 
Yannick Bury, CDU/CSU-Fraktion, entfielen 534 Jastim-
men, 81 Neinstimmen, 49 Enthaltungen. Hier waren 
6 Stimmen ungültig.

Die Abgeordneten Dr. Reinhard Brandl und Yannick 
Bury haben die nach § 10a Absatz 2 Bundeshaushalts-
ordnung in Verbindung mit § 2 des Gesetzes über die 
parlamentarische Kontrolle nachrichtendienstlicher Tä-
tigkeiten des Bundes erforderliche Mehrheit von 368 
Stimmen erreicht. Sie sind damit als Mitglieder des Ver-
trauensgremiums gewählt.

Wir kommen zum Ergebnis der Wahl eines Mitglieds 
des Gremiums gemäß § 3 des Bundesschuldenwesenge-
setzes. Wir sind noch immer 735 Mitglieder des Deut-
schen Bundestages. Abgegeben wurden 670 Stimmen. 
Mit Ja stimmten 552 Abgeordnete, mit Nein stimmten 
77 Abgeordnete, 41 Abgeordnete haben sich enthalten. 
Der Abgeordnete Christian Haase hat die erforderliche 
Mehrheit von mindestens 368 Stimmen erreicht. Er ist 
gemäß § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes in das Gre-
mium gewählt.

Wir kommen zum Ergebnis der Wahl eines Mitgliedes 
des Gremiums gemäß § 5 Absatz 4 des Bundeswehrfinan-
zierungs- und sondervermögensgesetzes. Mitglieder des 
Bundestages 735, abgegebene Stimmen 670. Mit Ja 
stimmten 550 Abgeordnete, mit Nein stimmten 82 Ab-
geordnete, 38 haben sich enthalten. Die Abgeordnete 
Franziska Hoppermann hat die erforderliche Mehrheit 
von mindestens 368 Stimmen erreicht. Sie ist damit als 
Mitglied des Gremiums gemäß § 5 Absatz 4 des Bundes-
wehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetzes ge-
wählt.

All den gewählten Kolleginnen und Kollegen viel Er-
folg in ihrer Arbeit!

Wir kommen damit zum Ergebnis – und das war heute 
eine Premiere im Deutschen Bundestag – der Wahl eines 
Polizeibeauftragten des Bundes beim Deutschen Bundes-
tag. Der Deutsche Bundestag hat 735 Mitglieder, davon 
haben sich 670 durch Abgabe ihres Stimmzettels an der 
Wahl beteiligt. Ein Stimmzettel war ungültig. Mit Ja 
stimmten 416 Abgeordnete, mit Nein stimmten 215 Ab-
geordnete, 38 Kolleginnen und Kollegen haben sich ent-
halten. Der Abgeordnete Uli Grötsch hat die erforderliche 
Mehrheit von mindestens 368 Stimmen erreicht.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Lassen Sie mich das noch rechtskräftig und protokollfest 
zu Ende bringen: Er ist zum Polizeibeauftragten des Bun-
des beim Deutschen Bundestag gemäß § 9 Polizeibeauf-
tragtengesetz gewählt. Herzlichen Glückwunsch und viel 
Erfolg in Ihrer Arbeit entsprechend der Beauftragung, die 
wir hier im Gesetz auch beschlossen haben!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Abg. Uli Grötsch [SPD] 
nimmt Glückwünsche entgegen)

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Wahlen 
siehe Anlage 7
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Wir fahren in den Beratungen fort. Ich rufe den Tages-
ordnungspunkt 12 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Innovation ermöglichen, Investitionen erleich-
tern – Agenda für Bürokratieabbau und bes-
sere Rechtsetzung

Drucksachen 20/8856, 20/10651

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte, jetzt zügig Platz zu nehmen und 
notwendige Beglückwünschungen, Besprechungen, Ver-
sammlungen ein wenig aus dem Plenumsrund heraus-
zuverlegen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Dr. Thorsten Lieb für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Die Gelegenheit will ich natürlich 
nutzen, hier direkt vom Rednerpult aus die besten Glück-
wünsche zu übermitteln und viel Erfolg bei der Amts-
führung zu wünschen. Ich freue mich auf die Zusammen-
arbeit; wir haben dann ja auch ein bisschen was 
miteinander zu tun.

Die dominierenden Gefühle im Zusammenhang mit 
Bürokratie sind Wut, Aggression und Zorn. Das habe 
ich mir nicht ausgedacht: So antworten 43 Prozent der 
Befragten in einer aktuellen repräsentativen Umfrage 
des Marktforschungsinstituts Civey. 92 Prozent der be-
fragten Bürgerinnen und Bürger halten den bürokrati-
schen Aufwand in diesem Land für zu hoch – klare Zah-
len, wie ich meine. Das bestätigt das, was wir als 
Abgeordnete in vielen Gesprächen mit Bürgerinnen und 
Bürgern dieses Landes und mit Unternehmen erfahren. 
Es gibt zu viel Bürokratie in diesem Land, und zwar 
deutlich zu viel – manche sprechen heute schon von der 
Deutschen Bürokratischen Republik –, und das muss ein 
Ende haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Regulierungswut in den vergangenen Jahrzehnten 
hat zu einer geradezu absurden Regulierungsdichte und 
Überbürokratisierung des Landes geführt, die kaum noch 
nachvollziehbar ist. Bürokratie bindet nicht nur Ressour-
cen, sie verursacht auch hohe Kosten; dieses Geld könnte 
an anderen Stellen besser investiert werden. Lasst uns die 
Menschen in diesem Land weniger mit Bürokratie belas-
ten, damit sie produktiver werden, liebe Kolleginnen und 
Kollegen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen ist es gut, dass das nicht nur ein Projekt der 
Regierungskoalition ist, sondern dass hier auch ein brei-
ter, umfassender Antrag der Oppositionsfraktion, der 
Union, mit vielen hochinteressanten Ideen vorliegt, weil 
es eines deutlich macht: Wir haben in der großen Breite 
des Parlamentes gemeinsam verstanden, dass es an der 
Zeit für eine Wende ist. Wir brauchen nicht nur eine Wirt-
schaftswende, sondern auch eine Bürokratiewende. Ich 
freue mich darauf, dass genau in dieser Woche auch der 
Wettbewerb darüber startet, was die besten Ideen für 
einen nachhaltigen Bürokratieabbau in diesem Land sind. 
Es wird höchste Zeit. Packen wir es gemeinsam an!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zur Wahrheit gehört aber auch eines, gerade wenn wir 
über diesen Antrag heute abschließend beraten: Zu dem 
Gesamtpaket Bürokratiewende, das sich die Regierung 
vorgenommen hat, gehört auch das Wachstumschancen-
gesetz. Das Wachstumschancengesetz hängt bekannter-
maßen im Bundesrat, und deswegen nutze ich die Gele-
genheit, hier an dieser Stelle noch mal an Sie zu 
appellieren. Der Fraktionsvorsitzende ist nicht da, aber 
vielleicht geben Sie es weiter; denn es erscheint ja jetzt 
ein bisschen so, dass der Partei- und Fraktionsvorsitzende 
hier klar sagt, wo die Union steht. An einer Stelle haben 
wir das neulich deutlich gehört, und zwar bei der Schul-
denbremse. Ich appelliere an Sie, dass ein gleiches 
Machtwort auch beim Thema Wachstumschancengesetz 
gesprochen wird. 1,4 Milliarden Euro an Entlastung

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Auf Kosten 
der Länder! Alles auf Kosten der Länder! So 
ist Bürokratieabbau einfach: Wenn andere zah-
len!)

bleiben liegen aus – wie wir finden – sachfremden Erwä-
gungen. Also, lassen Sie uns das gemeinsam anpacken, 
und beenden Sie bitte die Blockade!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wenn 
der Bund mal selber zahlen würde!)

Den Antrag heute – das wird Sie nicht überraschen – 
lehnen wir ab, nicht aus fundamentalen Gründen, weil 
wir anderer Auffassung beim Bürokratieabbau sind, son-
dern weil die Regierungskoalition längst einen, wenn 
nicht gar mehrere Schritte weiter ist, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall der Abg. Philipp Hartewig [FDP], 
Daniel Rinkert [SPD] und Lukas Benner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Günter 
Krings [CDU/CSU]: Na ja!)

Gestern hat das Bundeskabinett den Regierungsent-
wurf für das Bürokratieentlastungsgesetz IV verabschie-
det. Alleine das umfasst Entlastungen in Höhe von 
944 Millionen Euro. Da freue ich mich auf die parlamen-
tarischen Beratungen. Mit dem Meseberger Bürokratie-
entlastungspaket – das steht ja dahinter – reden wir über 
ein Entlastungspaket in Höhe von insgesamt 3 Milliarden 
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Euro für die Wirtschaft und für die Menschen in diesem 
Land. Das ist das größte Bürokratieentlastungsprogramm 
in der Geschichte der Republik.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Bitte?)

Wirtschaftswachstum und Wirtschaftsförderung zum 
Nulltarif, das ist der Weg, den diese Koalition beschreitet, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenige Beispiele. Wir verkürzen die Aufbewahrungs-
fristen um mehrere Jahre, und wir schaffen mehr Digita-
lisierung. Alleine das schafft eine Entlastung in Höhe von 
über 600 Millionen Euro. Digitalisierung macht unser 
Leben einfacher und schneller. Ein Beispiel in diesem 
Zusammenhang ist die deutliche Reduzierung von 
Schriftformerfordernissen: mehr Textform, weniger Aus-
drucke. Der Drucker kann ausgeschaltet bleiben. Hof-
fentlich ereilt den Drucker irgendwann einmal das 
Schicksal des Faxgerätes; wir brauchen ihn nicht mehr. 
Ich freue mich auf die erste Software, die so digital ist, 
dass sie den Druckerbutton nicht mehr kennt. Das wäre 
doch eine schöne Perspektive, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Momentum von Bürokratieentlastung müssen 
wir jetzt gemeinsam nutzen. Ich bin der festen Überzeu-
gung: Wir sind in der Lage, im parlamentarischen Ver-
fahren mit klugen Vorschlägen noch mehr aus dem zu 
machen, was die Regierung schon auf den Weg gebracht 
hat. Lasst uns über kürzere Fristen nachdenken, und lasst 
uns – das ist mir ein persönliches Anliegen – insbeson-
dere noch einmal intensiv über die Frage nachdenken: 
Wie können wir auch in Bezug auf Arbeitsverhältnisse 
mehr digitalisieren, mehr entbürokratisieren?

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Dringend 
nötig!)

Ich glaube, das wäre ein guter Schritt. Lasst uns gemein-
sam – ich habe es schon gesagt – in den Wettbewerb um 
die besten Ideen einsteigen. Von der Bürokratiewende 
müssen alle profitieren, und zwar spürbar.

(Zuruf des Abg. Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Haben wir den Mut zu nachhaltiger Bürokratiereduzie-

rung!
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lieb. – Nächster Redner ist 

der Kollege Dr. Günter Krings, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! In den genau 150 Tagen seit der ersten Beratung 
unseres Antrages sind die Bürokratiekosten der deut-
schen Wirtschaft weitergewachsen. Der Bürokratietacho 
hat seitdem weitere 27 Milliarden Euro auf der Uhr. Die 
Bundesregierung hat es in dieser Zeit – gestern – gerade 
mal geschafft, ihr erstes Bürokratieentlastungsgesetz 
durchs Kabinett zu bringen: Entlastungsvolumen magere 
gut 900 Millionen Euro oder weniger als 1,5 Prozent der 
gesamten Bürokratiekosten in diesem Lande.

Meine Damen und Herren, Sie reden ja gerne von den 
16 Jahren der CDU-geführten Bundesregierung,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Genau! – Stephan 
Brandner [AfD]: Gerne nicht! Das war Schick-
sal!)

und ich tue das auch sehr gerne. Denn wir haben hier mit 
neuen Methoden und Instrumenten Maßstäbe gesetzt für 
weniger Bürokratie und bessere Regulierung. Erstmals 
haben wir ein klares Abbauziel vorgegeben: nicht 1,5 Pro-
zent, sondern 25 Prozent Kostensenkung. Das entsprach 
damals schon 12,5 Milliarden Euro Einsparungen für 
unsere Unternehmen. Und wir haben das Ziel auch ein-
gehalten.

Wir haben die „One in, one out“-Regel eingeführt: Für 
jeden Euro einer neuen Bürokratielast wird woanders 
wenigstens 1 Euro eingespart. Und vor allem haben wir 
den Normenkontrollrat, einen Wachhund gegen aus-
ufernde Bürokratie, eingeführt. Wir haben ihn bewusst 
zentral im Kanzleramt positioniert. Die Ampel hat ihn 
ins BMJ abgeschoben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Von einer selbsternannten Fortschrittskoalition hätte 

man erwarten können, dass sie zumindest mal eine me-
thodische Innovation zustande bringt. Stattdessen hat die 
Bundesregierung in ihrer ganzen Ratlosigkeit alle Ver-
bände angeschrieben, ob sie vielleicht noch Ideen für 
Deregulierung haben. Höflich, wie die sind, haben sie 
Ihnen sogar geantwortet und sind jetzt natürlich ent-
täuscht, dass sie so wenig von ihren Vorschlägen in Ihrem 
Gesetzentwurf wiederfinden. Bei uns fanden sie sehr viel 
mehr ihrer Vorschläge wieder. Jetzt sind sie enttäuscht, 
weil sich hier kaum etwas von den 400 Vorschlägen – ich 
glaube, nicht mal ein Dutzend – wiederfindet.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Am liebsten schiebt diese Regierung ja alles auf Euro-

pa. Aber: Wer verursacht denn die EU-Bürokratie? Die 
kam von linken Kommissaren wie Herrn Timmermans 
und von Abgeordneten aus den Parteienfamilien der Am-
pel.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von Ursula von der Leyen haben Sie 
noch nie gehört?)
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Und die Vertreter dieser Bundesregierung haben dann im 
Ministerrat willfährig ihre Hand dafür gehoben. Sie ge-
ben in Europa beim Thema Bürokratie wirklich mächtig 
Gas. Schlimmer noch: Bei der Umsetzung europäischer 
Richtlinien ins deutsche Recht schalten Sie noch einmal 
einen Bürokratiegang höher. Zuletzt haben Sie es in Ihrer 
Bürokratieraserei sogar auf harmlose Aufsitzrasenmäher 
abgesehen. Die hier im Bundestag schon beschlossene 
Versicherungspflicht dafür konnten wir im Bundesrat in 
letzter Minute noch stoppen.

National erfindet diese Bundesregierung in einem er-
schreckenden Rekordtempo immer mehr Bürokratie. Ich 
nenne hier als ein Beispiel nur Ihr katastrophales Hei-
zungsgesetz. Ja, Sie wollen sogar Dinge in Gesetze gie-
ßen, die jeder Bürger im Rahmen seiner Vertragsfreiheit 
für sich selber regeln kann, wie aktuell die Verantwor-
tungsgemeinschaften. Meine Damen und Herren, die tie-
fere Ursache dafür ist: Sie haben einfach kein Vertrauen 
in die Menschen. Deshalb können Sie gar nicht anders als 
mehr regulieren und mehr verordnen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU])

Nach zweieinhalb Jahren Ampelregierung brauchen 
wir jetzt eine 180-Grad-Wende beim Thema Bürokratie.

(Stephan Brandner [AfD]: 540!)
Dazu machen wir sehr konkrete Vorschläge, zum Beispiel 
„One in, two out“ bei Bürokratielasten,

(Gyde Jensen [FDP]: Die Kommissionsprä-
sidentin hat „Four in and one out“ gemacht!)

Stärkung des Normenkontrollrats und eine branchen-
scharfe Bürokratiebremse. Ich könnte die Liste noch wei-
ter fortsetzen.

Meine Damen und Herren, Bürokratie ist Gift für die 
Freiheit und die Innovationskraft unserer Wirtschaft. 
Wenn Sie in der Abenddämmerung Ihrer Koalition Ihre 
eigene Politik doch noch entgiften wollen, dann fangen 
Sie heute damit an. Stimmen Sie unserem Antrag zu!

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Krings. – Nächster Redner ist der 

Kollege Esra Limbacher, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Esra Limbacher (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Dr. Krings, ich habe Ihnen gerade auf-
merksam zugehört. Ich habe viel über Vergangenheit ge-
hört und darüber, was mal gewesen ist.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Richtigstel-
lungen!)

Ich bin erst seit zwei Jahren im Parlament; nicht alles 
habe ich mitbekommen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Die Gnade 
der späten Geburt!)

Aber ich weiß, um was es geht, nämlich um die Zukunft 
und nicht um die Vergangenheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Darauf, dass wir in Zukunft mehr erreichen, wollen wir 
uns verwenden. Und vor allen Dingen wollen wir unsere 
Redezeit nicht damit verschwenden, über die Dinge zu 
reden, die Sie damals nicht hinbekommen haben.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Im Gegenteil! 
Was wir hinbekommen haben! – Carsten 
Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: Ich mei-
ne, Sie haben ja eine außergewöhnlich dürftige 
Bilanz zu liefern!)

Allein in den letzten Wochen durften wir hier im Ho-
hen Hause mehr als fünfmal über Bürokratieabbau dis-
kutieren, frei nach dem Motto: Es ist schon alles gesagt, 
aber eben nicht von jedem. – Darunter waren auch unter-
schiedliche Anträge aus der Union, eingebracht durch die 
Arbeitsgruppe Wirtschaft und die Arbeitsgruppe Recht. 
Hier war eine Anhörung, dort bei Ihnen im Ausschuss 
war eine Anhörung.

Ich will mal offen sagen: Bei Ihnen in der Fraktion 
weiß ja offenbar die eine Hälfte gar nicht, was die andere 
Hälfte vorhat.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Oh doch!)

Sie schreiben dauernd unterschiedliche Dinge zu diesem 
Thema auf und sehen, glaube ich, den Wald vor lauter 
Bäumen nicht mehr. Dazu kann ich nur sagen: Bevor wir 
Vorschläge zur Entbürokratisierung von Ihnen anneh-
men, sollten Sie mal für Entbürokratisierung in Ihrer 
Fraktion und in Ihren Büros sorgen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wo haben Sie 
den Widerspruch gesehen? Dann mal raus da-
mit!)

Das wäre mal eine gute Idee und ein guter Vorschlag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber schauen wir mal, was Sie uns beim Thema Ent-
bürokratisierung überhaupt anzubieten haben. Wir haben 
eine EU-Kommissionspräsidentin – Sie haben gerade von 
einem anderen EU-Parlamentarier gesprochen –, die 
Funktionärin der CDU ist. Seit diese im Amt ist, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ist die Bürokratieflut aus 
Brüssel eben nicht besser, sondern schlimmer und 
schlimmer geworden.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wegen der 
Leute Ihrer Parteienfamilie! Wegen Sozialisten 
und Grünen!)

Die Bürokratiekönigin in Brüssel ist Mitglied der CDU 
und heißt Ursula von der Leyen. Das ist die Realität, liebe 
Kolleginnen und Kollegen aus der Union, die Sie gerne 
mal annehmen und diskutieren sollten in Ihrer Fraktion.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 157. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024                                                                                                                                                                                              20173 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Günter Krings 



(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das waren 
die Sozialisten in der Kommission! Reden 
wir mal über die!)

Aber wenn wir über Bürokratisierung und Entbürokra-
tisierung reden, dann nutzt es eben wenig, wenn man nur 
parteipolitisch irgendwelche Vorteile für sich erkämpfen 
will. Unnötige Bürokratie kostet Zeit und Geld, bremst 
unsere Wirtschaft, hemmt die Transformation in unserer 
Industrie und belastet jedes einzelne Unternehmen in un-
serem Land, besonders die kleinen und mittleren Betrie-
be, die Handwerker, die immer wieder darüber klagen.

Ich finde, wenn wir heute über Bürokratieentlastung 
sprechen, ist es auch wichtig, zu schauen, wo wir her-
kommen. Die enormen Belastungen sind eben nicht nur 
in den letzten zwei Jahren dieser Regierung entstanden,

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Aber vor allem!)

sondern vieles ist in den letzten 10, 20, 30 Jahren ent-
standen, in einer Zeit, in der alles leistbar und finanzier-
bar schien.

Aber die Frage der Effizienz ist liegen geblieben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Und jetzt, in schwierigen 
wirtschaftlichen Zeiten, ist doch klar: Das geht nicht 
mehr. Diese Art der Politik der letzten Jahrzehnte können 
wir uns nicht mehr leisten. Es ist gut, dass wir als Koali-
tion hier endlich anpacken. Zum ersten Mal seit langer 
Zeit spielt in einer Koalition, in einer Bundesregierung 
Bürokratieabbau und Verfahrensbeschleunigung eine 
echte Rolle; zum ersten Mal überhaupt.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wir sehen 
noch nichts! Noch keine Ergebnisse!)

Weil Sie in Ihrem Antrag den Bürokratiekostenindex 
erwähnen, will ich etwas dazu sagen. Sie haben geschrie-
ben, er sei im September 2021 auf dem niedrigsten Stand 
gewesen. Wissen Sie, wann er wirklich auf dem niedrigs-
ten Stand war?

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Reden Sie 
mal über den Erfüllungsaufwand!)

Es ist falsch, was Sie geschrieben haben. Auf dem nied-
rigsten Stand war er im September 2023, lieber Herr 
Kollege Krings.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wie hat sich 
der Erfüllungsaufwand entwickelt?)

Das war letztes Jahr, nicht in Ihrer Amtszeit, sondern in 
der Amtszeit der Kollegen der Ampelkoalition.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich weiß, manchmal tut Wahrheit weh; aber das musste 
leider sein. Das kann man auch mal akzeptieren.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Und der Er-
füllungsaufwand? – Stephan Brandner [AfD]: 
Fake News!)

Und wissen Sie was? Wir werden diesen Weg der Ent-
lastung bei der Bürokratisierung weitergehen. Bei der 
Entbürokratisierung werden wir mit den neuen Gesetzen 
jetzt echte Fortschritte erreichen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: „Irgend-
wann!“ „Wir werden!“ „Wir können!“ „Wir 
machen!“ „Irgendwann!“)

Helfen Sie uns mit beim Wachstumschancengesetz. Hilf-
reich sind Handlungen; hilfreich ist „es machen“. Weni-
ger hilfreich sind Reden, unnötige Anträge.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Esra Limbacher (SPD):
Ich bin fürs Machen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Limbacher. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Stephan Brandner, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach 

75 Jahren Herrschaft der schon länger hier Sitzenden 
und überall Regierenden fiel der CDU/CSU-Fraktion 
auf: Mensch, wir müssen Bürokratie abbauen! Dabei 
hatte man völlig vergessen, dass in den letzten 16 Jahren 
Merkel die Bürokratie, die Gesetze, die Verordnungen, 
die Einzelnormen explosionsartig zugenommen haben.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Auch nicht 
zugehört!)

16 Jahre Merkel waren ja nicht nur 16 Jahre Merkel; 
8 Jahre war die SPD dabei, 4 Jahre war die FDP dabei.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
8 plus 4 gleich 16!)

Also, Sie alle haben dafür gesorgt, dass der Bürokratie-
apparat in Deutschland weiter aufgebaut, weiter auf-
gebläht wurde und die Belastung der Bürger noch höher 
wurde.

Jetzt hat die Bundesregierung das Bürokratieentlas-
tungsgesetz oder -paket IV vorgelegt, wobei nicht mal 
die Pakete I bis III den Namen verdient hätten. Was da 
geschaffen wurde, war Bürokratieabbaubürokratie vom 
Feinsten, so wie man sich das in Deutschland vorstellt: 
mit Normenkontrollräten, die dann auch noch die Zuord-
nungen gewechselt haben, und sonst was.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Er hat es 
nicht verstanden! Sie verstehen es nicht!)

Der Kollege Limbacher hat die CDU/CSU ja schon auf 
Frau von der Leyen hingewiesen. 54 Prozent der Büro-
kratie, habe ich mal gelesen, kommen aus der Europäi-
schen Union, und da präsidiert ja nun mal jemand von 
Ihnen. Also, rufen Sie die einfach mal an, und sagen Sie: 
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Mach mal Stopp mit der Bürokratie, meine liebe Ursula. – 
Dann bekommen wir die ganze Sache auch in Deutsch-
land in den Griff.

(Zuruf von der SPD)
– Da habe ich recht, oder? Danke schön für die Zustim-
mung von links.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Also, eigentlich ist das ja eine vernünftige Idee; aber 

das, was Sie da machen, ist reine Schaufensterpolitik. 
„One in and two out“ ist auch Quatsch, sage ich mal. 
Wenn man weiß, dass zu viele Gesetze da sind, kann 
man die abschaffen. Dafür braucht man nicht diesen Un-
sinn, dass man für ein neues Gesetz zwei abschafft. 
Schaffen Sie doch die beiden ab, wenn sie sowieso über-
flüssig sind.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Tschüss, 
AfD! Auf Wiedersehen, AfD!)

Das ist kein Ansatz! „All bad out and only good in“ – 
wenn wir beim Englischen bleiben wollen –, das wäre 
mal ein Ansatz, um in Deutschland die Bürokratie ab-
zubauen.

(Beifall bei der AfD)
Bemerkenswert war bei der Anhörung, an der ich ja 

teilgenommen habe, dass dem Vertreter des Handwerks 
auf meine Frage, auf welche Gesetze er denn verzichten 
könne, gar keins einfiel. Er hatte vorher noch die exis-
tenzbedrohende Bürokratie in Deutschland kritisiert. Und 
als man ihn dann gefragt hat, fiel ihm nichts ein.

Wir als AfD – es wird Sie nicht überraschen – haben 
Lösungen für eine rasche Entbürokratisierung, und zwar 
ganz viele. Ich fange mal an – mal gucken, wie weit ich in 
meiner Redezeit komme –: Ausstieg aus dem Pariser 
Klimaabkommen; wir haben die Reform der Genfer 
Flüchtlingskonvention – heimatnahe Unterbringung von 
Flüchtlingen –; NetzDG kann weg; Hinweisgeberschutz-
gesetz kann weg; Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
kann weg; Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Par-
lamentarischen Staatssekretäre kann weg;

(Beifall bei der AfD)
Grundsteuer kann weg; Solidaritätszuschlag kann weg;

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: AfD kann 
weg!)

Erbschaft- und Schenkungsteuer kann weg; Luftverkehr-
steuergesetz

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Brandner – 
kann weg!)

kann weg; IPSAS-Rechnungslegung kann weg; Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz kann weg; Gesetz zur Wei-
terentwicklung der Fachkräfteeinwanderung kann weg;

(Dr.-Ing. Zoe Mayer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: AfD kann auch weg!)

Verordnung zur Weiterentwicklung der Fachkräfteein-
wanderung kann weg; Verordnung über die Beschäfti-
gung von Ausländerinnen und Ausländern kann weg; 
Lieferkettensorgfaltsgesetz kann weg; Aufhebung des 
Trennungsgrundsatzes in den Artikeln 87a und 87b des 

Grundgesetzes – Bundeswehr und Beschaffung –, kann 
weg; Streichung der neuen Regelung für vereinfachte 
Entlassungen von Soldaten; Umsetzung der EU-Arbeits-
zeitrichtlinie für Soldaten kann weg; Streichung der Zi-
vilklausel in Universitäten kann nicht weg – soll ja ge-
strichen werden –; Selbstbestimmungsgesetz kann weg – 
sollte gar nicht eingeführt werden –; das Demokratieför-
dergesetz brauchen wir auch nicht; Gesetz zur Beschaf-
fung sauberer Fahrzeuge kann weg; Gesetz über die Be-
reitstellung flächendeckender Schnellladeinfrastruktur 
für reine Batterieelektrofahrzeuge kann weg; Gesetz zur 
Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Wind-
energieanlagen kann weg, meine Damen und Herren; 
Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes kann 
weg; Energieeffizienzgesetz kann weg; Viertes Gesetz 
zur Änderung des Chemikaliengesetzes kann weg – ein 
Giftregister brauchen wir nicht; Bürokratieabbau –; Ge-
setz zur Kennzeichnung von Lebensmitteln mit der Hal-
tungsform der Tiere kann weg; Gesetz zur Erleichterung 
der baulichen Anpassung von Tierhaltungsanlagen – 
Viehwirtschaft, massiver Stallumbau nötig –: reduzieren; 
Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der Energie-
wende kann weg; Heizungshammer, Messgeräte: kann 
weg; Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über die Ver-
ringerung der Auswirkung bestimmter Kunststoffpro-
dukte kann weg; Gesetz zur Änderung des Energiesiche-
rungsgesetzes kann weg; Gesetz zur Änderung des 
Energiewirtschaftsrechts kann zusammen mit dem Kli-
maschutzprogramm weg.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kollege Brandner, ich muss Sie jetzt bedauerlicher-

weise stoppen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Brandner 
kann jetzt auch weg!)

Stephan Brandner (AfD):
Und wenn mir der Präsident jetzt hier nicht, zu Recht 

natürlich, ins Wort fallen würde,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Brandner 
kann jetzt weg!)

könnte ich Ihnen noch viele Punkte vorschlagen – das 
sind noch viele Seiten –, was alles wegkann. Das wäre 
Bürokratieabbau vom Feinsten in Deutschland, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Brandner!

Stephan Brandner (AfD):
– meine Damen und Herren, und nicht dieses Klein- 

Klein, was Sie hier wieder anbringen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Also, ich kann sicher sagen: Die Geschäftsordnung des 

Deutschen Bundestages, die die Redezeitbeschränkung 
vorsieht, kann nicht weg.
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Nächster Redner ist der Kollege Lukas Benner, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Lukas Benner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Brandner,

(Stephan Brandner [AfD]: Lieber Herr 
Benner!)

ich habe Ihnen ja jetzt zugehört. Dass Sie rückschrittlich 
sind, merken wir im Ausschuss immer schon daran 
schon, dass Sie alles Englischsprachige nicht zur Kennt-
nis nehmen und gegen Englisch als Gerichtssprache sind. 
Aber wenn ich Ihnen richtig zugehört habe, dann sind Sie 
auch gegen Energiesicherheit, gegen eine vernünftige 
Stromversorgung.

(Stephan Brandner [AfD]: Nein, dafür! Des-
halb muss das ja weg!)

Sie scheinen gern im Dunkeln zu Hause zu sitzen, in einer 
Höhle. Ich bin sehr froh, dass Sie hier nicht mitentschei-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Liebe Unionsfraktion, vielen Dank für die Möglich-
keit, dass wir noch mal über Bürokratieabbau reden kön-
nen; denn heute ist ein guter Tag, um das zu tun. Gestern 
ist das Bürokratieentlastungsgesetz IV

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Gesetzchen!)

durchs Kabinett gegangen. Damit haben wir ein weiteres 
Gesetz – der Entwurf geht jetzt ins parlamentarische Ver-
fahren –, das endlich über Jahre angewachsene Struktu-
ren entschlackt – was dafür sorgt, dass wir zu einem 
modernen Staat kommen, dass wir den Staat, Bürgerin-
nen und Bürger, aber vor allen Dingen Unternehmen end-
lich entlasten.

In dem Gesetzespaket sind viele Maßnahmen enthal-
ten. Ich kann selbstbewusst sagen, dass wir den Anspruch 
haben, im parlamentarischen Verfahren noch bessere 
reinzubringen. Wir gehen den Bürokratieabbau weiter 
an. Vor allen Dingen muss man sagen: Wir gehen die 
Zettelwirtschaft an; denn wir nehmen die Schriftform-
erfordernisse in den Blick. An vielen Stellen muss man 
noch immer Schriftstücke ausdrucken, unterschreiben 
und irgendwohin schicken. Damit soll in Zukunft Schluss 
sein.

Drei Beispiele aus dem Bürokratieentlastungs-
gesetz IV: weniger Genehmigungen für Geothermie, das 
Arbeitszeugnis kann zukünftig digital ausgestellt werden, 
und der Hotelmeldeschein fällt gänzlich weg.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Das mag nicht revolutionär klingen, als würde das das 
ganze Land von heute auf morgen verändern.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Weiß Gott 
nicht!)

Aber Bürokratieabbau ist Detailarbeit. Bürokratieabbau 
heißt, durch jedes Gesetz durchzugehen und sich die 
Frage zu stellen: Kann das weg, oder brauchen wir diese 
Schutzfunktion?

(Fabian Jacobi [AfD]: So gerade geschehen!)
Und das dauert. Deswegen bin ich froh, dass wir als 
Ampel hier vorangehen, dass wir den Bürokratieabbau 
ernst nehmen und mit dem Bürokratieentlastungs-
gesetz IV fast 1 Milliarde Euro Entlastung schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Herr Dr. Krings, seien Sie ehrlich. Sie können sich 
nicht hierhinstellen und sagen: „Der Erfüllungsaufwand 
ist gestiegen“, ohne zu sagen, warum. Denn einer der 
Haupttreiber war der Mindestlohn.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das macht es 
nicht besser!)

Dann stellen Sie sich hierhin und sagen Sie, dass Sie 
gegen den höheren Mindestlohn sind. Sagen Sie den Leu-
ten, Sie sind dagegen, dass sie für ihre Arbeit vernünftig 
entlohnt werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Ich bin gegen politische Lösun-
gen!)

Noch eine Sache – der Kollege Dr. Lieb hat es bereits 
gesagt –: Sie haben hier die Entlastung auf die Tages-
ordnung gebracht. Dann tun Sie uns auch bitte den Ge-
fallen, Ihre Oppositionshaltung beim Wachstumschan-
cengesetz aufzugeben. Hier hat der Bundesrat eine 
Chance, weiter zu entlasten; aber das scheitert an Ihnen, 
an Ihren Funktionären in den Ländern. Geben Sie die 
Kritik auf! Lassen Sie uns gemeinsam Bürokratie abbau-
en!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Benner. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Martin Plum, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Mitte der Legislatur ist ein guter Zeitpunkt für eine Halb-
zeitanalyse. Lassen Sie uns deshalb einmal einen Blick 
auf die Statistik werfen; die ist eindeutig.

Seit 2021 ist die Regelungsdichte auf Bundesebene 
deutlich auf über 96 000 Einzelnormen angestiegen. Sie 
ist damit so hoch wie nie. Die einmaligen Kosten für 
Bürger, Wirtschaft und Verwaltung durch neue Regeln 
betrugen in Deutschland im letzten Jahr rund 24 Milliar-
den Euro, achtmal mehr als im Vorjahr. Sie waren damit 
so hoch wie nie. Die laufenden Kosten durch neue Re-
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gelungen sind in den letzten zwei Jahren, Herr Kollege 
Limbacher, um 250 Prozent auf fast 27 Milliarden Euro 
gestiegen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ui! Das ist ja 
eine tolle Zahl!)

So hoch wie nie. Und allein die Bürokratiebelastungen 
der Wirtschaft betragen pro Jahr 65 Milliarden Euro – Sie 
ahnen es –: So hoch wie nie. Beim Bürokratieaufbau ist 
die Ampel wirklich einmal einsame Spitze. Unter „Fort-
schrittskoalition“ verstehe ich freilich etwas anderes.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Offenbar verstehen sie gerade 
das darunter!)

In einer solchen Situation zeigt sich dann auch der 
Unterschied zwischen uns als Union und Ihnen. Wir ma-
chen mit unserer Agenda für Bürokratieabbau 21 kon-
krete und innovative systematische Vorschläge für weni-
ger Bürokratie und mehr Freiräume in unserem Land. 
Und Sie?

Erstens lehnen Sie diese Vorschläge heute natürlich 
allesamt ab. Staatspolitische Verantwortung ist für Sie 
wie immer eine Einbahnstraße.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ja, offenbar!)
Zweitens tun Sie das, was Sie seit über zwei Jahren 

ständig tun: Streiten! Die für Bürokratieabbau zuständi-
gen Minister Buschmann und Habeck schreiben sich 
Briefe mit gegenseitigen Vorwürfen, jeweils zu wenig 
zu tun. Die SPD stimmt natürlich munter in diesen Abge-
sang ein – wohlgemerkt: Alles öffentlich.

Drittens präsentieren Sie irgendwann wortreich ein Er-
gebnis, um es im selben Atemzug abzukanzeln. Das war 
gestern wieder bei Ihrem Bürokratieentlastungsgesetz IV 
zu beobachten, und das diesmal auch vollkommen zu 
Recht. Denn der versprochene Gamechanger ist es wahr-
lich nicht. Nachdem Sie die laufenden Bürokratiekosten 
in zwei Jahren um über 16 Milliarden Euro erhöht haben, 
senken Sie diese jetzt um gerade mal 944 Millionen Euro.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das ist nicht 
viel!)

Die Bürokratiebelastungen der Wirtschaft von jährlich 
65 Milliarden Euro senken Sie sogar nur um 310 Millio-
nen Euro, also um nicht einmal ein halbes Prozent.

Weil Sie selbst wissen, wie unzureichend Ihr BEG IV 
ist, verweisen Sie dann blumig auf Ihr Meseberger Ent-
lastungspaket. Das Entlastungsvolumen beträgt dabei 
3 Milliarden Euro, nach einem Belastungsvolumen von 
über 16 Milliarden Euro. Es ist übrigens nicht das größte 
Entlastungspaket, Herr Kollege Lieb. Das war das 25- 
Prozent-Abbauziel mit 12,5 Milliarden Euro. Das zeigt: 
Es ist in Wirklichkeit nur ein Meseberger Entlastungs-
päckchen.

Im Ergebnis reiht die Ampel damit einerseits beim 
Bürokratieaufbau Rekord an Rekord, andererseits fehlen 
ihr beim Bürokratieabbau spielerische Mittel und zün-
dende Ideen. Kurzum: Die Ampel ist der FC Bayern der 
Regulierung und das Tasmania Berlin des Bürokratie-
abbaus. Die Tabelle, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sie lügt nicht, auch nicht in diesem Fall!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Plum. – Nichts gegen 

Tasmania Berlin!
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Zanda Martens, 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Zanda Martens (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Parteien!
(Stephan Brandner [AfD]: Deutsche demokra-

tische Altfraktionen!)
Am Sonntag, den 9. Juni 2024, findet in Deutschland die 
Europawahl statt. Und ich finde es einfach unsäglich, 
dass wir hier im Deutschen Bundestag, im bevölkerungs-
reichsten und wirtschaftlich stärksten Mitgliedstaat der 
EU knapp drei Monate vor dieser wichtigen Wahl über 
einen Antrag der Unionsfraktion debattieren müssen, der 
den Eindruck vermittelt, die Europäische Union wäre ein 
Bürokratiemonster.

(Jochen Haug [AfD]: Das ist ja abwegig! Völ-
lig abwegig! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: 
Sie schieben alles auf Europa! Wer hat denn 
hier von Europa gesprochen? Die Ampel kriti-
siert Europa, und Sie kritisieren uns, oder 
was? – Carsten Müller [Braunschweig] 
[CDU/CSU]: Das hat doch Ihr Kollege gesagt! 
Sie müssen Ihre Reden mal miteinander ab-
stimmen!)

Dieser Antrag der Unionsfraktion versucht immer wie-
der, das Bild einer übergriffigen EU zu zeichnen, die nur 
unnötige Bürokratie produziert und Menschen wie Unter-
nehmen einfach gängeln möchte. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir dürfen doch knapp drei Monate vor der 
Europawahl nicht ein solches Signal aus dem Deutschen 
Bundestag senden!

Es gibt nicht „die EU“, die irgendwo weit weg
(Jörg Schneider [AfD]: Weit weg ist Brüssel 

nicht, da hat sie recht!)
unsinnige Vorschriften produziert. Das sind Vertreterin-
nen und Vertreter der 27 Mitgliedstaaten, die im EU-Par-
lament, in der Kommission, im Rat und in anderen Gre-
mien bestimmen, was die EU regelt, wie sie es regelt oder 
es eben auch sein lässt.

Bald wird das Europaparlament neu gewählt, und hie-
rin liegt doch unsere Chance.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie treten nicht 
mehr an, oder was?

Wir, die demokratischen Parteien, sollten unsere Mitbür-
gerinnen und Mitbürger zur Wahl aufrufen und darauf 
aufmerksam machen, wie wichtig es ist, sich an der 
Wahl zu beteiligen,

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
dass es am Ende entscheidend ist, wen wir für uns nach 
Europa senden.
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(Stephan Brandner [AfD]: Was heißt denn 
„nach Europa senden“? Wir sind doch in Eu-
ropa!)

Wir dürfen doch nicht stattdessen den Menschen unser 
Europa mit falschen Eindrücken und Behauptungen ma-
dig machen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Davon stellt die Unionsfraktion in ihrem Antrag aber 
einige auf, etwa wenn es um die Frage geht, wie die 
Richtlinien der EU ins nationale deutsche Recht umge-
setzt werden.

Sie fordern ein klares Bekenntnis zur Eins-zu-eins- 
Umsetzung.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So auch der 
Normenkontrollrat!)

Richtlinien der Europäischen Union sollten also prinzi-
piell immer und pauschal nur noch eins zu eins ins deut-
sche Recht umgesetzt werden,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So der Nor-
menkontrollrat!)

also übernommen werden. Diese Forderung ist besten-
falls unsinnig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wenigstens 
ehrlich ist sie!)

Denn darüber, ob und welcher Spielraum den Mitglied-
staaten bei der Umsetzung von Richtlinien überhaupt 
überlassen wird, entscheidet der EU-Gesetzgeber, nicht 
der Deutsche Bundestag.

Wenn die Länder einen Umsetzungsspielraum haben 
und selbst entscheiden, wie sie die europäischen Re-
gelungen in ihren nationalen Gesetzen umsetzen und 
der deutsche Gesetzgeber – und das sind wir hier alle 
miteinander –, wenn wir also im Rahmen dieser Umset-
zung höhere Standards setzen wollen, dann üben wir eben 
unser gutes Recht aus, und genau hierfür wurden wir 
gewählt.

Gerade hier gibt es einen Widerspruch in der Argu-
mentation der CDU/CSU. Die Konservativen halten im-
mer die Souveränität der Mitgliedstaaten hoch, achten 
darauf, dass die EU nur dort etwas regeln darf, wo es 
nicht besser auf nationaler Ebene von den Mitgliedstaa-
ten geregelt werden könnte.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Das ist das 
Subsidiaritätsprinzip!)

Im Unterausschuss Europarecht erlebe ich in nahezu 
jeder Sitzung kritische Nachfragen meines Unionskolle-
gen Herrn Dr. Plum, ob die EU für dieses oder jenes 
Thema wirklich zuständig wäre, ob diese Ziele nicht 
von den Mitgliedstaaten selbst ausreichend verwirklicht 
werden können,

(Stephan Brandner [AfD]: Ganz vernünftige 
Fragen eigentlich!)

ob die EU hier nicht ihre Befugnisse überschreitet. Be-
rechtigte Fragen, in der Tat! Ich finde es gut, dass Sie da 
immer wieder nachhaken.

(Stephan Brandner [AfD]: Finde ich auch!)

Aber wozu dann dieser Antrag? Wozu denn das alles, 
wenn man gleichzeitig von den nationalen Spielräumen, 
die es gibt, aus Prinzip keinen Gebrauch machen möchte?

Es ist gut und richtig, dass wir die nationalen Spiel-
räume nutzen. Das ist doch keine Bürokratie. Das sind 
Rechte, die wir als Gesetzgeber haben und so nutzen 
sollten, dass sie den Menschen und Unternehmen zugute-
kommen.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Das machen Sie aber nicht!)

Es graut mir, ehrlich gesagt, ein wenig vor der kom-
menden Europawahl.

(Stephan Brandner [AfD]: Wenn ich die SPD 
wäre, hätte ich auch Schiss! – Carsten Müller 
[Braunschweig] [CDU/CSU]: Das kann ich 
mir vorstellen!)

Ich finde es deshalb so wichtig, dass man nicht nur all-
gemein blumig darüber fabuliert, wie wichtig die Euro-
päische Union für uns alle ist, sondern dass man ihre 
Bedeutung und ihre Vorteile für uns alle wieder konkret 
erlebbar und anstrebenswert macht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Thorsten Lieb [FDP])

Im Wahlkampf 2024 sollten wir deshalb eine Vision 
von einer Europäischen Union zeichnen, die von gemein-
samen Werten, Freiheiten und Demokratie geprägt ist,

(Stephan Brandner [AfD]: Na, diese Vision 
zeichnen Sie mal!)

und nicht von Bürokratie.
(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das sagen Sie 

mal Ihren Rednern!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Thorsten Lieb [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Martens. – Als nächster 

Redner hat das Wort für die Bundesregierung der Par-
lamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft und Klimaschutz, Michael Kellner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Michael Kellner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft und Klimaschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben diese Woche im 
Kabinett das BEG IV beschlossen; es kommt jetzt zur 
Beratung ins Parlament. Damit haben wir ein Entlas-
tungsvolumen in Höhe von knapp 1 Milliarde Euro auf 
den Weg gebracht.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sind Sie da 
stolz drauf?)

Das ist ein Schritt.
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(Stephan Brandner [AfD]: Das ist kein Schritt! 
Das ist Stillstand!)

Wir gehen aber auch viele weitere Schritte. Ich will nur 
mal sagen: Hier im Haus wird gerade eine Novelle zum 
Bundes-Imissionsschutzgesetz verhandelt. Da geht es um 
die Entlastung von einer weiteren Milliarde für Unter-
nehmerinnen und Unternehmer. Und es wird dort auch 
geregelt, dass die Behörden nur noch einmal nachfordern 
dürfen, ohne dass die Unternehmen widersprechen kön-
nen. Das heißt, das sind alles Punkte, damit wir schneller 
werden können, auch schneller werden bei den Investi-
tionen in unsere Volkswirtschaft.

Ich bin dankbar, dass beispielsweise der ZDH, der 
Zentralverband des Deutschen Handwerks, 44 sehr kon-
krete Vorschläge zum Bürokratieabbau vorgelegt hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Von mir kamen un-
gefähr 200! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: 
Wie viele haben Sie davon genommen?)

Wir haben diese 44 Vorschläge zusammen mit acht Res-
sorts in der Bundesregierung gemeinsam diskutiert. Ich 
bin froh, wenn wir sie im BEG IV oder in anderen Geset-
zen in den nächsten Monaten umsetzen können.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es gab aus den Verbänden viele Rückmeldungen: Sie 
wünschen sich mehr. – Aber es gab auch viel Lob für die 
Frage der Praxischecks, die wir als BMWK eingeführt 
haben, weil wir damit beispielsweise im Solarbereich 
gezeigt haben, wie wir Bürokratie abbauen können. Das 
hilft dann auch; das kommt dann richtig an. Wir haben ja 
auch einen beschleunigten Zubau von Solar gesehen. Ich 
würde mich auch freuen, wenn wir das Solarpaket durch 
den Bundestag bekommen, weil das auch Bürokratie-
abbaumaßnahmen umfasst.

Ich bin dem Landwirtschaftsministerium sehr dankbar, 
dass es angekündigt hat, einen Praxischeck im Lebens-
mittelrecht einzuführen. Wenn man mit Bäckern oder 
Fleischern redet, weiß man, was für einen Bürokratieauf-
wand sie haben. Und das abzubauen, ist richtig und gut.

Ich würde mir auch wünschen, dass wir uns noch an ein 
anderes Thema rantrauen – das sagen auch Start-ups und 
Unternehmen –: Wir haben 150 Notarpflichten in unse-
rem Land. Das ist ein riesiger Aufwand für die Unterneh-
men, mit hohen Kosten verbunden. Viele andere Länder 
sind da viel, viel besser. Deswegen würde ich mich freu-
en, wenn wir sagen: „Ja, wir schauen uns auch das an“, 
und wir sehen, ob wir nicht auch da Anforderungen run-
ternehmen können.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. 
Dr. Thorsten Lieb [FDP])

Ich möchte aber auch einen Gedanken zu Europa und 
Regelungen teilen. Wir können ja nicht so tun, als würde 
sich die Welt nicht immer wieder weiterdrehen. Ich habe 
gestern mit Unternehmen der Musikwirtschaft zusam-
mengesessen. Die waren sehr froh darüber, dass es eine 
EU-KI-Verordnung gibt und dass die durchs BMJ in deut-
sches Recht umgesetzt werden wird, weil wir damit näm-
lich auf neue Anforderungen mit Regeln reagieren, die 

Künstlerinnen und Künstler, die Urheberinnen und Urhe-
ber schützt. Das heißt, auch da brauchen wir Regeln. Sie 
müssen nur praxisnah und -tauglich sein; das ist die An-
forderung.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Volker Ullrich, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Es haben bereits mehrere Redner das Bürokratieent-
lastungsgesetz IV der Ampelkoalition angeführt. Wir 
wollen auch gar nicht verhehlen, dass wir die Bemühun-
gen der Ampelkoalition, zum Bürokratieabbau beizutra-
gen, durchaus wertschätzen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Stets be-
müht! – Zuruf von der SPD: Ist aber nett!)

Sie sind aber mit Ihrem Kabinettsvorschlag wesentlich 
hinter dem zurückgeblieben, was nötig gewesen wäre 
und was unser Land zum Thema Bürokratieabbau wirk-
lich braucht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Und was wir früher erreicht ha-
ben!)

Wenn man sich auf der Seite des Bundesjustizministe-
riums die Neuerungen ansieht, fallen die folgenden drei 
als die wichtigsten auf: die Reduzierung der Aufbewah-
rungsfristen von Belegen von zehn auf acht Jahre, eine 
zentrale Vollmachtsdatenbank für steuerberatende Berufe 
und die Abschaffung der Hotelmeldepflicht,

(Axel Müller [CDU/CSU]: Nur für Deutsche!)

allerdings nur für deutsche Staatsbürger. Das bleibt we-
sentlich hinter dem zurück, was eigentlich notwendig 
gewesen wäre. Ihr Bürokratieentlastungsgesetz ist ziem-
lich mutlos. Sie haben nicht die Kraft, das anzusprechen, 
was wirklich notwendig wäre. Stattdessen verstecken Sie 
sich hinter kleinteiligen Vorschriften. So kann der Büro-
kratieabbau in unserem Land nicht gelingen.

Ich will auch darauf zu sprechen kommen, was Sie, 
Kollegin Martens, angeführt haben. Wenn es eine EU- 
Verordnung gibt, dann gilt die unmittelbar; dann muss 
sie nicht extra umgesetzt werden.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU], an die SPD 
gewandt: Das müsst ihr noch mal nacharbei-
ten!)

Wenn es aber Richtlinien gibt, dann stellt sich schon die 
Frage, ob der deutsche Gesetzgeber im Rahmen seiner 
Prüfungspflicht noch etwas draufsetzt oder wir diese 
Richtlinien so nehmen und so umsetzen, wie sie von 
Brüssel vorgegeben werden. Ich finde, dieses Immer- 
wieder-Draufsetzen ist etwas, was die Menschen frus-
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triert und was unserer Verantwortung nicht gerecht wird. 
Deswegen wollen wir eine Eins-zu-eins-Umsetzung von 
Richtlinien haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dahinter steckt übrigens was ganz Grundsätzliches, 
nämlich die Frage, wie wir Regulierung verstehen. Wir 
sind der Ansicht, dass es für verschiedene Ziele nicht 
immer ein Mikromanagement braucht, wo der Gesetz-
geber selbst die Ziele im Kleinen vorgibt, wie zum Bei-
spiel bei Ihrem Heizungsgesetz, sondern viel vernünfti-
ger wäre es, wenn wir über die großen Linien diskutieren 
und es den Menschen und Unternehmen selbst überlas-
sen, wie sie diese Ziele erreichen. Das ist letztlich übri-
gens auch eine Frage des Menschenbilds. Unser Men-
schenbild sagt, dass wir den Menschen etwas zutrauen, 
dass wir Vertrauen in die Menschen und die Unternehmen 
haben und dass wir sie nicht durch kleinteilige Vorschrif-
ten geradezu in eine Ecke drängen wollen.

(Zuruf von der SPD)

Vor diesem Hintergrund und unserem Ansatz von Re-
gulierung ist dieser Antrag zu verstehen. Ich bitte Sie, die 
Chance wahrzunehmen, diesem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Ullrich. – Letzter Red-

ner in dieser Debatte ist der Kollege Sebastian Roloff, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Jetzt 
sagt die SPD bestimmt doch zu!)

Sebastian Roloff (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Man kann es passend finden, dass wir einen 
Tag nach dem Kabinettsbeschluss zum Bürokratieentlas-
tungsgesetz IV über diesen Antrag der Union reden. Ich 
will gar nicht so wahnsinnig viel Redezeit für den Antrag, 
den wir in ähnlicher Form – Kollege Limbacher hat es 
angesprochen – schon mehrfach diskutiert haben, ver-
wenden.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ich dachte 
„widersprüchlich“? Was denn jetzt: „ähnlich“ 
oder „widersprüchlich“?)

Ich will es eher mit den Worten eines Unternehmens-
vertreters, mit dem ich über genau dieses Thema in dieser 
Woche gesprochen habe, was wir alle hoffentlich regel-
mäßig hinsichtlich Fragen des Bürokratieabbaus tun, hal-
ten, der einerseits ganz abstrakt mit den bekannten For-
derungen nach mehr Bürokratieabbau – und im Einzelfall 
wird es dann natürlich spannender – eingestiegen ist, aber 
dann auch gesagt hat, dass es schon die Erwartung der 
Wirtschaft gibt, dass im parlamentarischen Verfahren 
noch ein bisschen draufgesattelt wird.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Aha!)

Diese Hoffnung und Erwartungshaltung teile ich.

Er sagte dann übrigens als jemand, der sehr präsent 
bezüglich der politischen Debatten ist, den bezeichnen-
den Satz: Aber übrigens, der Unionsantrag, den ihr diese 
Woche besprecht, der ist inhaltlich so schlecht und hand-
werklich katastrophal gemacht. – Damit ist alles gesagt.

(Lachen des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU] – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das 
klingt sehr authentisch, Herr Kollege!)

Ich darf noch mal positiv betonen: Das Bürokratie-
entlastungsgesetz IV ist ein guter Schritt in die richtige 
Richtung, den Paragrafendschungel punktuell einzu-
dämmen. Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels haben 
Beschäftigte wirklich Besseres zu tun. Die entfallene 
Meldepflicht in Hotels, die Verkürzung der Aufbewah-
rungsfristen, die Digitalisierung der Betriebskosten-
abrechnungen und die Anhebung verschiedentlicher 
Schwellenwerte sind gute und richtige Punkte, die eine 
Wirkung entfalten werden. Deswegen ist es gut, dass wir 
das auf den Weg bringen.

Aber – ich sage es noch mal – wir können parlamen-
tarisch natürlich noch mal etwas nachsteuern. Es gibt 
viele Forderungen aus der Verbändeabfrage, die nicht 
berücksichtigt worden sind und noch nicht enthalten sind. 
Ich bin zum Beispiel bezüglich des Nachweisgesetzes – 
Stichwort „Text statt Schriftform“ – noch nicht wahn-
sinnig glücklich. Da können wir vielleicht noch ein biss-
chen diskutieren. Und es gibt auch einige spannende 
Punkte im Steuerrecht, die zum Beispiel der Bayerische 
Handwerkstag erst in diesem Jahr konkret aufgeschrieben 
und uns übermittelt hat, die wir im Prozess vielleicht 
noch mal diskutieren und gegebenenfalls aufnehmen soll-
ten.

Zugleich müssen wir größer denken und auch struktu-
rell etwas verändern. Der Blick nach Großbritannien zum 
Beispiel ist da lehrreich: Das Vorgehen dort ist mehr ein 
risikobasiertes „enable and motivate“. Zugunsten einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen Behörden 
und Unternehmen haben dort Sachbearbeiter/-innen 
mehr Spielräume. Auf der einen Seite werden Standards 
sichergestellt, aber auf der anderen Seite gibt es dort auch 
noch wirklich Ermessensspielräume, die man nutzen 
kann, statt aus Angst vor Disziplinierungen gar nichts 
in diese Richtung zu tun. Man hat dort nicht so eine 
hohe Regelungsdichte und wählt nicht immer die aller-
engste Auslegung.

Ich glaube, wir brauchen bei diesen Themen mehr Mut. 
Nicht jedes Detail sollte zentral aus Brüssel oder Berlin 
geregelt werden. Stattdessen brauchen wir mehr Ver-
trauen in den Ermessensspielraum der Verwaltung.

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

Dann machen wir beim Bürokratieabbau auch noch grö-
ßere Schritte als ohnehin.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Mehr 
Vertrauen in die Bürger! Wie wäre es damit 
mal?)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Roloff. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Rechtsaus-

schusses zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU mit 
dem Titel „Innovation ermöglichen, Investitionen er-
leichtern – Agenda für Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/10651, den An-
trag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 20/ 
8856 abzulehnen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Unerhört!)

Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die regierungstragenden Fraktionen. Wer stimmt gegen 
die Beschlussempfehlung? – Die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Die AfD-Fraktion und einer der Grup-
penabgeordneten.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war Herr 
Lenkert!)

Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Funkanlagengesetzes 

Drucksache 20/9873

Beschlussempfehlung und Bericht des Wirt-
schaftsausschusses (9. Ausschuss)

Drucksache 20/10465

Der Wirtschaftsausschuss hat in seiner Beschlussemp-
fehlung auch Änderungen des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch – Arbeitsförderung – miteinbezogen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Tabea Rößner, Bündnis 90/Die Grü-
nen, das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was lange 

währt, wird endlich gut. – Wer hätte gedacht, dass wir 
eine weitere Lesung zum Funkanlagengesetz im Bundes-
tag haben würden? Aber so können wir die Gelegenheit 
nutzen, die Bedeutung dieses vermeintlich unscheinbaren 
Gesetzes noch einmal herauszustellen. Denn: Es erleich-
tert den Alltag der Verbraucherinnen und Verbraucher, 
und es ist auch gut für die Umwelt.

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, wenn Sie unterwegs 
sind. Ich muss mindestens drei verschiedene Ladekabel 
dabeihaben: für Handy, für Laptop, für Tablet, für Kopf-
hörer oder für andere Geräte. Da hat man schnell ein 
Kabelknäuel in der Tasche mit den unterschiedlichsten 

Steckertypen. Und genau diese Knäuel, die sich täglich 
in Millionen von Haushalten bilden, wollen wir jetzt ein 
für alle Mal auflösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lange hatte sich insbesondere ein Hersteller gegen 
eine gesetzliche Regelung gewehrt. Aber: Die freiwillige 
Selbstverpflichtung der großen Hersteller von 2009 
zeigte eben nicht die erwünschte Wirkung. Die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher mussten sich weiterhin mit 
Micro-USB, Lightning oder USB-C herumschlagen.

Und das Argument, eine Standardisierung würde Inno-
vation behindern, ist überhaupt nicht nachvollziehbar. 
USB-C ist anderen Lösungen technisch überlegen, nicht 
nur beim Laden, sondern auch bei der Datenübertragung. 
Deshalb setzen mittlerweile ja schon viele Hersteller ge-
nau darauf. Und keine Sorge: Das kabellose Laden ist 
auch mit diesem Gesetz zukünftig möglich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Gesetzesänderung schafft Klarheit. Ende dieses 
Jahres gibt es USB-C als Standard. Damit können dann 
alle neuen Geräte von Handy bis Tablet, von Kopfhörer 
bis tragbare Spielekonsole – ab 2026 auch Laptops – ge-
laden werden. Und das ist auch gut so. Das wurde höchste 
Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Damit reduzieren wir eine Menge Elektroschrott und ent-
lasten Verbraucherinnen und Verbraucher um rund 
250 Millionen Euro im Jahr. Das ist eine echte Win- 
win-Situation.

Für mich als Verbraucherpolitikerin sind zudem zwei 
Aspekte wichtig:

Einmal die Entbündelung. Die Hersteller sollen die 
Geräte immer ohne Netzteile anbieten. So können Käufe-
rinnen und Käufer nämlich selber entscheiden, ob sie das 
Ladekabel überhaupt brauchen oder nicht. Und das sollte 
sich dann auch im Preis niederschlagen.

Zum anderen erwarte ich eine bessere Verbraucherin-
formation. Beim Kauf muss klar sein, welche Ladeleis-
tung das Handy verträgt, welches Kabel und welches 
Ladegerät dafür geeignet sind. Unklarheit darüber sorgte 
bislang immer wieder für Fehlkäufe und manchmal auch 
für Defekte.

Das Gesetz reiht sich ein in eine Vielzahl von Maß-
nahmen, die das Ziel verfolgen, Produkte länger nutzbar 
zu machen. Dafür sorgen zum Beispiel die Ökodesign- 
Verordnung, bald das Recht auf Reparatur und auch die-
ses Gesetz. All diese Ansätze bereiten den Weg zu einem 
ressourcenarmen und verbraucherfreundlichen Konsum, 
den viele Verbraucherinnen und Verbraucher ja auch ge-
hen wollen.

Sehr geehrte Damen und Herren, morgen ist Weltver-
brauchertag. Machen wir heute schon den Alltag der 
Menschen ein klein wenig einfacher!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Rößner. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Jan Metzler, CDU/CSU-Fraktion, mit 
einem zumindest zeitlich sehr umfangreichen Beitrag.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jan Metzler (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

kann zumindest vorweg sagen: Die Monumentalität der 
Redezeit wird im Laufe der Rede abnehmen. Insofern 
verkleinert sich an der Stelle diese Thematik. Aber ich 
habe zum Schluss auch ein kleines Geschenk.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein einheitliches La-
dekabel ist zweifelsohne etwas, was wir uns allesamt in 
unserem Lebensalltag, wenn es um die Vereinfachung 
geht, ein Stück weit gewünscht haben. Ich weiß nicht, 
ob Sie es wissen, aber wir hatten zu Beginn einmal 33 
verschiedene Ladekabel. Diese Anzahl wurde im Rah-
men einer Selbstverpflichtung der Wirtschaft auf drei 
reduziert. Jetzt folgt der Sprung zu einem einheitlichen 
Ladekabel. Das ist gut.

Liebe geschätzte Kollegin Rößner, ich schließe mich 
auch den Aussagen komplett an, dass das insbesondere 
im Rahmen des Verbraucherschutzes, aber eben auch der 
Ressourcenschonung ein wichtiger Aspekt ist. Gerade 
wenn es darum geht, die Ressourcen zu schonen, ist es 
ein Beitrag, wenn auch ein kleiner. Aber ich sage mal: 
Die Summe macht es am Tagesende aus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Lena Werner [SPD])

Nun gut, die ersten Initiativen wurden vor zwölf Jahren 
auf der Ebene des Europäischen Parlaments gestartet. Es 
ist jetzt einige Zeit vergangen. Eigentlich hätte das Ganze 
bereits gegen Ende des letzten Jahres abgeschlossen wer-
den müssen. Jetzt ist es mit etwas Verzögerung endlich 
umgesetzt. Schwamm drüber! Das Ganze wird zunächst 
nur für Endgeräte, ausgenommen Laptops, gelten und 
dann, im darauffolgenden Jahr, inklusive Laptops.

Zweifelsohne gibt es Kritik – die habe ich auch wahr-
genommen – in Bezug auf die Tatsache, dass es innova-
tionshemmend wäre. Ich sehe das eben nicht so. Ich glau-
be, dass gerade in der Harmonisierung, in der 
gemeinsamen Standardsetzung ein elementarer Vorteil 
der Europäischen Union und des gemeinsamen Binnen-
marktes besteht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vor der Europawahl ist es wichtig, das auch noch einmal 
anzumerken. Ich habe das vorhin auch an anderer Stelle 
wahrgenommen.

Das ist also alles gut, schafft einen einheitlichen Stan-
dard. Aber es ist auch wichtig, wie ich glaube, dass wir 
uns fortlaufend mit der weiteren Standardsetzung aus-
einandersetzen; denn Standard ist ja nichts Sakrosanktes, 
Standard kann sich auch in der Zukunft verändern. An der 
Stelle ist es wichtig, auch im Auge zu behalten, ob das 
induktionsgetriebene Laden sich in Zukunft als ein neuer 
Standard herausstellt, den es dann einzuhalten gilt.

Jetzt komme ich in den Bereich des Geschenks. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wir haben auf das einheitliche 
Ladekabel in Summe mit erster Lesung, Beratung im 
Ausschuss und heute 80 Minuten an Debattenzeit ver-
wendet. Ich muss ganz freiweg eins zu der nun angesetz-
ten Debatte sagen, weil, wohlgemerkt, bei der ersten Le-
sung auch Reden zu Protokoll gegangen sind. Das ist ein 
wichtiges Thema; aber angesichts der Gesamtheit dessen, 
was in der deutschen Wirtschaft gerade los ist, möchte ich 
uns allesamt ermahnen, dass es vielleicht auch ein Punkt 
wäre, an dieser Stelle Prioritäten zu setzen. Deswegen 
gebe ich uns allen an dieser Stelle ein Geschenk. Ich 
schenke uns nämlich Debattenzeit, sodass wir mehr Zeit 
haben, die Debatten zu führen, die eben auch zu führen 
sind. Da reichte nur ein Blick ins heutige „Handelsblatt“; 
denn über den Investitionsstandort Deutschland ist auch 
angesichts dessen, was das ifo-Institut uns ins Stamm-
buch schreibt, wichtig zu debattieren.

Herzlichen Dank für Ihre, eure Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Metzler. Ich finde das wirk-

lich vorbildlich und nehme das Geschenk mit großer 
Freude an.

Nächste Rednerin ist die Kollegin Lena Werner, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da ist der Druck jetzt aber hoch!)

Lena Werner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Zuschauer/-innen! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie ist es eigentlich, in 
der EU zu leben? Ich gebe Ihnen da mal ein ganz prakti-
sches Beispiel aus meinem Wahlkreis. Wenn Sie in der 
Gemeinde Echternacherbrück im Eifelkreis Bitburg- 
Prüm sind, dann können Sie ganz entspannt über die 
Brücke gehen oder fahren und sind schon in Luxemburg – 
ganz ohne Grenzkontrolle. Auf der anderen Seite befindet 
sich direkt Echternach, die älteste Stadt Luxemburgs. In 
der Altstadt können Sie dann in aller Ruhe einen Kaffee 
trinken und mit dem Euro bezahlen, bevor Sie über einen 
eventuell mit EU-Mitteln finanzierten Wanderweg zu-
rück in die Eifel gehen. Leider knicken Sie dann aber 
schon zu Beginn der Wanderung um und müssen ganz 
schnell zum Arzt. Der nächste Arzt ist natürlich in Ech-
ternach in Luxemburg. Das ist aber kein Problem; denn 
Sie können dort mit Ihrer normalen Krankenkassenkarte 
vorstellig werden. Dort angekommen, merken Sie, dass 
Ihr Handyakku leer ist. Zum Glück kann Ihnen jemand in 
der Praxis ein Ladekabel leihen, obwohl Sie verschiedene 
Smartphones von unterschiedlichen Herstellern haben.

Das alles dank der EU; denn die EU macht unseren 
Alltag an vielen Stellen leichter. Manchmal merken wir 
das gar nicht mehr. Deswegen ist es vielleicht ganz gut, 
wenn wir uns ab und zu daran erinnern, in wie vielen 
Bereichen die EU insbesondere für Verbraucher/-innen 
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einiges getan hat. In dem Szenario, das ich gerade be-
schrieben habe, sind gleich sechs Errungenschaften der 
EU zu finden, die für uns ganz normal geworden sind und 
zu unserem Alltag dazugehören, besonders wenn man in 
einer Grenzregion wie der Eifel wohnt.

Wenn man so wie ich schon mal im nichteuropäischen 
Ausland gelebt hat, dann weiß man das alles noch viel 
mehr zu schätzen. Dazu zählen die Freizügigkeit, der 
Schengener Grenzkodex, der EU-Führerschein, der Euro, 
das EU-Roaming und die Europäische Krankenver-
sicherungskarte. Und – wir haben es schon gehört – 
ganz neu dazukommen werden jetzt auch noch einheitli-
che Ladekabel. Wir beschließen heute nämlich die Än-
derung des sogenannten Funkanlagengesetzes. Bei dem 
Titel denkt man zwar wahrscheinlich eher an hohe Funk-
türme, die Debatte um 5G oder Funkanlagen; aber bei 
dieser Gesetzesänderung geht es um was ganz anderes. 
Es geht um etwas, was wir so gut wie jeden Tag benutzen, 
ohne das unsere Smartphones, Laptops, Kopfhörer und 
E-Book-Reader irgendwann nicht mehr funktionieren 
und ausgehen.

Bei der Änderung des Funkanlagengesetzes geht es 
ganz einfach um Ladekabel. Um ganz konkret zu sein: 
Es geht bei dieser Änderung um Ladekabel des Typs 
USB-C. Für alle, die jetzt nicht direkt wissen, welches 
Kabel das ist: Das USB-C-Kabel hat eine kleinere Buchse 
und einen kleineren Stecker und ist ganz anders als das, 
was wir bisher kannten. Die meisten Android-Smart-
phones haben das bereits seit ein paar Jahren, und jetzt 
wird genau das der Standard in der EU. Die EU hat 
bereits Ende 2022 beschlossen, dass es EU-weit ein ein-
heitliches Ladekabel für alle Mobiltelefone, Tablets, mo-
bilen Lautsprecher, E-Book-Reader und viele weitere Ge-
räte geben soll. Auch Notebooks werden zukünftig mit 
einem einheitlichen Ladekabel ausgestattet sein.

Diese Regelung hat die EU aber nicht aus einer will-
kürlichen Laune heraus beschlossen. Wie bei vielen All-
tagserleichterungen, die ich zu Beginn meiner Rede 
schon aufgezählt habe, stehen auch hierbei wieder Ver-
braucher/-innen im Fokus der Änderungen. Denn wer 
kennt es nicht? Der Akku des Smartphones wird unter-
wegs leer, und man fragt hektisch herum, ob jemand ein 
Ladekabel dabeihat. Dann muss man erst mal hoffen, 
dass die andere Person ein passendes Kabel dabeihat. 
Mir ist es schon oft passiert und sicherlich einigen von 
Ihnen auch schon, dass das leider nicht der Fall war und 
das Handy ausging.

Die Gesetzgebung bringt aber auch weitere Vorteile 
mit sich. Allein im Jahr 2020 wurden in der Europäischen 
Union circa 420 Millionen elektronische Geräte mit auf-
ladbarem Akku verkauft, damals aber noch mit vielen 
unterschiedlichen Ladekabeln. Und diese Ladekabel ver-
ursachen aktuell pro Jahr circa 11 000 Tonnen Elektro-
schrott hier bei uns in der EU.

Im Schnitt besitzen wir Verbraucher/-innen in der EU 
drei Ladegeräte.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ich habe mehr!)

Und ich würde mal vermuten, mindestens die Hälfte von 
uns, wenn nicht sogar ein paar mehr, haben auch so eine 
chaotische Schublade voll mit verschiedenen Ladekabeln 
bei sich zu Hause.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Eine Kiste!)

Manche auch, weil sie sich nicht von den alten Kabeln 
trennen können; denn vielleicht kann man das eine oder 
andere ja doch noch gebrauchen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD – Julia Klöckner [CDU/CSU]: Genau so!)

An der Stelle auch kurz der Hinweis, dass alte und 
nicht mehr verwendete Handys, Laptops, Tablets und 
die dazugehörigen Ladekabel zurückgegeben werden 
können, damit sie repariert oder recycelt werden können. 
Denn in diesen Produkten befinden sich Materialien, die 
man wiederverwenden kann und die knapp sind.

Trotz der vielen verschiedenen Ladekabel klagen aber 
auch viele darüber, für bestimmte Geräte nicht das pas-
sende Ladekabel zu besitzen. Diesem unglücklichen Zu-
stand wird mit der neuen Verordnung nun auch ein Ende 
gesetzt. In Zukunft wird es eben ein einheitliches Lade-
kabel geben, um alle mobilen Endgeräte zu laden. Damit 
tragen wir zum Umweltschutz bei und können uns auch 
langfristig von den wilden Kabelsalatschubladen ver-
abschieden.

Aktuell ist USB-C der technische Standard – wir haben 
es schon gehört –, aber die Technologie entwickelt sich 
natürlich immer weiter. Aus diesem Grund wird in regel-
mäßigen Abständen auch überprüft, ob der festgelegte 
Standard von USB-C angepasst werden muss. Damit stel-
len wir dann auch sicher, dass das Gesetz mit dem tech-
nischen Fortschritt mithalten kann.

(Beifall bei der SPD)

Das ist aber noch nicht alles. Die Umsetzung der EU- 
Verordnung spart nicht nur Ressourcen und Nerven, son-
dern sie wird auch Geld sparen. Denn zukünftig werden 
die Hersteller verpflichtet, jedes neue mobile Endgerät 
auch ohne zusätzliches Ladekabel anzubieten. Insgesamt 
sollen die Verbraucher/-innen in der Europäischen Union 
mit der Maßnahme um Ausgaben in Höhe von 250 Mil-
lionen Euro jährlich entlastet werden.

Abschließend noch ein Hinweis: Die Regelung gilt 
natürlich nicht für Altgeräte. Sie müssen jetzt keine 
Angst haben, dass Sie Ihre alten Geräte umbauen und 
aufrüsten müssen, sondern das gilt nur für neue Geräte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuschauer/-in-
nen: Die EU schafft hier also eine verbraucher/-innen-
freundliche Praxis, die uns allen das Leben erleichtern 
wird, wie so viele der Errungenschaften, die ich am An-
fang aufgezählt habe. Sie reduziert außerdem Elektro-
schrott und schont Ressourcen. Diese Gesetzesänderung 
klingt vielleicht nicht ganz so spektakulär, aber sie ver-
deutlicht uns die wichtigen Errungenschaften der Euro-
päischen Union, die unseren Alltag so massiv erleichtern, 
und das nicht nur am Beispiel meines Wahlkreises, son-
dern in ganz Deutschland und in der ganzen Europäi-
schen Union.
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Ich freue mich sehr, dass wir diese Verordnung jetzt 
endlich in nationales Recht umsetzen können und ver-
zichte auf meine restliche Redezeit, da wir schon genug 
zu diesem Thema gesagt haben.

(Bernd Rützel [SPD]: Sehr gut! – Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Das ist ja nicht mehr 
ganz so viel!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Werner. Ich muss zugestehen, die 

Union war da weiter vorn.
Nächster Redner ist der Kollege Uwe Schulz, AfD- 

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Uwe Schulz (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie Herr 

Kollege Metzler es schon sagte: Es gibt sehr viel wichti-
gere Themen. Im Januar sagte ich bereits, all das seien 
Peanuts. Aber wie auch immer: Es ist ein wichtiges The-
ma, und ich stelle eine gewisse Harmonie in diesem Ho-
hen Hause fest. Das ist ja schon mal ganz okay.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Regelung – um es vielleicht noch einmal ganz kurz 
zu ergänzen –, die USB-C als neuen Standard ausweist, 
gilt nicht nur für Mobiltelefone, sondern für alle mögli-
chen Kleingeräte und sorgt für all die Vorteile, die die 
Kollegen eben schon so schön angesprochen haben. Jetzt 
wäre ich eigentlich auch am Ende meiner Rede, die mein 
Referent noch mal schön zusammengestrichen hat.

(Gyde Jensen [FDP]: Ja, sehr schön!)

Aber es geht noch ein bisschen weiter; denn es gibt noch 
etwas, was erwähnenswert ist.

Das Vorgehen bei dem uns vorliegenden Gesetzent-
wurf, meine Damen und Herren, offenbart bei genauerer 
Betrachtung eine bedenkliche Praxis: Der Änderungs-
antrag, der eigentlich eine einfache Regelung für eine 
technische Standardisierung darstellt, ist tatsächlich ein 
Beispiel für einen kleinen parlamentarischen Taschen-
spielertrick. In den vorliegenden Gesetzentwurf zum 
Funkanlagengesetz wurde nämlich ein vollkommen 
themenfremdes Element als Zusatzartikel eingefügt, 
nämlich eine Änderung im Sozialgesetzbuch. „Was soll 
das?“, kann man da fragen. Dies geschah unter dem er-
klärten Erfordernis der Korrektur eines Redaktionsver-
sehens im SGB III. Bei Lichte betrachtet handelt es sich 
bei der Anwendung eines solchen Omnibusses – so nennt 
man das – jedoch um einen problematischen Missbrauch 
des Gesetzgebungsverfahrens.

Die hin und wieder geübte Praxis des Omnibusverfah-
rens, meine Damen und Herren, ist nicht nur intrans-
parent, sondern auch irreführend und wirft ein weiteres 

schlechtes Licht auf eine Regierung, die nicht vorhanden 
ist – wie auch immer – und die ohnehin jeden Tag bei 
immer mehr Bürgern von ihrer Glaubwürdigkeit einbüßt.

(Beifall bei der AfD)
Das vorliegende Einbringen von Änderungen aus dem 
Sozialrecht in ein technisch orientiertes Gesetz mag für 
den Gesetzgeber bequem sein. Die Zusammenführung 
verschiedener Rechtsmaterien via Omnibusverfahren 
schafft jedoch Intransparenz und erzeugt Misstrauen, zu-
mal immer ein Geschmäckle des Vertuschens mitspielt.

(Beifall bei der AfD)
Generell untergräbt das Vorgehen das Prinzip der 

Rechtsklarheit und erschwert es dem Bürger und auch 
dem Rechtsanwender, sich schnell und eindeutig über 
die Gesetzeslage zu informieren, weil er halt überall blät-
tern muss. Selbst das Bundesverfassungsgericht hat be-
reits Bedenken gegenüber diesem Konstrukt geäußert.

Wir von der Alternative für Deutschland als Vertreter 
der demokratischen Prinzipien und der Rechtsstaatlich-
keit, meine Damen und Herren,

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Tabea 
Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist ja der größte Mist!)

fordern, die Integrität unseres Rechtsstaats und das Ver-
trauen der Bürger in die Gesetzgebungsprozesse zu ach-
ten. Denn der deutsche Staatsbürger, meine Damen und 
Herren, ist der Souverän. Wir hier sind lediglich sein 
parlamentarischer Arm, der auf der Basis des Grund-
gesetzes zu agieren hat. Mögen die einen oder anderen 
diesen Auftrag auch anders verstehen.

(Zuruf von der SPD: Ja, die AfD zum Bei-
spiel!)

Inhaltlich stimmt die AfD-Fraktion den Änderungen 
zu den fachlichen Regelungen des Funkanlagengesetzes 
gerne zu.

Und zum Schluss noch ein praktischer Vorschlag: Viel-
leicht kann das Thema „Transparenz und Rechtsklarheit“ 
ja mal bei einem der zahlreichen Treffen zwischen Re-
gierungsmitgliedern und Bundesverfassungsrichtern dis-
kutiert werden. Seit Ampelantritt gab es ja wohl mindes-
tens 80 von diesen Zusammenkünften. Ich meine, so ein 
kleiner Austausch zwischen Dessert und Absacker, bevor 
sich die Träger der roten Roben wieder auf den Rückweg 
nach Karlsruhe machen, wäre doch ganz praktisch an der 
Stelle.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das Bundes-
verfassungsgericht angreifen!)

Sie müssen auch nicht Omnibus fahren. Das brauchen Sie 
nicht. Sie haben einen Regierungsflieger, den Sie auch 
nutzen dürfen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Ni-

cole Bauer, FDP-Fraktion.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nicole Bauer (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Hätte jemand mal ein Ladekabel für mich? – 
Diese Frage wird meistens mit der Gegenfrage beantwor-
tet: Welches Kabel brauchst du denn?

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Stimmt!)

Und meistens hat man dann genau das falsche Kabel da. 
So ein Pech. Diese lästige Situation, die kennt doch jeder 
von uns. Und damit ist endlich Schluss. Handys, Kame-
ras, Laptops, E-Book-Reader: All unsere Kleingeräte 
können schon bald mit dem gleichen USB-C-Ladekabel 
geladen werden.

Diese konkrete Umsetzung klingt erst einmal nach 
nicht viel, verhindert aber jedes Jahr 11 000 Tonnen Elek-
troschrott, kostet uns keinen Cent und spart sogar 
250 Millionen Euro jährlich ein, weil überflüssige Käufe 
verhindert werden. Ja, wir können bei jedem Gerät selbst 
entscheiden, ob wir es mit oder ohne Ladegerät kaufen 
wollen. Kurzum: Eine einfache Standardisierung kann 
großen Einfluss auf das Leben von fast 450 Millionen 
Bürgerinnen und Bürgern europaweit haben.

Durch diese Änderungen des Funkanlagengesetzes er-
reichen wir aber nicht nur ein Anti-Kabelsalat-Gesetz, 
sondern es ist noch weitreichender, weil transparenter 
über Ladeeigenschaften aufgeklärt wird und weil Geräte 
mit Schnellladefunktion jetzt das gleiche Ladeprotokoll 
verwenden. Insgesamt hat die Fragmentierung des Mark-
tes in dieser Hinsicht endlich ein Ende.

So viele Vorteile dieses Vorhaben auch bringen mag: 
Ich möchte an der Stelle auch betonen, dass Chance und 
Gefahr eng zusammenliegen. Diese und künftige Richt-
linien dürfen nicht zulasten von Innovationen gehen, 
meine Damen und Herren. Mein Handy und meine Kopf-
hörer beispielsweise lade ich schon längst kabellos. Also, 
auch dieser USB-C-Standard wird sicherlich schon bald 
der Vergangenheit angehören. Deshalb erwarten wir als 
FDP-Bundestagsfraktion, dass die EU ein Monitoring der 
technischen Entwicklungen macht – kontinuierlich, 
wohlgemerkt – und, falls notwendig, eine schnelle An-
passung auf den Weg bringt, damit Innovationen und 
technischer Fortschritt nicht gebremst werden. Ansonsten 
wäre das – das möchte ich in aller Deutlichkeit sagen – 
Gift für die Unternehmen und für unsere heimische Wirt-
schaft.

Schon jetzt produziert die EU mehr Bürokratie, als 
Deutschland überhaupt abschaffen kann. Das bremst un-
sere Unternehmen ungemein. 57 Prozent der Bürokratie 
stammt aus der EU. Das müssen wir uns mal vor Augen 
führen! Und die Unternehmen in unserem Land sind mü-
de, sich immer wieder durch den Bürokratiedschungel zu 
kämpfen. Genau deshalb ist es nötig, dass wir die Wett-
bewerbsfähigkeit in unserem Land stärken. Denn egal ob 
Handwerker, Unternehmer, Mittelstand, Start-ups oder 
Landwirtschaft: Was wir dringend brauchen, meine Da-
men und Herren, sind Maßnahmen für mehr unternehme-
rische Freiheiten und marktwirtschaftlichen Wettbewerb.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dieser lästige Papierkram muss endlich ein Ende haben.
Stattdessen brauchen wir digitale Lösungen. Wir müs-

sen unsere Wirtschaft entfesseln und den Stillstand been-
den; denn die Lage in unserem Land ist ernst. Wir brau-
chen eine Wirtschaftswende, und genau deshalb bringen 
wir Gesetze auf den Weg, um die Wettbewerbsfähigkeit 
zu stärken.

Erstens. Wir schaffen Entlastungen wie beispielsweise 
über das Wachstumschancengesetz oder das gestern im 
Bundeskabinett verabschiedete Bürokratieentlastungs-
gesetz IV, mit denen wir einen ersten Schritt in die rich-
tige Richtung gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wohlgemerkt: Es ist erst der Anfang, ein Schritt in 
die richtige Richtung.

Durch die finanziellen Entlastungen, aber auch durch 
die Entbürokratisierung schaffen wir, zweitens, mehr In-
novationsfreudigkeit und vor allem Investitionsfreudig-
keit; denn unsere Wirtschaft braucht dringender denn je 
neue Impulse, um langfristig wachsen und investieren zu 
können.

Für uns als FDP heißt das unter anderem ganz klar: 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags, Senkung des Ab-
gabenniveaus und eine echte Unternehmensteuerreform.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Zuruf des 
Abg. Matthias W. Birkwald [Die Linke])

Denn das Geld, das wir in unserem Land verteilen wollen, 
muss erst erwirtschaftet werden. Unseren Wohlstand tat-
sächlich zu erhalten, schaffen wir nur, indem wir dem 
Wirtschaftsstandort Deutschland Stärke geben.

Und drittens. Schaffen wir endlich mehr Freiräume für 
neue Technologien, Stichwort „Technologieoffenheit“! 
Es sind doch die klugen Köpfe in unserem Land, die 
Ingenieurinnen und Ingenieure, die wegweisende Innova-
tionen auf den Weg bringen. Es ist die Aufgabe der Poli-
tik, die Hemmnisse hierbei aus dem Weg zu räumen.

Was die Regelungen der EU angeht: Die Marktmacht 
Europas und die Gestaltungskraft der EU sollten wir in 
Zukunft nur dann einsetzen, wenn das Leben der Men-
schen erleichtert wird – so wie das beim Funkanlagenge-
setz der Fall ist. Neue Belastungen hingegen, wie bei-
spielsweise die EU-Lieferkettenrichtlinie, werden wir 
als FDP auch in Zukunft ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Bernd Rützel [SPD]: Ja, 
das ist schlecht!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bauer. – Nächster Redner 

ist der Kollege Ralph Lenkert aus der Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken – Tabea Rößner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die klatschen 
aber laut!)
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Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Ihr Handyakku ist 
leer, Sie haben kein Ladegerät mit, und das vom Nach-
barn passt nicht – frustrierend! Wie oft muss man bei 
Nachfolgemodellen zwingend ein neues Ladegerät kau-
fen oder wenigstens einen Adapter. Und Apple verwei-
gerte aus Prinzip jede Standardisierung.

Als Techniker kann ich nur sagen: Die Ladestecker für 
Handy, Tablet, Kamera, Reader oder Notebook sind echt 
kunstvolle Variationen. Es ist beeindruckend, mit welcher 
Fantasie die Firmen diese Ladestecker entwickelten, nur 
um Kundinnen und Kunden zu binden und noch ein zu-
sätzliches Ladegerät mitzuverkaufen. Das war echte Ab-
zocke.

(Beifall bei der Linken – Tabea Rößner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, das 
stimmt!)

Bitter, wie viel wir seit Jahren unnötig bezahlen muss-
ten und wie viele Ressourcen verschwendet wurden. Da-
mit soll jetzt Schluss sein: Die Form der Ladestecker 
muss einheitlich werden – endlich!

(Beifall bei der Linken)
Ladegeräte sollen weiterverwendbar sein, die Firmen 

müssen ihre Produkte auch ohne Ladegerät verkaufen – 
so weit, so gut.

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber!)

Aber wie so oft haben Lobbyisten bei EU und Ampel eine 
Hintertür eingebaut:

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach, komm! Das kann doch nicht sein!)

Ladeleistung und Ladesoftware können variabel sein.
Ehrlich, da brauche ich keine Fantasie, um zu wissen, 

dass die Hersteller ihre kunstvollen Variationen vom Ste-
cker auf die Ladeleistung und Software verlagern wer-
den. Und dann reicht es eben nicht, wenn wir alle beim 
Kauf vom Händler nur Informationen erhalten, welche 
Ladeeigenschaften das neue Gerät braucht.

Es muss sichergestellt sein, dass Standardaufladen im-
mer funktioniert,

(Beifall bei der Linken)
und es muss sichergestellt werden, dass mögliche Schä-
den beim Laden mit einem anderen Ladegerät an Handy, 
Tablet, Kamera ausgeschlossen sind. Das fordert Die 
Linke. Und wenn Sie das umsetzen, dann wäre das ein 
wirklicher Fortschritt.

So hat man den Wettbewerb nur vom Stecker auf die 
Software verlagert, und das reicht nicht aus.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lenkert. – Nächster und 

letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Maik 
Außendorf, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Maik Außendorf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Es ist ja schön, dass wir uns alle hier einig sind 
und uns gemeinsam freuen, dass wir es mit der Novelle 
des Funkanlagengesetzes schaffen, für ein einheitliches 
Ladekabel zu sorgen. Das freut mich außerordentlich.

Das ist nicht nur gut für Verbraucherinnen und Ver-
braucher, sondern das ist natürlich auch gut für die Um-
welt; denn das ist ressourcenschonend, das ist nachhaltig. 
Und das ist auch gut für die Wirtschaft; denn klare Stan-
dards erleichtern das Produktdesign und machen Pro-
dukte am Ende günstiger, weil das Ladegerät in dem 
Fall entfällt. Das hilft uns also allen weiter.

Jetzt finde ich aber auch interessant: Wir haben ja im 
vorangegangenen TOP über Bürokratieabbau debattiert, 
und selten wurde eine bürokratische Maßnahme aus der 
EU so gefeiert wie diese Novelle zum Ladekabel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Nicole Bauer [FDP] und Dr. Malte Kauf-
mann [AfD])

Das muss man auch mal feststellen. Bürokratie ist näm-
lich nicht immer nur böse, wie das von der rechten Seite 
hier oft behauptet wird, sondern es kommt darauf an, was 
sie regelt, wie sie es regelt und dass sie es gut regelt. 
Deswegen sind wir an der Stelle froh, dass es diese Re-
gelung gibt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte das auch noch mal in den Kontext euro-
päischer Regelungen im Digitalbereich stellen. Wir ha-
ben da auf europäischer Ebene viele Regelungen getrof-
fen, die den Menschen helfen, zum Beispiel den Digital 
Services Act. Er regelt den Umgang von großen Konzer-
nen, marktmächtigen Konzernen mit uns Konsumentin-
nen und Verbrauchern, und das hilft den Menschen un-
glaublich.

Wir haben den AI Act. Er reguliert den Einsatz von 
künstlicher Intelligenz. Das hilft Unternehmen, vor allen 
Dingen mittelständischen und kleinen Unternehmen, 
nach gegebenen Standards und Vorgaben rechtssicher 
zu produzieren und ihre Produkte dann auf den Markt 
zu bringen.

Ich komme zum Schluss und fasse das noch mal zu-
sammen: Bürokratieabbau ist gut. Wenn Bürokratie Fal-
sches regelt, dann bauen wir sie ab, und das machen wir 
praxisnah. Das Ministerium hat das mit Praxischecks im 
Bereich PV, im Bereich Unternehmensgründung schon 
durchexerziert. Dann wird Bürokratie abgebaut.

An anderer Stelle müssen wir gute Regeln setzen, im 
Sinne einer nachhaltigen Wirtschaft, im Sinne der Kon-
sumentinnen und Verbraucher, damit die Wirtschaft auch 
in Zukunft nachhaltig arbeiten und für unseren Wohlstand 
sorgen kann.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Lena Werner [SPD] und 
Konstantin Kuhle [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Außendorf. – Damit 

schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Funkanlagengesetzes. Der Wirtschaftsausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/10465, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 20/9873 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Die regierungstragenden Fraktionen, CDU/CSU, 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die 
Gruppenabgeordneten der Linken.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ach Gott! Wie 
kann man sich dazu enthalten? Mein Gott! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Die haben es nicht gelesen!)

Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung ange-
nommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung, meine Lieblingsabstimmung. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, sich zu erheben. – Das sind die regierungstragen-
den Fraktionen, CDU/CSU und AfD. Wer stimmt da-
gegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Das sind die 
Gruppenangehörigen der Linken. Damit ist der Gesetz-
entwurf in dritter Beratung angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 14:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 
Arbeitszeit flexibilisieren – Mehr Freiheit für 
Beschäftigte und Familien

Drucksache 20/10387
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Digitales

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, den Platzwechsel zügig vorzunehmen, 
wenn überhaupt nötig.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Axel Knoerig von der CDU/CSU- 
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Knoerig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir sind heute zusammengekommen, um über den An-
trag der Unionsfraktion, die Arbeitszeit zu flexibilisieren, 
zu sprechen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nicht wirklich was Neues, ja?)

Ich sage mal ganz vollmundig: Wir gehen dieses Thema 
an.

Sie haben es ja auch im Koalitionsvertrag angespro-
chen. Da schreiben Sie sinngemäß, Sie wollten flexible 
Arbeitszeiten für Arbeitnehmer und Unternehmen er-
möglichen. Das ist jetzt zweieinhalb Jahre her, und pas-
siert ist seitdem nichts.

Ich sage ganz klar: Da herrscht Handlungsbedarf. Die 
Menschen wollen und brauchen ein ganzes Stück Selbst-
bestimmung, was ihre Arbeitszeiten angeht. Ich denke da 
an die Bürokauffrau, die zwei Kinder erzieht. Ich denke 
an den Kindergärtner, der seine kranke Mutter pflegt, 
oder auch an die Technikerin, die weit pendeln muss 
und deshalb ihre 40 Stunden womöglich nur auf vier 
Tage aufteilen möchte.

Deswegen fordern wir als Union statt des Tagesmaxi-
mums wöchentliche Arbeitszeiten. Und dann schauen wir 
ins EU-Recht und sehen: Das ist auch machbar. So, mei-
nen wir, entstehen flexiblere Arbeitszeiten für unsere Be-
schäftigten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und was sagt uns die Arbeitsforschung? Sie sagt: 

Wenn wir die Arbeitszeit flexibel einteilen können, 
dann sind wir ein ganzes Stück gesünder und auch zu-
friedener.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gesünder mit 12, 14 Stunden Ar-
beit! Das möchte ich mal sehen! Da sprechen 
alle Studien dagegen!)

Denn man hat ja so ein Grundbedürfnis, das selber zu 
entscheiden. Deswegen ist es wichtig, dass wir ein 
Mehr an Flexibilisierung bekommen.

Und das geht nicht nur einseitig zugunsten der Arbeit-
geber – das wollen wir nicht –,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ach! Wie denn?)

sondern wir sagen: Wir nehmen Ihnen gerne diese Sorgen 
weg,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie denn?)

weil es gilt, hohe Standards beim Arbeitsschutz zu erhal-
ten. Die wollen wir schützen und bewahren, und das 
haben wir auch in unserem Antrag entsprechend mit auf-
genommen.

Wir fordern in unserem Antrag besondere Schutzerfor-
dernisse bei gefahrgeneigten Berufen. Die kennen wir 
sehr wohl. Wir wissen aus der Arbeitsforschung, dass 
nach acht Stunden häufig das Unfallrisiko steigt. Deswe-
gen wollen wir für solche Berufe das Tagesmaximum von 
acht Stunden sicherstellen.

Wir stellen auch fest, dass wir zurzeit einen Arbeitneh-
mermarkt haben. Hier schaffen die Arbeitnehmer im 
Grunde genommen Fakten. Man einigt sich mit dem 
Chef auf Vertrauensarbeitszeiten. Das Handwerk wirbt 
sogar mit der Viertagewoche. Wir sehen auch, dass Pfle-
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gekräfte in die Leiharbeit wechseln, weil sie Schichten 
freier einteilen können. Und da sage ich zum Gesetz-
geber: Erkennen Sie diese Realitäten bitte an. Zögern 
Sie nicht; denn sonst wechseln noch mehr Fachkräfte 
womöglich in die Leiharbeit oder in andere Branchen, 
die Flexibilität ermöglichen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Weil die so attraktiv ist!)

Das hat verheerende Folgen. Gucken wir doch auf die 
Pflege. Wir wollen nicht, dass die Leiharbeit dort zu-
nimmt, sondern hier müssen wir zu Veränderungen kom-
men.

Ich halte fest: Flexibilität ist kein bloßer Trend. Wir 
machen unsere Arbeitswelt ein ganzes Stück zukunfts-
fest. Das ist notwendig. Wir als Union möchten eines 
klarstellen: dass wir zwischen Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern Flexibilität nicht vorschreiben wollen. Wir 
möchten sie ermöglichen.

Ich füge hinzu: Wir Christlich-Soziale finden es außer-
dem richtig, wenn die Sozialpartner und die Betriebe bei 
der konkreten Umsetzung sich in der Mitbestimmung 
wiedersehen und das gemeinsam entsprechend aufsetzen; 
denn sie wissen am besten, was vor Ort nötig und möglich 
ist.

Ich halte noch mal fest: Wir wollen mehr Freiheit für 
Beschäftigte und Familien durch eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit. Deshalb fordere ich die Bundesregie-
rung auf: Setzen Sie Ihr Versprechen aus dem Koalitions-
vertrag endlich um!

Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Der nächste Redner ist 

der Kollege Jan Dieren, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordnete der 

demokratischen Fraktionen! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen in den Betrieben und Unternehmen! Wir verhan-
deln den Antrag der Union „Arbeitszeit flexibilisieren – 
Mehr Freiheit für Beschäftigte und Familien“.

Als ich den Antrag gelesen habe, musste ich an die 
Sage vom Trojanischen Krieg denken. Sie erinnern sich: 
Am Ende des Krieges um Troja, nachdem die Griechen 
zehn Jahre lang erfolglos versucht haben, mit Gewalt die 
Stadt einzunehmen, entscheiden sie sich für eine List. Sie 
schenkten den Bürgerinnen und Bürgern Trojas ein 
schönes Pferd aus Holz. Als die das hinter die Mauern 
holten, sprangen griechische Krieger daraus und erober-
ten die Stadt.

Was hat das mit Ihrem Antrag zu tun? Vor rund 20 Jah-
ren wollten Friedrich Merz und Angela Merkel die Wo-
chenarbeitszeiten in Deutschland erhöhen. Erfolglos. Ich 
habe hier eine ganze Mappe mit Presseartikeln der letzten 
20 Jahre mit Vorstößen für längere Arbeitszeiten aus der 
Union. Alle erfolglos. Kampeter vom Arbeitgeberver-

band hat neulich erst mehr Bock auf Arbeit eingefordert. 
Vom Wirtschaftsrat der CDU über Bundestagsabgeord-
nete bis hin zu Ministerinnen und Ministern sowie Mi-
nisterpräsidenten der Union fordern alle möglichen Leu-
te, die Wochenarbeitszeit zu verlängern auf 40, 42 oder 
gleich 48 Stunden. Seit Jahren also kommen immer und 
immer wieder Vorstöße von Ihnen, um die Leute dazu zu 
bringen, länger zu arbeiten. Allesamt erfolglos.

Jetzt kommen Sie mit einem solchen Antrag. In dem 
steht kein Wort mehr davon, dass die Leute länger arbei-
ten sollen. Da ist die Rede von Freiheit und Flexibilität, 
von mehr Zeit für die Familie. Das klingt gut. Aber das 
nimmt Ihnen doch niemand ab. Jahrelang wollten Sie die 
Arbeitszeit verlängern. Aber jetzt geht es Ihnen um mehr 
Freiheit? Ihr Antrag ist ein Trojanisches Pferd, und ich 
finde, wir sollten diesem Gaul etwas genauer ins Maul 
schauen.

(Beifall bei der SPD)
Was heißt denn Freiheit, von der Sie reden? Sie zeich-

nen ein Bild, als ob die Mehrheit der Beschäftigten in 
Deutschland auf nichts sehnlicher warten würde, als end-
lich auch am Abend arbeiten zu dürfen.

Aber erstens. Gerade einmal 3 Prozent der Beschäftig-
ten in Deutschland wollen nach 18 Uhr überhaupt noch 
arbeiten, übrigens unabhängig davon, ob sie Kinder ha-
ben oder nicht.

Zweitens. Beschäftigte können das jetzt schon pro-
blemlos. Sie können flexibel arbeiten, wo das nötig ist. 
Das zeigen auch über 1,3 Milliarden Überstunden allein 
im letzten Jahr. Wenn das alles mit dem jetzigen Arbeits-
zeitgesetz nicht ginge, woher kämen die denn dann?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das Arbeitszeitgesetz gibt längst Freiheit, gibt Flexi-
bilität.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Aber Über-
stunden sind doch keine Freiheit!)

Ja, es gibt auch Regeln vor. Aber wenn Ihr Begriff von 
Freiheit meint, dass es gar keine Regeln mehr geben soll, 
dass sich jeder selbst um seine Arbeitszeit, um seine 
Überstunden sorgen soll, dann ist das nicht mein Ver-
ständnis von Freiheit. Wenn jeder an sich selbst denkt, 
ist an alle gedacht? Das ist ein verdammt kalter Begriff 
von Freiheit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ja, wir wollen mehr Freiheit, mehr Flexibilität für Be-
schäftigte. Aber wir wissen auch, dass es in Arbeitsver-
hältnissen Macht und Hierarchien gibt. Wir wissen, dass 
weniger Regeln nicht dazu führen müssen, dass die Be-
schäftigten einfach frei über ihre Arbeitszeit entscheiden 
können. Manchmal ist es ganz gut, gegenüber Chef oder 
Chefin ein Gesetz und Kolleginnen und Kollegen im Rü-
cken zu haben, um zusammen dafür zu sorgen, dass alle 
so viel arbeiten, wie vereinbart ist und bezahlt wird. Und 
das wirkt.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)
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In Betrieben, in denen es Betriebsräte und Betriebsver-
einbarungen zur Arbeitszeit gibt, müssen die Beschäftig-
ten deutlich seltener auch am Abend arbeiten; sie klagen 
deutlich weniger darüber, ständig erreichbar sein zu müs-
sen. Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge heißen: 
Wir überlassen es nicht Einzelnen, ihre Rechte und In-
teressen durchzusetzen. Wir tun das zusammen, solida-
risch. Und deshalb – wie Sie richtig sagen, Herr Knoerig – 
haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart: Flexible Ar-
beitszeiten brauchen Betriebsvereinbarungen und Tarif-
verträge.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Umfragen zeigen: Die Menschen in Deutschland wol-
len weniger arbeiten, nicht mehr. Im Durchschnitt wür-
den sie gerne 35 Stunden in der Woche arbeiten. 40 Pro-
zent der Menschen in Deutschland würden am liebsten 
dreieinhalb oder vier Tage arbeiten.

Gewerkschaften greifen genau diese Wünsche jetzt auf 
und kämpfen dafür. Die IG Metall mit ihren über 2 Mil-
lionen Mitgliedern hat in den Tarifverhandlungen in der 
Stahlbranche gerade eine Arbeitszeitreduzierung auf zum 
Teil 32 Stunden in der Woche durchgesetzt. Die gesamte 
Öffentlichkeit bekommt gerade mit, dass die Lokfüh-
rerinnen und Lokführer für eine Senkung der Arbeitszeit 
auf 35 Stunden streiken. Und in Espenhain bei Leipzig 
findet gerade einer der längsten Streiks in der Geschichte 
der Bundesrepublik statt. Seit 128 Tagen streiken die 
Kolleginnen und Kollegen in einem Recyclingunterneh-
men für einen Tarifvertrag und – genau – kürzere Arbeits-
zeiten. Die Kolleginnen und Kollegen dort sortieren täg-
lich acht Stunden in Containern Kupfer, Messing, Stahl, 
Aluminium – bei Lärm und Staub, bei über 40 Grad im 
Sommer, bei Minusgraden im Winter. Und denen wollen 
Sie jetzt erzählen, dass sie bald bis zu zwölf Stunden am 
Tag schuften sollen?

(Bernhard Loos [CDU/CSU]: Ich glaube, du 
hast es noch nicht kapiert!)

Ich will deshalb noch eine Sache an Ihre Adresse los-
werden, aber auch an die aller anderen, die meinen, wir 
könnten uns Streiks und kürzere Arbeitszeiten nicht leis-
ten. Den Leuten, die tagein, tagaus durch Corona-, Ener-
gie- und andere Krisen den Laden hier am Laufen halten, 
zu sagen: „Wir haben eure Arbeit, eure Mühe und eure 
Überstunden auch in schwierigen Zeiten eingefordert, 
und jetzt lassen wir euch mit euren Forderungen nach 
besseren Arbeitsbedingungen und kürzeren Arbeitszeiten 
allein“, ist eine Frechheit und eine Respektlosigkeit ge-
genüber den arbeitenden Menschen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sie von der Union sagen zwar, Sie wollen mehr Zeit für 
die Familie, aber Ihre Vorschläge würden für das Gegen-
teil sorgen. Sie reden zwar von Freiheit, aber Sie meinen 
den Angriff auf den Achtstundentag. Sie wollen den 
Wünschen der Beschäftigten nach mehr Freiheit nach-
kommen? Dann unterstützen Sie sie doch dort, wo sie 
genau dafür kämpfen: für kürzere Arbeitszeiten und 
mehr Freiheit. Wir tun das, und wir stehen dabei an der 
Seite der arbeitenden Menschen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dieren. – Nächster Redner 

ist der Kollege Norbert Kleinwächter, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Familien im Land! Dass die CDU/CSU 
politisch hochgefährlich ist, hat ja schon die Regierungs-
zeit Merkel deutlich bewiesen und beweist nach wie vor 
die EU-Kommission unter Führung von Ursula von der 
Leyen. Dass Sie aber auch handwerklich völlig unfähig 
sind, das beweist dieser Antrag. Windige zwei Seiten 
haben Sie ausgefertigt, mit denen Sie das deutsche Ar-
beitszeitgesetz letztendlich in Ruinen schießen wollen.

Die deutsche Bundesregierung soll sich jetzt an der 
EU-Arbeitszeitrichtlinie orientieren und irgendwie etwas 
ausarbeiten, wobei Sie selber nicht fleißig genug waren, 
das auszuarbeiten, was Sie eigentlich wollen, meine Da-
men und Herren. Das ist absolut peinlich.

(Beifall bei der AfD)

Es verhöhnt aber auch die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Deutschland. Diese Verhöhnung darf ich 
mit Erlaubnis des Präsidenten einmal vorlesen. Aus Ih-
rem Antrag:

„Das deutsche Arbeitszeitgesetz … legt in § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 ArbZG einen Acht-Stunden-Tag pro 
Werktag als Regel des deutschen Arbeitszeitrechts 
fest. Flexibilität ist dadurch nicht in dem Ausmaß 
möglich, wie es sich viele Arbeitnehmerinnen, Ar-
beitnehmer und Unternehmen wünschen. Die EU- 
Arbeitszeitrichtlinie (2003/88/EG) eröffnet jedoch 
auch die Möglichkeit zur Einführung flexibler wö-
chentlicher Arbeitszeiten. Dabei ist sogar eine wö-
chentliche Arbeitszeit von mehr als 48 Stunden 
möglich …“

Und dann folgen eine Lobhudelei, wie viele Länder das 
toll gemacht haben, und der Auftrag an die Bundesregie-
rung. Ich muss Ihnen mal ganz ehrlich sagen: Das ist ein 
Kaputtschießen der deutschen Arbeitszeitrichtlinien, und 
es ist vor allem auch absolut geschichtsvergessen.

(Beifall bei der AfD)

Sie versuchen nämlich, diese Aushöhlung der Arbeitszeit 
auch noch als familienfreundlich zu verkaufen.

Über Ihrem Antrag steht „Mehr Freiheit für Beschäf-
tigte und Familien“. Wissen Sie eigentlich, mit welchem 
Slogan der Deutsche Gewerkschaftsbund in den 50er- 
Jahren für den Achtstundentag, eine Errungenschaft, auf 
die Straße gegangen ist? Der Slogan war: „Samstags ge-
hört Vati mir“.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 157. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024                                                                                                                                                                                              20189 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jan Dieren 



Samstags gehört Vati mir: Dazu war aber ein Acht-
stundentag nötig und eben eine Wochenarbeitszeit nicht 
ausreichend, weil der Vati erfahrungsgemäß samstags 
sonstwo in der Fabrik war, gearbeitet hat und seine Kin-
der nicht gesehen hat, meine Damen und Herren.

Wie soll es jetzt familienfreundlich sein, die Arbeits-
zeit auszuhöhlen, wo jetzt nicht nur Vati in die Arbeit 
gehen und malochen darf,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Sind Sie noch in der 
WASG?)

sondern wo nach Ihrer fürchterlichen Politik Mutti und 
Vati zwingend in die Arbeit gehen müssen, weil man 
sonst die Wohnung nicht mehr finanzieren kann. EZB 
hat es möglich gemacht durch Gelddrucken, Merkel hat 
es möglich gemacht durch illegale Massenmigration, und 
vor allen die Klimasozialisten auf der linken Seite ruinie-
ren ja Deutschland auch noch restlos, sodass in Zukunft 
gar keine andere Möglichkeit mehr existiert, als dass 
beide in die Arbeit gehen.

Und jetzt beantworten Sie mir bitte die Frage, wie die 
Aushöhlung der Errungenschaft des Achtstundenarbeits-
tages irgendwie etwas verbessert haben soll angesichts 
von 40 Stunden Familienarbeitszeit wöchentlich früher 
in den 50er-Jahren, als der DGB gekämpft hat, im Ver-
gleich mit den heute über 98, ja, an die 100 Stunden 
Familienarbeitszeit. Wie sollen sich die Familien, wie 
sollen die Eltern dann ihre Kinder sehen? Wie sollen 
die Eltern ihre Kinder erziehen? Wie sollen die Eltern 
für die Kinder auch noch gesund kochen, wenn sie jetzt 
auch noch die ganze Zeit malochen dürfen, meine Damen 
und Herren?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Wilfried 
Oellers [CDU/CSU]: Jetzt holen Sie mal Luft!)

Das ist absolut unredlich, ähnlich unredlich, wie die 
EU-Arbeitszeitrichtlinie wie eine Monstranz vor sich her-
zutragen; denn die Europäische Union hat absolut nichts 
im Arbeitsrecht zu suchen.

(Zuruf der Abg. Nina Warken [CDU/CSU])

Es ist nationale Aufgabe, das zu regeln, und – ich würde 
dem Kollegen der SPD da sogar recht geben – der Tarif-
parteien. Natürlich ist das die Aufgabe auch der Tarif-
parteien, das zu regeln. Also lassen wir sie das doch 
mal regeln. Im Rahmen der aktuellen Arbeitszeitgesetze 
ist das auch durchaus möglich.

(Zuruf des Abg. Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU])

Meine Damen und Herren, werte Familien im Land, 
Sie sehen an dieser Stelle, wie die Union auf politisch 
gefährliche Art und Weise die Familien und die Erzie-
hungsleistung der Eltern verhöhnt. Es gibt nur noch 
eine Partei in Deutschland,

(Lachen bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

die sich für die Familien in Deutschland einsetzt. Die 
Linken gendern uns voll, die Union verkauft die Familien 
und die Eltern an anderer Stelle und lässt sie durchweg 
malochen. Die AfD sorgt dafür, dass es Familien in 

Deutschland wieder gut geht, in Wohlstand und im Kon-
takt mit den Kindern, den man mit dieser Union völlig 
verliert.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kleinwächter. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Beate Müller-Gemmeke, Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ja, wir kommen zum Thema zurück. – Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Als ich die Überschrift des 
Antrags gelesen habe – „Mehr Freiheit für Beschäftigte 
und Familien“ –, dachte ich: Woher kommt jetzt dieser 
Sinneswandel? Will die Union tatsächlich mehr Zeitsou-
veränität für die Beschäftigten?

Nein, das will sie natürlich nicht. Der Schein trügt. 
Auch mit diesem neuen und, so muss ich sagen, äußerst 
dünnen Antrag bleiben Sie, die Union, bei Ihren alten 
Forderungen, und das auch wieder unkonkret und pau-
schal. Sie führen hier immer und immer wieder die glei-
chen Debatten, ohne zu sagen, was Sie eigentlich wollen. 
Legen Sie doch endlich mal ein Konzept auf den Tisch, 
und zwar ein konkretes Konzept.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wie sollen sie denn aussehen, die flexibleren Arbeits-

zeiten und Arbeitszeitmodelle für verschiedene Lebens-
phasen? Wie sieht denn mehr Freiheit für Beschäftigte 
und Familien aus? Was bedeutet denn wöchentliche an-
stelle von täglicher Höchstarbeitszeit ganz konkret? Ist 
das die Freiheit, zehn, zwölf oder gar noch mehr Stunden 
pro Tag zu arbeiten, und fordern das wirklich die Be-
schäftigten?

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Frau Müller- 
Gemmeke, also bitte! Sie wissen es doch! Sie 
kennen doch die Richtlinie! Aber wirklich!)

Mütter und Väter verbinden den Zwölfstundentag ganz 
sicher nicht mit mehr Freiheit, und gerade in Zeiten von 
Fachkräfte- und Arbeitskräftemangel ist das Signal, das 
die Union heute hier wieder aussendet, einfach nur falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was die Beschäftigten brauchen und wollen, ist echte 
Zeitsouveränität, wenn es um die Arbeitszeit geht. Viele 
gut ausgebildete Frauen arbeiten nur Teilzeit, weil sie 
sonst Carearbeit und Erwerbsarbeit nicht unter einen 
Hut kriegen. Ihnen müssen die Unternehmen Angebote 
machen. Könnten heute alle Frauen, die Kinder unter 
sechs Jahren haben, so viele Stunden arbeiten und so 
arbeiten, wie sie es wollen, dann würden 840 000 Frauen 
wieder neu in die Berufswelt einsteigen. Das funktioniert 
aber nur, wenn Arbeit besser ins Leben passt.
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(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Ja, genau! Und 
flexibler! Danke, Frau Müller-Gemmeke, jetzt 
haben Sie es verstanden!)

Sie haben immer noch nicht beschrieben, wie Sie das 
eigentlich erreichen wollen. Sie wollen nur die wöchent-
liche Höchstarbeitszeit haben.

Die Menschen müssen über Lage, Dauer und Ort ihrer 
Arbeit mitbestimmen können. Wir brauchen ausreichend 
Kinderkrankentage für die Eltern, entsprechende Ange-
bote für Eltern von Kindern mit Behinderung und eine 
gute Pflegezeit für alle, die ihre Angehörigen im Alter 
pflegen wollen.

Und wir sollten natürlich auch verstärkt über die Vier-
tagewoche nachdenken; denn weniger ist letztlich mehr, 
wenn Frauen mit diesem Angebot mehr als die üblichen 
30 Stunden arbeiten können. Und – ganz wichtig – wir 
müssen natürlich auch die Tarifbindung stärken; denn mit 
Tarifverträgen können bessere und passendere Arbeits-
zeiten für alle verhandelt werden. Das fordert die Union 
zum Beispiel nicht. Wir müssen also wirklich an der 
Stellschraube Arbeitszeit drehen,

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das können Sie 
doch alles gesetzgeberisch regeln!)

aber, liebe Union, in die richtige Richtung.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)
Zum Schluss, ganz wichtig: Gesetzlich geregelte Ar-

beitszeit ist Arbeits- und Gesundheitsschutz. Der ist ge-
rade in dieser beschleunigten Arbeitswelt dringend not-
wendig. Das ignoriert die Union mal wieder komplett. 
Die Beschäftigten brauchen aber Schutz.

Arbeitszeiten dürfen, weil das für manche Unterneh-
men gut wäre, eben nicht einfach verlängert werden; denn 
das geht zulasten der Gesundheit der Beschäftigten. Wir 
brauchen eine Arbeitskultur, die den Gesundheitsschutz 
und die Vereinbarkeit von Arbeit und Leben im Blick hat. 
Deshalb ist es gut, dass wir mit dem Arbeitszeitgesetz 
einen guten Gesundheitsschutz haben, und noch besser 
ist, dass die Union mit ihren dünnen Anträgen diesen 
starken Gesundheitsschutz nicht schwächen kann.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Müller-Gemmeke. – 

Nächster Redner ist der Kollege Pascal Kober, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrter, lieber Herr Präsident! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Ich werde übers Wochenende noch 
mal darüber nachdenken, wie ich meine pädagogische 
Strategie der Union gegenüber in Zukunft ausrichten wer-
de. Ich hatte im Mai dieses Jahres, als Sie schon mal einen 
Antrag zur Arbeitszeiterfassung bzw. zur Arbeitszeit-

regelung eingebracht haben, die Strategie gefahren, dass 
ich Sie auf der einen Seite dafür gelobt habe, dass Sie 
überhaupt begonnen haben, sich an der Oppositionsarbeit 
zu beteiligen.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Auf der anderen Seite hatte ich Sie damals schon darauf 
aufmerksam gemacht, dass Sie mit Ihren Forderungen in 
ihrer doch großen Allgemeinheit, wie sie damals formu-
liert waren, hinter den Erwartungen einer parlamentari-
schen Debatte deutlich zurückgeblieben sind.

(Zuruf der Abg. Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Erwartung war, dass Sie diese positive Verstär-
kung, diese Ermutigung, die ich in meine Worte legte – 
zugleich mit Kritik verbunden –, dazu nutzen würden, 
hier motiviert einen neuen Antrag mit konkreteren Vor-
stellungen, mit Ideen für dieses Land und für die Men-
schen vorzulegen. Tatsächlich muss ich aber feststellen, 
dass der Antrag, den Sie jetzt eingebracht haben, inhalt-
lich ja noch dürftiger ist als das, was Sie damals hier 
eingebracht haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich darf mal daraus zitieren, damit es auch die Bevöl-
kerung weiß. Da heißt es:

„Daher fordert der Deutsche Bundestag die Bundes-
regierung auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, … 
der die Wünsche der Bevölkerung nach stärkerer 
Arbeitszeitflexibilisierung aufgreift …“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, aber wie denn? Die-
ses Maß an Konkretion ist die Horst-Schlämmerisierung 
der Politik in diesem Haus.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Lesen Sie mal 
den Punkt 3 vor!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch albern.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

„Alles ist zu wenig; es muss mehr sein.“ – Das ist das 
Motto von Horst Schlämmer gewesen; so ähnlich liest 
sich Ihr Antrag.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da muss doch mehr 
in Ihrer Arbeitsgruppe drin sein, da muss doch Ideen-
reichtum sein, da muss doch der Ehrgeiz sein, hier etwas 
vorzulegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Oder ist es vielleicht so, dass das Ganze einer Strategie 
folgt,

(Zurufe von der CDU/CSU)
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dass Sie die nächsten zwei Jahre damit verbringen wol-
len, hier allen in diesem Land alles und jedes zu ver-
sprechen?

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])
Vorahnungen hat man ja schon. Geht man auf ein Arbeit-
geberpodium, dann treffe ich meine sehr geschätzte Kol-
legin Jana Schimke, die vor Wirtschaftsliberalismus re-
gelrecht glüht; da gibt es zwischen FDP- und ihren 
Positionen häufig überhaupt gar keinen Unterschied. 
Morgen wird der Kollege Cronenberg bei einer Podiums-
diskussion der Gewerkschaften auf Dennis Radtke tref-
fen. Da werden wir erleben, dass die Union noch linker ist 
als die Linkspartei.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie versprechen allen 
alles; das ist Ihre Strategie. Sie wollen sich nicht fest-
legen. So auf 30 Prozent in den Umfragen zu kommen, 
ist zwar möglich, aber es ist peinlich.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der Linken – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: Also, da fällt einem ja wirklich 
nichts anderes ein! Billig! – Konstantin Kuhle 
[FDP]: Unglaublich!)

Entsprechend haben Sie sich in den Haushaltsberatun-
gen verhalten.

(Axel Knoerig [CDU/CSU]: Nein!)
Da haben Sie keinerlei Änderungsanträge in der Berei-
nigungssitzung eingebracht.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Was?)
Wir als FDP haben in der Oppositionszeit fünf-, sechs-
hundert Änderungsanträge eingebracht. Wir hatten Ideen 
für dieses Land. Wir haben uns festgelegt, wo wir Geld 
investieren wollen und wo nicht.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Das war 
auch ein ordentliches Verfahren damals!)

Was haben Sie gemacht? Sie versprechen allen alles, so 
wie in diesem Antrag. Das, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Union, lassen wir Ihnen nicht durchgehen. Das ist 
nicht seriös.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Die 
Union hat ordentliche Haushalte zustande ge-
bracht! – Zuruf des Abg. Max Straubinger 
[CDU/CSU])

Der einzige halbwegs konkrete Punkt ist der dritte: Sie 
fordern, dass eine wöchentliche statt einer täglichen 
Höchstarbeitszeit eingeführt wird. Da stellt sich aber 
auch die Frage: Wie gehen Sie dann mit der Mindestruhe-
zeit um?

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Sie sollen 
nicht so viele Fragen stellen! Sie sollen umset-
zen!)

Spielt die für Sie noch eine Rolle? Auch darauf müssen 
Sie Antworten geben.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist viel zu konkret! – Wilfried 
Oellers [CDU/CSU]: Sie müssen auch mal den 
Antrag vollständig lesen! – Peter Aumer 
[CDU/CSU]: Selektive Wahrnehmung!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, es ist ein-
fach nur peinlich. Die Menschen haben mehr von Ihnen 
verdient, und wir erwarten mehr von Ihnen. Bei dem so 
wichtigen Thema Arbeitszeit sehen wir, dass sich die 
Lebenswelt der Menschen geändert hat, dass mehr Flexi-
bilität gewünscht wird, dass die Menschen vor allen Din-
gen Vertrauensarbeitszeit erhalten wollen.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Sie suchen 
nur das Haar in der Suppe!)

In einem anderen Antrag von Ihnen wollten Sie das noch; 
jetzt legen Sie sich noch nicht einmal darauf fest. Es ist 
einfach nur peinlich.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kober. – Nächster Redner 

ist der Kollege Wilfried Oellers, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, sehr geehrte Damen und Herren auf der Besu-
chertribüne, Sie erleben hier eine Debatte, an der man 
erkennt, dass wir ein Thema aufgegriffen haben, das 
alle wohl so sehr pickt, dass sie sich so aufregen

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na, wir wissen, was wir wollen! 
Im Gegensatz zur Union! Das ist halt der Un-
terschied!)

– nein, das wissen Sie nicht, Frau Müller-Gemmeke – und 
so unsachlich und am Antrag vorbei diskutieren, wie das 
hier passiert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Rasha Nasr 
[SPD]: Da ist aber jemand angefasst!)

Ich muss ganz ehrlich sagen: Das ist dem Thema wirklich 
nicht angemessen.

(Pascal Kober [FDP]: Sagen Sie doch mal, was 
im Antrag steht! In Ihrem Antrag! – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Sie können ja mal bei der 
AfD in die Lehre gehen!)

Herr Kober, ich fange mal mit Ihnen an. Ich hatte mir 
vorgenommen, die vier Punkte vorzulesen, die wir im 
Antrag aufgeführt haben;

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die kennen wir ja! Aber die sind 
sehr unkonkret!)

Sie haben einen Punkt schon genannt. Ich will mal sagen: 
Der Antrag greift im Ergebnis genau das auf, was die 
Bürgerinnen und Bürger wünschen: Flexibilität.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 157. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024                               20192 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Pascal Kober 



(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was heißt das denn? – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Sie wollen ganz bestimmt 
nicht 48 Stunden die Woche arbeiten!)

Aber für Sie ist das überhaupt kein Thema. Der dritte 
Punkt, eine wöchentliche Höchstarbeitszeit einzuführen, 
bedeutet ja kein Mehr an Arbeitszeit,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nein?)
sondern es soll eine Abweichung von einem Achtstun-
dentag im Rahmen der Wochenarbeitszeit möglich sein.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch jetzt auch schon mög-
lich! – Bernd Rützel [SPD]: Das ist doch heute 
schon möglich!)

– Nein, ist es eben nicht, Kollege Rützel.
(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch, es ist möglich! – Pascal 
Kober [FDP]: Acht, zehn, elf Stunden, zwölf 
Stunden! – Zuruf des Abg. Mathias 
Papendieck [SPD])

Ich will noch mal auf den Antrag verweisen. Es gibt 
einen Punkt, den Herr Kleinwächter, auch Sie, Frau 
Müller-Gemmeke, und auch Herr Dieren angesprochen 
haben.

(Rasha Nasr [SPD]: Alle keine Ahnung! Nur 
die Union hat Ahnung! Deswegen legen Sie so 
einen Antrag vor! Weil Sie die Einzigen sind, 
die Ahnung haben!)

Herr Dieren, Sie haben aus unserem Antrag vorgelesen, 
was im Rahmen der europäischen Arbeitszeitrichtlinie 
möglich ist. Den letzten Satz will ich deutlich hervor-
heben:

„Der hohe deutsche Arbeitsschutzstandard“

– den es gibt –

„und das Volumen der wöchentlich möglichen 
Höchstarbeitszeiten sollten dabei unverändert beibe-
halten werden.“

Lesen Sie mal den letzten Satz im Antrag! Da steht genau 
das.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Für gefahrgeneigte Tätigkeiten! 
Nicht für alle!)

Das heißt, Ihre Befürchtungen fallen komplett hinten run-
ter. Die gleichbleibende Wochenhöchstarbeitszeit gibt 
schon Flexibilisierung.

Kollege Rützel, Sie sagen: Das ist alles möglich. – 
Nein, ist es eben nicht. Ich gebe mein Lieblingsbeispiel, 
das ich auch in meiner letzten Rede schon gegeben habe. 
Eine erziehungsberechtige Person sagt für sich selber: Ich 
möchte Familie und Beruf miteinander vereinbaren, will 
morgens von acht bis eins arbeiten, während die Kinder 
in der Kita oder in der Schule sind, will den Nachmittag 
mit den Kindern verbringen, wenn sie zu Hause sind, und 
will mich abends noch mal von acht bis elf Uhr hinsetzen.

(Rasha Nasr [SPD]: Wer sagt denn das? Wen 
haben Sie denn gefragt, der Ihnen so was ge-
sagt hat?)

Diese Beispiele gibt es. Aber sie sind mit dem Arbeits-
zeitrecht nicht vereinbar, weil die Ruhezeiten nicht ein-
gehalten werden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mit einem Tarifvertrag sehr 
wohl!)

Das heißt im Ergebnis: Es gibt eine Flexibilisierung, die 
das europäische Arbeitszeitgesetz ermöglicht, aber Sie 
wollen sie den Bürgerinnen und Bürgern verwehren.

Deswegen: Diesen Antrag so ins Lächerliche zu zie-
hen, macht Sie selber lächerlich, weil Sie, Herr Kober, –

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
– mit Ihren Ankündigungen im Koalitionsvertrag über-

haupt nicht zurechtkommen und nichts erreichen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, wir haben noch keine flexible Redezeit. 

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sie sollten mal Ihre Ankündigungen aus dem Koaliti-

onsvertrag umsetzen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Mathias Papendieck, 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mathias Papendieck (SPD):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Kollegen und 

Kolleginnen! Der Antrag der Union, der unter anderem 
den Punkt enthält, den Achtstundenarbeitstag grundsätz-
lich aus dem Gesetz zu streichen,

(Zuruf des Abg. Max Straubinger [CDU/ 
CSU])

hat eigentlich einen anderen Hintergedanken, den man 
erkennt, wenn man sich mal das große Ganze ansieht, 
das, was die Union insgesamt so fordert.

Sie fordern ja, dass die Arbeitsstunden, die über die 
wöchentlichen 40 Arbeitsstunden hinausgehen, steuerfrei 
gestellt werden. Was steckt denn dahinter? Sie wollen 
eigentlich, dass die Leute mehr arbeiten. Das Merkwür-
dige ist, dass laut Studien zum Beispiel neun von zehn 
Menschen Schwierigkeiten haben, Familie und Arbeit 
zusammenzubekommen, dass viele unter Burn-out lei-
den, dass Gewerkschaften – und zwar fast alle Gewerk-
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schaften – weniger Arbeitszeit fordern, während Sie ge-
nau das Gegenteil fordern. Da stimmt doch irgendwas 
nicht, oder?

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Wir fordern 
nicht das Gegenteil! Also, Herr Papendieck, 
ich habe Ihnen das gerade gesagt! Lesen Sie 
doch mal den Antrag! – Gegenruf der Abg. 
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir wissen ja gar nicht, was Sie 
fordern!)

Der andere Punkt ist – jetzt wird es interessant –: Am 
23. Mai 2023 haben Sie hier einen Antrag gestellt, in dem 
dezidiert drinsteht, dass Sie sich keine tägliche Arbeits-
zeiterfassung wünschen; das steht original so drin. Sie 
halten doch den Leuten eine Karotte vor die Nase und 
sagen: „Ja, geht mal bitte mehr arbeiten“, aber eine ge-
naue Arbeitszeiterfassung wollen Sie nicht. Wie soll denn 
dann eine vernünftige Abrechnung erfolgen? Es ist doch 
wirklich sehr merkwürdig, was Sie hier fordern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Wilfried 
Oellers [CDU/CSU]: Weil das Arbeitszeitge-
setz vorsieht, dass man nur über die normale 
Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit doku-
mentiert!)

Aber es wird noch spannender. Sie fordern im Entwurf 
des neuen Grundsatzprogramms, das Sie demnächst be-
schließen werden, dass die Arbeitszeit an die Lebens-
erwartung angepasst werden soll. Das heißt mit anderen 
Worten: bis 70 arbeiten und erst dann in Rente gehen. Das 
wird demnächst Ihre Position; das wird so festgezogen.

Am 24. Januar 2024 sagte Julia Klöckner, dass sie sich 
nicht vorstellen kann, dass es mit der CDU in irgendeiner 
Weise die Möglichkeit gibt, ein Anrecht auf Homeoffice 
zu realisieren. Auch das würde den Kollegen und Kolle-
ginnen helfen, Familie und Arbeit zu kombinieren. Das 
ist auch nachhaltiger, nebenbei.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Lösen Sie das 
doch mal tarifvertraglich! Das wollen Sie ge-
setzlich regeln! Die Flexibilisierung nicht!)

Jetzt wird es noch besser. Am 25. Mai 2023 hat der 
Kollege Mörseburg hier im Bundestag gesagt, dass es der 
Wirtschaft schaden würde, wenn wir ein Bundestarif-
treuegesetz auf den Weg bringen, durch das wir Aufträge 
nur noch an die vergeben, die vernünftig zahlen, und dass 
es im Moment sowieso schwierig sei, Aufträge zu be-
kommen. Das Gesetz wäre schädlich für die Wirtschaft. 
Sie sind nicht dabei, Tarifverträge an der Stelle mitzutra-
gen. So sieht es einfach aus.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Nicht tarif-
gebundene Arbeit ist nicht unbedingt schlech-
tere Arbeit, Herr Papendieck!)

Ich möchte noch zwei Punkte hinzufügen und dann 
zum Abschluss kommen. Zum Mindestlohn schreiben 
Sie in Ihrem neuen Grundsatzprogramm: Ja, den Min-
destlohn finden wir eigentlich ganz gut. – Hier im Deut-
schen Bundestag haben Sie gesagt: „Das ist ein politi-

scher Eingriff“, haben sich enthalten und nicht 
mitgemacht. So stehen Sie zu den Kollegen und Kolle-
ginnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und jetzt, wo wir eine hohe Inflation haben, wo es 
viele Streiks im Land gibt, da sagt die Vorsitzende Ihrer 
Wirtschaftsunion, Gitta Connemann, öffentlich: Das 
Streikrecht sollte eingegrenzt werden. Menschen, die im 
Krankenhaus arbeiten, Menschen, die einen Bus fahren, 
sollten nicht mehr so einfach streiken können. Da muss es 
etwas Vorgelagertes geben, das wollen wir eingrenzen.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! – Gegenruf der Abg. Beate Müller- 
Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Natürlich sagt sie das! Sicher!)

– Das steht schwarz auf weiß auf Ihrer Website.
(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Wir können die 
Diskussion über das Streikrecht gerne führen! 
Das machen wir!)

Fassen wir mal zusammen. Wissen Sie, wo Sie stehen? 
Sie schreiben in Ihrem Antrag, Sie sprechen für die Mehr-
heit der Menschen. Sie sprechen nicht für die Mehrheit 
der Menschen. Sie sprechen wahrscheinlich eher für die 
Mehrheit der Unternehmerinnen und Unternehmer in 
Deutschland und nicht für die Kollegen und Kolleginnen.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Nein! Auch für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer! Da 
blenden Sie!)

Das ist gefährlich. Ich sage Ihnen eins: Sie sind die 
schlechteste Opposition, die Arbeitnehmer hier im Deut-
schen Bundestag haben könnten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Wider-
spruch bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Entscheidend ist, dass wir uns dafür einsetzen, dass die 
Kolleginnen und Kollegen mehr Tarifverträge bekom-
men, dass alle miteinander, auch mit den Betriebsräten, 
im Sozialpartnerdialog vernünftig Vereinbarungen tref-
fen – einerseits in Tarifverträgen, andererseits in Be-
triebsvereinbarungen –, dass man vor Ort eine Lösung 
findet.

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: „Mit den Be-
triebsräten“! Es ist schön, dass Sie das so sa-
gen! Ich bin mal gespannt, ob die Gewerk-
schaften das auch wollen!)

Das muss durchgesetzt werden. Das hilft den Kollegin-
nen und Kollegen in der Tat.

Ich sehe noch einen Punkt, der genauso gefährlich ist: 
wenn man den Leuten vorwirft, dass sie mit ihren Streiks 
in irgendeiner Weise die Inflation vorantreiben. Das 
funktioniert nämlich gar nicht. Zuerst steigt die Inflation, 
und dann kann eine Gewerkschaft auf den Platz kommen 
und sagen: Wir fordern folgende Summen. Wenn eine 
Gewerkschaft jetzt 10 Prozent fordern würde, die Infla-
tion aber bei 2 Prozent liegt, dann würde sie das niemals 
durchbekommen. Die Forderung muss man also auch im 
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Kontext sehen; das ist schlichtweg so. Dementsprechend 
werden wir immer an der Seite der Kolleginnen und 
Kollegen stehen.

Wir werden uns dafür einsetzen, dass das Streikrecht 
so bleibt, wie es ist. Wir werden uns auch dafür einsetzen, 
dass es bei entsprechender Inflation möglich ist, Tarif-
verträge vernünftig durchzusetzen; denn die Menschen 
müssen jeden Monat mit ihrem Geld klarkommen. Dem-
entsprechend werden wir Ihren Antrag ablehnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. Der Antrag geht aber erst noch in die 

Ausschüsse, Herr Kollege Papendieck. – Ich rufe nun 
als nächste Rednerin auf die neue Kollegin Dr. Franziska 
Krumwiede-Steiner, Bündnis 90/Die Grünen; Frau Kol-
legin, bleiben Sie entspannt. Das ist Ihre erste Rede.

(Beifall)

Dr. Franziska Krumwiede-Steiner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Als ich letzte Woche im Innenministerium in 
NRW war, um mein Mandat anzunehmen, hatte die sehr 
nette Landeswahlleiterin einen kleinen Tisch mit Spiel-
sachen für meine Kinder vorbereitet. Sie kannte die 
Betreuungsprobleme noch von ihren eigenen Kindern. 
Unsere Kita war bereits seit einer Woche zu. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Union, wie hätte mir da 
Ihr Antrag weitergeholfen? Die Abschaffung des Acht-
stundentages soll laut Ihnen zu einer „besseren Verein-
barkeit“ führen. Sie öffnen damit die Tür – Sie nennen es 
„ermöglichen“ – für einen 14-Stunden-Arbeitstag. Wer 
aber Menschen, die sich um Kinder, Angehörige, um zu 
Pflegende kümmern, wirklich entlasten möchte, muss 
sich für eine andere, eine gerechtere Arbeitszeitpolitik 
einsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Wilfried 
Oellers [CDU/CSU]: Lesen Sie doch mal den 
Antrag!)

Deutschland braucht eine Zeitpolitik mit einer Will-
kommenskultur für Kinder und Careverantwortung. Ge-
nau dafür arbeiten wir als Ampelkoalition bereits.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir brauchen mehr Beschäftigte in Kitas, in Schulen, in 
der sozialen Arbeit und in der Pflege. Hier setzen wir mit 
unserer Fachkräftestrategie und dem Chancen-Aufent-
haltsrecht an.

(Lachen der Abg. Nina Warken [CDU/CSU] 
und Norbert Kleinwächter [AfD])

Wir brauchen eine schnellere Anerkennung von im Aus-
land erworbenen Abschlüssen, weil wir die Arbeitskräfte 
in diesen Bereichen brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Das flexibilisiert die Arbeitszeiten.
Wir treiben den Ausbau der Ganztagsbetreuung weiter 

voran. Mit dem KiTa-Qualitätsgesetz geben wir den Län-
dern 2 Milliarden Euro pro Jahr an die Hand, um in mehr 
Personal und dessen Qualifizierung zu investieren.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Die Kinder ge-
hören zur Familie und nicht abgeschoben!)

Im nächsten Schritt muss endlich die Familienstartzeit 
kommen. Das alles sind Maßnahmen für eine gerechtere 
Zeitpolitik mit dem Schwerpunkt auf echter Vereinbar-
keit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich zitiere Teresa Bücker: „Zeit, wenn sie gerecht ver-
teilt ist, wird zu Handlungsfähigkeit, Lebensfreude, Zu-
sammenhalt.“ Genau das brauchen wir. Dazu trägt Ihr 
Antrag kein Stück bei. Deshalb lehnen wir ihn als grüne 
Bundestagsfraktion ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Janine Wissler für die Gruppe Die Linke.
(Beifall bei der Linken – Abg. Dr. Franziska 
Krumwiede-Steiner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] nimmt Glückwünsche entgegen)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich 
finde es ja herzzerreißend, dass Sie sich wechselseitig 
umarmen, aber es wäre schön, wenn Sie die nächsten 
Minuten noch aushalten und das anschließend machen 
würden. Ich darf Sie einfach ganz herzlich darum bitten. – 
Frau Kollegin Wissler, Sie haben das Wort.

Janine Wissler (Die Linke):
Danke schön. – Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Die Union bringt immer wieder Anträge mit 
wohlklingenden Überschriften ein, die eigentlich gar 
nicht zum Inhalt des Antrags passen, diesmal „Mehr Frei-
heit für Beschäftigte und Familien“. Freiheit für Beschäf-
tigte und Familien, das klingt wirklich super: endlich 
Freiheit, das eigene Leben zu planen, weil man sich nicht 
mehr von Vertrag zu Vertrag hangeln muss, endlich ein 
Mindestlohn, der zum Leben reicht, mehr Kitaplätze und 
damit mehr Freiheit für berufstätige Eltern. Aber das alles 
steht gar nicht in Ihrem Antrag. Die Union will nämlich 
an das Arbeitszeitgesetz und an den Achtstundentag ran, 
um mehr Flexibilität am Arbeitsplatz zu schaffen. Für die 
Chefetagen der Unternehmen ist das durchaus komforta-
bel – dann können sie die Leute noch flexibler einsetzen 
und auspressen –, aber eben nicht für die Beschäftigten.

Dem Arbeitszeitgesetz fehlt es nicht an Flexibilität. Es 
fehlt an Stabilität und Planbarkeit.

(Beifall bei der Linken)
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Menschen brauchen verlässliche Arbeitszeiten, gerade 
berufstätige Eltern; denn so ein Dreijähriger ist ziemlich 
unflexibel, die Abholzeiten seiner Kita in der Regel auch. 
Es gibt jetzt schon große Flexibilität im Arbeitszeitge-
setz. Anstatt auch noch die zehnte oder gar zwölfte 
Stunde am Tag zu arbeiten, sind Entlastung, mehr Schutz 
vor Ausbeutung und die Einhaltung von Ruhezeiten not-
wendig. Denn durch die Entgrenzung von Arbeit durch 
dauernde Erreichbarkeit und Überstunden sind viele Be-
schäftigte überlastet und erschöpft. Das sehen wir durch 
die Ausfalltage aufgrund von psychischen Erkrankungen, 
die auf einem Rekordhoch sind.

Was die Union vorschlägt, ist nicht mehr Freiheit. Es 
ist ein Anschlag auf die Freiheit.

(Beifall bei der Linken)
Und sparen Sie sich die Dreistigkeit, zu behaupten, dass 
eine Ausweitung der täglichen Arbeitszeit im Interesse 
der Beschäftigten liegt, die unbedingt länger in die 
Abendstunden hinein arbeiten wollen. Die Flexibilität, 
die sich Beschäftigte wünschen, bedeutet etwas vollkom-
men anderes, nämlich Selbstbestimmung über die eigene 
Zeit sowie die Möglichkeit, Arbeitszeit bei Bedarf flexi-
bel zu verkürzen, Stichwort „Viertagewoche“. Die Men-
schen streiken doch gerade für Arbeitszeitverkürzung, 
damit Vereinbarkeit von Familie und Beruf besser zu 
bewerkstelligen ist.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Janine Wissler (Die Linke):
Der Achtstundentag ist eine der großen gewerkschaft-

lichen Errungenschaften.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Wissler, meine letzte Ermahnung. Kom-

men Sie bitte zum Schluss.

Janine Wissler (Die Linke):
Entschuldigen Sie, eine Flexibilisierung der Redezeit 

wäre mir jetzt entgegengekommen. – Ich sage: Hände 
weg vom Achtstundentag!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Aber Sie wollen doch gar nicht mehr so lange arbeiten; 

insofern ist es doch gut, wenn ich Sie daran erinnere. – 
Die letzte Rednerin ist die Kollegin Jana Schimke, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Ziehen Sie den Antrag 
zurück!)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrter Herr Prä-

sident! Ich setze hier gerne einen Punkt und stelle gleich-

zeitig die Frage, welchen Bezug zur Realität der politi-
sche Mitbewerber eigentlich noch hat. Von der rechten 
Seite will man die Frauen gerne wieder an den Herd 
bringen; das erleben wir immer wieder in mehreren An-
trägen, in unterschiedlichen Positionen, im sozialen Be-
reich.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wir schützen 
vor Ausbeutung!)

Und was kommt so von der linken Seite? Die linke Seite 
will die Menschen in der Regel immer schützen: vor 
Arbeit, vor Anstrengung, vor Erfolg und vor der Freiheit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Rasha Nasr [SPD])

Worum geht es uns in unserem Antrag? Es geht uns 
darum, dieses Land wieder wettbewerbsfähig zu machen.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Deswegen müssen die Menschen 
mehr arbeiten?)

Deutschlands Arbeitszeit wird immer weniger: 34,7 Stun-
den im Schnitt, während man in Europa im Schnitt 
37 Stunden arbeitet.

(Bernd Rützel [SPD]: 46 Millionen Beschäf-
tigte!)

Die Arbeitszeit sinkt in Deutschland. Und ich sage Ihnen 
eines: Mit halber Kraft führen Sie ein Land nicht aus der 
Krise. Merken Sie sich das!

(Rasha Nasr [SPD]: Millionen Überstunden!)
Nächster Punkt. Stellen Sie sich mal vor, die Menschen 

wollen es sogar: Die Menschen wollen mehr Freiheit, sie 
wollen anders arbeiten. Sie wollen innerhalb einer Ar-
beitswoche ihre Arbeitszeit frei einteilen; vielleicht mal 
zwei Tage mehr arbeiten, um dann hinten raus einen Tag 
frei zu haben, um sich um die Kinder zu kümmern. 
Schauen Sie in die Gastronomie!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Schauen Sie in die Familien! Gucken Sie zum Beispiel 
auch bei Studenten hin, die im Nebenerwerb tätig sind. 
Die müssen nämlich jetzt drei Tage arbeiten gehen, an-
statt das Ganze in zwei Tagen zu schaffen. Gucken Sie 
sich an, wie Betriebe es unter den gegebenen gesetzlichen 
Bedingungen handhaben, wenn es Produktionsspitzen 
gibt.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und den Gesundheitsschutz, den 
gibt es nicht, ne?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich zum 
Abschluss das vielleicht Allerwichtigste in dieser Debatte 
nennen: Es geht doch in diesem Antrag um die zentralen 
Fragen: Wie verstehen wir als Politiker unsere Rolle? 
Wollen wir den Menschen weiter etwas verbieten, wollen 
wir sie kontrollieren, wollen wir sie sanktionieren?

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Arbeitnehmer-
schutz ist eine Errungenschaft!)

Oder wollen wir eine Stimmung auf dem Arbeitsmarkt in 
diesem Land schaffen, die den Menschen Vertrauen ein-
räumt, die den Menschen mehr Freiheiten gibt und die 
den Menschen vor allen Dingen mehr Flexibilität gibt? 
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Das können Sie gedanklich ja mal durchspielen, und dann 
werden wir sehen, wer am Ende dieses Land wieder auf 
Vordermann bringt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Schimke. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/10387 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. Dann ver-
fahren wir so.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Neunten 
Gesetzes zur Änderung des Gemeindefinanz-
reformgesetzes 

Drucksache 20/9872

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 20/10630

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, schnell 
wieder Platz zu nehmen, und eröffne die Aussprache.

Ich erteile als erstem Redner in dieser Aussprache das 
Wort dem Kollegen Markus Herbrand, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Markus Herbrand (FDP):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Fraktion der Freien Demokraten begrüßt 
diesen wichtigen Gesetzentwurf ausdrücklich und wird 
ihn auch ohne Wenn und Aber vollumfänglich so unter-
stützen. Dies tun wir aus mindestens drei sehr guten 
Gründen, nämlich – erstens – weil er nach zwölf Jahren 
einfach mehr als überfällig ist. Das Gesetz sieht eigent-
lich einen ganz anderen Rhythmus vor, nämlich einen 
dreijährigen. Zweitens. Wir unterstützen als Bund die 
Kommunen bei der Erledigung ihrer elementaren, für 
unsere Gesellschaft fundamental wichtigen Aufgaben, 
und dies ist heute nun mal unzweifelhaft teurer, als das 
2012 der Fall war. Drittens. Angesichts steigender Ein-
kommen würde ansonsten bei gleichbleibenden Höchst-
beträgen im Laufe der Zeit ein immer höherer Anteil der 
Einkommensteuerleistung abgeschnitten, und das sollte 
natürlich möglichst verhindert werden.

Dies vorangestellt, regeln wir mit diesem Gesetz zwei 
wesentliche Dinge: Erstens. Die kommunalen Aufkom-
mensunterschiede bei der Einkommensteuer werden nach 
wie vor erheblich abgemildert, sodass kleine wie auch 
größere Gemeinden für ihre wichtigen Aufgaben der Da-
seinsvorsorge nach wie vor genügend Mittel zur Ver-
fügung haben. Zweitens glätten wir diese Unterschiede 

nicht so sehr, dass die Steuerkraft der einzelnen Gemein-
den unfair verzerrt würde. Auch das ist aus unserer Sicht 
ein sehr wichtiger Aspekt.

Wenn wir also gleich abstimmen, sollten wir alle uns 
der vielen wichtigen Aufgaben bewusst sein, die unsere 
Gemeinden schultern. Sie managen die Müllabfuhr, die 
Versorgung mit Strom, Gas und Wasser, sie sind zustän-
dig für den Bau von Kindergärten und Schulen, aber auch 
für die Bereitstellung von Feuerwehr, Rettungsdiensten, 
Katastrophenschutz und vielem mehr.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es war uns als Koa-
litionsfraktionen auch wichtig, gerade nach der, wie ich 
finde, sehr guten Debatte im Finanzausschuss, mit einer 
Protokollerklärung dazu beizutragen, dass der Prozess an 
dieser Stelle eben nicht endet. Wir setzen damit auch ein 
Zeichen in Richtung der Kommunen und schließen 
gleichzeitig an eine Vereinbarung an, die wir im Koaliti-
onsvertrag geschlossen haben. Mit dieser Protokoller-
klärung unterstreicht die Ampel die Notwendigkeit, die 
finanzielle Situation vieler deutscher Kommunen weiter-
gehend in den Blick zu nehmen und sich mit den struk-
turellen Verbesserungen der Kommunalfinanzierung aus-
einanderzusetzen. Wir alle wollen erreichen, dass auch 
auf kommunaler Ebene weiterhin Impulse für mehr 
Wachstum und Transformation ermöglicht werden. Des-
halb begrüßen wir die Zusage des BMF – meinen herz-
lichen Dank dafür! –, eine Konferenz zu organisieren mit 
dem Ziel, Maßnahmen für eine faire, transparente und 
nachhaltige Finanzierung für die kommunale Ebene zu 
diskutieren.

Es bleibt aber auch festzustellen, dass in diesem Zu-
sammenhang die Länder nicht aus ihrer Verantwortung 
für die Kommunen entlassen werden können. Nach un-
serer festen Überzeugung kann die Altschuldenproble-
matik der Kommunen nur gemeinsam gelöst werden, 
und hierfür ist im Übrigen auch eine Grundgesetzände-
rung erforderlich. Schon allein deshalb ist eine breite 
politische Debatte notwendig.

Die FDP steht dabei jeder unkonditionierten Gießkan-
nenlösung wirklich skeptisch gegenüber. Alle Lösungs-
ansätze müssen unserer Meinung nach berücksichtigen, 
dass es – erstens – selbstverständlich Kommunen gibt, 
die bereits in der Vergangenheit erhebliche eigene An-
strengungen unternommen haben, zu einer nachhaltigen 
Haushaltsführung zu kommen, und dass – zweitens – 
finanzielle Hilfen des Bundes nicht unkonditioniert gege-
ben werden dürfen. Es bedarf also tragfähiger Konzepte 
für langfristig nachhaltige Finanzen. Oder anders aus-
gedrückt: Die Probleme sollten sich nicht wiederholen.

Man sieht also: Die Herausforderungen sind auch in 
diesem Bereich sehr vielschichtig. Nicht alle Kommunen 
sind in Schwierigkeiten. Nicht alle Länder behandeln ihre 
Kommunen gleich. Und politisch ist das Zusammenwir-
ken von Bund und Ländern einerseits, aber auch die Ko-
operation von Regierung und Opposition andererseits 
zwingend erforderlich. Deswegen bedarf jeder Lösungs-
ansatz zunächst einer gründlichen Analyse und anschlie-
ßend einer breiten politischen Akzeptanz.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Abschließend bedanke ich mich an dieser Stelle bei 
meinen Berichterstatterkollegen Bernhard Daldrup und 
Stefan Schmidt, die sich sehr für das Zustandekommen 
der Protokollerklärung engagiert haben, bedanke mich 
aber auch bei der Opposition für die wirklich gute De-
batte zu diesem Punkt im Finanzausschuss. Das war bei-
spielgebend; das sollten wir häufiger so machen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Herbrand. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Dr. Hermann-Josef Tebroke, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Kollege 
Herbrand, ich gebe den Dank gerne zurück. Die Debatte 
war sehr fruchtbar, sehr konstruktiv und in diesem Sinne 
auch beispielgebend.

Ich darf es vorwegsagen: Wir verhandeln hier den Ent-
wurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Gemein-
definanzreformgesetzes von 1969, und wir werden als 
Union dieser technischen Änderung zustimmen

(Beifall der Abg. Bernhard Daldrup [SPD] und 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

– Herr Daldrup applaudiert; wir haben das im Finanzaus-
schuss schon angedeutet,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Sehr gut! – Beifall 
des Abg. Markus Herbrand [FDP])

aber nicht ohne hier vielleicht auch den einen oder ande-
ren Hinweis auf Verbesserungsmöglichkeiten zu platzie-
ren, vor allem nicht ohne den Hinweis darauf, dass sich in 
dieser vermeintlich technischen Debatte eine Perspektive 
für grundlegende Verbesserungen bei den kommunalen 
Finanzen entwickelt hat; das war uns wichtig.

Vielleicht ganz kurz, auch wenn es schon 55 Jahre 
zurückliegt: Beim Gesetz zur Neuordnung der Gemein-
definanzen ging es darum, die besondere Bedeutung der 
Kommunen herauszustellen, ihre ausreichende Finanzie-
rung zu gewährleisten und einen Anteil an der Einkom-
mensteuer als dritte Steuerquelle für Kommunen zu etab-
lieren. Dazu werden jetzt – seit 1980 – 15 Prozent des 
Einkommensteueraufkommens bereitgestellt und über 
die Länder an die Kommunen verteilt. Die Verteilung 
soll – das ist das erste Ziel – nach Maßgabe der Einkom-
mensteuerleistung der Einwohner der einzelnen Kom-
munen erfolgen. Gleichzeitig möchte man – das ist das 
zweite Ziel – eine horizontale Nivellierung sicherstellen. 
Das heißt, dass die Steuerkraftunterschiede zwischen Ge-

meinden gleicher Funktion und Größe möglichst verrin-
gert werden sollen. Auch möchte man – das ist das dritte 
Ziel – eine vertikale Differenzierung gewährleistet sehen, 
dass nämlich Steuerkraftgefälle zwischen großen und 
kleinen Kommunen möglichst erhalten bleiben. Mit die-
ser Maßgabe ist man 1969 ins Rennen gegangen und hat 
regelmäßig die für die Ermittlung der Verteilungsschlüs-
sel relevanten Höchstbeträge des zu versteuernden Ein-
kommens angepasst; der Kollege hat es gerade auf-
gezeigt. So wurde zuletzt auf Grundlage der Zahlen von 
2019 eine Anpassung der Höchstbeträge diskutiert; 
35 000 Euro für einzeln veranlagte Steuerpflichtige und 
70 000 Euro für zusammen veranlagte Ehegatten waren 
es bisher, 40 000 Euro bzw. 80 000 Euro werden jetzt 
vorgeschlagen. Man präsentierte die entsprechenden 
Rechnungen den kommunalen Spitzenverbänden, die 
überwiegend dem Ganzen zustimmen, sich einverstanden 
erklären. Auch der Bundesrat hat keine Einwände. Die 
meisten Länder sind ebenfalls einverstanden. Man ist sich 
also irgendwie einig – so ist es gut oder auch nicht.

Meine Damen und Herren, Sie erlauben, dass wir an 
dieser Stelle einige Kritikpunkte hinsichtlich des Prüfver-
fahrens platzieren:

Erstens. Eigentlich soll es um eine Leistungsorientie-
rung gehen, aber so ganz traut man sich nicht. Durch die 
Kappung, durch die Einkommensobergrenzen, werden 
40 Prozent des Aufkommens gar nicht nach Leistung ver-
teilt, sondern umverteilt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Genau!)

Ist das die richtige Maßgröße,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Nein!)

oder sollte man nicht viel weniger umverteilen, stärker 
auf Leistungsorientierung setzen? Warum lässt man die-
sen Ansatz einfach über Jahrzehnte fortbestehen, ohne 
ihn zu diskutieren?

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil alle damit zufrieden sind!)

Das erwarten wir spätestens in der nächsten Runde.
Zweitens. Es werden Durchschnitte verglichen, Grup-

pen aus 11 000 Kommunen gebildet und Durchschnitts-
werte gegeneinandergestellt, aber wir wissen alle, dass 
der Vergleich von Durchschnittswerten nicht berücksich-
tigt, dass es innerhalb der Gruppen riesengroße Abwei-
chungen geben kann. Die werden überhaupt nicht thema-
tisiert.

Drittens. Wir stellen fest, dass gar nicht deutlich ge-
macht wird, wie die drei eingangs genannten Ziele, die ja 
konkurrieren, eigentlich gegeneinander abgewogen wer-
den. Am Ende einigt man sich irgendwie.

Viertens stellen wir fest, dass die ermittelten Schlüs-
selzahlen, die für einen längeren Zeitraum gefixt werden, 
nämlich für 2024 bis 2026, aus dem Jahr 2021 abgeleitet 
werden, bewertet auf der Grundlage von Modellrechnun-
gen von 2019. Kann das befriedigen? Wir meinen, nicht, 
und erwarten, dass das beim nächsten Mal anders ge-
handhabt wird.
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Fünftens werden die Ziele nicht hinterfragt. Was be-
deutet das: Kommunen gleicher Funktion und Größe? 
Müssten wir nicht auch untersuchen, wie sich die Anpas-
sungen etwa auf das Verhältnis Stadt/Land oder auf geo-
grafische Regionen innerhalb eines Landes auswirken? 
Wer untersucht dies? Wer berücksichtigt hier einige viel-
leicht wesentliche Aspekte? – Wir meinen, mindestens 
diese fünf Punkte sollten beim nächsten Mal berücksich-
tigt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dann komme ich zu dem eigentlichen Problem des 

Ganzen, nämlich: Ist das Ganze eigentlich suffizient, ist 
es eigentlich ausreichend? Wenn wir mit der neuen Säule 
der Steuerfinanzierung erreichen wollen, dass die Kom-
munen eine ausreichende Finanzausstattung gewährleis-
tet sehen, dann ist das nicht der Fall. Der Anteil der Ein-
kommensteuer an den Steuereinnahmen insgesamt ist 
von 40 auf 35 Prozent gesunken, was dem ursprünglichen 
Ziel zuwiderläuft. Müssen wir nicht darüber diskutieren, 
diesen Anteil zu erhöhen?

Jetzt komme ich zu dem Punkt, der uns in der Debatte 
des Finanzausschusses so wichtig gewesen ist. Aus der 
Diskussion der reinen Technik ist endlich die Diskussion 
der grundlegenden Frage geworden: Müssen wir uns 
nicht ganz anders mit der Finanzausstattung der Kom-
munen beschäftigen, mit den Perspektiven einer besseren 
Finanzausstattung, und sie nicht allein an der Frage des 
Höchstbetrages, der Einkommensgrenze, festmachen?

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Wir haben sehr wohl die Protokollnotiz zur Kenntnis 

genommen. Wir freuen uns, dass die Ampel jetzt auch auf 
diesen Weg eingeschwenkt ist, sich mehr um die kom-
munale Finanzausstattung zu kümmern, sich mehr damit 
zu beschäftigen. Lassen Sie den Worten Taten folgen. 
Dann haben Sie uns an Ihrer Seite.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Einen schönen guten Abend, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Noch mal kurz die Ansage: Kürzer geht im-
mer, länger bitte nicht. Sie haben ja Ihre Redezeiten vor-
liegen.

Der nächste Redner ist damit gut ausgestattet. Es ist 
Bernhard Daldrup für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Sebastian Brehm 
[CDU/CSU]: Kürzer geht immer!)

Bernhard Daldrup (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Steuerpolitik ist ja für viele Bürgerinnen und Bürger nicht 
ganz einfach nachzuvollziehen. Deswegen will ich ein 
bisschen didaktisch anfangen mit der Frage: Woher be-
kommen die Kommunen eigentlich ihr Geld, wie finan-

zieren sie sich? Da fällt einem schnell ein: erstens aus 
Steuern. Wir kennen die Gewerbesteuer, die Unterneh-
men zahlen müssen. Wir kennen die Grundsteuer, die 
die Grundstückseigentümer zahlen müssen. Das geht bis 
hin zu Bagatellsteuern wie der Hundesteuer beispielswei-
se. Das alles sind kommunale Steuern.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Viel zu viele 
Steuern!)

Damit die Kommunen nicht allein von diesen Steuern 
abhängig sind und damit nicht starke Kommunen viel und 
andere Kommunen wenig bekommen, müssen die Kom-
munen einen Teil dieser kommunalen Steuereinnahmen 
abgeben, und zwar an Bund und Länder; bei der Ge-
werbesteuer ist das die sogenannte Gewerbesteuerumla-
ge. Im Gegenzug werden die Kommunen an Steuern be-
teiligt, die Bund und Länder bekommen, beispielsweise 
an der Einkommensteuer – Herr Tebroke hat darauf hin-
gewiesen – oder auch an der Umsatzsteuer. Das ist grund-
sätzlich ein gutes System, weil es einerseits die eigenen 
Einnahmen sichert und andererseits die kommunalen Fi-
nanzen stabilisiert, ohne sie allein von der Konjunktur 
abhängig zu machen.

Für die Verteilung des Einkommensteueraufkommens 
an die Kommunen braucht es Maßstäbe, und die setzt das 
Gemeindefinanzreformgesetz, dessen neuntes Ände-
rungsgesetz wir heute verabschieden, fest.

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wird 
von jedem Bundesland nach einem einheitlichen Vertei-
lungsschlüssel auf die einzelnen Gemeinden aufgeteilt. 
Der Schlüssel, also die Höchstbeträge, nach denen sich 
die Verteilung ergibt, stützt sich auf Modellrechnungen 
des Statistischen Bundesamtes. Die kann man problema-
tisieren – Herr Tebroke hat es gemacht; nichts dagegen –, 
aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt haben wir sie zu-
grunde zu legen.

Diese Höchstbeträge werden mit diesem Gesetz an-
gepasst. Warum werden sie angepasst? Weil sich die 
Gehälter entwickelt haben, müssen ebenso, wie die Ein-
kommensteuerleistungen der Bürger steigen, auch die 
Höchstgrenzen angepasst werden. Das ist zuletzt im 
Jahre 2012 geschehen, obwohl es eigentlich alle drei 
Jahre hätte passieren müssen. Insofern sind die systema-
tischen Bemerkungen, Herr Tebroke, schon richtig. Das 
sollte man zukünftig tatsächlich zeitnäher machen. In der 
Vergangenheit ist das etwas lax gehandhabt worden – von 
denjenigen, die dafür zuständig gewesen sind, sage ich 
jetzt einfach mal.

(Beifall bei der SPD und der FDP – Zuruf von 
der CDU/CSU: Scholz war Finanzminister!)

– Ich kenne noch mehr, die in den letzten zwölf Jahren 
zuständig waren.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Das war ein Ei-
gentor!)

Ihr müsst immer erst denken und dann reden; das ist die 
Reihenfolge.

Also: Die Höchstbeträge für die Verteilung der Ein-
kommensteueranteile auf die Gemeinden werden von 
derzeit 35 000 auf 40 000 Euro für einzeln veranlagte 
Steuerpflichtige und von 70 000 auf 80 000 Euro für zu-
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sammen veranlagte Ehepaare angepasst. Dadurch ent-
steht – ein Stück weit jedenfalls – mehr Steuergerechtig-
keit zwischen großen und kleinen Gemeinden.

Und weil das eher eine statistische Angelegenheit ist – 
darauf ist eben schon hingewiesen worden, auch von 
Markus Herbrand –, sind die meisten Länder mit dieser 
Neuregelung explizit einverstanden. Es gibt nur drei Bun-
desländer, die sich kritisch geäußert haben. Mit anderen 
Worten: Das, worüber wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
reden, ist kein wirkliches Politikum.

Dennoch stellt sich die Frage, ob diese Anpassung 
allein der zunehmend prekären finanziellen Situation vie-
ler Kommunen gerecht wird. Denn anders als in früheren 
Jahren schließen die Kommunen gegenwärtig mit einem 
negativen Saldo ab, im letzten Jahr beispielsweise mit 
einem negativen Saldo von 9 Milliarden Euro. Sie laufen 
also in die Verschuldung, und das wird in den kommen-
den Jahren nicht besser. Gleichzeitig steigt der Investiti-
onsbedarf der Kommunen auf 170 Milliarden Euro im 
Jahr, und es wachsen die Sozialausgaben bei gleichzeitig 
neuen Kosten, Stichworte „Klimawandel“, „Integration“, 
„Digitalisierung“, um nur einige Beispiele zu benennen. 
Wir brauchen eben auch Wachstumsimpulse von den 
Kommunen. Das müssen sich die Herren Güntzler und 
Brehm, wenn sie über Wachstumspolitik reden, noch mal 
hinter die Ohren schreiben; das ist schon mal wichtig.

Der Bund hilft zweifellos in dieser Lage, mit ganz 
vielen Programmen, wie der Städtebauförderung in 
Höhe von 790 Millionen Euro. Auf eine ganze Zahl von 
Beispielen wird meine Kollegin Frauke Heiligenstadt 
gleich noch eingehen. Der Bund hilft jedenfalls sehr 
viel mehr, als es nach Auffassung des Bundesrechnungs-
hofes der Fall sein dürfte; er weist immer wieder auf die 
Verantwortung der Länder für die Kommunalfinanzen 
hin. Die Förderprogramme allein sind jedenfalls nicht 
hinreichend, wenn es um eine aufgabengerechte Grund-
finanzierung der Kommunen geht.

Die Lösung besteht meines Erachtens nicht im Ver-
schiebebahnhof zwischen Bund und Ländern oder darin, 
mit dem Finger aufeinander zu zeigen. Die kommunalen 
Spitzenverbände in allen Bundesländern kritisieren die 
unzureichende Kommunalfinanzierung gegenüber ihren 
Landesregierungen, übrigens auch in Bayern – bevor 
hier noch etwas anderes behauptet wird.

(Heiterkeit des Abg. Markus Herbrand [FDP])

Mein eigenes Bundesland, Nordrhein-Westfalen, fällt da-
bei besonders negativ auf.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Lange SPD- 
regiert!)

Sie alle kennen das Altschuldenthema. Unablässig wei-
gert sich die Union im Bundestag, den Weg für eine 
Grundgesetzänderung freizumachen.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Wo ist denn Ihr 
Vorschlag? Sie haben ja gar keinen Vorschlag 
gemacht!)

Noch schlimmer ist, ehrlich gesagt, die Tatenlosigkeit der 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen in dieser Fra-
ge.

(Zuruf des Abg. Matthias Hauer [CDU/CSU])

– Herr Hauer, zuhören! – Ich will mal ein weniger popu-
läres Thema ansprechen: die Eingliederungshilfe, also 
die Kosten der Integration von Menschen mit Behin-
derungen und psychischen Erkrankungen. Seit 2018 hilft 
der Bund mit jährlich 5 Milliarden Euro bei der Finanzie-
rung der Eingliederungshilfe, während die Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen die Hände in den Schoß 
legt und nichts macht. In der gleichen Zeit sind die Kos-
ten für die Eingliederungshilfe von 13,7 Milliarden in 
2012 auf 23,2 Milliarden Euro in 2022 gestiegen – alles 
nur kommunal finanziert in Nordrhein-Westfalen. Es ist 
schon eine besondere Dreistigkeit, wie sich die Kom-
munalministerin, wie sich das Land Nordrhein-Westfalen 
mit einer Bundesratsinitiative zu Wort meldet und den 
Bund zu einer Erhöhung der Bundesbeteiligung auffor-
dert, während das Land Nordrhein-Westfalen selber da 
nichts tut.

(Leni Breymaier [SPD]: Unglaublich! – 
Nadine Heselhaus [SPD]: Unglaublich!)

– Jawohl.
Zurück zum Gemeindefinanzreformgesetz. Die Am-

pelfraktionen sind der Auffassung, dass die Grundfinan-
zierung tatsächlich auf den Prüfstand gehört. Ich bin dem 
BMF sehr dankbar, dass es zugesagt hat, diese Fachkon-
ferenz zu veranstalten. Wir wollen auch über die Krite-
rien der kommunalen Umsatzsteuerverteilung reden. Und 
wir wollen auch über die Höhe der Gewerbesteuerumlage 
reden.

(Zuruf des Abg. Matthias Hauer [CDU/CSU])

Im Zeitraum von 1991 bis 2018 haben westdeutsche 
Kommunen durch eine erhöhte Gewerbesteuerumlage 
mehrere Hundert Millionen Euro pro Jahr zur Finanzie-
rung des Fonds „Deutsche Einheit“ beigetragen. Das war 
ein Akt von interkommunaler Solidarität in der Bundes-
republik Deutschland. Die Frage, wie Bund und Länder 
sich in der jetzigen Situation solidarisch gegenüber den 
Kommunen verhalten könnten, sollte Thema dieser Kon-
ferenz sein. Ich fände es jedenfalls ausgesprochen gut, 
wenn das gelingen würde.

Sie sehen, es gibt eine ganze Reihe Themen, die man 
noch behandeln müsste. Jetzt läuft meine Redezeit hier 
ab.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ist nicht 
schlimm!)

Deswegen will ich mich noch bei meinen Kollegen 
Markus Herbrand und Stefan Schmidt für die gute Zu-
sammenarbeit bei der Bearbeitung des Gesetzentwurfs 
bedanken. Er bringt ein Stück mehr Gerechtigkeit in die 
Kommunalfinanzierung.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt ist die Zeit langsam abgelaufen.

Bernhard Daldrup (SPD):
Wir als Ampel sind an der Seite der Kommunen; das 

wissen Sie.
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(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Das ist mir 
neu!)

Dass die Union mitmacht, freut mich sehr.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Albrecht Glaser 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bereits 

im Januar haben wir uns mit der Anhebung der Einkom-
mensgrenzen im Gemeindefinanzreformgesetz beschäf-
tigt. Es geht dabei um Höchstgrenzen für die Einkommen 
von einzeln und zusammen veranlagten Einwohnern, bis 
zu denen die daraus resultierenden Steuern den Wohnsitz-
gemeinden zufließen. Die Betragserhöhungen entspre-
chen in etwa der Inflation seit gut zehn Jahren und er-
zeugen somit nahezu gleiche Verteilungswirkung wie 
zuvor. Der Gesetzesvorschlag der Regierung findet daher 
unsere Zustimmung.

Erstaunlicherweise hat ein SPD-Abgeordneter jüngst 
im Finanzausschuss aus Anlass dieser Gesetzesnovelle 
eine Diskussion über die Gemeindefinanzen im All-
gemeinen ausgelöst – Herr Daldrup, durchaus interessant. 
Der Kollege brachte eine erhöhte Umsatz- und Einkom-
mensteuerbeteiligung der Kommunen ins Spiel, wie eben 
gehört. Naheliegend ist allerdings die Vermutung, dass 
die Kommunen mindestens seit 2015 strukturell damit 
überfordert sind, einen Teil der Folgelasten der millio-
nenfachen Masseneinwanderung tragen zu müssen.

(Leni Breymaier [SPD]: Bingo!)

Eine durchschnittliche jährliche Nettozuwanderung seit 
dieser Zeit in Höhe von rund 300 000 Personen – das 
Ukraine-Thema außen vor gelassen – entspricht in der 
jährlichen Größenordnung einer mittleren Großstadt. 
Die jährlichen Gesamtkosten dieses Vorgangs, die von 
Bund, den Ländern und den Kommunen getragen wer-
den, belaufen sich eher über als unter 50 Milliarden Euro.

(Beifall bei der AfD)

Das entspricht der Größenordnung des Verteidigungs-
haushaltes oder des Haushaltsvolumens eines großen 
Bundeslandes. Diese Kosten kann weder Deutschland 
noch irgendein anderes Land in Europa nachhaltig tragen. 
Da hilft es nichts, wenn Sie das beschweigen und Ersatz-
schauplätze suchen.

Wenn in dieser Lage eine Umverteilung von Steuerein-
nahmen zwischen den Ebenen diskutiert wird – ein ganz 
origineller Vorschlag von dem Kollegen –, dann ist das 
wie mit der zu kurzen Bettdecke: Was ich an einer Stelle 
zudecke, erzeugt an der anderen ein neues großes Loch. 
Da diese einfachen Zusammenhänge eigentlich jeder be-
greifen müsste, kämpft das linke politische Spektrum 

gegen die Schuldenbremse. Damit wird jedoch kein Pro-
blem gelöst, sondern die vorhandenen nur vergrößert. 
Eine Problemlösung geht nur über die Ausgabenseite.

(Beifall bei der AfD – Frauke Heiligenstadt 
[SPD]: Dann machen Sie doch mal Vorschlä-
ge!)

Neben anderen Kosten sind die Migrationskosten radikal 
zu reduzieren, wenn wir jemals wieder finanzielle Sou-
veränität in Deutschland erringen wollen.

Damit komme ich zur Großlegende von der Fachkräf-
teeinwanderung zur Lösung unseres demografischen Pro-
blems. In Dänemark wird seit Jahren rationale Migrati-
onspolitik gemacht, und in den Niederlanden wird sie von 
der Regierung beauftragt. In Deutschland gibt es neue 
valide finanzwissenschaftliche Studien zu diesem The-
ma. Der statistische Normalfall – so etwas wie der Eck-
rentner – führt bei Asylbewerbern und Schutzsuchen- 
den über lange Zeit pro Fall zu einer Unterdeckung von 
bezogenen Staatsleistungen im Verhältnis zu Eigenbei-
trägen dieses Personenkreises an den Staat in Höhe von 
475 000 Euro pro Person; beim Familiennachzug sind es 
minus 275 000 Euro.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die deutsche Studie, welche die Gesamtmigration in 
aggregierter Form betrachtet, kommt zu dem Fazit – ich 
zitiere –:

„Die Zuwanderung nach Deutschland stellt unter 
den gegenwärtigen Bedingungen eine finanzielle 
Belastung dar. Der Barwert der fiskalischen Bilanz 
der zukünftigen Migration ist negativ und beträgt 
149,7 Prozent des BIP.“

Das heißt in arabischen Zahlen: rund 6 Billionen Euro.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Arabische 
Zahlen?)

Der Vergleich von fünf Szenarien – ich komme gleich 
zum Schluss, Frau Präsidentin –, darunter solchen mit 
„erhöhter Qualifikation und zusätzlicher Erwerbsmigra-
tion“, führt in allen Fällen zu größeren fiskalischen Ver-
lusten als die Variante „zukünftig keine Migration“.

(Beifall bei der AfD)

So viel Realität –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, Sie haben die Zeit überschritten. 

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Albrecht Glaser (AfD):
– ja, letzter Satz – werden die linken Eiferer nicht 

ertragen. Sie meiden solche Informationen. Deshalb wis-
sen sie nichts, und sie wissen nicht einmal, dass sie nichts 
wissen.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Stefan Schmidt für Bündnis 90/ 

Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Zurück zum Gesetzentwurf. Machen 
wir uns ehrlich: Die Städte und Gemeinden in Deutsch-
land haben es nicht leicht. Die vielen Krisen der Welt 
treffen unsere Kommunen mit voller Wucht. Sie erschwe-
ren es ihnen, die Erfüllung ihrer Aufgaben umzusetzen. 
Man denke nur an die Herausforderungen bei der Inte-
gration schutzsuchender Menschen, die Anpassung an 
den Klimawandel, die Bereitstellung von bezahlbarem 
Wohnraum und die vielen anderen Aufgaben. Die Kom-
munen leisten dies alles mit großem Engagement. Sie 
arbeiten diese Herkulesaufgabe ab.

Heute nehmen wir deshalb bei der Verteilung der Ein-
kommensteuer ein dringendes Update vor, und nicht nur 
das: Wir verpflichten uns, gemeinsam nach weiteren 
Maßnahmen für eine auskömmliche kommunale Finan-
zierung zu suchen. Damit senden wir als Koalition ein 
wichtiges Signal, dass wir die Kommunen nicht im Re-
gen stehen lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Mit dieser Novellierung des Gemeindefinanzreform-
gesetzes aktualisieren wir die Verteilung der Einkom-
mensteuer für die Städte und Gemeinden. Ihnen stehen 
15 Prozent des Steueraufkommens zu; die Verteilung er-
folgt innerhalb des Bundeslandes. Und da kommt dieses 
Gesetz ins Spiel: Bis zur Höhe des sogenannten Höchst-
betrags wird eins zu eins nach Höhe des Anteils der Ein-
kommensteuer der jeweiligen Kommune verteilt, darüber 
hinaus wird umgeschichtet. Nachdem der Höchstbetrag 
jetzt seit zwölf Jahren nicht mehr angestiegen ist, die 
Einkommen aber sehr wohl, passen wir diesen Höchst-
betrag an: für Singles von 35 000 auf 40 000 Euro und für 
Ehepaare von 70 000 auf 80 000 Euro. Das halte ich für 
durchaus angemessen. Wir erfüllen damit das ursprüng-
liche Ziel der Gemeindefinanzreform, wonach die Ver-
teilung schwerpunktmäßig an den Steuereinnahmen der 
Gemeinden orientiert ist, die Unterschiede bei den Ein-
nahmen aber nicht vollständig angeglichen werden.

Besonders freue ich mich, dass wir mit dieser Anpas-
sung nicht enden – die Vorrednerinnen und Vorredner 
haben das angesprochen –, sondern eine grundlegende 
Diskussion über die nachhaltige Finanzierung der kom-
munalen Ebene angehen. Da kommen wir, nachdem wir 
Inhalt und Didaktik schon besprochen haben, noch zur 
Auseinandersetzung über die Methodik, wie wir da zur 
Verbesserung der kommunalen Investitionsfähigkeit wei-
ter vorgehen. Sie ist komplex. Sie erfordert die Betei-
ligung verschiedener Akteure, insbesondere der Länder; 
denn sie tragen die Hauptverantwortung für die kom-

munale Familie. Es ist wichtig, dass wir angesichts der 
angespannten Finanzlage diese Diskussion genau jetzt 
führen.

Ein großer Dank geht an die Staatssekretärin und an die 
Kolleginnen und Kollegen aus dem BMF für die Zusage 
dieser Konferenz. Ebenso richte ich einen Dank an die 
Kollegen und Kolleginnen im Ausschuss für die kon-
struktive Beratung dieses Gesetzentwurfes. Ich bin zuver-
sichtlich, dass wir aus der Konferenz gemeinsame Hand-
lungsbedarfe ableiten und die richtigen Weichen für faire 
und nachhaltige Kommunalfinanzierung stellen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt erhält Sebastian Brehm für die CDU/CSU-Frak-

tion das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute schließen wir das Neunte Gesetz zur 
Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes ab. Der 
Titel klingt eher langweilig und technisch, aber es ist 
ein wichtiges Gesetz. Das Gesetz ist deswegen wichtig, 
weil unsere Kommunen wichtig sind.

Lieber Herr Kollege Daldrup, weil Sie immer sagen, 
wir wären gegen die Kommunen: Ich selber war jahre-
lang Fraktionsvorsitzender in der Stadt Nürnberg und 
weiß, was die Kommunen leisten – Sie haben es gesagt –: 
Feuerwehr, Schulgebäude, Büchereien, Jugendhilfe, Kin-
dergärten, Sportanlagen, Gemeindestraßen, Flächennut-
zungsplanung, Abwasser und öffentlicher Nahverkehr 
und vieles andere mehr. Deswegen müssen wir ein ele-
mentares Interesse daran haben, dass unsere Kommunen 
bestmöglich ausgestattet sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das haben wir übrigens auch in unser gemeinsames Pa-
pier der CDU/CSU-Fraktion so reingeschrieben. Aber die 
finanziellen Perspektiven der Kommunen trüben sich in 
der Tat dramatisch ein. Die Ausgaben steigen viel schnel-
ler als die Einnahmen, und diese Entwicklung schreitet 
fort.

Ich muss ein bisschen Wasser in den Wein gießen, 
lieber Kollege Daldrup: Die aktuelle Bundesregierung 
tut ihr Übriges, um die Belastungen für die Kommunen 
noch höher zu schrauben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich erinnere bloß daran: Die Vorgaben von Habeck zur 
energetischen Sanierung oder zum Ausbau von Energie-
verteilnetzen bedeuten eine unglaubliche Belastung für 
die Kommunen. Da sind auch die Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der Zuwanderung und jetzt mit 
Ihrer Cannabislegalisierung. Es ist eine unglaubliche 
Aufgabe für die Kommunen, das überhaupt umsetzen 
zu können.
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(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, nur wenn man es so bürokratisch 
macht wie Söder in Bayern!)

Auch damit belasten Sie die Kommunen Stück für Stück 
weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dann ist da noch ein Punkt, wenn ich das sagen darf, 
lieber Kollege Daldrup, weil Sie NRW erwähnt haben: Es 
ist nicht die aktuelle Regierung in NRW, die die Kom-
munen in diese Situation gebracht hat.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Eindeutig!)

Es waren die 39 Jahre ununterbrochene Regierung der 
SPD in NRW, die die Kommunen in NRW kaputtgemacht 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch 
Quatsch!)

Diese Schulden bauen sie heute noch ab.
Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will mich 

auf den heute vorliegenden Gesetzentwurf konzentrieren. 
Dieser Gesetzentwurf ist richtig und notwendig, und wir 
werden diesem auch zustimmen. Aber es ist natürlich nur 
ein Rädchen in einem wirklich hochkomplexen System 
der Gemeindefinanzierung. Hintergrund ist – das hat der 
Kollege Tebroke schon ausgeführt –: Seit 1970 erhalten 
die Kommunen über Artikel 106 Absatz 5 Grundgesetz 
einen Teil der Einnahmen aus der Einkommensteuer. Die 
Verteilung erfolgt über einen ganz diffizilen vertikalen 
und horizontalen Ausgleich, der im Gemeindefinanz-
reformgesetz geregelt ist. Dort ist vorgesehen, dass bei 
der Verteilung des Geldes geschaut wird, wie viel Ein-
kommensteuer die Bürger einer Kommune bezahlen. Es 
gibt aber eine Kappungsgrenze. Daher ist nicht entschei-
dend, ob der Bürger 35 000 oder 100 000 Euro verdient. 
Diese Grenze wird jetzt im Rahmen dieses Gesetzes er-
höht, und zwar von 35 000 auf 40 000 Euro für allein 
veranlagte Bürger und von 70 000 auf 80 000 Euro für 
gemeinsam veranlagte Bürgerinnen und Bürger. Wir 
stimmen dem zu; aber ich glaube, die Diskussion muss 
weitergeführt werden. Die Diskussion im Finanzaus-
schuss war da sehr fruchtbar.

Erster Punkt. Ich glaube, wir sollten überlegen, wie wir 
die Gemeindefinanzen insgesamt stabilisieren und auch 
ein bisschen klarer strukturieren können. Es geht um die 
gesamte Beziehung zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen. Das System ist in der Zwischenzeit so komplex 
geworden, dass man die Struktur im Detail letztlich gar 
nicht mehr erkennen kann. Ich glaube, dass es sinnvoll 
wäre, diese Struktur deutlich zu vereinfachen und übri-
gens auch den Bürgerinnen und Bürgern zu zeigen: Wel-
cher Teil von meiner Einkommensteuer geht eigentlich an 
den Bund? Welcher Teil geht an das Land, und welcher 
Teil geht an die Kommune? Man könnte das sogar im 
Einkommensteuerbescheid ausweisen, sodass jeder sieht, 
welcher Teil der Steuer an welche Gebietskörperschaft 
geht. Ich glaube, das wäre eine interessante Variante hin-
sichtlich der Neustrukturierung der Finanzen. Es würde 
auch zu mehr Akzeptanz und Transparenz für die Bür-
gerinnen und Bürger beitragen, die dann sähen: Okay, ein 

Teil davon geht an meine Kommune, ein Teil davon geht 
ans Land. – Dann kann man auch besser beurteilen, was 
mit dem Geld vor Ort wirklich passiert.

Ein zweiter Punkt ist, dass wir noch mal überlegen 
müssen, ob diese Kappungsgrenze wirklich richtig ist. 
Die Einkommensteuer ist nicht entscheidend für Ansied-
lungen in der Stadt. Zum Stichwort „Gewerbesteuer“: 
Wenn man Unternehmen in die Stadt oder in die Kom-
mune holt, erhält man Gewerbesteuereinnahmen; die 
werden über die Gewerbesteuerumlage aber wieder um-
verteilt. Es gibt jedoch keinen Anreiz, den Unternehmer 
oder den Mittelständler in der Kommune anzusiedeln, 
wenn die Kappungsgrenze bei 40 000 Euro liegt. Für 
die Kommune ist es nicht interessant, um die, die mehr 
verdienen, zu werben und eine gewisse Struktur der Leis-
tungsfähigkeit der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in 
der Kommune abzubilden. Auch das, glaube ich, sollten 
wir bei der Überarbeitung diskutieren.

Ich freue mich auf die Diskussion im Finanzausschuss, 
ich freue mich auf den weiteren Austausch. Wir stimmen 
dem Gesetz heute zu. Die Anpassung ist in Ordnung; aber 
das ist nur Teil eines kleinen Rädchens im gesamten Fi-
nanzierungsrahmen „Bund, Länder und Kommunen“.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Frauke Heiligenstadt für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Weil es 
eine recht hohe Einigkeit bei diesem Gesetzentwurf zu 
geben scheint, gehe ich nicht weiter ins Detail des Ge-
setzentwurfes – das ist hier diverse Male ausgeführt wor-
den –, sondern nehme den Ball auf, den mein Kollege 
Bernhard Daldrup eingeworfen hat. Er hat nämlich im 
Rahmen einer Protokollnotiz erreicht, dass wir uns um 
die kommunale Finanzausstattung insgesamt kümmern 
und diese diskutieren.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sie gründen ei-
nen Arbeitskreis! Sie kümmern sich überhaupt 
nicht! Sie belasten die Kommunen!)

Deshalb möchte ich gerne einmal auf Maßnahmen ein-
gehen, die diese Bundesregierung für die Kommunen in 
diesem Land bereits umsetzt.

Ich nenne mit Blick auf die frühkindliche Bildung 
einen großen Bereich, für den die Kommunen zuständig 
sind:

(Nina Warken [CDU/CSU]: Sprach-Kitas!)

das KiTa-Qualitätsgesetz. Mit diesem Gesetz standen und 
stehen den Ländern für die Jahre 2023 und 2024 ins-
gesamt rund 4 Milliarden Euro zur Verfügung.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Viel zu we-
nig!)
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Diese zusätzlichen Investitionen in Bildung und Betreu-
ung leisten einen wichtigen Beitrag für die Chancen-
gleichheit von Kindern und auch zur Unterstützung der 
kommunalen Familie.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Außerdem nenne ich das Startchancen-Programm. Es 
ist eines der wichtigsten bildungspolitischen Vorhaben 
dieser Koalition und das bisher größte Projekt zur För-
derung von Schulen mit besonderen sozialen Herausfor-
derungen. Im Rahmen des Startchancen-Programms wer-
den wir für die nächsten zehn Jahre jeweils 1 Milliarde 
Euro pro Jahr an zusätzlichen Bundesmitteln direkt in 
Schulen investieren. Die Länder wiederum werden die-
sen Betrag um 1 Milliarde Euro pro Jahr aufstocken. Mit 
einer Säule aus diesem großen Programm werden wir in 
den Lernort Schule investieren, zum Beispiel mit Auf- 
und Ausbau, mit Modernisierung von Schulgebäuden 
oder mit der einhergehenden Beschaffung, dem Aufbau 
und der Ausstattung von Lernlaboren, Arbeitsplätzen und 
Werkstätten. Hierfür wird der Bund jährlich 400 Millio-
nen Euro bereitstellen. Auch diese Mittel werden Kom-
munen, die sehr häufig Schulträger sind, weiterhelfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als Drittes 
möchte ich den sozialen Wohnungsbau nennen. Auch 
hier leisten wir eine ganze Menge. Wir stellen 18,15 Mil-
liarden Euro bis 2027 zusätzlich für den sozialen Woh-
nungsbau zur Verfügung. Die Länder können so zu-
kunftsgerechten und barrierefreien Wohnraum fördern, 
zum Beispiel für Mietwohnungen, für Haushalte mit ge-
ringem Einkommen, Studierendenwohnheime oder Azu-
biwohnungen, bezahlbare Wohnungen in der Innenstadt, 
Neubau und Sanierung im Bestand. Auch hier arbeiten 
Kommunen, Bund und Land Hand in Hand, und das ist 
gut so.

(Beifall bei der SPD)
Über die finanzielle Unterstützung der Kommunen zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben entscheiden jeweils die Länder. 
Wir können immer nur die entsprechenden Rahmen vor-
geben; der Bund darf die Kommunen ja nicht direkt un-
terstützen. Er muss sich allerdings auch darauf verlassen 
können, dass die Länder diese Mittel dann auch an die 
Kommunen weiterleiten. Also, auch hier ist sehr genau 
darauf zu achten, welche Bundesländer da eher klebrige 
Finger entwickeln.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Sprechen Sie 
mal mit Frau Dreyer in Rheinland-Pfalz!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit der Pro-
tokollnotiz zum Gesetzentwurf wird darum gebeten, dass 
das Bundesfinanzministerium die derzeitige finanzielle 
Lage der Kommunen trotz dieser von mir beispielhaft 
genannten umfassenden Unterstützung durch den Bund 
weiterhin im Blick behält. Die Koalitionsfraktionen be-
grüßen daher die Zusage des Bundesfinanzministeriums, 
diesen wichtigen Austausch noch vor der parlamentari-
schen Sommerpause durch eine Fachveranstaltung ein-
zuleiten.

Ich fasse zusammen: Es ist deutlich, dass der Bund die 
Länder und die Kommunen in erheblichem Umfang über 
die grundgesetzlich zugewiesenen Aufgaben hinaus fi-
nanziell unterstützt

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sie belasten die 
Kommunen weiter!)

und dass wir auch weiterhin die finanziellen Belange der 
Kommunen im Blick haben. Und lassen Sie mich das 
kurz sagen: Wer 17 Jahre in einer Kommune gearbeitet 
hat und seit 1986 kommunalpolitisch ehrenamtlich auf 
unterschiedlichen Ebenen tätig ist, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
– der freut sich, dass wir jetzt auch mit dem Gemeinde-

finanzreformgesetz vieles anpacken.
Danke schön für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Christian Görke für die Gruppe 

Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Christian Görke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, wir stimmen überein, dass die Einkommen-
steuer für Städte und Gemeinden mit geringem Gewer-
besteueraufkommen die wichtigste Steuereinnahme 
darstellt. Wo wir als Linke mit Ihnen zum Teil nicht über-
einstimmen, ist die Aussage von einigen, dass es sich bei 
diesem Gesetz einfach nur um Gesetzestechnik handelt.

Die Anhebung der Höchstbeträge auf 40 000 Euro für 
einzeln veranlagte Steuerpflichtige und 80 000 Euro für 
zusammen Veranlagte wird in vielen Regionen Deutsch-
lands zu einem weiteren Auseinanderdriften von einkom-
mensteuerstarken und einkommensteuerschwachen Re-
gionen führen. Ich gebe der CDU/CSU-Fraktion ja nicht 
immer recht; aber Herr Tebroke hat das hier, glaube ich, 
schon sehr klar verdeutlicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das heißt: Die schwierige finanzielle Situation wird sich 
in vielen Kommunen weiter verschärfen.

Ich habe ein Beispiel aus meinem Heimatland 
Brandenburg mitgebracht. So partizipiert die Gemeinde 
Kleinmachnow – die sagt vielleicht dem einen oder an-
deren etwas – im Speckgürtel von Berlin nach der Probe-
rechnung überproportional von diesen neuen Höchstbe-
trägen mit 2,1 Millionen Euro mehr. Im Vergleich dazu 
bekommt eine Flächengemeinde namens Wiesenburg – 
das ist jwd, also janz weit weg von Berlin – 100 000 Euro 
weniger. Diese finanzpolitischen zwei Geschwindigkei-
ten kann man auch mit dem Brandenburger Finanzaus-
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gleichsgesetz nicht beheben. Genau das ist der Grund, 
warum das Land Brandenburg und auch der Städte- und 
Gemeindebund Nein zu diesem Gesetz sagen.

(Beifall bei der Linken – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fragen Sie 
mal Potsdam!)

Um diese Einkommensdisparitäten vieler Regionen zu 
berücksichtigen, plädieren wir als Linke für eine landes-
spezifische Öffnungsklausel. Die gab es in der Vergan-
genheit, und wir bedauern, dass sich die Ampel nicht zu 
diesem Schritt entschieden hat. Deshalb können wir die-
sem Gesetzentwurf nicht zustimmen.

Vielen Dank, Frau Präsidentin, für Ihre Geduld.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Wenn alle nur eine Sekunde überschreiten würden, 

wäre ich superglücklich, muss ich sagen.
Der letzte Beitrag kommt von Karoline Otte für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Fast 40 Prozent der öffentlichen Investitio-
nen werden von unseren Städten und Gemeinden vor Ort 
geleistet. Öffentliche Investitionen betreffen dabei unser 
ganzes Leben. Es geht um Sporthallen, Schwimmbäder 
und Jugendtreffs. Es geht um Straßen, Brücken und Fahr-
radwege. Es geht um Kitas, Schulen und Krankenhäuser. 
Unsere kommunalen Kassen und mit ihnen die Infra-
struktur vor Ort befinden sich zurzeit aber in einer zuneh-
mend prekären Lage. Seit über 20 Jahren sammeln wir 
inzwischen Investitionsrückstände an, die von den Rech-
nungshöfen schon lange als ganz eigene physische Schul-
den und Haushaltsrisiken benannt werden.

Wenn wir über zukünftige Bedarfe reden, dann sehen 
wir, dass das Problem noch viel größer ist. Dabei ist klar: 
Entweder schaffen wir starke Kommunen, oder wir 
schaffen die Transformation eben nicht. Ob Wirtschafts-
weise oder DAX-Konzern, auch hier ist allen klar: Inves-
titionsrückstände vor Ort sind längst ein großes Wirt-
schaftshemmnis. Allein im Verkehrssektor brauchen 
unsere Kommunen 372 Milliarden Euro bis 2030, um 
Brücken zu sanieren, Fahrradwege zu bauen und die 
Schiene fit zu machen.

Ganz besonders vom Mangel betroffen sind die Kom-
munen, die durch eine Umwälzung ihrer Wirtschafts-
struktur in den letzten Jahrzehnten wichtige Einnahme-
quellen verloren haben. Über Jahre hinweg mussten diese 
Kommunen ihre Aufgaben mit Kassenkrediten finanzie-
ren. Sie stecken bis heute tief in der Schuldenspirale fest. 
Für diese Kommunen ist es so wichtig, dass wir uns heute 
erneut zur Altschuldenlösung bekennen und ganz klar 
formulieren, wie wichtig diese ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Gemeinsame Anstrengungen sind notwendig. Dabei 
sind eben auch ganz besonders die Bundesländer gefragt. 
Auch Bundesländer, in denen Kommunen von Altschul-
den nicht betroffen sind, sind hierbei in der Verantwor-
tung. Eine Blockadehaltung, wie zum Beispiel von Bay-
ern, ist dabei einfach nur noch unverständlich und 
destruktiv. Denn bei der Altschuldenlösung, die auf 
dem Tisch liegt, muss kein Land für ein anderes zahlen. 
Es geht hier einzig und allein darum, den Weg freizuma-
chen. Auch diese Aufforderung geht an die Unionsfrak-
tion.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Matthias Hauer [CDU/CSU]: Wo liegt denn 
was auf dem Tisch? Sie haben ja keinen Vor-
schlag gemacht!)

Das Bekenntnis zur Altschuldenlösung und zielstre-
bige Verhandlungen sind wir den Menschen vor Ort 
schuldig, für deren Städte und Gemeinden es endlich 
wieder vorangehen muss. Klar ist aber auch, dass es 
darüber hinaus mehr Spielraum für die kommunalen Kas-
sen braucht, damit wir die großen Zukunftsherausforde-
rungen stemmen können. Die Debatten um die Schulden-
bremse, die Debatten um Steuereinnahmen und vor allem 
die Debatten um mehr Investitionen führen wir als Grü-
nenfraktion deshalb mit ganz besonderer Vehemenz auch 
an dieser Stelle. Es geht um Handlungsfähigkeit für 
Städte und Gemeinden mit Zukunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Gemeindefinanzreformgesetzes. Der Finanzaus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/10630, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 20/9872 anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gegen-
stimmen? – Das ist nur die Gruppe Die Linke, wenn ich 
das richtig sehe. Enthaltungen? – Sehe ich keine. Damit 
ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist das gleiche 
Stimmergebnis wie bei der zweiten Beratung. Damit ist 
der Gesetzentwurf endgültig angenommen.

Wir gehen weiter in der Tagesordnung, und ich bitte 
Sie, wenn Sie Plätze wechseln, dies zügig und möglichst 
geräuscharm zu tun.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 
Damit Mobilität nicht zum Luxus wird – Für 
einen bezahlbaren Autoführerschein

Drucksache 20/10610
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Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Es wäre schön, wenn Sie etwas leiser sein und sich 
vielleicht schon mal hinsetzen könnten, sofern Sie hier 
dabei sein wollen. – Dann können wir starten.

Ich eröffne die Aussprache, und als Erstes erhält das 
Wort Florian Müller für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Müller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für mich war es der 3. November 2005: eine schlaflose 
Nacht, nervös aufgewacht, mit dem Fahrlehrer zum Fahr-
prüfer, 45 intensive Minuten. Danach hatte ich zumindest 
die praktische Führerscheinprüfung im ersten Anlauf be-
standen. Der Fahrlehrer bekam noch 1 700 Euro, und 
dann war der Weg frei: frei, zu entscheiden, wo man 
hinfährt, frei, zu entscheiden, wann es zum Nebenjob 
geht, wann es zu Freunden geht, wann es raus zum See 
geht – ohne ewiges Warten auf den Bus, ohne Abspra-
chen mit den Eltern. Das war der Weg zur Freiheit.

Das wissen auch heute 2 Millionen junge Menschen in 
Deutschland, die sich für einen Führerschein entscheiden. 
Für sie ist das Auto das Verkehrsmittel Nummer eins. Für 
sie ist der Führerschein der Weg, der Schlüssel zu Un-
abhängigkeit und Freiheit, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zur Wahrheit gehört aber auch: Die Kosten für den 

Führerschein wachsen den jungen Menschen über den 
Kopf. Im Durchschnitt zahlen sie inzwischen über 
3 000 Euro für ihren Führerschein – in der Spitze 
4 500 Euro. Das ist ein Plus von 11 Prozent im Vergleich 
zum vergangenen Jahr. Das ist ein Plus von 100 Prozent 
im Vergleich zum Jahr 2017. Nur noch 20 Prozent der 
jungen Menschen können sich den Führerschein selbst 
leisten. Das bedeutet doch, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: So, wie es ist, darf es nicht bleiben. So, wie es ist, 
kann es nicht bleiben. Mobilität darf für junge Menschen 
nicht zum Luxus werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Lassen Sie uns über die Ursachen sprechen. In vielen 

Gesprächen mit Fahrschulen und Fahrlehrern haben wir 
herausgearbeitet: Wir haben natürlich ein verändertes 
Lernverhalten bei den heutigen Fahrschülern. Das sorgt 
leider für höhere Durchfallquoten. Aber es werden vor 
allem auch deutlich mehr Fahrstunden benötigt. Das liegt 
daran, dass viel mehr Unsicherheit vor der ersten Fahr-
stunde im Spiel ist. Da fehlt die erste Fahrstunde mit den 
Eltern auf dem Aldi-Parkplatz. Eine weitere Ursache sind 
die langen Wartezeiten, vor allem in den großen Städten. 
Berlin ist trauriger Spitzenreiter mit einer Wartezeit von 
über sechs Monaten. Das kostet bares Geld; denn sie 
können eigentlich schon Auto fahren, müssen aber wei-
terhin Fahrstunden nehmen.

Deshalb ist für uns als Union klar: Die Fahrausbildung 
und das Prüfungswesen müssen modernisiert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir brauchen mehr Prüftermine, damit wir kürzere War-
tezeiten erreichen. Wir müssen das Quasimonopol von 
TÜV und DEKRA auflösen, und wir müssen dafür 
sorgen, dass die Einstiegsqualifikation für Prüfer an-
gemessener ist. Das können auch gut ausgebildete Tech-
niker und erfahrene Fahrlehrer sein, damit das gelingt. 
Aber vor allem müssen wir die Fahrschulen und die Fahr-
lehrer als pädagogische Fachkräfte stärken. Sie sollen in 
vollem Umfang in eigenem Ermessen die technologi-
schen Möglichkeiten, die es gibt, nutzen können. Das 
bedeutet am Ende, dass sie digitales Lernen ermöglichen 
können, dass sie Fahrsimulatoren nutzen können. Die 
bieten einen Mehrwert. Das bedeutet, dass man bei der 
ersten Fahrstunde mehr Sicherheit hat. Das ist auch deut-
lich günstiger und sorgt übrigens auch für mehr Verkehrs-
sicherheit. Weil sie spezielle Gefahrensituationen direkt 
trainieren können, sorgen sie für einen echten Mehrwert 
für die Verkehrssicherheit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will zum Schluss 
kommen. Lassen Sie mich sagen: Die Fahrschülerinnen 
und Fahrschüler dürfen durch die Kosten nicht aus-
gebremst werden. Lassen Sie uns deshalb die Popos zu-
sammenkneifen! Jeder Hunni für die Fahrschülerinnen 
und Fahrschüler zählt. Es geht am Ende darum, Freiheit 
zu ermöglichen.

Ganz herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das war jetzt eine geschickte Umschreibung, um par-

lamentarisch zu bleiben. Vielen Dank. – Dann kommt 
jetzt Mathias Stein für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Mathias Stein (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nun haben wir wieder so einen Aufkleber von 
der Union bekommen: Wir machen den Führerschein 
billiger. – Das ist ein netter Aufkleber.

Sie haben in Ihrem Antrag – das merkt man, wenn man 
ihn richtig liest – ein paar Zauberworte versteckt.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Inhalt! – 
Michael Donth [CDU/CSU]: Sie müssen ihn 
lesen!)

Es geht zum Beispiel darum, „Bürokratie abzubauen“. 
Das ist etwas, was natürlich auch wir Sozialdemokraten 
mögen

(Lachen bei der CDU/CSU – Thomas Bareiß 
[CDU/CSU]: Dann macht mal!)

und wo wir gerade dran arbeiten. Aber wenn man mal 
guckt, um was es beim Führerschein geht, dann muss man 
tatsächlich deutlich sagen: Das ist eine ernste Angelegen-
heit.
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Herr Müller, Sie haben vorhin erwähnt, dass die An-
forderungen zum Erwerb des Führerscheins gestiegen 
sind. Warum sind die Anforderungen gestiegen? Weil 
wir uns gemeinsam hier in diesem Haus darauf verstän-
digt haben, dass wir angesichts steigender Verkehrszah-
len – in den letzten 30 Jahren sind die Verkehrszahlen um 
über 25 Prozent gestiegen; wir haben über 12 Millionen 
Autos mehr –, weswegen es im Verkehr anstrengender 
geworden ist, eine hohe Qualität im Bereich der Fahr-
schulausbildung brauchen. Es ist tatsächlich schwieriger, 
einen Führerschein zu erwerben. Deshalb braucht man 
auch mehr Fahrstunden.

Gemeinsam ist es uns gelungen, die Zahl der Verkehrs-
toten in den letzten 30 Jahren um 75 Prozent zu senken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das haben wir dank der engagierten Arbeit von Fahr-
lehrerinnen und Fahrlehrern, aber auch durch das praxis-
orientierte Fahren der jungen Fahranfänger geschafft. 
Das ist, glaube ich, ein Erfolgsmodell.

(Beifall bei der SPD)

Das begleitete Fahren mit 17 Jahren ist also ein Er-
folgsmodell. Wir wollen das ab 16 Jahren einführen, da-
mit junge Menschen, die gerade Gefahr laufen, einen 
schweren Autounfall zu haben, durch begleitetes Fahren 
geschult werden. Ich hoffe, dass Sie uns an dieser Stelle 
unterstützen.

Ein Punkt, den Sie in Ihrem Antrag nicht, aber hier ein 
bisschen nebenbei erwähnt haben, sind diese rabiaten 
Durchfallquoten, die natürlich dazu führen, dass alle 
Prüftermine überfüllt sind und man nicht nachkommt. 
Wir haben bei der theoretischen Prüfung für die Klasse B 
mittlerweile Durchfallquoten von 49 Prozent. Das ist sehr 
viel für die theoretische Prüfung; daran müssen wir ar-
beiten. Bei der praktischen Prüfung lag sie bei 42 Prozent. 
Da müssen sich alle anstrengen, vor allen Dingen die 
jungen Menschen, die nicht so viel bezahlen wollen. 
Die müssen vielleicht etwas mehr lernen. Das sind unbe-
queme Wahrheiten, aber die müssen wir aussprechen; die 
müssen auch Sie als Union aussprechen.

Wir brauchen daneben engagiertere Fahrlehrer,

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Jetzt sind die 
Fahrlehrer schuld, oder was?)

und das Bundesverkehrsministerium muss das auch über-
prüfen. Ich glaube, Herr Luksic wird das auch noch mal 
sagen: Die Bundesanstalt für Straßenwesen überprüft ei-
nige Dinge sehr gut.

Dann will ich mal zu Ihrem ganzen Sammelsurium an 
Vorschlägen kommen. Sind das denn wirklich Vorschlä-
ge, die zum Bürokratieabbau geeignet sind, und sind sie 
dazu geeignet, Geld zu sparen?

Ich will dazu ein Beispiel nennen. Sie schlagen vor, 
einen Fahrsimulator in die Führerscheinausbildung zu 
integrieren. Es gibt die Rückmeldung von Fahrschulen, 
dass teilweise ein sechsstelliger Betrag investiert werden 
muss, um einen solchen Simulator anzuschaffen. Das 
sind zusätzliche Kosten. Das bedeutet, dass man dann 

auch noch mal zusätzliche Gebühren nehmen muss. Es 
stellt sich hier die Frage, ob das dann tatsächlich eine 
Erleichterung ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Henning 
Rehbaum [CDU/CSU]: Sind Sie gegen Fort-
schritt?)

– Wir sind nicht gegen Fortschritt.
Sie wollen den ländlichen Raum unterstützen. Unter 

Punkt 6 schlagen Sie, um den ländlichen Raum zu unter-
stützen, vor, dass die theoretische und die praktische Prü-
fung grundsätzlich in derselben Fahrschule gemacht wer-
den müssen. Das ist zusätzliche Bürokratie, und das ist 
ein Etikettenschwindel, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Florian Müller [CDU/CSU]: Das fanden die 
Fahrlehrer alle gut!)

Ich glaube, wir sollten den Appell wagen und sagen: 
Wir wollen den Führerschein bezahlbar machen.

(Zuruf des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])
Dafür brauchen wir viel Kraft, und wir brauchen vor allen 
Dingen junge Menschen, die bereit sind, sich anzustren-
gen und ordentlich zu lernen, Fahrlehrer, die innovativ 
sind, und ein Verkehrsministerium, das unter wissen-
schaftlicher Begleitung guckt, was wir an dieser Stelle 
machen können.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Florian Müller [CDU/CSU]: Kein ein-
ziger Vorschlag!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Mike Moncsek für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Mike Moncsek (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer an 

den Bildschirmen! Mobilität darf kein Luxus werden: 
Das, liebe Union, ist ein perfekter Antrag. Da muss ich – 
Chapeau! – den Hut ziehen. Das haben Sie richtig auf die 
Tagesordnung gesetzt.

Grundlage der individuellen Mobilität der Bürger ist 
und bleibt ein Führerschein. Vom Schüler über den Azubi 
bis zum Rentner: Alle Menschen brauchen Mobilität und 
damit einen bezahlbaren Führerschein, getreu dem Motto 
von 1974: „Freie Fahrt für freie Bürger!“

(Beifall bei der AfD)
Die Realität sieht aber anders aus. Ein normales Leben 

wird langsam zum Luxus – und nun auch der Führer-
schein.

Mobilität gehört zur Daseinsvorsorge für unsere Bür-
ger und ist damit eine Notwendigkeit. Die Bürger müssen 
täglich zur Arbeit – ich weiß, für die Klientel mancher 
Fraktionen hier gilt das nicht –, Azubis müssen zur Aus-
bildung, Rentner müssen zum Arzt, und der Handwerker 
muss zu seinen Kunden. Das muss für alle möglich sein, 
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und das wird es auch immer sein, wenn es bezahlbar 
bleibt. Und durch eine AfD-Regierung wird das möglich: 
„Deutschland. Aber normal.“

(Beifall bei der AfD)

Die Kosten für einen Führerschein liegen laut ADAC 
in der Realität bei 4 000 Euro.

(Mathias Stein [SPD]: In der Spitze!)

Das ist eindeutig zu viel. Welche Familie hat denn eben 
mal 4 000 Euro auf der hohen Kante? Hier braucht es die 
Unterstützung der Politik.

(Zuruf des Abg. Detlef Müller [Chemnitz] 
[SPD])

Deutsches Steuergeld für unsere Bürger! Hier ist es gut 
angelegt, anstatt Radwege in Peru zu finanzieren.

(Mathias Stein [SPD]: Wollen Sie den Führer-
schein steuerfinanzieren?)

Mein Führerschein hat 50 Ostmark gekostet,

(Mathias Stein [SPD]: Und was hat der Fahr-
lehrer verdient?)

und da waren alle Lkw-, Pkw- und Anhängerklassen in 
einem zusammen. Heute hat man 16 völlig getrennte 
Führerscheinklassen. Damit wird das Geld verdient. Ich 
stelle mir vor, dass man das zusammenlegt.

Individuelle Mobilität ist existenzsichernd. Der Buß-
geldkatalog ist existenzgefährdend. Wir brauchen eine 
sofortige Novellierung des Bußgeldkatalogs im Sinne 
der Mobilität unserer Bürger. Das Flensburger Punkte-
system muss abgeschafft werden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU – Mathias 
Stein [SPD]: Wollen Sie jetzt Straffreiheit für 
Verkehrssünder, oder was?)

Besonders im ländlichen Raum ist Mobilität für alle 
Bürger gleichermaßen fundamental wichtig. Das 49- 
Euro-Ticket nützt im ländlichen Raum niemandem, 
wenn kein Bus oder keine Bahn fährt. Hier braucht man 
einen bezahlbaren Führerschein und ein Auto extra.

(Mathias Stein [SPD]: Alles aus dem Bundes-
haushalt, oder was? – Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Grundrecht auf Au-
to!)

Ehrenamtler – wir alle brauchen sie – brauchen einen 
Führerschein: Mitglieder der Feuerwehr, des THW. Sie 
nutzen private Führerscheine. Hier muss der Staat unter-
stützen, und zwar mit einem bezahlbaren Führerschein. 
Das ist nämlich Lebenretten pur.

(Beifall bei der AfD)

Der Inhaber eines Führerscheins der Klasse 3 darf 
heute noch nicht mal mehr Fahrzeuge von über 3,5 Ton-
nen fahren; früher war es bis zu 7,5 Tonnen. Das ist der 
Unterschied.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jedem sein Lkw!)

Lösungen sind wirklich einfach und kostengünstig. 
Wir unterstützen eure Forderungen nach der Digitalisie-
rung des Antragssystems und nach Onlineunterricht. Es 
ist ganz einfach und auch schon Realität: Piloten, Renn-
fahrer, Schiffsführer üben am Simulator.

(Stefan Gelbhaar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles einfach!)

Das kann man beim Führerschein auch machen.
Die Verkehrserziehung in der Grundschule ist das Fun-

dament einer gefahrlosen Teilnahme am Straßenverkehr. 
Das gilt für das Fahrradfahren genauso wie für den Mo-
ped- und den Autoführerschein. Statt Gendern ab sofort 
Verkehrslehre in der dritten und vierten Klasse!

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber das haben wir doch schon!)

Der Führerschein darf nicht zum Luxus werden. Es 
kann nicht sein, dass Bürger eine Anstellung 50 Kilome- 
ter vom Wohnort entfernt nicht annehmen können, weil 
der Führerschein zu teuer ist. Der ÖPNV funktioniert im 
ländlichen Raum nicht, und deswegen muss für jeden 
gelten, dass er sich das kaufen und das bezahlen kann. 
Kein Handwerker soll seine Arbeit einstellen müssen, 
weil er dreimal geblitzt wurde und viermal falsch geparkt 
hat; das ist der falsche Weg. Die AfD steht fest hinter der 
individuellen und selbstbestimmten Mobilität für alle 
Bürger.

(Beifall bei der AfD)
Schluss mit der Gängelung der Autofahrer! Wir, die 

AfD, stimmen Ihrem Antrag zu.
Glück auf und gute Fahrt!

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Freie Fahrt ohne Regeln! Am bes-
ten gleich mit dem Lkw! Super! Wie wäre es 
mit einem Führerschein für anständige Reden? 
Dann würden Sie sofort durchfallen! – Detlef 
Müller [Chemnitz] [SPD]: Peinlich! Peinlich!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Wir fahren fort, und das Wort erhält Swantje Henrike 

Michaelsen für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Jetzt geht es wieder geradeaus!)

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Okay, wow!
(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der SPD 
und der FDP)

Kommen wir zurück zum Thema.
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es stimmt, dass es momentan Probleme gibt, 
die den Erwerb des Führerscheins zu einer Herausforde-
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rung machen. Wartezeiten und Kosten sind in den letzten 
Jahren deutlich gestiegen, und das liegt nicht zuletzt an 
den Strukturen, die über Jahrzehnte nicht weiterent-
wickelt wurden.

Gleichzeitig ist es problematisch, dass die Union hier 
wieder suggeriert, der Führerschein sei die Garantie da-
für, dass alle Menschen mobil sein können, und wenn es 
nur gelänge, die Kosten zu senken, sei alles gut und 
gerecht. Das Auto war nie inklusiv, und das ist es auch 
heute nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Christoph Ploß [CDU/ 
CSU])

Selbst wenn es Menschen mit wenig Geld gelingt, den 
Führerschein zu finanzieren, so zeigen Statistiken doch 
eindeutig, dass mit sinkendem Einkommen auch der Au-
tobesitz sinkt. In der Folge bedeutet das: Je weniger Geld, 
desto weniger Automobilität.

Auch andere Gruppen können eben nicht teilhaben, 
wenn die Mobilität einseitig aufs Auto ausgerichtet ist: 
Kinder und Jugendliche sind per se vom Autofahren aus-
geschlossen. Sie sind stattdessen mit dem Rad oder zu 
Fuß, mit Bus oder Bahn unterwegs. Und es ist traurig 
und ein sehr geringer Anspruch an ein inklusives Mobili-
tätssystem, wenn der Führerscheinerwerb in Zukunft die 
einzige Hoffnung sein soll.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber auch ältere Menschen sind allzu oft von der Auto-
mobilität ausgeschlossen. Letzte Woche war ich auf einer 
Veranstaltung, und da erzählte ein Teilnehmer von seiner 
alten Mutter, die im ländlichen Raum lebt, nicht mehr 
Auto fahren kann und auch nicht mehr will und keine 
vernünftige Alternative hat. Als Sackgasse bezeichnete 
jener Teilnehmer unser Mobilitätssystem, weil es Men-
schen, die nicht Autofahren können oder wollen, in Tei-
len des Landes systematisch von Mobilität ausschließt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Mathias 
Stein [SPD])

Ein anderer Punkt: Sie schreiben in Ihrem Antrag zwar, 
dass die Verkehrssicherheit gewahrt werden muss, in Ih-
ren Forderungen und auch in Ihrer Rede kam davon dann 
aber nicht mehr viel. Dabei müssen wir doch gerade in 
den Fahrschulen die Anstrengungen für Verkehrssicher-
heit dringend erhöhen.

Noch immer sterben in Deutschland an jedem einzel-
nen Tag fast zehn Personen im Straßenverkehr. Jede und 
jeder von uns kennt im näheren Umfeld mindestens eine 
Person, die im Straßenverkehr getötet wurde. Tagtäglich 
erleben wir auf den Straßen, dass Regeln nicht eingehal-
ten werden, dass gerade verletzlichste Verkehrsteilneh-
mer/-innen aggressivem Verhalten ausgesetzt sind, dass 
Überholabstände nicht eingehalten werden und dass viele 
Menschen kein Bewusstsein dafür haben, welche Gefahr 
faktisch von ihnen ausgeht, weil das Verkehrsmittel Auto, 
das sie benutzen, sehr schnell und sehr schwer ist.

Und ja, es gibt Rücksichtslose, Unvorsichtige oder 
Dumme auf und in allen Verkehrsmitteln. Aber die einen 
wiegen 80 Kilo, und die anderen wiegen 1 bis 2 Tonnen. 
Die einen gefährden im Wesentlichen sich selbst und die 
anderen ihr gesamtes Umfeld. Deshalb ist es so wichtig, 
dass wir in der Fahrschulausbildung die Verkehrssicher-
heit viel höher priorisieren. Es reicht eben nicht, wenn wir 
einmal sagen, dass uns die Verkehrssicherheit so wichtig 
ist, sondern wir müssen dann auch alle Änderungen im 
Fahrschulrecht darauf überprüfen und daran ausrichten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Gerade vor diesem Hintergrund sind einige Ihrer For-
derungen nicht sinnvoll oder müssten zumindest sehr 
bedacht angegangen werden. So kann der Einsatz von 
Fahrsimulatoren als Ergänzung dienen; er darf aber kei-
nesfalls das sorgfältige Üben im realen Verkehr ersetzen. 
Die Öffnung für weitere Prüforganisationen kann bei den 
Prüfkapazitäten Entlastung bringen; sie darf aber keines-
falls dazu führen, dass ein Wettbewerb um geringere 
Durchfallquoten zulasten der Verkehrssicherheit entsteht.

Ich komme zum Fazit. Ein inklusives Mobilitätssystem 
ist eben viel mehr als ein kostengünstiger Führerschein. 
Es ist aber sinnvoll, dass wir uns die Strukturen angu-
cken, die momentan zu Problemen beim Führerschein-
erwerb führen. Für einige Punkte, wie die Aufhebung 
des Monopols für Führerscheinprüfungen, gibt es sogar 
Vereinbarungen im Koalitionsvertrag.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Machen!)

Hier ist also das Ministerium gefordert, zeitnah in die 
Umsetzung zu kommen. Dabei muss aber die Verkehrs-
sicherheit oberste Priorität haben.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Florian Müller [CDU/CSU]: Also, die 
Grünen stimmen zu?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner spricht für die Bundesregierung, 

und das ist Oliver Luksic, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister für Digitales und Verkehr.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Oliver Luksic, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Digitales und Verkehr:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Schön, dass wir heute über das Thema „Führerschein/ 
Führerscheinerwerb“ reden. Das ist in der Tat ein wich-
tiges Thema für viele Bürgerinnen und Bürger; denn es 
bedeutet Freiheit, Mobilität, für manche vor allem auch 
Zugang zum Beruf, zu kultureller Teilhabe. Für viele, die 
jeden Tag auf den Führerschein angewiesen sind, ist er 
extrem wichtig, und auch die letzten Tage der Streiks 
haben gezeigt: Individuelle Mobilität ist ein hohes Gut.
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(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Führerschein-
recht, das wir im Bundestag verabschieden und mit den 
Ländern zusammen auf den Weg bringen müssen, ist das 
Ergebnis eines komplexen Zusammenspiels mit dem Eu-
roparecht. Diese Komplexität wird in dem vorliegenden 
Antrag nicht ganz ausgeleuchtet. Ich glaube, es lohnt 
sich, insbesondere das, was in Europa gerade beschlossen 
wurde, etwas stärker zu thematisieren. Es hätte mich in-
teressiert, wie Ihre Meinung dazu ist. Ich glaube, es ist gut 
und richtig, dass wir in Europa zu einer verhältnismäßi-
gen Lösung gekommen sind, gerade bei den Themen 
„Gesundheitschecks“ und „kürzere Umtauschfristen für 
Inhaber älterer Führerscheine“. Es wäre sonst unverhält-
nismäßig gewesen, und es ist gut, dass dies in Brüssel 
auch wegen des Einsatzes der deutschen Bundesregie-
rung so keine Mehrheit gefunden hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Positiv ist – Kollege Stein hat es erwähnt –, dass das 
Erfolgsmodell aus Deutschland, das begleitete Fahren, 
also der längere Lernzeitraum für jüngere Fahrer, jetzt 
auch im europäischen Recht Eingang gefunden hat. Wir 
hätten das gerne noch weiter ausgeweitet, auf 16 Jahre. 
Da war die Kommission leider kritisch. Ebenfalls positiv 
ist aus meiner Sicht, dass wir bei dem Führerschein der 
Klasse B ein Stück weit eine Verbesserung bekommen 
haben. Dieser ist jetzt für bis zu 4,25 Tonnen gültig, 
was wichtig für Wohnmobile, Krankenwagen und Son-
derfahrzeuge ist. Hier sind die Vorschläge der Europäi-
schen Kommission also ein Stück weit besser geworden. 
Ein Stück mehr Freiheit und Teilhabe ist, glaube ich, 
positiv.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wichtig ist – das ist ja eben in der Debatte angeklun-
gen –, dass wir hier für ein hohes Niveau an Sicherheit 
sorgen, weil gerade die Fahranfänger – das zeigen ja die 
Statistiken – leider eine besonders gefährdete Gruppe 
sind. Deswegen muss sich natürlich auch der Fahrschul-
unterricht daran orientieren. Erfreulicherweise sind die 
Zahlen zurückgegangen; aber bei der Fahrschulausbil-
dung muss natürlich Rücksicht darauf genommen und 
für eine entsprechende Qualität gesorgt werden.

Sie haben recht – Sie haben eben die Zahlen genannt –: 
Die Führerscheinkosten betragen derzeit im Schnitt 
knapp 3 000 Euro. Das ist teuer. Man darf aber nicht ver-
gessen: Auch die Betriebskosten, die Kosten für Fahr-
zeuge, Kraftstoffe, Räume, sind gestiegen, und auch die 
Fahrlehrer wollen entlohnt werden. Sie sagen auf der 
einen Seite, dass man im ländlichen Raum Fahrschulen 
braucht, fordern dann aber auf der anderen Seite weniger 
Fahrstunden oder zumindest, dass es billiger wird. Das ist 

ein Spannungsfeld, das in dem Antrag nicht ganz auf-
gelöst wird. Aber es stimmt: Wir müssen auf die Preise 
schauen. – Herr Kollege von der AfD, ich bin mal ge-
spannt, wie Sie uns in den Beratungen im Verkehrsaus-
schuss erklären werden, wie man den Führerschein für 
50 Euro oder 50 D-Mark legal erwerben können soll.

(Mike Moncsek [AfD]: 50 Ostmark!)

– Ostmark; ist ja noch besser.
Insofern: Wir müssen sachlich darüber diskutieren, wie 

wir es schaffen, die Ausbildung besser zu machen. Dazu 
gehört in der Tat, digitale Elemente einzuführen, die 
Fahrzeugdokumente zu digitalisieren und das Monopol 
der Fahrerlaubnisprüfung aufzuheben. Wir wollen hierzu 
noch in diesem Jahr einen Referentenentwurf vorlegen.

Ich glaube, die Digitalisierung sollten wir besser als 
bisher nutzen, zum Beispiel durch digitalen Unterricht 
in synchroner Form. Die Regelung für Simulatoren wird 
nicht jede Fahrschule nutzen; aber das ist eine weitere 
Möglichkeit und kann Fahrten ersparen. Das und auch 
verpflichtende und nachprüfbare Lernstandskontrollen 
diskutieren wir mit den Ländern. Da gibt es auch ein 
positives Feedback – vor allem auch für digitale Antrags-
verfahren. 29 Leistungen rund um den Führerschein kön-
nen jetzt digital beantragt werden. Die Ersterstellung des 
Führerscheins, der Umtausch des Führerscheins, der An-
trag für begleitetes Fahren: Das alles geht digital; das 
ermöglichen wir. Das müssen jetzt aber auch die Länder 
und Kommunen richtig umsetzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das Warten auf die Fahrerlaubnisprüfung – das steht 
zu Recht im Antrag – ist wirklich ein Problem. Unheim-
lich viele Fahrschülerinnen und Fahrschüler müssen auf 
ihre Fahrprüfung warten. Da haben wir in der Tat ein 
Duopol. Deswegen haben wir auch den Ländern vor-
geschlagen, hier eine Öffnung anzudenken. Ich freue 
mich, dass Sie das mit Ihrem Antrag aufgreifen. Leider 
hat die Mehrheit der Länder das abgelehnt, was hier bei 
vielen anscheinend noch nicht angekommen ist. Insofern: 
Es ist gut und richtig, dass wir weiter darüber diskutieren.

Sie sehen also, wir müssen an dem Thema gemeinsam 
arbeiten. Ausufernde Wartezeiten, veraltete Prozesse, 
kostentreibende Anforderungen: Das müssen wir an-
gehen. Mehr Digitalisierung, frühzeitige Fahrpraxis, we-
niger Prüfungsstaus: Dann wird der Führerscheinerwerb 
besser und steht auch in einem vernünftigen Preis-Leis-
tungs-Verhältnis. Das werden wir gemeinsam auf den 
Weg bringen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär Luksic. – Es folgt für 

die CDU/CSU-Fraktion Henning Rehbaum.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Wir haben gerade bei der Rede des Staatssekretärs 
Luksic erlebt: Er stimmt uns, der Union, in allen Punkten 
unseres Antrages zu. Deswegen freue ich mich, dass Sie 
von der Ampel gleich alle unserem Antrag zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Warendorf ist eine Kreisstadt mit 38 000 Einwohnern 
in Westfalen mit einem Bahnanschluss nach Münster, mit 
Schnellbussen, Regiobussen, Bürgerbussen und einem 
ordentlichen Radwegenetz. Letzte Woche habe ich dort 
mit 150 Schülern des Mariengymnasiums diskutiert und 
sie gefragt: Bei wem von euch haben die Eltern ein Au-
to? – 150 Hände gingen hoch. Ich habe gefragt: Wo gibt 
es kein Auto? – Keine Schülerhand ging hoch. Daran 
sieht man: Selbst bei einem im bundesweiten Vergleich 
ordentlichen ÖPNV- und Radwegenetz, die in den letzten 
Jahren entstanden sind, ist das Auto für Familien unver-
zichtbar.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Führerschein bedeutet für junge Menschen Frei-
heit – Freiheit im Alltag, Unabhängigkeit von den Eltern – 
und ist oft auch die Eintrittskarte in die berufliche Exis-
tenz. Das Problem: Der Führerschein ist zu teuer ge-
worden. Aktuell kostet ein Autoführerschein bis zu 
4 500 Euro. Das kann sich kein junger Mensch mehr 
leisten; das ist zu viel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Außerdem fehlen seit zwei Jahren Zehntausende Prüf-
termine. Viele Fahrschüler warten ein halbes Jahr und 
brauchen immer wieder Auffrischungsfahrstunden. Das 
ist zu lang, und auch deswegen ist der Führerschein zu 
teuer.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kennen keine 
Initiative von Verkehrsminister Wissing, um diese Pro-
bleme in den Griff zu bekommen. Wir als CDU/CSU 
fordern: Beim Führerschein muss sich grundlegend was 
ändern.

Keine Sorge, liebe Fahrschulen, wir kennen Ihre wirt-
schaftliche Situation. Sie tun, was Sie können, und wir 
wollen Sie zu nichts verpflichten. Es geht darum, neue 
Schulungsmethoden zu erlauben, was in vielen anderen 
pädagogischen Bereichen heute schon gang und gäbe ist. 
Und wir wollen die Möglichkeiten der Digitalisierung 
nutzen, um Fahrstunden zu sparen, und zwar, lieber Kol-
lege Stein von der SPD, ohne Abstriche bei der Sicher-
heit. Darum geht es. Wir haben immer die Vision Zero im 
Auge.

(Beifall bei der CDU/CSU – Mathias Stein 
[SPD]: Steht aber nicht im Antrag! – Gegenruf 
des Abg. Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

– Genau, unser gemeinsamer Antrag aus der letzten 
Wahlperiode. – Wir fordern Sie, die Ampelregierung, 
auf, die Fahrschulen hierbei tatkräftig zu unterstützen, 
damit der Führerschein wieder bezahlbar wird. Ich bin 
mir sicher: Die jungen Menschen werden es Ihnen dan-
ken.

Wo wir schon über den Führerschein sprechen: Die 
Ampel täte gut daran, endlich auch an die Lkw- und Bus-
fahrerausbildung ranzugehen. Es fehlen Hunderttausende 
Fahrer, unter anderem deshalb, weil die Ausbildung zu 
kompliziert ist, Inhalte sich doppeln und auch hier inno-
vative, digitale Lehrmethoden immer noch nicht erlaubt 
sind. Wir müssen auf ein gesundes europäisches Maß 
kommen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Denn in Deutschland dauert die komplette Busfahrer-

ausbildung sechs Monate, in Österreich sechs bis zehn 
Wochen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Staatssekretär Luksic, sehr geehrte Kollegen, packen 

Sie es endlich an! Der Führerschein muss billiger werden.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält für die SPD-Fraktion Thomas Lutze.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Thomas Lutze (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Als ich 1988 meinen Pkw-Führerschein gemacht 
habe, hätte er 300 Mark gekostet. Was nach einem 
Schnäppchen klingt, war gar nicht so billig. Als Lehrling 
im zweiten Lehrjahr hatte ich rund 150 Mark monatliches 
Einkommen. 300 Mark waren viel Geld und mussten 
auch erst mal angespart werden. Okay, warum der Kon-
junktiv? Mein Führerschein war damals kostenlos, weil 
meine damalige Fahrschule, der VEB Kraftverkehr Leip-
zig, gerade alles auf Computer und EDV umgestellt hatte 
und ich keine Rechnung bekam. Glück gehabt!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)
Heute kostet ein Pkw-Führerschein mehrere Tausend 

Euro, und Schnäppchen wie den Führerschein bei der 
Bundeswehr für Wehrpflichtige gibt es zum Glück nicht 
mehr. Ohne dass die Eltern viel Geld ansparen, damit die 
Kinder ihren Führerschein machen können, geht es oft 
nicht. Viele Familien haben schlichtweg nicht die Mittel, 
um dieses Geld für alle Kinder anzusparen, weil Armut in 
unserem Land zwar oft unsichtbar, aber real existent ist.

Somit kann man der Union auch erst mal Danke sagen, 
dass sie sich dieser sozialpolitischen Frage stellt. Okay, 
das hätte die Union auch bereits zu ihrer Regierungszeit 
auf die Tagesordnung setzen können. Das Problem der 
hohen Kosten für den Führerschein ist nämlich kein 
neues Problem, und ausnahmsweise ist die Ampel mal 
nicht schuld.
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(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Valentin 
Abel [FDP])

Aber eine Fraktion wie die Union, die zum Beispiel das 
Bürgergeld radikal kürzen will, muss sich schon fragen 
lassen, wie ernst sie diese sozialpolitische Frage wirklich 
nimmt. Ja, wir müssen eine Lösung finden, damit der 
Zugang zur Mobilität für alle bezahlbar bleibt. Es ist 
nämlich eine sozialpolitische Frage, da die Union jahre-
lang die Verbesserungen beim ÖPNV ignoriert hat und 
stattdessen einseitig aufs Automobil setzt.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Stimmt 
überhaupt nicht!)

Wir brauchen auch im ländlichen Raum einen ÖPNV, der 
es allen Menschen ermöglicht, gut von A nach B zu 
kommen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

und zwar ohne auf ein eigenes Auto angewiesen zu sein.
Im Antrag der Union stehen auch Punkte, die es loh-

nen, im Ausschuss diskutiert zu werden. Es ist doch un-
strittig, dass hier Handlungsbedarf besteht, damit die 
Kosten wenigstens nicht weiter aus dem Ruder laufen; 
denn die Tendenz geht weiter stark nach oben.

Letztendlich dürfen alle nachvollziehbaren Reformen 
nicht dazu führen, dass die Verkehrssicherheit darunter 
leidet. Ich finde es gut und richtig, dass Sie das hier 
noch mal festgestellt haben. Die Fahrschule und die Füh-
rerscheinprüfung sind wesentliche Elemente dafür, dass 
vor allem junge Menschen die Grundregeln des Mit-
einanders im Straßenverkehr erfahren. Hier zu sparen, 
wäre fatal.

Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Valentin Abel [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Wir kommen wieder zur CDU/CSU-Fraktion. Martina 

Englhardt-Kopf hat das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
dem heutigen Antrag „Für einen bezahlbaren Autoführer-
schein“ fordern wir, dass der Führerscheinerwerb nicht 
zum Luxusgut wird; denn gerade in ländlichen Räumen, 
so auch in meinem Wahlkreis Schwandorf/Cham in der 
Oberpfalz in Bayern, ist er die Grundlage für Mobilität. 
Junge Menschen brauchen den Führerschein, um über-
haupt erst zur Ausbildungsstelle oder Arbeitsstelle zu 
kommen. Das ist Fakt.

Einen Führerschein zu haben, bedeutet Freiheit. Viele 
junge Menschen in ländlichen Räumen können eben 
nicht umsteigen und mit dem 49-Euro-Ticket fahren. 
Auch das sind Realitäten, die wir anerkennen müssen.

Dass der Führerschein immer teurer wird, zeigen viele 
Umfragen und Studien, zuletzt eine des ADAC. 3 500 bis 
4 500 Euro sind keine Seltenheit mehr. Ich habe soeben 
nachgerechnet: 1999, als ich den Führerschein erworben 
habe, waren es 2 000 D-Mark; aber in diesem Führer-
schein waren Pkw und Motorrad inbegriffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dass der Füh-
rerscheinerwerb immer teurer wird, liegt eben nicht nur 
daran, dass die Spritpreise steigen oder die Inflation die 
Teuerung bedingt. Das spielt zwar eine Rolle, aber es 
liegt auch am deutschen System des Führerschein-
erwerbs. Der Vergleich mit Nachbarländern lohnt sich. 
Dort können Führerscheine wesentlich günstiger erwor-
ben werden, und da müssen auch wir hinkommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das sind wir unseren jungen Menschen schuldig. Es 

darf hier keine Ungleichheit zwischen Stadt und Land 
entstehen. Diese haben wir faktisch ja schon. Die Zahlen 
haben es gezeigt: Die Wartezeiten für praktische Prüfun-
gen bis zu einem Jahr wie zuletzt in Berlin sind völlig 
unmöglich. Es muss daran gearbeitet werden, dass 
schnellere Prüfungen möglich sind, aber auch die Kosten 
eingedämmt werden können.

Es gibt Möglichkeiten – das wurde angesprochen –, im 
Bereich der Lerninhalte den Fahrschulen Flexibilität zu 
gewähren, damit die Ausbildung schneller geschieht, um 
letztendlich auch Kosten zu sparen, bis hin zu einem 
digitalen Antragsverfahren. Es gibt viele Optionen, die 
hier jetzt in Betracht gezogen werden müssen. Alles 
muss auf den Prüfstand, um für echte Gleichberechtigung 
für junge Menschen in ländlichen Räumen zu sorgen und 
die Ungleichbehandlung abzuschaffen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben soeben selber eingeräumt, dass es viele 

Stellhebel gibt. Also noch mal abschließend: von der 
Ausbildung der Fahrlehrer bis hin zur Ausbildungsord-
nung für Fahrschüler. Es gibt so viele Möglichkeiten. Wir 
müssen den Führerscheinerwerb auf die Höhe der Zeit 
bringen – besser heute als morgen. Lassen Sie es uns 
gemeinsam anpacken!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das letzte Wort in dieser Debatte hat Jan Plobner für 

die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 

Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Jan Plobner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Frak-
tionen! Gerade im ländlichen Raum ist das Auto oft wei-
terhin ein zentrales Fortbewegungsmittel. Das stimmt. 
Kein Auto zu besitzen, bedeutet in der Regel, in der 
eigenen Mobilität stark eingeschränkt zu sein. Die 
Wege zur Arbeit, zur Kita, zum Freibad sind lang. Der 
ÖPNV ist noch nicht flexibel genug, um alles erreichen 
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zu können; auch daran müssen wir arbeiten. Die nächsten 
Läden sind oft zu weit entfernt, um die schweren Ein-
käufe, die man für das tägliche Leben braucht, den ge-
samten Weg zu schleppen.

Gerade für junge Menschen ist das Auto außerdem ein 
wichtiges Mittel, ihre wachsende Unabhängigkeit, ihr Er-
wachsenwerden auszuleben. Durch die hohen Führer-
scheinkosten wird ihnen diese individuelle Mobilität lei-
der schwer gemacht. Das diskriminiert gerade immer 
mehr junge Erwachsene aus einkommensschwachen 
Haushalten. Der Führerschein muss bezahlbar gehalten 
werden. Deshalb finde ich diese Debatte heute sehr wich-
tig.

Der Antrag der Unionsfraktion ist da allerdings für 
mich nur bedingt zielführend. Vor allem stört mich: Der 
größte Kostentreiber wird fast außen vor gelassen. Das 
sind die hohen Durchfallquoten sowohl in der theoreti-
schen als auch in der praktischen Prüfung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Valentin Abel [FDP])

Sie sorgen mit jeder nicht bestandenen Prüfung für mas-
sive Zusatzkosten. Es liegt in unserer Verantwortung, 
auch in der Verantwortung der Fahrschulen, bestens auf 
diese Prüfungen vorzubereiten, um die Kosten und den 
psychologischen Druck für die Prüflinge möglichst ge-
ring zu halten. Ich glaube, da können wir als Politik noch 
ein paar Sachen tun.

Ein paar Ideen, die in diesem Antrag stehen, möchte 
ich auch ausdrücklich unterstützen. Gerade der digitale 
Theorieunterricht bietet eine Möglichkeit, nicht nur die 
Fahrschüler/-innen zu entlasten, sondern auch die Fahr-
schulen bei ihrer Ausbildung zusätzlich zu unterstützen. 
Das tut am Ende auch der Verkehrssicherheit gut.

Natürlich war es in der Pandemie schon mal der Fall, 
dass wir digitale Angebote genutzt haben. Auch jetzt 
haben wir schon viele Möglichkeiten. Sie erfinden damit 
das Rad nicht wirklich neu.

Nichtsdestotrotz bieten sich hier viele Chancen und 
Möglichkeiten, die wir in der Zukunft noch besser nutzen 
können. Durch zuvor aufgenommene, im Web jederzeit 
abrufbare Lerneinheiten können Lernerfolge, die vorher 
eingeübt wurden, verfestigt werden. Digitaler Theorie-
unterricht gibt den Fahrschulen mehr Kapazität für die 
praktische Fahrausbildung und kann die Kosten für die 
theoretische Ausbildung zumindest ein bisschen reduzie-
ren.

Vielleicht tut es sogar der einen oder anderen Person, 
die schon vor dem einen oder anderen Jahrzehnt ihren 
Führerschein gemacht hat, gut – so ganz schlecht ist es 
vielleicht auch nicht –, die Theorie noch einmal zu wie-
derholen. Aber gerade für den ländlichen Raum bietet der 
Onlineunterricht die größten Chancen. Deswegen unter-
stütze ich ihn auch ganz entschieden. Hier profitieren am 
Ende dann auch nicht zuletzt die Eltern davon, weil sie 
ihre Kinder nicht mehr so sehr oft zum Unterricht bringen 
müssen.

Ich freue mich, dass wir uns parteiübergreifend auf den 
Weg machen, unseren Fahrschülerinnen und Fahrschü-
lern eine kostengünstigere und bessere Ausbildung an-
zubieten.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Dann stim-
men Sie zu!)

Die jungen Menschen in diesem Land werden es uns 
danken. Ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Henning Rehbaum 
[CDU/CSU]: Stimmen Sie zu!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/10610 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir so.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 20:
Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz (16. Ausschuss) zu der Verordnung der 
Bundesregierung 
Verordnung zur Neufassung der Siebenund-
dreißigsten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

(Verordnung zur Anrechnung von strom-
basierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten 
biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote – 
37. BImSchV)

Drucksachen 20/9844, 20/10131 Nr. 2, 20/ 
10646

Ich bitte diejenigen, die dieser Debatte nicht folgen 
wollen, den Saal sehr zügig zu verlassen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort erhält für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Tessa Ganserer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Tessa Ganserer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Für den Klimaschutz ist es essenziell, dass 
wir in allen Sektoren so schnell wie möglich CO2-Neu-
tralität erreichen. Aber gerade im Verkehrsbereich sind 
wir in manchen Bereichen auf absehbare Zeit auf flüssige 
Kraftstoffe angewiesen. Deswegen schaffen wir heute 
mit der Neufassung der 37. Bundes-Immissionsschutz-
verordnung die Voraussetzung zur Regelung der Anrech-
nung von strombasierten Kraftstoffen und der Mitver-
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arbeitung von biogenen Ölen auf die CO2-Minderungs-
quote bei Treibstoffen im Verkehrsbereich.

Wir sind damit das erste Land, das hiermit die Vor-
gaben der EU aus der Erneuerbare-Energien-Richtlinie, 
der RED II, in nationales Recht umsetzt. Wir schaffen 
damit Investitionssicherheit. Wenn Sie so wollen, zünden 
wir damit das Triebwerk für den Markthochlauf der Was-
serstofftechnologie, die wir für die Zukunft so dringend 
benötigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Dirk 
Spaniel [AfD]: Sie haben das schon gelesen?)

Dass Sie von der Union das hier nur zähneknirschend 
anerkennen: Geschenkt!

Aber ich möchte mit meiner verbleibenden Redezeit 
auf einige Befürchtungen eingehen, die im Raum stan-
den. Zum einen gab es die Sorge, dass mit der Anerken-
nung von co-HVO auch die heimische Biokraftstoffpro-
duktion unter Druck geraten und dass es zu einem 
Preisverfall bei den Zertifikaten kommen könnte. Diese 
Sorge teilen wir nicht, weil in den nächsten Jahren die 
CO2-Minderungsquote von derzeit 9 Prozent auf 25 Pro-
zent im Jahr 2030 angehoben wird. Das heißt, wir werden 
das Marktvolumen und den Bedarf an regenerativen 
Kraftstoffen deutlich erhöhen.

Mit der Übernahme der Vorgaben der überarbeiteten 
RED III in nationales Recht werden wir auch dafür 
sorgen, dass diese CO2-Minderungsquoten ab nächstem 
Jahr auch für den Luftverkehr und für den Schifffahrts-
verkehr einzuhalten sind. Das erhöht den Marktbedarf 
zusätzlich, sodass wir auf absehbare Zeit in den nächsten 
Jahren alle Minderungsoptionen dringend benötigen wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Zum anderen stand die Befürchtung im Raum – und die 
nehmen wir sehr wohl ernst –, dass mit Importen aus 
China, wenn man es vereinfacht sagen möchte, ge-
panschte Biokraftstoffe auf den Markt kommen, die 
die Vorgaben, die an die fortschrittlichen erneuerbaren 
Kraftstoffe gestellt werden, nicht erfüllen. Diese Sorge 
nehmen wir sehr ernst. Das haben wir auch im Entschlie-
ßungsantrag aufgegriffen. Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, auf EU-Ebene dafür zu sorgen, dass diesen 
Betrugsfällen ein Riegel vorgeschoben wird. Es ist drin-
gend notwendig, dass wir europaeinheitliche Regelungen 
bekommen, dass wir aber auch im nationalen Bereich mit 
regelmäßigen Überprüfungen einen solchen Betrug er-
kennen können. Diesen Punkt haben wir in unsere Ent-
schließung aufgenommen. Da ist die Bundesregierung 
bereits tätig. Deswegen ist auch der Entschließungsantrag 
der Union in dem Punkt überflüssig.

Wir sehen wir mit dieser 37. BImSchV wirklich den 
Einstieg in die Wasserstofftechnologie. Wir sorgen für 
den Markthochlauf und kommen damit auf dem Weg zu 
einer klimafreundlichen Zukunft einen deutlichen Schritt 
voran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Christian Hirte für die Fraktion 

CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Hirte (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

wurde uns als Union gerade vorgeworfen, wir würden 
quasi zähneknirschend zur Kenntnis nehmen, dass Sie 
jetzt endlich die 37. BImSchV vorlegen

(Daniel Rinkert [SPD]: Endlich? Wir sind die 
Ersten in Europa!)

und damit ermöglichen,
(Tessa Ganserer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Wir sind die Ersten in Europa!)
dass auch synthetische und andere fortschrittliche, rege-
nerative Kraftstoffe eine Chance haben.

Das Gegenteil ist der Fall. Ich würde sogar sagen: Es 
sind geradezu Fake News oder alternative Fakten.

(Lachen des Abg. Daniel Rinkert [SPD])
Zur Wahrheit gehört doch, dass große Teile der Ampel-
koalition ausgesprochen skeptisch sind für alles,

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Genau!)
was jenseits von einer reinen All-Electric-Ideologie liegt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Leni Breymaier 
[SPD]: Das ist doch Quatsch! Das hätten Sie 
gern!)

Wir als Union haben uns immer schon ausdrücklich 
dafür ausgesprochen, technologieoffen jenseits von rei-
nen strombasierten Mobilitätsthemen auch andere An-
triebsformen zuzulassen: selbstverständlich auch Bio-
kraftstoffe und selbstverständlich auch synthetische 
Kraftstoffe.

(Tessa Ganserer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das tun wir ja gerade!)

Deswegen ist es dem Grunde nach unspektakulär, aber 
längst überfällig, wenn von der Regierung jetzt endlich 
die 37. BImSchV vorgelegt wird – was von der Euro-
päischen Union gegen Intentionen Ihrer Koalition vor-
gelegt wurde – und damit möglich wird, auch regenera-
tive, synthetische und moderne Kraftstoffe einzuführen.

(Judith Skudelny [FDP]: Stimmt ihr dann zu?)
Die Gesamtgemengelage und die damit einhergehen-

den Fragen, die in unserem Entschließungsantrag noch 
einmal deutlich werden, führen aber dazu, abzulehnen

(Tessa Ganserer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann könnt ihr ja zustimmen!)

und Ihnen mit auf den Weg zu geben, sich endlich darum 
zu kümmern, was noch offen ist.

Angedeutet wurde, dass Sie sich nicht um die großen 
Probleme beim Import von Biokraftstoffen kümmern.

(Tessa Ganserer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber das stimmt doch gar nicht! Das 
ist falsch!)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 157. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024                               20214 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Tessa Ganserer 



Wissen Sie, was die Regierung auf unsere Anfrage hin 
geantwortet hat? Sie sagt, sie seien hilflos und sie wüss-
ten nicht, was sie machen sollen. Offenkundig gibt es 
Probleme. Das sind die Aufforderung und auch der Auf-
trag von uns an die Regierung, zu schauen, wie man mit 
der Situation umgeht.

Wir fordern außerdem dazu auf, dass Sie es endlich 
auch ermöglichen, dass synthetische Kraftstoffe eine 
Chance haben. Aus Ihren Reihen ist das in weiten Teilen 
ausdrücklich nicht gewollt. Wir wollen, dass regenerative 
Kraftstoffe, Biokraftstoffe, synthetische Kraftstoffe eine 
Chance haben und dass auch der Verbrenner künftig eine 
Chance hat. Ohne Moleküle, auch im Kraftstoffbereich, 
geht es offenkundig nicht. Der Eindruck, den Sie gerade 
erweckt haben, dass Sie das vorantreiben, spricht, ehrlich 
gesagt, der Realität doch Hohn.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir begrüßen es, dass Sie auf unseren Entschließungs-

antrag eingehen
(Lachen des Abg. Daniel Rinkert [SPD])

und sich abschauen, dass auch die Anrechenbarkeit 
strombasierter Kraftstoffe im Bereich des Flug- und 
Schiffsverkehrs als Idee aufgegriffen werden soll.

(Daniel Rinkert [SPD]: Karneval war doch ge-
rade erst! – Carsten Träger [SPD]: Aber so 
erklären sich auch so manch andere Dinge!)

– Also, jetzt wollen wir doch ein bisschen bei der Wahr-
heit bleiben.

(Carsten Träger [SPD]: Ja, genau!)
Als wir in der letzten Legislatur das Bundeswirtschafts-
ministerium von Sigmar Gabriel und Herrn Flasbarth 
übernommen haben, war nichts mehr jenseits von Strom 
möglich.

(Widerspruch des Abg. Carsten Träger [SPD])
Wir haben es erst hinbekommen, dass wieder andere, 
neue Kraftstoffe möglich wurden, wie biologische und 
synthetische. Wir unterstützen das nach wie vor.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Die Union hat es 
gerettet!)

Sie hingegen verhindern es in weiten Teilen und ver-
suchen wie so oft, einen anderen Eindruck zu erwecken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Daniel Rinkert für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Daniel Rinkert (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen wir 
mal wieder ein paar Fakten und Tatsachen sprechen. 
Sorgen wir dafür – darauf warten sehr viele –, dass wir 
hier mit dieser Verordnung den Hochlauf der Wasser-

stoffwirtschaft unterstützen! Wir haben mitbekommen: 
Die Union ist dagegen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Hä? – Björn 
Simon [CDU/CSU]: Wo war er denn gerade?)

Vielleicht erst mal zur Einordnung und Erläuterung: 
Worüber sprechen wir heute eigentlich? Denn das ist 
natürlich schon ein sehr komplexes Thema. Erneuerbare 
Kraftstoffe nichtbiogenen Ursprungs sind solche, die 
nicht aus biologischen Quellen, zum Beispiel Pflanzen, 
gewonnen werden. Stattdessen werden sie aus nichtbio-
logischen Rohstoffen hergestellt, die erneuerbar sind, 
zum Beispiel Wasserstoff oder eben auch synthetische 
Kraftstoffe. Diese erneuerbaren Kraftstoffe nichtbioge-
nen Ursprungs sind wichtig, um die Abhängigkeit von 
fossilen Kraftstoffen zu reduzieren und den Übergang 
in eine nachhaltige Energiezukunft zu unterstützen.

Die Verordnung ist ein weiterer Baustein, um den 
Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft zu beschleunigen. 
Viele Unternehmen – ich habe mit denen gesprochen – 
haben entsprechende Projekte und Anlagen bereits ge-
plant und können und werden diese jetzt umsetzen und 
wuchtige Investitionen in Deutschland stemmen, und das 
ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja! Noch mehr 
Geldverschwendung!)

Im Verordnungstext wurde ein Anrechnungsfaktor von 
3 für alle Arten von erneuerbaren Kraftstoffen nichtbio-
genen Ursprungs gewählt. Also, das wird auf die THG- 
Quote angerechnet. Aber was ist denn die THG-Quote? 
Was sind Anrechnungsfaktoren? Die THG-Quote, also 
die Treibhausgasminderungsquote, verpflichtet Anbieter, 
die CO2-Emissionen, die über ihre Kraftstoffe entstehen, 
entsprechend zu senken.

Dieser Anrechnungsfaktor in der THG-Quote ist ein 
Wert, der angibt, wie viel erneuerbare Energie oder fort-
schrittliche Biokraftstoffe zur Erfüllung der gesetzlichen 
Anforderungen zur Reduzierung von Treibhausgasemis-
sionen angerechnet werden können. Die THG-Quote ist 
also eine Maßnahme, um den Anteil erneuerbarer Ener-
gien oder fortschrittlicher Biokraftstoffe im Verkehrssek-
tor zu erhöhen und damit die Treibhausgasemissionen zu 
reduzieren.

Ein höherer Anrechnungsfaktor bedeutet, dass mehr 
erneuerbare Energie oder fortschrittliche Biokraftstoffe 
zur Erfüllung der THG-Quote verwendet werden können. 
Durch den eben erwähnten Faktor 3 wird somit die Vo-
raussetzung für die wirtschaftliche Erzeugung von grü-
nem Wasserstoff geschaffen und damit direkt der Hoch-
lauf der Wasserstoffwirtschaft weiter vorangetrieben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Lachen bei Abgeordneten der AfD – 
Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist ein Hohn!)

– Lassen Sie sich das doch einfach mal von Expertinnen 
und Experten erklären!
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(Andreas Bleck [AfD]: Ja, aber Sie sind kein 
Experte!)

Aber Sie glauben ja nicht den Fakten; das wissen wir ja 
schon.

Neben den weitreichenden Fortschritten in dieser Ver-
ordnung möchte ich noch ansprechen, dass mich in den 
vergangenen Wochen im Zusammenhang mit dieser The-
matik zahlreiche Fragestellungen erreicht haben; meine 
Kollegin Tessa Ganserer ist eben schon darauf eingegan-
gen. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, einige Mythen, 
die im Umlauf sind, zu widerlegen.

Der erste Mythos ist: Durch co-HVO – die Erfüllungs-
optionen, die wir jetzt wieder möglich machen – wird der 
Biokraftstoffbranche die Geschäftsgrundlage entzogen. 
Dem ist nicht so: Co-HVO ist in vielen Mitgliedstaaten 
der EU zur Quotenerfüllung bereits zugelassen. Dieses 
Co-Processing wird zwar in Anlagen in Deutschland be-
reits betrieben; aber das sogenannte co-HVO wird jedoch 
mangels Anrechnung auf die THG-Quote hier nicht ein-
gesetzt.

Wichtig ist auch, zu wissen, dass mit der Revision der 
RED II der Anwendungsbereich der THG-Quote – bisher 
nur im Straßenverkehr – zukünftig eben auf alle Ver-
kehrsträger, also inklusive Luft und Seefahrt, ausgeweitet 
wird, was die Nachfrage nach Biokraftstoffen im Ver-
gleich zum Status quo um etwa 20 bis 25 Prozent steigern 
wird. Sie sehen also: Die Geschäftsgrundlage für die Bio-
kraftstoffbranche ist weiterhin gegeben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Tessa Ganserer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein weiteres Thema ist der Preisverfall bei den THG- 
Quoten. Es wird gesagt – das ist der zweite Mythos –, das 
sei nur so, weil eben aus China importiert wird. Ja, es 
stimmt: Die Preise sind stark gefallen. Aber das hat viele 
Ursachen und nicht nur einen einzigen Grund. Und wich-
tig ist auch: Die Preise sind ja nicht nur in Deutschland 
gefallen, sondern in ganz Europa.

Marktbeobachter nennen drei entscheidende Gründe 
dafür: erstens der weltweite Zubau von Produktionskapa-
zitäten, zweitens Maßnahmen in anderen EU-Mitglied-
staaten, welche die Nachfrage senken bzw. das Angebot 
erhöhen, und drittens der grundsätzlich geringere Biodie-
selabsatz aufgrund der internationalen wirtschaftlichen 
Lage.

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, 
werden auch immer wieder Betrugsvorwürfe gegen in 
China produzierte und nach Europa exportierte fort-
schrittliche Biokraftstoffe vorgebracht. Um es auch hier 
noch mal deutlich zu sagen: Das sind Vorwürfe, die bis-
lang nicht vollständig verifiziert werden konnten.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Aha! Nicht 
vollständig!)

Der dritte Mythos ist, die Bundesregierung tue nichts 
dagegen. Das ist nicht der Fall: Die Bundesregierung hat 
umgehend reagiert und die notwendigen Überprüfungen 
zur Aufklärung dieser Vorwürfe eingeleitet. Zusätzliche 
Sonderkontrollen führten zum Entzug erteilter Zertifikate 
für Biokraftstoffproduzenten im Ausland.

Wichtig ist, dass wir das nicht national, sondern euro-
päisch regeln. Wir müssen dafür sorgen – und deshalb ist 
es gut, dass die Regierung darüber mit der Kommission 
im Austausch ist –, dass wir Änderungen am EU-Recht 
herbeiführen. Aber bisher ist es so, dass die EU-Kommis-
sion sich noch nicht geäußert hat, ob sie das machen wird.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Das stimmt!)
Meine Damen und Herren, es ist unbestritten, dass aus 

China große Mengen an Biokraftstoffen kommen, deren 
Preise weit unterhalb des üblichen Niveaus liegen und die 
somit hiesige Produzenten schädigen. In der Entschlie-
ßung der Ampel haben wir dieses Thema umfassend auf-
gegriffen und fordern die Bundesregierung dazu auf, sich 
gegenüber der EU-Kommission für eine Verbesserung 
der Betrugsprävention einzusetzen. Ebenso soll geprüft 
werden, was man jetzt schon innerhalb des europäischen 
Rechts machen kann.

Meine Damen und Herren, mit dem heutigen Be-
schluss unterstützen wir somit zum einen den Hochlauf 
der Wasserstoffwirtschaft und die Transformation der 
Raffinerien und stärken damit das Wirtschaftswachstum 
in Deutschland. Und zum anderen adressieren wir in einer 
Entschließung die aktuellen Herausforderungen in der 
Biokraftstoffbranche. Also: Stimmen Sie der Verordnung 
und der Entschließung der Ampel zu!

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Dr. Dirk Spaniel für die AfD- 

Fraktion.

Dr. Dirk Spaniel (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Zuschauer! Wir als AfD-Fraktion 
sind ja immer etwas kritisch, wenn Vorgaben aus der 
Europäischen Union kommen; denn meistens sind das 
irgendwelche sozialistischen Ideen zum Nachteil unseres 
Landes.

Aber in diesem Fall kommt eine vernünftige Vorgabe 
von der Europäischen Union, weil man dort erkannt hat, 
dass strombasierte Kraftstoffe notwendig sind, um unsere 
Wirtschaft in Europa und unser soziales Leben, unser 
gesellschaftliches Leben überhaupt zu erhalten. Denn 
im Verkehrssektor wird sich die elektrische Mobilität – 
das gilt sowohl für den Luftverkehr als auch für den 
Straßenverkehr – auf Sicht eben nicht durchsetzen.

(Beifall bei der AfD)
Die Europäische Union macht also die Vorgabe, dass 

diese Kraftstoffe in der Europäischen Union und auch in 
Deutschland hergestellt werden können. Und was macht 
die Bundesregierung? Die Bundesregierung macht ein 
Bürokratiemonster und reduziert im Prinzip das Ganze 
darauf,

(Andreas Bleck [AfD]: So ist es! – Judith 
Skudelny [FDP]: Nicht alles, was Sie nicht ver-
stehen, ist ein Bürokratiemonster!)
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dass an irgendwelchen Windrädern und Photovoltaik-
anlagen ein kleiner Elektrolyseur installiert wird, sodass 
die Produktion von Kraftstoffen, das heißt von E-Fuels 
oder auch von Wasserstoff, in Deutschland sicher niemals 
wirtschaftlich realisiert werden kann. Das ist das Problem 
dieser Verordnung.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Daniel 
Rinkert [SPD])

Sie wollen, dass diese Elektrolyseure im Einzelstatus 
an irgendwelchen Anlagen sind. Sie können sich mal 
überlegen, warum große chemische Anlagen wirtschaft-
lich sind und kleine chemische Anlagen nicht. Wir kön-
nen uns ja alle mal überlegen: Warum gibt es nicht eine 
Raffinerie an jeder Autotankstelle? Das hat seinen Grund: 
weil sie nämlich niemals wirtschaftlich ist.

Sie wissen das ganz genau. Sie wissen, dass die Her-
stellung von Kraftstoffen in Deutschland niemals wirt-
schaftlich ist. Wir können diese Kraftstoffe mit dieser 
Gesetzgebung in Deutschland nicht realisieren.

(Widerspruch des Abg. Daniel Rinkert [SPD])

Und Sie wissen auch ganz genau, was das Ergebnis sein 
wird. Das Ergebnis wird sein: Wir werden diese Kraft-
stoffe aus anderen Ländern importieren.

(Judith Skudelny [FDP]: Genauso wie Erdöl 
im Moment auch! – Zurufe von der SPD)

Das einzig Fatale an der ganzen Diskussion ist, dass 
Sie so tun, als gäbe es diese Möglichkeit. Sie streuen den 
Menschen in diesem Land Sand in die Augen; Sie führen 
sie in die Irre.

(Beifall bei der AfD)

Das ist das Verwerfliche an Ihrer Politik: Sie tun so, als 
gäbe es eine Möglichkeit.

Und Ihnen, liebe Kollegen von der Union, muss ich 
leider sagen:

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Oh!)

In Ihrem Entschließungsantrag reden Sie an den Proble-
men vorbei.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Dann haben 
Sie ihn nicht gelesen!)

– Ja, natürlich habe ich ihn gelesen. – Das eigentliche 
Problem ist, dass die Zukunftsindustrie Europas – die 
Herstellung von synthetischen Kraftstoffen, die wir alle 
brauchen werden – in Deutschland so nicht realisiert 
werden kann. Sie reden an dem Problem vorbei; Sie igno-
rieren das.

Wir geben eine Zukunftsindustrie auf, bevor sie reali-
siert wird.

(Zuruf des Abg. Ingo Bodtke [FDP])

– Nein. – Sie machen das bewusst, und das ist das Fatale 
an allem: Sie wollen unser Land bewusst ruinieren und 
deindustrialisieren, und das machen Sie mit dieser Ver-
ordnung.

(Beifall bei der AfD)

Sie streuen den Menschen nur Sand in die Augen. Es 
wird mit dieser Verordnung keine Wasserstoffwirtschaft 
geben; es wird keine E-Fuel-Produktion geben. Das ist 
ganz bewusst Wählertäuschung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Anke Hennig [SPD]: 
Sagt einer von der AfD! Ist ja lächerlich!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Judith Skudelny für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Judith Skudelny (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir diskutieren über die 37. Bundes-Immis-
sionsschutzverordnung. Um zu verstehen, um was es 
heute geht, möchte ich das Ganze einmal in den Gesamt-
rahmen einordnen, damit wir alle über das Gleiche spre-
chen.

Als ein Instrument des Klimaschutzes im Verkehr ha-
ben Deutschland und die EU beschlossen, dass die Mi-
neralölwirtschaft dazu verpflichtet wird, Treibstoffe in 
den Verkehr zu bringen, die einen immer geringeren 
CO2-Gehalt haben. Die Grundregulierung finden wir im 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, die genaue Ausgestal-
tung davon in der 37. und 38. Bundes-Immissionsschutz-
verordnung. Diese Verordnungen legen fest, wie genau 
der CO2-Gehalt zu reduzieren ist: durch das Beifügen von 
biogenen Kraftstoffen aus nachwachsenden Rohstoffen, 
durch die Anrechnung beispielsweise der Elektromobili-
tät oder auch durch strombasierte Kraftstoffe. Gerade für 
die strombasierten Kraftstoffe gab es in der Vergangen-
heit keine klaren Regeln, sodass die Investoren, die in 
Deutschland bereitstehen und das umsetzen wollen, bis-
her noch nicht investiert haben. Wir sind deswegen so 
schnell unterwegs, weil das Geld bereitliegt und in 
Deutschland investiert werden soll.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Rechtssicherheit, die wir brauchen, bringt die 
37. Bundes-Immissionsschutzverordnung.

(Daniel Rinkert [SPD]: Sehr richtig!)
Zudem führen wir das sogenannte Co-Processing wie-

der ein. Bislang müssen biogene Kraftstoffe und minera-
lische Kraftstoffe zusammengemixt werden, damit sie bei 
der THG-Quote, der Treibhausgasminderungsquote, in 
Anrechnung gebracht werden können. Bis jetzt können 
sie nicht in Anrechnung gebracht werden, wenn die Roh-
stoffe in die gleiche Raffinerie kommen wie die minera-
lischen Erdöle. Das ist eine völlig willkürliche Abgren-
zung. Es sollte darauf ankommen, welche Klimawirkung 
ein Treibstoff hat, und nicht, welchen Herstellungspro-
zess er durchlaufen hat. Wir gleichen heute die beiden 
Regulierungen an und sorgen so für eine Gleichbehand-
lung.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Die getroffenen Regelungen werden in weiten Teilen 
begrüßt. Einzig die Bioenergiebranche ist besorgt, dass es 
hier Nachteile für sie geben wird. An dieser Stelle eine 
herzliche Gratulation an die Lobby! Sie hat es nicht nur 
geschafft, im politischen Raum Gehör zu finden, sondern 
auch dafür gesorgt, dass ihre Forderungen ungeprüft eins 
zu eins Einzug in die Vorlage der Union gefunden haben. 
Herzliche Gratulation an diese Lobby!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Branche ist besorgt, dass die Marktpreise durch die 
Zulassung des sogenannten Co-Processing reduziert wer-
den. Allerdings macht das Potenzial von Co-Processing 
gerade einmal 1 Prozent des Gesamtvolumens aus. Ganz 
ehrlich, liebe Damen und Herren, mit 1 Prozent des Ge-
samtvolumens hat es keine relevante Auswirkung auf die 
Marktpreise.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Trotzdem will die Union eine Verschiebung auf 2025. Im 
Ernst: Es hat keine Auswirkungen. Das Einzige, was 
diese Maßnahme bringt, ist Verzug. Deswegen können 
wir ihr leider nicht zustimmen.

Eine Beeinflussung des Marktpreises erfolgt aber mög-
licherweise durch illegale und gefälschte Bioenergie-
importe. Daher wird von der Union gefordert, die natio-
nal geltenden Regelungen von Belgien, Österreich und 
den Niederlanden auch in Deutschland einzuführen. Ich 
habe mir einmal die Mühe gemacht, zu gucken, was das 
bedeutet. Deutschland fragt schon heute genau die glei-
chen Daten ab, aber digital. Die drei genannten Länder 
machen das analog.

(Daniel Rinkert [SPD]: Genau!)

Dazu müssen die Inverkehrbringer, diejenigen, die teil-
nehmen möchten, Proben dessen abgeben, was sie um-
wandeln. Das heißt, sie reichen ein Päckchen mit Stroh 
oder ein Döschen mit Mais ein, um es einmalig prüfen zu 
lassen. Das garantiert keine Fälschungssicherheit, son-
dern das ist lediglich Schikane. Aber Schikane sollte 
kein Stilmittel des Handels werden.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Zudem ist sehr zu bezweifeln, dass diese Schikane ir-
gendetwas in Europa bringt. Diejenigen, die hier nicht 
auf den Markt kommen, gehen doch ins Nachbarland. 
Das Nachbarland hat dann eine Überkapazität, von der 
auch wir betroffen sind. Wenn wir einen europäischen 
Markt haben wollen, müssen wir diesen mit europäischen 
Regeln bespielen. Da sind wir wieder an der Seite der 
Bioenergiebranche. Das werden wir forcieren. Da kann 
Ihre Frau von der Leyen, die sonst sehr schweigsam ist, in 
diesem Fall einmal die Stimme erheben. Das hat sie bis 
jetzt nicht gemacht. Aber ich freue mich, wenn sie mit 
Ihrer Unterstützung auf europäischer Ebene etwas be-
wirkt.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Die wird ja auch wiedergewählt!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Letzter Redner in dieser Debatte ist Dr. Christoph Ploß 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Carsten Träger 
[SPD]: Sagen Sie doch mal was zu Stroh und 
Mais, Herr Ploß!)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst einmal ist es sehr erfreulich, dass mit der Ver-
ordnung klimafreundliche Kraftstoffe endlich Teil der 
Mobilität der Zukunft werden. Dafür kämpfen wir als 
CDU/CSU-Fraktion seit Langem. Wir hätten das Ganze 
schon viel eher haben können, hätte die Ampelkoalition 
unseren Anträgen in der Vergangenheit zugestimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der heutige Abend kann aber erst ein Anfang sein; 
denn es geht bei der heutigen Debatte und auch bei den 
verkehrspolitischen Debatten in Zukunft darum, dass der 
Verbrennungsmotor nicht verboten wird. Ich will eines 
ganz klar sagen, weil ich in dieser Debatte und auch in 
der vorherigen Debatte von der grünen Partei wieder At-
tacken auf das Auto und auf den Verbrennungsmotor 
gehört habe: Der Verbrennungsmotor muss erhalten blei-
ben. Das Auto wird in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten ein wichtiger Teil der Mobilität sein; denn das 
Auto bedeutet Teilhabe und Freiheit. Es ermöglicht vie-
len Millionen Menschen in Deutschland, am Verkehr teil-
zunehmen. Für diese Menschen setzen wir uns als CDU/ 
CSU-Fraktion ein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
CDU/CSU: Freie Fahrt für freie Bürger!)

Wir wollen unideologisch vorgehen und nicht nur mit 
Batterieautos die Mobilität der Zukunft gestalten. Wir 
wollen auch auf andere Antriebsformen setzen, wie bei-
spielsweise auf Wasserstoff oder den Verbrennungs-
motor, der beispielsweise mit E-Fuels oder Biokraftstof-
fen betrieben wird. Wenn man das will, dann muss man 
sich, liebe FDP, aber auch auf europäischer Ebene dafür 
einsetzen, dass der Verbrennungsmotor für Pkws und 
Lkws nicht verboten wird. Das, was Sie in den letzten 
Monaten in Brüssel abgeliefert bzw. nicht abgeliefert 
haben, bedeutet de facto das Verbrenner-Aus für Pkws 
und Lkws. Sie müssen sich dringend für Technologie-
offenheit auf europäischer Ebene einsetzen. Wir dürfen 
nicht nur auf den Auspuff,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

sondern müssen auf den Gesamtprozess schauen, der als 
Grundlage für die Beurteilung dient, ob wir die Klima-
ziele erreichen. Nicht die Politik oder irgendwelche Be-
amte, sondern Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 
Unternehmen sollten entscheiden, was die besten An-
sätze sind, um Klimaziele zu erreichen. Das können Bat-
terie- und Wasserstoffantriebe, aber auch klimafreundli-
che Kraftstoffe sein. Genau dafür werden wir als CDU/ 
CSU-Fraktion hier im Deutschen Bundestag auch in Zu-
kunft kämpfen.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Daniel Rinkert 
[SPD]: Was hat das mit der 37. Verordnung 
zu tun?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-

empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zu der Ver-
ordnung der Bundesregierung zur Neufassung der Sie-
benunddreißigsten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur An-
rechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitver-
arbeitenden biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote).

Es liegen zwei Erklärungen nach § 31 der Geschäfts-
ordnung vor.1)

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/10646, der Ver-
ordnung der Bundesregierung auf Drucksache 20/9844 
zuzustimmen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das ist die Koalition. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die Opposition einschließlich der Gruppe Die 
Linke. Wer enthält sich? – Enthaltungen sehe ich keine. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/10646 empfiehlt der Ausschuss, eine Ent-
schließung anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das ist wieder die Koalition. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Oppositionsfraktionen. Wer ent-
hält sich? – Die Gruppe Die Linke. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Wir fahren mit der Tagesordnung fort. Ich rufe auf den 
Tagesordnungspunkt 19:

Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes zur 
Verhängung eines Einreise- und Aufenthalts-
verbotes auch bei erstmaliger Einreise 

Drucksache 20/10398
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Wenn Sie sich bitte beim Sitzplatzwechsel ein wenig 
beeilen, dann können wir auch gleich weitermachen.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort erhält 
Philipp Amthor für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für einen souveränen Staat sollte es eigentlich eine 

Selbstverständlichkeit sein, dass er die Einreise von ge-
fährlichen Ausländern, von politischen oder religiösen 
Extremisten untersagen darf. Aber anders ist es nach 
der geltenden Rechtslage in Ampeldeutschland, und wir 
finden, das ist ein Fehler, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und warum ärgern wir uns darüber? Warum nehmen 

wir daran Anstoß? Ich will Sie kurz einführen. Im Auf-
enthaltsgesetz sind die Voraussetzungen für ein Einreise- 
und ein Aufenthaltsverbot geregelt; oft wird das auch als 
„Wiedereinreisesperre“ bezeichnet. Es war bisher in der 
Rechtswissenschaft zumindest umstritten, ob eine solche 
Wiedereinreisesperre auch gegenüber Menschen aus-
gesprochen werden kann, die noch nicht nach Deutsch-
land eingereist sind, mit deren Einreise aber gerechnet 
wird. Diese Unklarheit ist jetzt beseitigt worden. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat im vergangenen Jahr ent-
schieden, dass man ein Einreise- oder ein Aufenthalts-
verbot nur gegenüber gefährlichen Ausländern, die schon 
einmal in Deutschland eingereist sind, verhängen kann.

Wozu führt das? Das führt dann dazu, dass wir im 
November 2023 hier dulden mussten, dass Talibanfunk-
tionäre ungehindert nach Deutschland einreisen,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein einziger!)

dass sie in einer Kölner Moschee Propaganda verbreiten 
und dass unser Staat dagegen keine rechtlichen Instru-
mente hat. Wir finden, das ist ein Missstand, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wann waren 
Sie das letzte Mal in der Kölner Moschee?)

Man fragt sich: Wer ist schuld daran? Das Bundesver-
waltungsgericht ist es jedenfalls nicht. Es hat nämlich 
klargestellt – und ich zitiere –:

„Ob darüber hinaus eine Ausweisung auch in Fällen 
möglich sein soll, in denen sich ein Ausländer noch 
nie im Bundesgebiet aufgehalten hat, muss der Ent-
scheidung des Gesetzgebers vorbehalten bleiben.“

Wir, der Gesetzgeber, müssen entscheiden, ob gefähr-
liche Ausländer auch vor Einreise mit einer Einreise-
sperre belegt werden können. Sie müssen es jetzt ent-
scheiden. Sie kennen diesen Missstand. Sie sollten ihn 
abstellen. Sie müssen unserem Gesetzentwurf zustim-
men, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir müssen 
gar nichts!)

Ich will Ihnen sagen: Ich bin gespannt, welche Argu-
mente Sie dagegen vorbringen. Es heißt, man könne das 
in einem Visaverfahren lösen. Der Talibanprediger be-
komme dann kein Visum. Das löst aber die Probleme 
nicht, weil Deutschland mit 60 Staaten Visafreiheit ver-
einbart hat und weil wir uns an die Regelungen zu den 
Schengen-Visa zu halten haben. Der betreffende Taliban-
prediger war über die Niederlande eingereist.1) Anlage 8
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All diese Missstände können nicht andere für uns lö-
sen, sondern nur wir, indem wir das Aufenthaltsgesetz 
ändern. Es geht uns hier nicht darum, die Regierung 
vorzuführen – das können wir oft genug –, sondern 
ganz bewusst darum, Ihnen an einer kleinen Stelle des 
Aufenthaltsgesetzes eine Brücke zu bauen und gute Ge-
setzgebung zu machen.

Machen Sie es sich leicht, und stimmen Sie uns zu! 
Tun Sie etwas gegen die Einreise gefährlicher Ausländer!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Gülistan Yüksel für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Philipp Amthor [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
eine Geschichte aus dem Leben!)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! In der letzten Generaldebatte Ende 
Januar hat der Chef der Union, Herr Merz, noch jedweder 
Zusammenarbeit im Hinblick auf Migration eine Absage 
erteilt. Nun präsentiert die Union einen eigenen Gesetz-
entwurf zum Thema „Einreise- und Aufenthaltsverbote“.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Sehr gut, ja!)
Daher frage ich mich grundsätzlich: Sind Sie nun doch 
dazu bereit, an gemeinsamen Lösungen mitzuarbeiten, 
oder versuchen Sie wieder, bei dem Thema nur mit 
Scheinlösungen Aufsehen zu erregen?

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Philipp Amthor [CDU/CSU]: Nein, wir prä-
sentieren die Lösung! Das ist noch leichter! 
Sie dürfen mitmachen!)

Das würde einer konstruktiven Zusammenarbeit nicht 
gerecht. Es wäre vor allem unverantwortlich als Vertrete-
rinnen und Vertreter der Menschen in diesem Land, ge-
rade weil es bei Einreise- und Aufenthaltsverboten auch 
um die innere Sicherheit geht.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Ja, genau! – 
Philipp Amthor [CDU/CSU]: Jetzt zur Sache!)

Zur Sache. Zum Anlass für Ihren Gesetzentwurf nimmt 
die Union einen Talibanfunktionär, der Ende letzten Jah-
res aus den Niederlanden – Sie haben es erwähnt –, also 
aus dem Schengenraum nach Nordrhein-Westfalen kam 
und hier öffentlich sprechen konnte. Dieser Vorfall war in 
der Tat unerträglich. Wir dürfen nicht dulden, dass Tali-
banfunktionäre oder andere hier ihre menschenver-
achtende Ideologie verbreiten. Genau das hat unsere 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser auch sofort und un-
missverständlich klargemacht, übrigens auch in dem 
Presseartikel, auf den Sie in Ihrem Gesetzentwurf ver-
weisen.

(Zurufe von der CDU/CSU)
– Hören Sie doch einfach mal zu. Sie haben es ja selber in 
Ihrem Gesetzentwurf erwähnt.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Jetzt noch Ge-
genargumente! – Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir verurtei-
len nicht nur Verstöße gegen die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung. Wir prüfen und beschließen auch 
stetig Gesetzesverbesserungen, wo sie notwendig sind. 
Diese ausgewogene Sachpolitik machen wir übrigens 
auch dann, wenn die Union konstruktive Zusammen-
arbeit wieder mal ausschließt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber das machen 
wir hier doch gar nicht!)

Wir übernehmen Verantwortung auch dann, wenn der 
Unionschef davonläuft.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Der hat Ihnen 
einen Vorschlag gemacht! – Zuruf von der 
AfD: Sprechen Sie mal zum Thema!)

Nehmen Sie endlich zur Kenntnis, was diese Regie-
rung erreicht hat. Es war diese Koalition, die das Asyl- 
und Aufenthaltsrecht zahlreiche Male geändert hat, auch 
um die Effektivität des Einreise- und Aufenthaltsverbotes 
zu erhöhen.

(Beifall bei der SPD)
Es war unser Bundeskanzler, der zusammen mit Ihren 
Unionsministerpräsidenten Lösungswege entwickelt hat.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Warum ma-
chen Sie das nicht?)

Und es war diese Koalition, die ebendiese Beschlüsse der 
Ministerpräsidentenkonferenz fast vollständig umgesetzt 
hat. Dazu gehören neue Migrationsabkommen mit den 
Herkunftsländern, verstärkte Kontrollen an den Grenzen, 
beschleunigte Asylverfahren

(Zuruf der Abg. Dr. Silke Launert [CDU/ 
CSU])

und die gerade erst beschlossene Beschleunigung der 
Rückführungen durch das sogenannte Rückführungsver-
besserungsgesetz; nirgendwo haben Sie mitgemacht. Wir 
haben damit nicht nur bisherige Versäumnisse aufgeholt, 
sondern auch die Rechtslage den aktuellen Herausforde-
rungen angepasst.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wir haben eine Lösung!)

Dabei folgen wir einem stimmigen Gesamtkonzept, das 
nun seine Wirksamkeit entfalten kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben nun zwei 
Möglichkeiten: Entweder Sie taktieren weiter mit Show-
anträgen, damit Sie im Gespräch bleiben,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Sie haben in der 
Sache nichts zu dem Antrag gesagt!)

oder Sie stoppen Herrn Merz auf seinem Irrweg und 
kehren endlich zu einer ehrlichen Migrationspolitik zu-
rück.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Yüksel. – Der nächste 

Redner ist der Kollege Martin Hess, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Martin Hess (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die CDU/ 

CSU legt uns heute einen Gesetzentwurf zur Verhin-
derung der Ersteinreise gefährlicher Personen nach 
Deutschland vor. Das klingt ja zunächst mal auch ganz 
vernünftig. Wer könnte da schließlich Nein sagen? Aber, 
liebe Kollegen von der CDU/CSU, Sie müssen sich schon 
die Frage gefallen lassen, warum Sie genau das Gegenteil 
von dem gemacht haben, was Sie in Ihrem Gesetzentwurf 
schreiben, als Sie in Regierungsverantwortung waren und 
die Grenzen 2015 sperrangelweit aufgerissen haben.

(Beifall bei der AfD)
Sie haben doch im Zuge der illegalen Massenmigration 

die mit weitem Abstand größte Zahl an islamistischen 
Terroristen und Gefährdern, an Messerdelinquenten, an 
Sexualstraftätern und sonstigen Gewaltverbrechern in 
unser Land gelassen, und da brauchen Sie gar nicht so 
grinsen. In Ihrer Regierungszeit stieg die Zahl der isla-
mistischen Gefährder exorbitant an. 2014 hatten wir noch 
257, und 2018 waren es dann 761.

(Zuruf von der CDU/CSU)
Bei Salafisten – das sind ja wirklich die schlimmsten 
Islamisten – war die Zahlenexplosion noch schlimmer: 
6 680 im Jahr 2014, und 2019 waren wir bei 12 150. So 
sieht es aus, wenn Sie Regierungs- und Sicherheitsver-
antwortung haben!

(Beifall bei der AfD)
Und heute stellen Sie sich hin und tun so, als würde Ihnen 
die Sicherheit unserer Bürger am Herzen liegen. Mit Ver-
laub, mehr Unglaubwürdigkeit geht ja einfach nicht 
mehr.

(Beifall bei der AfD)
Ich sage es auch in aller Deutlichkeit: Mit diesem Gesetz-
entwurf können Sie nicht Ihr damaliges Totalversagen 
einfach so vom Tisch wischen.

(Enrico Komning [AfD]: Jawohl!)
Sie haben in Regierungsverantwortung die Sicherheit un-
serer Bürger mit Füßen getreten, und das werden Ihnen 
unsere Bürger niemals vergessen.

(Beifall bei der AfD)
Ihr Gesetzentwurf ist im Übrigen auch gar nicht dazu 

geeignet, die Sicherheitslage in unserem Land wirklich 
zu verbessern; denn die von Ihnen dargestellte Fallkon-
stellation kommt doch in der Praxis viel zu selten vor. 
Deshalb nennen Sie in Ihrem Gesetzentwurf auch keiner-
lei Zahlen, wie viele gefährliche Personen zukünftig 
überhaupt an der Grenze abgewiesen werden können. 
Man muss eines ganz klar konstatieren: Das ist ein reiner 
Showgesetzentwurf; er ist im Grunde wertlos.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei Abge-
ordneten der CDU/CSU – Philipp Amthor 
[CDU/CSU]: Keine Argumente in der Sache!)

Zudem lassen wir ja seit mehreren Jahren über das 
Asylverfahren Millionen von Menschen in unser Land, 
von denen über 50 Prozent überhaupt kein Identitäts-
papier haben. Damit können Sie bei denen die Ge-
fährlichkeit vor der Einreise doch gar nicht feststellen. 
Solange Sie sich der Lösung dieses zentralen Sicherheits-
problems verweigern, haben Sie jegliche Legitimation in 
Sicherheitsfragen verloren.

(Beifall bei der AfD – Marc Henrichmann 
[CDU/CSU]: Es fehlen die Vorschläge!)

Zu guter Letzt ist Ihr Gesetzentwurf auch schlecht 
gemacht, handwerklich wirklich schlecht.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Dann ma-
chen Sie es doch besser!)

Sie beziehen sich auf Seite 1 im dritten Absatz auf das 
Bundesverfassungsgericht; richtig wäre das Bundesver-
waltungsgericht. Ich hoffe, Sie kennen den Unterschied. 
Das Wort „erneut“ wollen Sie in § 11 Absatz 1 Satz 2 des 
Aufenthaltsgesetzes streichen, obwohl das nur im dritten 
Satz möglich wäre.

(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Ich fasse zusammen: Ihr Gesetzentwurf ist schludrig 
gemacht und verhindert gerade nicht die weitere Einreise 
einer großen Zahl an gefährlichen Personen.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Sie haben ihn doch 
gar nicht gelesen!)

Sie können innere Sicherheit einfach nicht.
(Lachen des Abg. Philipp Amthor [CDU/ 

CSU])
Gut, dass es die AfD gibt. Wenn wir in Regierungsver-
antwortung sind, wird in Deutschland die Sicherheit wie-
derhergestellt.

(Beifall bei der AfD – Marc Henrichmann 
[CDU/CSU]: Gute Nacht, Demokratie!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Lamya Kaddor, 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Uni-
on, Sie behaupten hier, dass das Bundesverwaltungs-
gericht eine gefährliche Gesetzeslücke offengelegt habe.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Die Sie nicht 
schließen!)

Dieser Aufforderung an den Gesetzgeber möchte man 
nun nachkommen. So weit, so gut. Tatsächlich findet 
sich das Wort „erneut“ nicht in Satz 2. Schauen Sie es 
nach! Es ist dort falsch angegeben. Aber sei’s drum.

Wenn man aber besagtes Urteil liest, stellt man fest, 
dass die von Ihnen getroffene Schlussfolgerung aus 
dem Urteil nicht so zwingend ist, wie Sie suggerieren. 
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Schauen wir uns die von Ihnen genannte Fallkonstella-
tion aus dem Jahr 2023 einmal an. Ein Talibanfunktionär – 
er heißt übrigens Abdul Bari Omar, ehemaliger Minister 
für öffentliche Gesundheit und derzeit Präsident der Le-
bensmittel- und Medikamentenbehörde – aus Afghanis-
tan möchte erstmalig nach Deutschland einreisen, um in 
Moscheeräumlichkeiten der DITIB in Köln einen Vortrag 
zu halten. Ich möchte kurz einschieben, dass ich schon 
diese Einladung in die Räumlichkeiten der DITIB in Köln 
für hochproblematisch halte. Das erwähnen Sie interes-
santerweise gar nicht.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Na, toll finden 
wir es nicht! Das ist eine Selbstverständlich-
keit!)

Aber Ihnen geht es ja um etwas anderes. Sie tun so, als 
hätten wir gegen diese Einreise keine andere Handlungs-
option als eine präventive Ausweisung, so wie Sie es 
gerne hätten. Das sieht das Gericht, das sehen wir anders. 
Zunächst bräuchte der Taliban einen Aufenthaltstitel. Für 
ihn bedeutet das, ein Visum zu beantragen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das hat er of-
fensichtlich nicht gebraucht!)

– Hören Sie doch erst mal zu! – Dies würde von der 
deutschen Botschaft ja wohl direkt versagt. Bei visabe-
freiten Personen liegen entsprechend andere Auswei-
sungsinteressen vor, aufgrund derer solche Personen an 
der Grenze zurückgewiesen werden müssten.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Die kriegen 
das doch gar nicht mit!)

Eine zusätzliche präventive Ausweisungsbefugnis ist kei-
nesfalls erforderlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – Philipp 
Amthor [CDU/CSU]: Der hatte doch ein 
Schengenvisum!)

– Ich komme noch dazu.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zuhören, Herr Amthor!)

Am überzeugendsten ist für mich jedoch Folgendes: 
Das Problem mit dem ehemaligen Talibanminister war 
ja nicht, dass gegen dessen Einreise keine rechtlichen 
Mittel zur Verfügung standen. Problematisch war doch 
eher, dass die deutschen Behörden nicht vorher wussten, 
dass er einreisen wollte. Er erlangte ein Schengenvisum – 
Sie sagten es gerade – über die niederländische Botschaft 
in Teheran und reiste über die europäische Binnengrenze 
nach Deutschland ein.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Finde den 
Fehler!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, Bun-
desgesetze zu ändern, um mehr Sicherheit zu gewinnen, 
ist ein hehres Ziel. Nur müssen solche Verschärfungen 
zielgenau und auch verhältnismäßig sein. Konkret wollen 
Sie wegen sage und schreibe zwei bekannten Fällen, in 
denen zudem Ihre Lösung überhaupt nicht geholfen hätte, 
gleich das Gesetz ändern. Das nenne ich eine verfehlte 
Gesetzesinitiative.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Philipp Amthor [CDU/CSU]: Natürlich hätte 
das geholfen! – Moritz Oppelt [CDU/CSU]: 
Was?)

Zudem wollen Sie mit Ihrem Änderungsvorschlag ei-
nen gesetzlichen Unterton einfügen, der Personen bei 
erstmaliger Einreise in die Bundesrepublik pauschal un-
ter Generalverdacht stellt. Letztlich müssten Sie zur 
Durchsetzung einer präventiven Ausweisung flächen-
deckende Grenzkontrollen an unseren Binnengrenzen 
durchführen. So viel zur Union als Europapartei.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Na, wenn es 
notwendig ist! – Boris Mijatović [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aha! Schengen ab-
schaffen! Europa zurückdrehen! Das ist die 
CDU! – Gegenruf des Abg. Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Probleme muss man lösen! Phi-
losophie reicht da nicht!)

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich bitte 
eines festhalten: Über das Ziel sind wir uns doch einig. 
Personen wie dieser Talibanfunktionär, aber auch interna-
tional vernetzte Rechtsextreme beispielsweise aus den 
USA sollen nicht in die Bundesrepublik Deutschland ein-
reisen können. Aus meiner Sicht besteht aber auf euro-
päischer Ebene Handlungsbedarf. Hier muss in erster 
Linie der Informationsaustausch zwischen den jeweiligen 
nationalen Behörden funktionieren. Genauso sinnvoll 
wäre es doch, ein gemeinsames Verständnis in der Euro-
päischen Union bei der Visumserteilung zu erzielen, also 
dazu, wer eine Gefahr darstellt und wer nicht.

Ansonsten ist unser Rechtsstaat selbstverständlich 
nicht zahnlos. Für einreisende potenzielle Gefährder/-in-
nen gelten nach wie vor die Regeln des Gefahrenabwehr-
rechts.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Gerade 
„Gefährderinnen“! Davon gibt es eine Menge!)

Beispielsweise prüft die Aufenthaltsbehörde der Stadt 
Potsdam vorbildlich die Verhängung eines Einreisever-
bots gegen den rechtsextremen Vordenker Martin Sellner.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Sie sehen: Das Aufenthaltsrecht bietet bereits einen 
Werkzeugkasten, um unerwünschte Einreisen zu verhin-
dern. Ihr Gesetzentwurf ist weder notwendig noch geeig-
net noch verhältnismäßig.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Noch redaktionell richtig!)

Sie betreiben einmal mehr reine Symbolpolitik.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Ich rufe nunmehr auf 

den Kollegen Stephan Thomae, FDP-Fraktion.
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(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Migrations-
politik ist ja in dieser Wahlperiode ein Dauerthema. Es 
ist ein Thema, das alle Menschen bewegt. Es gab dazu 
viele Gesetzentwürfe der Bundesregierung und auch 
viele Oppositionsanträge in dieser Wahlperiode. Manche 
waren merkwürdig oder überflüssig. Immerhin tut sich 
hier heute etwas Neues auf, eine Vorlage, die sich nicht 
wiederholt.

Sie greifen in Ihrem Gesetzentwurf eine Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Mai letzten Jah-
res auf. Darin steht in der Tat, dass nach § 11 Aufenthalts-
gesetz ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nur dann aus-
gesprochen werden kann, wenn der Ausländer schon mal 
in Deutschland war und ausgewiesen oder abgeschoben 
worden ist. Wenn aber der Ausländer erstmalig einreisen 
will, kann kein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 
Aufenthaltsgesetz verhängt werden. So weit, so gut.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Das haben 
wir schon dreimal gehört!)

Wenn jetzt aber der Eindruck erweckt werden soll, dass 
man Ausländer, die zum Beispiel gefährliche Straftäter 
sind, quasi sehenden Auges einreisen lassen muss, dann 
stimmt das nicht. Dem Eindruck muss man schon ent-
gegenwirken. Es ist keineswegs so, dass es da keine 
Möglichkeiten gäbe. Denn vier Paragrafen weiter ist zu 
lesen – ich zitiere auszugsweise § 15 Absatz 2 Satz 3 
Aufenthaltsgesetz –, dass ein Ausländer „an der Grenze 
zurückgewiesen werden“ kann, wenn „er die Vorausset-
zungen für die Einreise in das Hoheitsgebiet der Vertrags-
parteien nach Artikel 6 des Schengener Grenzkodex nicht 
erfüllt“. Wenn man in Artikel 6 des Schengener Grenz-
kodex nachschaut, dann stellt man fest: Dort stehen die 
Einreisevoraussetzungen für Drittstaatsangehörige. Da 
heißt es – ich zitiere wieder auszugsweise, und zwar Ab-
satz 1 unter Buchstabe d,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt wird es kompliziert!)

dass eine solche Person „nicht im SIS“ – Schengener 
Informationssystem – „zur Einreiseverweigerung aus-
geschrieben sein“ darf oder – Buchstabe e ist der ent-
scheidende Punkt – „keine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung, die innere Sicherheit ... eines Mitgliedstaats 
darstellen“ darf.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Logisch! Perfekt!)

Das ist eigentlich der Fall, über den Sie hier reden. 
Jetzt ist mir schon klar: Das ist kein Einreise- und Auf-
enthaltsverbot. Das ist schon richtig. Aber aus der Ver-
weisung geht doch hervor, dass man einen Ausländer 
zurückweisen kann, wenn er eben eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung eines Mitgliedstaates 
darstellt.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ich erspare die 
Zwischenfrage nur aufgrund der fortgeschritte-
nen Zeit!)

Ich weiß nicht, ob Sie sich diese Verweise bei der Er-
arbeitung Ihres Gesetzentwurfs genauer angeschaut ha-
ben. Ich bin ja immer an neuen Überlegungen interessiert. 
Wir überweisen heute Ihren Gesetzentwurf an den Aus-
schuss. Ich glaube, dass sich das Problem, das Sie im 
Gesetzentwurf formuliert haben, in der Praxis nicht stellt 
und mit der Verweisung, die ich Ihnen vorgetragen habe, 
lösen lässt.

Ich freue mich auf die Beratungen. Wir schauen uns 
Ihren Gesetzentwurf genau an und diskutieren darüber. 
Ich glaube aber, dass sich Ihr Problem in praxi so gar 
nicht stellt und dass wir durchaus die Möglichkeiten ha-
ben, potenziell gefährliche Ausländer zurückzuweisen, 
so wie Sie es gerne hätten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das war ja schon fast ein juristisches Seminar, Herr 

Kollege Thomae. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 
Mechthilde Wittmann, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Die ter-

ritorialen Grenzen markieren den Raum, über den ein 
Staat in eigener Souveränität entscheiden darf. In unse-
rem Staat geht Gott sei Dank die Staatsgewalt vom Volk 
aus, und spätestens die Umfragen der letzten Monate 
sollten uns ein Zeichen sein, was das Volk von uns er-
wartet.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])
Wir sind verpflichtet, unserem Volk Sicherheit und 

Schutz zu gewähren, und zwar insbesondere vor gewalt-
bereiten Personen, die, ohne die deutsche Staatsbürger-
schaft zu haben, die Grenzen überschreiten wollen. Dabei 
ist es Konsens und Rechtslage, dass gegen gefährliche 
Personen ein Einreise- und Aufenthaltsverbot verhängt 
werden kann, wenn diese zu einem früheren Zeitpunkt 
bereits aus Deutschland ausgewiesen, zurückgeführt 
oder abgeschoben worden sind. Das Bundesverwaltungs-
gericht hat auch festgestellt, dass die Ausweisung gerade 
den Zweck hat, künftige Störungen und Gefahren vom 
Volk abzuwehren, also unsere Bürgerinnen und Bürger 
präventiv zu schützen. Das ist der beste Fall, den die 
Bürger von uns erwarten können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Verwaltungsgericht sagt auch: Das Ausweisungs-

interesse soll gerade dann bestehen, wenn ein visum-
pflichtiger Ausländer im Ausland ein Ausweisungsinte-
resse des deutschen Staates bereits verwirklicht hat, und 
zwar bereits vor seiner ersten Einreise. Es ist klare Aus-
sage des Bundesverwaltungsgerichts, das sich die Ver-
weisung natürlich angesehen hat, lieber Herr Kollege, 
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dass es nach jetziger Gesetzeslage eine Gesetzeslücke 
gibt – eine gefährliche, in meinen Augen, und auch eine 
unglückliche Gesetzeslücke –, und das Bundesverwal-
tungsgericht fordert uns in seinem Urteil vom 25. Mai 
2023 nachgerade auf, diese zu schließen. Das wollen 
wir mit unserem vorliegenden Gesetzentwurf heute tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, es ist nahezu unmöglich, 

Menschen, die sich rechtswidrig bei uns aufhalten, wie-
der auszuweisen. Wir wissen, dass dies insbesondere für 
Menschen gilt, die eine geringere Hemmschwelle bei der 
Begehung von Straftaten haben. Und sehr gerne, Frau 
Kollegin Yüksel, würden wir mit Ihnen im Konsens ar-
beiten. Ich denke an das sogenannte Rückführungsver-
besserungsgesetz. Wir hätten gerne mit Ihnen verhindert, 
dass die Grünen es zu einem Gesetz machen, mit dem 
Rückführungen nun endgültig unmöglich sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir 

es mit dem Grenzschutz ernst meinen, dann lassen Sie 
uns einführen, was wir in Europa eigentlich gemeinsam 
verabredet haben, zum Beispiel die Einführung mobiler 
Kontrollsysteme mit internationaler und europäischer 
Datenverarbeitung, den Abgleich der Fluggastdaten, die 
Umsetzung des automatischen Datenaustauschprozesses 
und der Prümer Beschlüsse in allen Mitgliedstaaten und 
endlich die Einführung des Europäischen Reiseinforma-
tions- und -genehmigungssystems. Diese Umsetzung an 
den Grenzen – das sind vor allen Dingen digitale Umset-
zungen – wäre ein großer Erfolg, mit dem wir an den 
Grenzen endlich auch handlungsfähig werden. Lassen 
Sie uns dafür die finanziellen Mittel bereitstellen, ins-
besondere bei der Bundespolizei.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere Bür-
gerinnen und Bürger zu schützen, ist unsere ureigenste 
Aufgabe. Und dazu gehört es, dass wir gefährliche Per-
sonen, die wir nicht hier haben müssen, auch nicht hier 
haben wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Wittmann. – Letzter Red-

ner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der Kollege Helge 
Lindh, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Amthor, Sie sind ja umfassend gebildet. Sie kennen ge-
wiss auch Sigmund Freud. Und das Schöne ist, dass 
Freud deutlich gemacht hat, dass man sich auf wunderbar 
freudianische Weise gerne selbst verrät. Wenn Sie eben 
so stolz gesagt haben, dass es der CDU/CSU hier über-
haupt nicht darum gehe, die Ampel vorzuführen,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: ... dann ist das 
wahr!)

haben Sie genau ausgesprochen, was Sie eigentlich ma-
chen wollen. Sie machen es nicht nur schlecht und dumm, 
Sie machen es auch noch ungeschickt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich muss schon sagen: Es ist auch schon fast böswillig 
und unredlich, dass Sie in Ihrer Rede den Eindruck er-
weckt haben, dass – ich zitiere – „Ampeldeutschland“ es 
darauf ausgelegt hätte, dass es diese Rechtslücke gibt.

(Moritz Oppelt [CDU/CSU]: Die schließen Sie 
doch nicht!)

Nur, „Ampeldeutschland“, wie Sie es nennen, hat diese 
Rechtsgrundlage überhaupt nicht geschaffen. Das war 
Merkel-Deutschland. Das hat die CDU/CSU gemacht; 
es waren durchgängig Ihre Innenminister.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Philipp 
Amthor [CDU/CSU]: Nein, das ist doch 
Quatsch! In Ihrer Regierungszeit ist dieses Ur-
teil gekommen!)

Sie üben mit dem Gesetzentwurf also Selbstkritik, die ich 
von Ihnen so nicht kenne. Aber warum beschäftigen Sie 
uns damit?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Moritz 
Oppelt [CDU/CSU]: Weil Sie jetzt an der Re-
gierung sind!)

Sie sind ja – und ich respektiere das – sozusagen der 
Parlamentsstreber

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und machen oft anregende juristische Ausführungen. Ich 
wünsche mir aber, Sie wären ganzheitlicher Parlaments-
streber und würden auch andere Bereiche der Wissen-
schaft mitdenken, zum Beispiel politische Rhetorik oder 
Politikwissenschaft, Diskurssemantik. Wenn man aber 
systematisch von „gefährlichen Ausländern“ spricht, 
dann verhält man sich unredlich und unsauber; denn Sie 
erzeugen damit ganz bewusst ein Bild.

(Beifall bei der SPD)
Es geht Ihnen nicht um die sachliche Aufarbeitung einer 
Gesetzeslücke, sondern Sie nutzen das als ziemlich bil-
lige Gelegenheit, den Eindruck zu erwecken, als würden 
massenhaft Taliban und politische Extremisten an unse-
ren Grenzen stehen.

(Beifall bei der SPD – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Was ist denn Ihr Problem?)

Sie widerlegen auch Ihre eigenen Sachverständigen.
(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Aber es gab 

doch noch keine Anhörung!)
Von der CDU/CSU regelmäßig eingeladene Sachverstän-
dige weisen im Verfassungsblog und anderswo nach, dass 
es eben nicht so einfach möglich ist, an Grenzen zurück-
zuweisen, dass Einreisesperren aufgrund europäischen 
Rechts, aufgrund des Rückweisungsverbotes, der Flücht-
lingskonvention, europäischer Richtlinien usw. nicht ein-
fach so möglich sind; sie stellen das infrage. Dieselben 
Sachverständigen, die Sie regelmäßig eingeladen haben, 
weisen darauf hin, dass es doch kein Zustand sein kann, 
im Schengenraum permanent Binnengrenzkontrollen zu 
machen bzw. die Binnengrenzen zuzumachen.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Wissen Sie 
noch, wo Sie sind?)
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Aber wer das, was Sie wollen, umsetzen will, der muss 
genau das tun: Der muss permanent kontrollieren und 
unsere ganzen Grenzen schließen. Dann kann man Eu-
ropa abschaffen. Wir wollen Europa aber nicht abschaf-
fen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagt doch kei-
ner!)

Und wenn die EU Europa abschaffen will, sollten Sie 
Frau von der Leyen Bescheid sagen; denn dann ist sie 
künftig arbeitslos.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Hä?)

Lassen Sie solche Scheinanträge, solchen verdeckten 
Populismus! Das Innenministerium prüft sachlich den 
Tatbestand und das Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts und bringt das sogar – und das ist der Unter-
schied zwischen dem Innenministerium dieser Ampel 
und Ihnen – in eine Arbeitsgruppe mit den Ländern ein.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Helge Lindh (SPD):
Wenn Ihnen das Thema so wichtig wäre, hätten Ihre 

Ministerpräsidenten es in der MPK aufs Tableau bringen 
können. Sie haben es nicht getan. Das ist also ein billiges 
Manöver, von Freud entlarvt.

Guten Abend!
(Beifall bei der SPD – Thorsten Frei [CDU/ 

CSU]: Was war denn das jetzt?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/10398 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. Dann ver-
fahren wir so.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(16. Ausschuss) zu dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU 

Versteckte Preiserhöhungen verhindern – Für 
mehr Klarheit und Transparenz beim Einkauf 
von Bedarfsgütern sorgen

Drucksachen 20/6411, 20/8826

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
vorgesehen. – Ich hoffe, dass die Platzwechsel zügig vor-
genommen werden.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin für Bündnis 90/Die Grünen der Kollegin Linda 
Heitmann das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen der verschiedenen Fraktionen! Zuerst einmal möchte 
ich der Union danken, dass wir in dieser Woche, in der 
der Weltverbrauchertag stattfindet, über das Thema Ver-
braucherschutz, wenn auch zu später Stunde, debattieren 
können.

Wir reden heute über Mogelpackungen. Das ist das 
Thema Ihres Antrages. Auch wenn ich Ihnen zuerst ge-
dankt habe, muss ich leider sagen: Die größte Mogel-
packung in der Debatte zu diesem Antrag ist, finde ich, 
leider die Union. Ich habe es bereits in der ersten Lesung 
betont: Sie stellen in Ihrem Antrag plötzlich diverse For-
derungen auf, die entweder bereits umgesetzt sind oder 
die Sie während Ihrer Regierungszeit aktiv boykottiert 
hatten. Ich beziehe mich dabei vor allem – wie auch 
schon in der ersten Lesung – auf Ihre Forderung in Bezug 
auf das Portal lebensmittelklarheit.de. Als Sie das Land-
wirtschaftsministerium geführt hatten, haben Sie damals 
aktiv angeordnet, dass die Überprüfung von Mogel-
packungen durch dieses Portal explizit aus dem Auf-
gabenkatalog gestrichen werden soll.

(Leni Breymaier [SPD]: Hört! Hört!)

Jetzt fordern Sie in Ihrem Antrag, dass es wieder auf-
genommen werden soll, dass dafür Geld bereitgestellt 
werden soll. Im Prinzip ist das ja richtig, aber wir haben 
es mit unserem Landwirtschaftsminister Cem Özdemir 
bereits umgesetzt. Von daher kann man diesen TOP 
wohl als erledigt behandeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ich möchte an der Stelle noch mal grundsätzlich sagen: 
Der Schlüssel zur Lösung bei den Mogelpackungen liegt 
in Europa. Leider ist auch das grundsätzliche Problem, 
das wir mit Mogelpackungen haben, in Europa entstan-
den; denn 2009 hat die Europäische Union einheitliche 
Verpackungsgrößen für Grundnahrungsmittel abge-
schafft. Das hat überhaupt erst dazu geführt, dass die 
verschiedenen Hersteller die Möglichkeit haben, die Pa-
ckungsgrößen zu variieren, ohne das nach außen hin ver-
nünftig zu kennzeichnen.

Jetzt haben wir – allerdings auch auf europäischer 
Ebene – die Möglichkeit, hier wieder in die Vorhand zu 
kommen; denn gerade letzte Woche wurden die finalen 
Trilogverhandlungen zur EU-Verpackungsverordnung 
abgeschlossen. Auch Mogelpackungen sind in dieser 
Verpackungsverordnung adressiert. Ihnen wird der 
Kampf angesagt. Wir unterstützen das. Das BMUV unter-
stützt das. Und wenn es Ihnen wirklich darum geht, hier 
den Verbraucherschutz voranzubringen und etwas gegen 
Mogelpackungen zu tun, dann fordere ich Sie auf: Unter-
stützen auch Sie diese EU-Verpackungsverordnung! Sie 
wird europaweit wirklich ein Erfolg werden. Dann kom-
men wir auch gegen Mogelpackungen an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Die Verbraucherzentrale Hamburg sensibilisiert er-
freulicherweise schon seit Jahren mit ihrer Wahl der 
„Mogelpackung des Jahres“ dafür, was Mogelpackungen 
eigentlich sind. In Frankreich werden Mogelpackungen 
seit einiger Zeit von verschiedenen Supermarktketten ak-
tiv gekennzeichnet durch Aufkleber, die die Mitarbeiter 
per Hand auf die Packungen kleben, oder die Super-
märkte machen sogar Vorgaben an die Hersteller, dass 
sie diese Packungen gar nicht erst ins Sortiment nehmen. 
Das sind gute Lösungen. Aber solche Einzellösungen 
können nicht die Lösung für ganz Europa sein.

Von daher hier noch einmal der Appell: Lassen Sie uns 
gemeinsam daran arbeiten, dass es Standard wird, dass 
Mogelpackungen in unseren Supermärkten, in Super-
märkten in ganz Europa nicht mehr auftauchen. Das ist 
tausendmal effizienter als das, was Sie hinter den Spie-
gelstrichen in Ihrem Antrag fordern, was größtenteils 
schon umgesetzt oder reine Schaufensterpolitik ist.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Heitmann. – Nächster 

Redner ist der Kollege Volker Mayer-Lay, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist jetzt fast ein Jahr her, dass wir uns zum 
ersten Mal hier im Parlament mit unserem Antrag zur 
Bekämpfung von Mogelpackungen befasst haben. Es 
geht darum, die Irreführung der Menschen beim Einkauf 
zu bekämpfen. Man muss erkennen können, wenn sich 
die Menge ändert, obwohl die Verpackungsgröße gleich 
bleibt, und man muss erkennen können, wenn zwar der 
Preis gleich bleibt, aber der Inhalt schrumpft. Sogar Joe 
Biden hat dieses Thema jetzt für den US-Wahlkampf ent-
deckt.

Von der Ampel wurde damals gesagt, wir von der 
Union seien zu spät dran, so wie Sie das auch heute 
gesagt haben, Frau Kollegin Heitmann. Ich zitiere aus 
dem Protokoll:

„… wir, liebe Union, erfüllen mit unserer Regierung 
jetzt genau das, was Sie in Ihrem Antrag fordern.“

Wenig später liest man in allen Zeitungen, die Umwelt-
ministerin wolle gegen versteckte Preiserhöhungen vor-
gehen. Daraufhin wartet man voller Spannung, dass ein 
Gesetzentwurf dazu in den Deutschen Bundestag ein-
gebracht wird. Und dann? Ja, dann passiert – entgegen 
Ihrer Aussage, Frau Kollegin – wieder die ganze Zeit 
überhaupt nichts in diesem Hohen Hause, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und dann verweisen Sie ständig auf die europäische 
Gesetzgebung, wie gerade eben schon wieder. Das ist 
immer das Gleiche – sind wir doch mal ehrlich –, wenn 
die Ampel nationalstaatlich nichts gebacken bekommt. 
Das ist doch die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb haben wir den Antrag nach einem Jahr noch-
mals in den Deutschen Bundestag eingebracht: um Sie 
daran zu erinnern, was Sie versprochen haben, nämlich 
dass Sie Abhilfe schaffen wollen. Wir erfüllen das, was 
Sie in Ihrem Antrag fordern. Sie kommen damit leider 
etwas zu spät. So steht es im Protokoll vom vergangenen 
April.

Es ist die reinste Augenwischerei, und das wollen wir 
Ihnen und den Menschen da draußen heute mal ganz klar 
vor Augen führen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

So funktioniert die Ampelpolitik nämlich die ganze Zeit. 
Das ist ein wunderbares Anschauungsbeispiel, das Sie 
hier fabriziert haben. Die Ampel ist das Paradebeispiel 
dafür, wie eine Mogelpackung aussieht: eine Packung, 
die mehr Inhalt vortäuscht, als in Wahrheit darin enthal-
ten ist.

(Zuruf der Abg. Nadine Heselhaus [SPD])

Dabei gäbe es so viele Möglichkeiten, versteckte Preis-
erhöhungen zu bekämpfen. Man könnte das direkt auf das 
Produkt schreiben; die Spanier machen das so vor. Man 
könnte Preisbeobachtungsstellen einrichten. Man kann 
nationalstaatlich ganz viel machen. Sie können auch 
ganz andere Wege wählen, als wir in unserem Antrag 
vorgeschlagen haben. Aber Sie kündigen den großen 
Wurf an, wie auch die Ministerin, und machen am Ende 
überhaupt nichts. Vielen Dank für diese Steilvorlage, 
liebe Ampel!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das Gute ist, dass Sie jetzt nur noch höchstens ein-
einhalb Jahre Zeit haben, sich weiter durchzumogeln. 
Eine Studie verschiedener Psychologen hat ergeben: 
Wenn die Chance, zu gewinnen, schwindet, wächst die 
Bereitschaft, zu mogeln. Ab einem gewissen Moment hat 
alle Ehrlichkeit ein Ende. Es ist augenscheinlich: Diese 
Grenze haben Sie längst überschritten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Wenn ich wie gestern wieder das völlig intransparente 

Verteilen von Fördermitteln für Sport- und Jugendein-
richtungen sehe, wenn ich sehe, wie da das Geld verteilt 
wird, dann wird mir echt wieder klar: Es wird Zeit, dass 
Ihre Schummelpolitik endlich ein Ende nimmt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mayer-Lay. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Rita Hagl-Kehl, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Rita Hagl-Kehl (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als ich das Thema gelesen habe, dachte ich im 
ersten Moment an meine Oma: Wenn sie früher ihren 
Großeinkauf machte, dann wusste sie jeden Preis, jede 
Verpackungsgröße, und zu Hause wurde dann genau kon-
trolliert, ob auch alles richtig abgerechnet worden war. So 
gut bin ich bei den Zahlen nicht, und ich merke es auch 
meistens erst an der Kasse, dass man heute doch mehr 
bezahlen muss als noch vor ein paar Jahren.

Aber man merkt, dass die Verbraucher mehr auf die 
Preise achten. Das ist ein Effekt, der in der letzten Zeit 
aufgetreten ist.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Woran das wohl 
liegt!)

Und die Verbraucher merken auch, dass die Packungs-
größen verändert sind. Oft wird ein neues Produktdesign 
als Begründung dafür verwendet, warum jetzt in einer 
größeren Verpackung weniger drin ist, oder die Ver-
packung wird kleiner, sieht aber genauso aus wie vorher. 
Das alles ist Verbrauchertäuschung. Es stimmt, was ich in 
Ihrem Antrag gelesen habe.

Aber Sie schreiben in Ihrem Antrag auch von einer 
Lohnlücke; denn es entstehe ein Reallohnverlust. Jetzt 
muss ich mal schwer nachdenken: Wer hat denn damals 
gegen die Erhöhung des Mindestlohns gestimmt?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Gabriele Katzmarek [SPD]: Wer war das 
noch?)

Die Lösungen, die die CDU/CSU aufgreift, sind, wie 
der Kollege das vorhin formulierte, auch ein bisschen 
eine Mogelpackung: Sonst haben Sie immer argumen-
tiert, man müsse der Marktwirtschaft freien Lauf lassen, 
man dürfe da nicht eingreifen, und plötzlich heißt es, wir 
bräuchten ein Verbot von Werbung, wenn jetzt plötzlich 
25 Prozent mehr Inhalt angepriesen werden, zuvor inner-
halb eines Jahres der Inhalt aber verringert wurde. Jetzt 
kann man auf einmal in die Marktwirtschaft eingreifen. 
Wenn ich das vor zwei Jahren gewusst hätte! Wir hatten 
vier Jahre Zeit, da hätte man so viel machen können, aber 
Sie wollten immer nicht. Komisch.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Dazu hätte ich 
auch was zu erzählen!)

Gleichzeitig fordern Sie die Stärkung eines Onlinepor-
tals. Das finde ich richtig und gut. Nur, man muss den 
Zeitfaktor beachten. Die Leute werden mit Sicherheit 
nicht am Regal stehen und dann erst online nachschauen: 
Ist das jetzt eine Mogelpackung oder nicht?

(Nadine Heselhaus [SPD]: Genau!)

Da komme ich wieder auf meine Oma zurück. Ich stelle 
mir vor, wie so eine ältere Dame mit dem Handy dasteht 
und versucht, im Geschäft herauszufinden, ob das jetzt 
eine Mogelpackung ist. Also, das ist meiner Meinung 
nach auch eine Mogelpackung, wenn man das so schreibt.

Wir als SPD haben Lösungen dafür. Wir haben uns in 
der AG Verbraucherpolitik schon lange damit beschäf-
tigt. Wir haben aber auch in der Zeit, als die Inflation 
anstieg, Entlastungspakete gemacht. Dadurch ist die In-
flation bei uns nicht so stark angestiegen wie in anderen 
Ländern. Das Nachbarland Tschechien hatte teilweise 
eine Inflationsrate von 20 Prozent. Bei uns liegt sie dieses 
Jahr bei 2,5 Prozent. Und wir haben jetzt einige gute 
Dinge auf den Weg gebracht. Zum Beispiel haben wir 
im Haushalt die Verbraucherzentralen weiter gestärkt 
mit über 26 Millionen Euro.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Rita Hagl-Kehl (SPD):
Das heißt, die Verbraucher werden beraten. Genau das 

ist der Weg.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Hagl-Kehl. – Nächster 

Redner ist der Kollege Jürgen Braun, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Jürgen Braun (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kollegen! Verbraucherschutz durch die Am-
pel, das ist wie Robert Habeck als Fachmann für Insol-
venzbekämpfung.

(Beifall bei der AfD – Muhanad Al-Halak 
[FDP]: Der war schlecht!)

Diese Regierung hatte ja schon im Koalitionsvertrag eine 
„Transformation der deutschen Wirtschaft“ angedroht. In 
dieser grün-linken Transformation ist kein Platz für den 
freien Markt, für den mündigen Verbraucher. Die Zerstö-
rung der deutschen Industrie, die Umerziehung und die 
Knechtung der Verbraucher, das sind die Ziele dieser 
Regierung.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Ganz schlimm 
hier!)

Von der Koalition ist nach zweieinhalb Jahren Regie-
rungszeit kein einziger relevanter Vorschlag in Sachen 
Verbraucherschutz gekommen. Stattdessen – tolle Bi-
lanz –: Seit der Ölkrise 1973, also vor über 50 Jahren, 
war die Inflation in Deutschland nicht mehr so hoch wie 
unter der Ampel.

Es ist interessant, zu sehen, wie jetzt Verbesserungs-
vorschläge abgebügelt werden. Die FDP findet den An-
trag der Union – ich zitiere – „unterkomplex“, sein Inhalt 
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werde doch eh schon auf „europäischer Ebene dis-
kutiert“. Die FDP-Vertreter im Umweltausschuss geben 
also ganz offen zu, dass wir hier eh nichts mehr zu ent-
scheiden haben sollen. Denn die Entscheidungen werden 
leider nicht im gewählten Bundestag getroffen, sondern 
von demokratisch nicht legitimierten EU-Funktionären in 
Brüssel, und die FDP findet das auch noch gut.

(Beifall bei der AfD – Muhanad Al-Halak 
[FDP]: Seit wann sind Sie für Europa?)

Gerade zum Weltverbrauchertag sollten wir uns aber 
den akuten Gefahren für Verbraucher widmen, und die 
sitzen rund um die links-grün-geführten Ministerien. 
Die Leiterin der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung im grünen Özdemir-Ministerium sagte ernst-
haft:

„Ich habe schon Heuschrecken und Mehlwürmer 
probiert. Es gibt interessante Dinge, die man mit 
Insektenpulver machen kann – Kekse backen oder 
Insektenburger herstellen zum Beispiel.“

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD und der 
CDU/CSU)

Für solche ungenießbaren Ratschläge wird man aus deut-
schem Steuergeld fürstlich entlohnt. Das muss ein Ende 
haben!

(Beifall bei der AfD)

Die Vorstöße der oppositionellen Union sind lobens-
wert. Nur hat die Merkel-Partei die links-grüne Ein-
mischung bis in unsere Kühlschränke hinein ganz klar 
mit zu verantworten. Dass man den Regierungen alles 
durchgehen lässt, hat nicht zuletzt mit der Gleichschal-
tung der Verbraucherverbände zu tun.

(Rita Hagl-Kehl [SPD]: „Gleichschaltung“!)

Es ist eine Folge der Unart, dass man grüne Parteipoliti-
ker in die Verbraucherzentralen abschiebt. Das wiederum 
hat bereits unter Merkel begonnen.

(Beifall bei der AfD)

Nicht nur die amtierende oberste Verbraucherschützerin 
Ramona Pop ist grüne Berufspolitikerin, schon ihr Vor-
gänger Klaus Müller gelangte, noch zu Merkels Zeiten, 
über die grüne Parteipolitik ins Amt.

(Zuruf von der AfD: So ist es! – Leni 
Breymaier [SPD]: Da sind Sie einer ganz gro-
ßen Sache auf der Spur! – Carsten Träger 
[SPD]: Haben Sie das jetzt rausgekriegt, Herr 
Braun? Sherlock Braun!)

Und Pop macht sich denn auch keine Sorgen über Insek-
tenpulver in unserem Essen; stattdessen erzählt sie dem 
Endverbraucher: Lebensmittel sind Preistreiber der Infla-
tion. – Aber nicht Lebensmittel sind die Preistreiber der 
Inflation, sondern die Politik dieser Ampelregierung.

(Beifall bei der AfD – Nadine Heselhaus 
[SPD]: Zum Thema haben Sie jetzt aber nicht 
gesprochen!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Als nächster Redner hat das Wort der Kollege 

Muhanad Al-Halak, FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Muhanad Al-Halak (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der Union, Sie beschreiben in Ihrem Antrag 
versteckte Preiserhöhungen als ein Ärgernis. Für mich 
ist es hier im Plenum immer wieder ein Ärgernis, wenn 
wir wertvolle Zeit für Ihre Anträge verschwenden müs-
sen, und das zu später Stunde.

(Zuruf von der CDU/CSU: Machen Sie gute 
Politik!)

Liebe Union, der vorliegende Antrag ist ein Ärgernis; 
denn er ist handwerklich so schlecht gemacht, dass man 
nicht mal darüber streiten kann. Er ist veraltet und hat 
sein Mindesthaltbarkeitsdatum schon längst überschrit-
ten.

Nehmen wir allein die Punkte der Leerraumüberwach-
ung und der Leerraumdefinition. Genau diese Punkte 
werden jetzt gerade im europäischen Trilog verhandelt 
und abgestimmt, und zwar mit einer fachlichen Tiefe; 
dafür haben Sie noch nicht mal ein Schwimmabzeichen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

In einem gemeinsamen Markt brauchen wir gemein-
same Regeln, und genau das passiert gerade auf euro-
päischer Ebene. Diese Vorschläge können wir dann gerne 
hier diskutieren. Was wir aber nicht brauchen, sind Ihre 
Schnellschüsse. Das ist ein Flickenteppich, der direkte 
Weg zu mehr Bürokratie und steigenden Preisen. Das 
muss Ihr neues Hobby sein. Ein Beispiel dafür ist das, 
was Sie mit dem Vergleichsportal vorhaben. Wir erinnern 
uns: 2011 wurde dieses Portal, auch unter Beteiligung 
von uns Freien Demokraten, auf den Weg gebracht. 
Hier nun von der Möglichkeit der Produktanzeige durch 
Verbraucher hin zu einer Verpflichtung für alle Hersteller 
zu kommen, dass jede Veränderung der Produktver-
packung und der Inhalte dort angezeigt werden muss, 
das wäre die Umgestaltung der Plattform hin zu einem 
Überwachungsportal und einem gigantischen Bürokratie-
monster für den freien Markt. Glauben Sie mir, liebe 
Union, genau das lähmt den Verbraucherschutz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wenn Sie effizient arbeiten wollen, dann rufen Sie 
doch mal Ihre Kommissionspräsidentin von der Leyen 
an und lassen Sie sich auf den neuesten Stand bringen! 
Das würde Ihnen bei der Transparenz und bei der Ver-
meidung von Mogelpackungen helfen. Da hätten wir uns 
die Maskenaffäre – Stichwort „Transparenz“ – oder das 
Mautdebakel – Stichwort „Mogelpackung“ – sparen kön-
nen.

Ich hoffe, Sie denken in Zukunft über eine Leerraum-
grenze für Ihre Anträge nach.
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Vielen Dank. – Ich habe die Wette verloren.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das stimmt. – Der nächste Redner ist der Kollege 

Dr. Volker Ullrich, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 

[AfD]: Jetzt wird’s pastoral!)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Herr Kollege Al-Halak, bei aller Sympathie für man-
che Polemik: Aber diese Rede, mit dieser Darstellung, 
war auch unter Ihren Möglichkeiten. Ich finde, das wird 
diesem Thema nicht gerecht. Warum? Weil es für viele 
Menschen eben doch nicht nur ein ökonomisches, son-
dern auch ein ganz persönliches Ärgernis ist, wenn sie in 
ihren persönlichen Gewohnheiten getäuscht werden, 
wenn sie im Supermarkt das Produkt kaufen, im Ver-
trauen darauf, die gleiche Menge zu erhalten, durch Mo-
gelpackungen aber letztlich eine Art schleichende Täu-
schung stattfindet.

Ich finde, dass man im Verhältnis zwischen Super-
markt und Verbrauchern zumindest Waffengleichheit 
und eine Balance braucht. Die Balance heißt: Trans-
parenz und Aufklärung über Mogelpackungen und über 
versteckte Preiserhöhungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das hat nichts damit zu tun, dass Sie hier mit Polemik 

auf unseren Antrag reagieren. Ich finde, dass vor dem 
Hintergrund einer Inflationsrate von bis zu 25 Prozent 
im Lebensmittelbereich und davor, dass viele Menschen 
alltäglich davon betroffen sind, dieses Thema uns alle 
angeht.

Ich meine, dass Sie hier in der Ampel zu einer ein-
heitlichen Haltung kommen sollten, weil es gar nicht 
klar ist, was die Ampel will. SPD und Grüne haben 
durchaus Sympathie für diesen Antrag, wollen das 
Thema Mogelpackungen ganz offensiv angehen, wohin-
gegen sich die FDP bei diesem Thema einer gemein-
samen Haltung der Ampel verweigert.

(Andreas Bleck [AfD]: Das ist Selbstschutz!)
Deswegen will ich von Ihnen wissen, ob Sie bereit sind, 
das Thema „Mogelpackungen und Transparenz“ in der 
Ampel anzugehen. Wenn nicht, dann sagen Sie ganz of-
fen hier im Deutschen Bundestag, dass Sie das Thema 
nicht interessiert und Sie in der Ampel zu keiner Lösung 
kommen! Aber es ist wichtig, dass die Verbraucherinnen 
und Verbraucher in unserem Land klar wissen, woran sie 
bei der Ampel sind. Ich kann ihnen sagen, woran sie bei 
der Union sind, nämlich bei Transparenz, Verbraucher-
freundlichkeit,

(Zuruf von der AfD: Nee, nee, nee!)
beim Kampf gegen Mogelpackungen,

(Nadine Heselhaus [SPD]: Sie wollen doch gar 
kein Eingreifen! Haben Sie heute noch gesagt: 

Kein Eingreifen, die können alles selber re-
geln!)

vor allen Dingen auch gegen Leerräume, sodass wir da-
mit nebenbei auch noch den Verpackungsmüll reduzie-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist etwas für die Umwelt und für den Geldbeutel der 
Verbraucher; darauf können sich die Menschen bei uns 
verlassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Na ja. – Nächste Rednerin ist die Kollegin Ina 

Latendorf, Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Herr Lenkert klatscht!)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es geht um die berühmte Mogelpackung. Jeder 
und jede kennt sie

(Stephan Brandner [AfD]: Sie heißt Ampel!)

und ärgert sich, egal ob beim Einkauf in Schwerin oder in 
Stuttgart. Erst vor Kurzem wurde die „Mogelpackung des 
Jahres 2023“ gekürt: eine Kekspackung mit höherem 
Preis und weniger Inhalt, eine Verteuerung um 127 Pro-
zent – Die Linke und das Krümelmonster sind entsetzt!

(Beifall bei der Linken)

Das Problem hat zugenommen. Früher waren überwie-
gend klassische Marken die Problemkinder, inzwischen 
sind es auch Discounter. Verbreitet ist diese Masche auch 
bei Biomarken.

Wir Linke fordern nicht nur faire Arbeits- und Han-
delsbedingungen, sondern auch Transparenz und Quali-
tätssicherung, also mehr Verbraucherschutz.

(Beifall bei der Linken)

Die Union hat uns Linken in der Vergangenheit an-
scheinend zugehört und einige unserer Forderungen auf-
gegriffen. Der Antrag ist aus meiner Sicht richtig, weil 
die Bundesregierung bis heute trotz der Ankündigung 
von mehr Verbraucherschutz vor mehr als einem Jahr 
das Thema einfach nicht angeht; wir kennen das auch 
aus anderen Bereichen. In dem Antrag sind wichtige 
Punkte enthalten. Die Nutzung des Portals www.lebens-
mittelklarheit.de für Transparenz auch über Mengen und 
Preise wird von uns Linken, genau wie übrigens von den 
Verbraucherzentralen, unterstützt.

(Beifall bei der Linken)

Das gilt auch für die Forderung, differenzierte Ober-
grenzen für den Freiraum in der Verpackung gesetzlich 
festzulegen. Es sollte doch normal sein, dass Verpackun-
gen voll sind und nicht mehr Luft als Ware enthalten.

(Beifall bei der Linken)

Das spart übrigens auch Verpackungsmüll.
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Und ja, plakative Anweisungen von prozentualen 
Mehrmengen, wie zum Beispiel „25 Prozent mehr als 
früher“, sind zu verbieten, wenn vorher versteckt die 
Mengen reduziert wurden. Das ist nämlich Verbraucher-
täuschung.

Ich hätte mir da noch mehr Forderungen im Sinne der 
Verbraucher gewünscht, wie zum Beispiel Vertragsstra-
fen bei Auflagenverstößen gegen Produktehrlichkeit als 
Mittel der Durchsetzung, ein Verbot von überdimensio-
nierten und ungerechtfertigten Preiserhöhungen bei Be-
darfsgütern, gerade auch bei Grundnahrungsmitteln,

(Beifall bei der Linken)
oder eine Begrenzung der Marktmacht des Lebensmittel-
einzelhandels. Denn die Abzocke im Supermarkt muss 
beendet werden. Schluss mit der „Gierflation“!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Latendorf. – Letzte Red-

nerin in dieser Debatte und des heutigen Tages ist die 
Kollegin Nadine Heselhaus, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Nadine Heselhaus (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Kollegin Linda Heitmann hat es eben 
erwähnt: Morgen ist Weltverbrauchertag. Kaum ein an-
derer Bereich betrifft die Menschen in ihrem Alltag so 
sehr wie Verbraucherpolitik. Deshalb sollten wir viel öf-
ter darüber sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Denn Unternehmen lassen sich immer neue Tricks und 
Täuschungsstrategien einfallen,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie auch!)
um den Leuten möglichst viel Geld aus der Tasche zu 
ziehen.

Es scheint, als möchte die Union mit ihrem Antrag für 
mehr Klarheit und Transparenz beim Einkauf sorgen. 
Unlogisch ist dabei, dass Sie auf europäischer Ebene 
genau das Gegenteil unterstützen, nämlich eine Aufwei-
chung der Kennzeichnungspflicht für gentechnisch ver-
änderte Lebensmittel, und damit eben nicht für mehr, 
sondern weniger Transparenz im Supermarkt sorgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Volker Mayer-Lay [CDU/CSU]: Aber keine 
versteckte Preissteigerung!)

Die Union beklagt in ihrem Antrag, die Lohnentwick-
lung halte nicht mit der Inflation Schritt. Sie predigen 
doch immer Lohnzurückhaltung! Sie stellen sich immer 
wieder aufs Neue gegen einen angemessenen gesetzli-
chen Mindestlohn! Die SPD hat für die Einführung des 
Mindestlohns und dann auch für die Erhöhung auf 
12 Euro gesorgt, und darauf bin ich stolz.

(Beifall bei der SPD)

Aktuell bewegt sich die Inflation wieder in Richtung 
der von der EZB angestrebten 2 Prozent. Es stimmt, dass 
sich die Lebensmittelpreise von der allgemeinen Inflation 
abgekoppelt haben und sie ein großes Problem für viele 
sind. In zweieinhalb Jahren sind Lebensmittel um knapp 
30 Prozent teurer geworden. 30 Prozent! Deshalb teile ich 
natürlich das von Ihnen formulierte Ziel, insbesondere 
versteckte Preiserhöhungen zu verhindern.

Die Frage ist: Wie? Mengenreduzierungen bei gleich-
bleibender Verpackung ohne Preisanpassung oder Quali-
tätsminderungen kommen mit modernen Namen daher 
und heißen Shrink- oder Skimpflation. Das klingt harm-
los, doch dabei handelt es sich schlicht um dreiste Ver-
brauchertäuschung. Was können wir dagegen tun? Wir 
sollten den Beispielen Brasiliens und Frankreichs folgen 
und Hersteller bzw. Händler verpflichten, solche Ver-
änderungen für einen bestimmten Zeitraum auf der Ver-
packung deutlich lesbar zu kennzeichnen.

(Beifall bei der SPD – Volker Mayer-Lay 
[CDU/CSU]: Dann machen Sie doch zumin-
dest das!)

Sie schlagen etwas anderes vor. Auf dem vom Verbrau-
cherzentrale Bundesverband betriebenen Portal lebens-
mittelklarheit.de können Menschen Produkte melden, 
von denen sie sich getäuscht fühlen. Das funktioniert 
gut. Laut Ihnen sollen Hersteller hier auch verpflichtend 
Füllmengenreduzierungen oder Qualitätsminderungen 
angeben. Das würde das Portal überfrachten. Eine Finan-
zierung nennen Sie nicht. Zudem würde es während des 
Einkaufs auch nicht helfen; das hat meine Kollegin Rita 
Hagl-Kehl schon deutlich gemacht. Der Vorschlag ist 
daher ungeeignet.

(Volker Mayer-Lay [CDU/CSU]: Dann ma-
chen Sie einen besseren!)

Seit 2022 muss bereits neben dem Endpreis des Pro-
dukts auch der Grundpreis je Liter oder Kilo angegeben 
werden, was einen besseren Preisvergleich zum Beispiel 
zwischen der 400- und der 300-Gramm-Schale ermög-
licht. Das hilft beim Einkauf. Ihre Kritik daran, liebe 
Union, ist deshalb unverständlich.

Im Hinblick auf die Preisentwicklung kann ich mir 
auch eine Regelung vorstellen, wie sie in Israel schon 
lange gilt. Dort müssen Unternehmen ihre Preise im 
Netz veröffentlichen und fortlaufend aktualisieren; denn 
digital liegen sie bereits vor. Dort sind Vergleichsportale 
entstanden, die Orientierung bieten und für eine Selbst-
regulierung der Preise gesorgt haben. Deshalb sollte die 
Bundesregierung eine solche Regelung prüfen. Und ja, 
auch eine Preisbeobachtungsstelle könnte Licht ins Dun-
kel unergründlicher Preiserhöhungen bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, es ist wichtig, die Men-
schen vor Abzocke zu schützen. Der Antrag der Union 
hilft dabei allerdings nicht weiter. Deshalb lehnen wir ihn 
ab.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Damit schließe ich die 

Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, nu-
kleare Sicherheit und Verbraucherschutz zu dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU mit dem Titel „Versteckte 
Preiserhöhungen verhindern – Für mehr Klarheit und 
Transparenz beim Einkauf von Bedarfsgütern sorgen“. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 20/8826, den Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 20/6411 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die regie-

rungstragenden Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Die 
CDU/CSU-Fraktion, die AfD-Fraktion und die Gruppe 
Die Linke. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung angekommen.

Ich empfehle Ihnen dringend den Besuch der noch 
geöffneten gastronomischen Betriebe in unserer Umge-
bung. Ich kann Ihnen garantieren: Über die Größe des 
Essens auf dem Teller und den Füllstand der Gläser kön-
nen Sie nicht getäuscht werden. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, den 15. März 2024, 9 Uhr, ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 21.35 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Entschuldigte Abgeordnete 

Abgeordnete(r)

Andres, Dagmar SPD

Bachmann, Carolin AfD

Bochmann, René AfD

Christmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Chrupalla, Tino AfD

Dağdelen, Sevim BSW

De Ridder, Dr. Daniela SPD

Ehrhorn, Thomas AfD

Ernst, Klaus BSW

Ferschl, Susanne Die Linke

Göring-Eckardt, Katrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Habeck, Dr. Robert BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hardt, Jürgen CDU/CSU

Hönel, Bruno BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hoppenstedt, Dr. Hendrik CDU/CSU

in der Beek, Olaf FDP

Jongen, Dr. Marc AfD

Kindler, Sven-Christian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lenders, Jürgen FDP

Müller, Bettina SPD

Naujok, Edgar AfD

Nietan, Dietmar SPD

Pahlke, Julian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Paus, Lisa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pohl, Jürgen AfD

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Rohde, Dennis SPD

Abgeordnete(r)

Schäfer, Jamila BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schauws, Ulle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schenderlein, 
Dr. Christiane

CDU/CSU

Schmidt, Eugen AfD

Seitz, Thomas AfD

Storch, Beatrix von AfD

Ulrich, Alexander BSW

Weingarten, Dr. Joe SPD

Weishaupt, Saskia 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weiss, Maria-Lena CDU/CSU

Weyel, Dr. Harald AfD

Witt, Uwe fraktionslos

Teuteberg, Linda FDP

Anlage 2

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Katja Adler, Renata Alt, 
Christine Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, Dr. Jens 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Carl-Julius 
Cronenberg, Anikó Glogowski-Merten, Thomas 
Hacker, Ulrike Harzer, Katrin Helling-Plahr, 
Torsten Herbst, Dr. Gero Clemens Hocker, 
Dr. Christoph Hoffmann, Gyde Jensen, Karsten 
Klein, Carina Konrad, Michael Kruse, Konstantin 
Kuhle, Dr. Thorsten Lieb, Michael Georg Link 
(Heilbronn), Oliver Luksic, Christoph Meyer, 
Alexander Müller, Frank Müller-Rosentritt, 
Dr. Volker Redder, Anja Schulz, Matthias 
Seestern-Pauly, Dr. Stephan Seiter, Rainer Semet, 
Benjamin Strasser, Stephan Thomae, Manfred 
Todtenhausen, Dr. Andrew Ullmann, Johannes 
Vogel und Sandra Weeser (alle FDP) zu der na-
mentlichen Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem An-
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trag der Fraktion der CDU/CSU: Unterstützung 
für die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung 
des Taurus-Marschflugkörpers beschließen

(Tagesordnungspunkt 7 a)

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen.

Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin ganz Europa 
und alle freiheitlichen Demokratien mit Desinformation 
und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, dass der Kreml 
unmittelbar nach der Beerdigung Nawalnys, zu der un-
zählige mutige und freiheitsliebende Russen kamen, und 
der Offenlegung der Geheimidentität von Jan Marsalek 
die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher Offiziere der 
Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah mit einem Ziel: 
die Bundesregierung zu destabilisieren, die Bundeswehr 
zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu verunsichern. 
Dieser gefährlichen Strategie müssen wir ein Ende berei-
ten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage.

Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unter-
stützung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar 
kommuniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen 
laut Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch 
in den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koali-
tion gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten 
sind ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es 

das falsche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln 
abzuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoa-
lition mit wechselnden Mehrheiten abstimmt. Im Übrigen 
entscheidet über die Frage der Waffenlieferung am Ende 
allein der Bundessicherheitsrat und nicht der Deutsche 
Bundestag.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 
die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.

Anlage 3

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Maik Außendorf, Tobias B. 
Bacherle, Karl Bär, Katharina Beck, Dr. Franziska 
Brantner, Dr. Janosch Dahmen, Leon Eckert, 
Marcel Emmerich, Matthias Gastel, Sabine 
Grützmacher, Bruno Hönel, Dr. Anton Hofreiter, 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Chantal Kopf, Philip 
Krämer, Laura Kraft, Renate Künast, Dr.-Ing. Zoe 
Mayer, Boris Mijatović, Sascha Müller, Sara Nanni, 
Dr. Paula Piechotta, Dr. Manuela Rottmann, 
Dr. Sebastian Schäfer, Melis Sekmen, Dr. Anne 
Monika Spallek, Niklas Wagener, Robin Wagener 
und Tina Winklmann (alle BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

zu der namentlichen Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU: Unter-
stützung für die Ukraine konsequent fortsetzen – 
Lieferung des Taurus-Marschflugkörpers beschlie-
ßen
(Tagesordnungspunkt 7 a)
Für uns stehen langfristiger Frieden, Freiheit und De-

mokratie auf dem europäischen Kontinent und das si-
chere und würdevolle Leben der Menschen in der 
Ukraine im Mittelpunkt. Ziel unserer Politik ist daher 
die vollumfängliche Unterstützung der Ukraine und ihrer 
Menschen so lange wie nötig. Ziel unserer Politik ist 
daher die Verteidigung ihrer Souveränität, die Befreiung 
aus brutalster russischer Besatzung und die Wiederher-
stellung der vollen territorialen Integrität der Ukraine. 
Ziel unserer Politik ist daher die Wiederherstellung und 
Sicherung des Friedens in ganz Europa. Ziel unserer Po-
litik ist daher eine regelbasierte Friedens- und Sicher-
heitsordnung, in der Konflikte diplomatisch in den dafür 
vorgesehenen Foren wie den Vereinten Nationen oder der 
OSZE und nicht militärisch auf dem Schlachtfeld aus-
getragen werden.

Ziel unserer Politik ist und bleibt ein dauerhafter po-
sitiver Frieden in der Ukraine und damit in Europa, der 
Sicherheit, Freiheit und Wohlstand gewährleistet. Dafür 
braucht es die verlässliche, geschlossene und entschlos-
sene Unterstützung unter Demokratinnen und Demokra-
ten – national wie international. Denn die Ukrainerinnen 
und Ukrainer verteidigen auch unsere Freiheit in Europa.
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Für den Frieden und die Sicherheit in Europa ist ent-
scheidend, dass Wladimir Putin und sein Regime mit 
ihrem genozidalen Angriffskrieg gegen die Ukraine 
scheitern, dass die Ukraine ihren Befreiungs- und Ver-
teidigungskampf gewinnt. Frieden und Sicherheit kann 
es nur geben, wenn Russland seinen unbegründeten An-
griffskrieg und imperialistischen Feldzug nicht fortfüh-
ren kann.

Seit Beginn des völkerrechtswidrigen russischen An-
griffskriegs bekräftigt der Bundestag die militärische Un-
terstützung der Ukraine und stärkt somit die Verteidi-
gungsfähigkeit des Landes und seiner Partner. Der 
Bundestag hat bei seinen Beschlüssen stets Wert auf ein 
ganzheitliches Sicherheitskonzept gelegt und dabei we-
der ein einziges Waffensystem explizit hervorgehoben, 
aber vor allem auch keines explizit ausgeschlossen. Alle 
gelieferten Waffensysteme wirken in ihrer Gesamtheit 
und der verbundenen Nutzung. Kein singuläres Waffen-
system wird den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine allein entscheiden.

Die militärische Unterstützung der internationalen Ge-
meinschaft für die Ukraine hat massiv zur Verteidigung 
und Befreiung des Landes beigetragen. Dank ihr sind 
heute weniger Ukrainer/-innen dem russischen Terror 
der Vergewaltigung, Verschleppung, Folter und des Mor-
des ausgesetzt. Die ukrainischen Partner/-innen haben 
bewiesen, dass sie beim Einsatz der gelieferten Waffen 
das humanitäre Kriegs- und Völkerrecht wahren und ge-
troffene Vereinbarungen und Verträge vollumfänglich er-
füllen.

Die Debatte um die bestmögliche Unterstützung der 
Ukraine ist Teil unserer souveränen demokratischen Kul-
tur. Dem Bundestag kommt in Fragen der Verteidigung 
verfassungsrechtlich eine besondere Bedeutung zu. Vor 
diesem Hintergrund irritieren Einlassungen über den An-
trag der Koalition zur vollumfänglichen Unterstützung 
der Ukraine außerhalb des Bundestags.

Am 22. Februar 2024 hat der Bundestag der Bundes-
regierung klare strategische Empfehlungen formuliert 
und zur Lieferung von zusätzlichen weitreichenden Waf-
fensystemen aufgefordert. Er fordert, die Ukraine in je-
nen Fähigkeiten zu stärken, die Angriffe auf militärische 
Ziele wie Munitionsdepots, Versorgungsrouten und 
Kommandoposten weit hinter den Frontlinien ermögli-
chen. Diese Fähigkeiten braucht es zusätzlich zur drin-
gend benötigten Artilleriemunition, um die russischen 
Angriffstruppen auf Abstand zu halten, russische An-
griffsfähigkeiten zu mindern, Angriffe auf die Menschen 
und die zivile Infrastruktur zu verringern, die freie Pas-
sage im westlichen Schwarzen Meer sicherzustellen. Sie 
sind relevant, um die Verteidigungsfähigkeiten der 
Ukraine insgesamt zu stärken. Wir begrüßen daher die 
Lieferung europäischer und amerikanischer Marschflug-
körper. Die Sonderausschusssitzung des Verteidigungs-
ausschuss am 11. März 2024 bestärkt uns in der Über-
zeugung, dass auch Deutschland diese Fähigkeiten mit 
dem Marschflugkörper Taurus zur Verfügung stellen 
kann und sollte. Wir unterstützen ausdrücklich Über-
legungen hinsichtlich eines Ringtausches und ermutigen 

die Bundesregierung, diesen Weg zu gehen, um Frieden 
und Sicherheit für Europa und Deutschland langfristig zu 
sichern.

Wladimir Putins Kalkül zielt auf Spaltung. Die Debatte 
über die Lieferung von westlichen Marschflugkörpern 
darf nicht weiter zu einer nationalen wie internationalen 
Belastungsprobe heranwachsen. Es ist darum zynisch, 
gefährlich und, angesichts der unzähligen Opfer, pietät-
los, die Unterstützung der Ukraine in ihrem Verteidi-
gungskampf für innenpolitische Auseinandersetzungen 
zu missbrauchen. Alle Demokraten stehen in der Verant-
wortung, nicht aus innenpolitischem Kalkül heraus 
Ängste zu schüren oder Misstrauen gegenüber Partnern 
zu säen. Uns alle eint die Hoffnung auf schnellstmögli-
chen Frieden für die Menschen in der Ukraine und uns 
alle in Europa.

Wir unterstützen den Friedensplan von Präsident Wo-
lodymyr Selenskyj und der ukrainischen Regierung. Da-
für ist von entscheidender Bedeutung, die Ukraine in 
vollem Umfang zu stärken, um die besetzten Gebiete ein-
schließlich der Krim zu befreien und ihre völkerrechtlich 
anerkannten Grenzen wiederherzustellen. Dies erfordert 
eine erhebliche Ausweitung der deutschen und europäi-
schen Rüstungs- und Munitionsproduktionskapazitäten 
sowie der Instandsetzungsmöglichkeiten für bereits ge-
lieferte Güter. Auch angesichts des Ungleichgewichts 
zwischen der russischen und ukrainischer Munitions-
beständen muss die Ukraine in der Fähigkeit gestärkt 
werden, weit hinter den Frontlinien Angriffe auf militä-
rische Ziele wie Munitionsdepots, Versorgungsrouten 
und Kommandoposten durchzuführen. Hierzu hat der 
Koalitionsantrag bereits die notwendigen Weichen ge-
stellt und aufgefordert, Militärhilfe im für die Verteidi-
gung und Wiederherstellung der vollständigen territoria-
len Integrität und Souveränität der Ukraine erforderlichen 
Maße bereitzustellen. Daher stimmen wir dem Antrag der 
CDU/CSU gemäß der Beschlussempfehlung nicht zu.

Anlage 4

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Kristine Lütke, Bernd Reuther 
und Ria Schröder (alle FDP) zu der namentlichen 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU: Unterstützung für die Ukraine 
konsequent fortsetzen – Lieferung des Taurus- 
Marschflugkörpers beschließen
(Tagesordnungspunkt 7 a)
Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
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und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen.

Damit fordert der Deutsche Bundestag die Lieferung 
des Waffensystems Taurus, weil kein anderes System 
diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah 
mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabilisieren, 
die Bundeswehr zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu 
verunsichern. Dieser gefährlichen Strategie müssen wir 
ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage. 
Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unterstüt-
zung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar kom-
muniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen laut 
Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch in 
den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koalition 
gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten sind 
ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es das fal-
sche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln ab-
zuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoali-
tion mit wechselnden Mehrheiten abstimmt. Im Übrigen 
entscheidet über die Frage der Waffenlieferung am Ende 
allein der Bundessicherheitsrat und nicht der Deutsche 
Bundestag.

Anlage 5

Erklärungen nach § 31 GO 

zu der namentlichen Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU: Unter-

stützung für die Ukraine konsequent fortsetzen – 
Lieferung des Taurus-Marschflugkörpers beschlie-
ßen
(Tagesordnungspunkt 7 a)

Valentin Abel (FDP):
Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement ist ganz-
heitlich: Verlässliche und nachhaltige militärische sowie 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau sowie die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat sich immer wieder sehr für 
eine Lieferung von Taurus eingesetzt. Taurus kann als 
wirksamstes Waffensystem zur Bekämpfung strategi-
scher Ziele auch weit hinter der Frontlinie und wichtiger 
russischer Nachschubwege angesehen werden und befin-
det sich in Deutschlands Beständen. Als Koalition haben 
wir in der letzten Sitzungswoche den umfassenden und 
substanziellen Antrag „Zehn Jahre russischer Krieg ge-
gen die Ukraine – Die Ukraine und Europa entschlossen 
verteidigen“ eingebracht und beschlossen (Drucksache 
20/10375). Dieser enthält unter anderem die Forderung 
nach der Lieferung von mehr Munition und zusätzlich 
erforderlichen weitreichenden Waffensystemen, um es 
der Ukraine zu ermöglichen, völkerrechtskonforme, ge-
zielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Kein anderes System als das Waffensystem 
Taurus kann diese Forderungen erfüllen – der Deutsche 
Bundestag fordert dementsprechend implizit dessen Lie-
ferung.

Wir müssen den Versuchen des Kremls, geltendes Völ-
kerrecht und die europäische Friedensordnung zu zerstö-
ren, die Stärke unserer Demokratie entgegenstellen. Wla-
dimir Putin flutet ganz Europa und alle freiheitlichen 
Demokratien mit Desinformation und Fake News. Die 
Veröffentlichung der Tonaufnahme eines Gesprächs ho-
her Offiziere der Luftwaffe durch den Kreml unmittelbar 
nach der Beerdigung Nawalnys – zu der unzählige mutige 
und freiheitsliebende Russen kamen – und der Offenle-
gung der Geheimidentität von Jan Marsalek ist kein Zu-
fall, sondern Kalkül. Das Ziel: die Bundesregierung de-
stabilisieren, die Bundeswehr beschädigen und die 
Öffentlichkeit verunsichern. Dieser gefährlichen Strate-
gie müssen wir ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. Es 
ist offensichtlich, dass weite Teile der Regierung und der 
Koalitionsfraktionen sich für eine Lieferung von Taurus 
aussprechen – auch das stellen CDU/CSU in ihrem An-
trag pauschal infrage. Wir als FDP-Bundestagsfraktion 
haben unsere Unterstützung zur Lieferung von Taurus 
von Anfang an klar kommuniziert. Es ist bekannt, dass 
die Koalitionsfraktionen laut Koalitionsvertrag im Deut-
schen Bundestag wie auch in den unterschiedlichen Gre-
mien dem Usus entsprechend gemeinsam abstimmen. 
Wechselnde Mehrheiten sind ausgeschlossen. Vor diesem 
Hintergrund wäre es das falsche Zeichen, von parlamen-
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tarischen Spielregeln abzuweichen, indem man innerhalb 
der Regierungskoalition mit wechselnden Mehrheiten ab-
stimmt. Im Übrigen entscheidet über die Frage der Waf-
fenlieferung am Ende allein der Bundessicherheitsrat und 
nicht der Deutsche Bundestag.

In Anbetracht der aufgeführten Umstände stimme ich 
gegen den Antrag der CDU/CSU-Fraktion „Unterstüt-
zung für die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung 
des Taurus-Marschflugkörpers beschließen“.

Mario Czaja (CDU/CSU):

Ich habe heute im Deutschen Bundestag erneut gegen 
die Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern an die 
Ukraine gestimmt. Die Sachlage hat sich gegenüber der 
ersten diesbezüglichen Abstimmung nicht verändert: Die 
Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern an die Ukraine 
würde die Gefahr bergen, dass der Konflikt weiter eska-
liert und sich die Spannungen verschärfen. Aufgrund ih-
rer großen Reichweite könnten die Marschflugkörper 
auch als Angriffswaffe genutzt werden. Auch mit dem 
Blick auf die Geschichte und die besondere Verantwor-
tung unseres Landes möchte ich mir nicht vorstellen, dass 
eine offensivfähige Waffe made in Germany vor den 
Toren Moskaus oder sonst irgendwo in Russland ein-
schlägt und dort zivile Opfer fordert.

Allerdings, und auch das möchte ich an dieser Stelle 
deutlich betonen, trete ich unverändert für Solidarität mit 
der Ukraine ein, wenn es darum geht, sie bei der Ver-
teidigung des Landes gegen die russischen Angriffe zu 
unterstützen.

Zwei Jahre nach Beginn dieses leidbringenden Krieges 
sollten alle Anstrengungen unternommen werden, um 
Russland an den Verhandlungstisch zu bringen und einen 
auch und besonders für die Ukraine verlässlichen Frieden 
zu schließen. Das sinnlose Sterben von Zivilisten und 
Soldaten, das Tag für Tag weitergeht, muss so schnell 
es geht beendet werden.

Otto Fricke (FDP):

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 

gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag im 
Ergebnis die Lieferung des Waffensystems Taurus, weil 
kein anderes System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der deutschen Luftwaffe veröffentlicht hat. 
Das geschah mit einem Ziel: die Bundesregierung zu 
destabilisieren, die Bundeswehr zu beschädigen und die 
Öffentlichkeit zu verunsichern. Dieser gefährlichen Stra-
tegie müssen wir entgegentreten.

Der vorliegende Antrag der Union hingegen bedient 
sich schlichter Oppositionsrhetorik, etwa dahin gehend, 
dass der Bundesverteidigungsminister sich Ausreden be-
diene. Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile 
der Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durch-
aus für eine Lieferung von Taurus aussprechen – selbst 
das stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage. 
Die FDP-Bundestagsfraktion hat die Unterstützung zur 
Lieferung von Taurus von Anfang an klar kommuniziert. 
Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen gemäß Koali-
tionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch in seinen 
unterschiedlichen Gremien, wie bisher übrigens jede 
Koalition, gemeinsam stimmen. Wechselnde Mehrheiten 
sind ausgeschlossen.

Vor diesem Hintergrund wäre es das falsche Zeichen, 
von parlamentarischen Spielregeln abzuweichen, indem 
man innerhalb der Regierungskoalition mit wechselnden 
Mehrheiten abstimmt. Insbesondere aus diesen Gründen 
stimme ich diesem Antrag der CDU/CSU nicht zu. Im 
Übrigen entscheidet über die Frage der Waffenlieferung 
am Ende insbesondere der Bundessicherheitsrat und nicht 
der Deutsche Bundestag.

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
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gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah 
mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabilisieren, 
die Bundeswehr zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu 
verunsichern. Dieser gefährlichen Strategie müssen wir 
ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage. 
Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unterstüt-
zung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar kom-
muniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen laut 
Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch in 
den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koalition 
gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten sind 
ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es das fal-
sche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln ab-
zuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoali-
tion mit wechselnden Mehrheiten abstimmt. Im Übrigen 
entscheidet über die Frage der Waffenlieferung am Ende 
allein der Bundessicherheitsrat und nicht der Deutsche 
Bundestag. Der Deutsche Bundestag hat durch Beschluss 
des bereits angesprochenen Antrags als auch durch Frei-
gabe der entsprechenden Mittel im Haushalt den Weg für 
die Lieferung des Waffensystems Taurus frei gemacht.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 
die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.

Martin Gassner-Herz (FDP):
Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-

arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann. Auch ich persön-
lich bin der Meinung, dass die Lieferung der Taunus- 
Marschflugkörper die Ukraine unterstützen kann, und 
befürworte diese.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah 
mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabilisieren, 
die Bundeswehr zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu 
verunsichern. Dieser gefährlichen Strategie müssen wir 
ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage. 
Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unterstüt-
zung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar kom-
muniziert.

Einen früheren Entschließungsantrag der Unionsfrak-
tion (Drucksache 20/10053) zur Taurus-Lieferung hatte 
ich nicht abgelehnt. Nun missbraucht die Unionsfraktion 
diese eigentliche Sachentscheidung aber als politisches 
Symbol. Dies kann ich nicht mittragen. Es verengt die 
dringende Diskussion über eine umfassende Unterstüt-
zung der Ukraine auf ein einzelnes Waffensystem, das 
wichtig ist, aber nach meiner Einschätzung nicht den 
Kriegsverlauf entscheiden wird. Dass der Deutsche Bun-
destag vom Bundessicherheitsrat eine Lieferung des Tau-
rus erwartet, ist bereits in der letzten Sitzung zum Aus-
druck gekommen.
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Der neuerliche Antrag der Unionsfraktion bietet kei-
nen Mehrwert. Ich werde diesen entsprechend ablehnen.

Nils Gründer (FDP):

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Damit haben wir als FDP-Bundestagsfraktion ausführ-
lich Stellung zu unserer langfristigen Strategie für die 
Unterstützung der Ukraine bezogen. Unsere Ukrainepoli-
tik basiert auf dem kommunizierten Bedarf und den For-
derungen der Regierung in Kyjiw unter Berücksichtigung 
unserer Verantwortung gegenüber der Sicherheit der 
Bundesrepublik. Dabei darf kein Zweifel aufkommen: 
Putin fordert mit seinem Angriffskrieg die Freiheit und 
Sicherheit ganz Europas heraus. Das tut er nicht nur auf 
dem Schlachtfeld in der Ukraine, sondern auch, indem er 
versucht die Institutionen internationaler Kooperation zu 
untergraben und den Diskurs in der Öffentlichkeit und 
den sozialen Medien zu manipulieren. Es kommt für 
uns nicht in Frage, die von Putin erhoffte Spaltung unse-
rer Gesellschaft anzuheizen, indem wir den parlamenta-
rischen Raum in einer so essenziellen Frage für parteitak-
tische Machtspiele missbrauchen.

Der vorliegende Antrag muss sich allerdings genau das 
vorwerfen lassen. Die erneute Debatte über diesen im 
Plenum bereits behandelten Punkt dient nicht der besten 
und umfangreichsten Unterstützung der Ukraine. Auch 
ändert er nichts an unserer Unterstützung für die Liefe-
rung des Waffensystems Taurus, die wir hier im Bundes-
tag und an diversen anderen Stellen wiederholt betonen. 
Im Übrigen entscheidet über die Frage der Waffenliefe-
rung am Ende allein der Bundessicherheitsrat und nicht 
der Deutsche Bundestag.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 

die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.

Peter Heidt (FDP):

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah 
mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabilisieren, 
die Bundeswehr zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu 
verunsichern. Dieser gefährlichen Strategie müssen wir 
ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage. 
Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unterstüt-
zung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar kom-
muniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen laut 
Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch in 
den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koalition 
gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten sind 
ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es das fal-
sche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln ab-
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zuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoali-
tion mit wechselnden Mehrheiten abstimmt. Im Übrigen 
entscheidet über die Frage der Waffenlieferung am Ende 
allein der Bundessicherheitsrat und nicht der Deutsche 
Bundestag. Da wir mit unserem Antrag (Drucksache 20/ 
10375) die Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern im 
Deutschen Bundestag bereits beschlossen haben und jetzt 
der Bundessicherheitsrat am Zuge ist, müssen wir die 
Lieferung nicht erneut beschließen.

Markus Herbrand (FDP):

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Alexej 
Nawalnys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende 
Russen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität 
von Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs ho-
her Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das ge-
schah mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabili-
sieren, die Bundeswehr zu beschädigen und die 
Öffentlichkeit zu verunsichern. Dieser gefährlichen Stra-
tegie müssen wir ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich hin-
gegen klassischer Oppositionspolemik, etwa dahin ge-
hend, dass der Bundesverteidigungsminister sich Aus-
reden bediene. Mit ihren durchsichtigen Versuchen, die 
Regierungskoalition mit pauschalen Vorwürfen und For-
derungen vor sich herzutreiben, unterstützt die Union 
damit auch ein Stück weit das perfide Verhalten des rus-
sischen Diktators. Zumal mittlerweile sehr deutlich ge-
worden sein sollte, dass Teile der Regierung und der 

Koalitionsfraktionen sich durchaus für eine Lieferung 
von Taurus aussprechen – auch das stellen CDU/CSU 
in ihrem Antrag pauschal infrage. Und dass, obwohl der 
Union genau bekannt ist, dass über die Frage der Waffen-
lieferung am Ende allein der Bundessicherheitsrat und 
nicht der Deutsche Bundestag entscheidet.

Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unter-
stützung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar 
kommuniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen 
so wie bisher auch jede andere Regierungskoalition im 
Deutschen Bundestag und den unterschiedlichen Gre-
mien gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten 
sind ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es 
das falsche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln 
abzuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoa-
lition mit wechselnden Mehrheiten abstimmt.

Ich werde dem Antrag der Union (Drucksache 20/ 
9143) daher nicht zustimmen und der Beschlussempfeh-
lung des Auswärtigen Ausschusses (Drucksache 20/ 
10433) zur Ablehnung des Antrags folgen.

Manuel Höferlin (FDP):
Meine Kolleginnen und Kollegen der Koalitionsfrak-

tionen und ich stehen fest an der Seite der Ukrainerinnen 
und Ukrainer.

Unser Engagement beinhaltet eine verlässliche und 
nachhaltige militärische und wirtschaftliche Unterstüt-
zung, Hilfe für den Wiederaufbau und für die zukünftige 
Eingliederung in von der Ukraine gewählte Bündnisse 
sowie die rechtliche Aufarbeitung der Gräueltaten des 
russischen Regimes.

Die FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr 
deutlich gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von 
Taurus einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur 
Bekämpfung strategischer Ziele auch weit hinter der 
Frontlinie und wichtiger russischer Nachschubwege an-
gesehen werden kann und sich in Deutschlands Bestän-
den befindet.

Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ einge-
bracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die Forde-
rung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
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Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah 
mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabilisieren, 
die Bundeswehr zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu 
verunsichern. Dieser gefährlichen Strategie müssen wir 
ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich jedoch 
klassischer Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass 
der Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – was CDU/ 
CSU in ihrem Antrag pauschal infrage stellen.

Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unter-
stützung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar 
kommuniziert! Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen 
laut Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch 
in den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koali-
tion gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten 
sind ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es 
das falsche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln 
abzuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoa-
lition mit wechselnden Mehrheiten abstimmt.

Im Übrigen entscheidet über die Frage der Waffenlie-
ferung am Ende allein der Bundessicherheitsrat und nicht 
der Deutsche Bundestag.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 
die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden und substanziellen Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ ein-
gebracht (Drucksache 20/10375). Dieser enthält die For-
derung nach der Lieferung von zusätzlich erforderlichen 
weitreichenden Waffensystemen und Munition, um die 
Ukraine in die Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, 
gezielte Angriffe auf strategisch relevante Ziele weit im 
rückwärtigen Bereich des russischen Aggressors zu er-
möglichen. Damit fordert der Deutsche Bundestag die 
Lieferung des Waffensystems Taurus, weil kein anderes 
System diese Forderung erfüllen kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sen kamen, und der Offenlegung der Geheimidentität von 
Jan Marsalek die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher 
Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah 
mit einem Ziel: die Bundesregierung zu destabilisieren, 
die Bundeswehr zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu 
verunsichern. Dieser gefährlichen Strategie müssen wir 
ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellen CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage. 
Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unterstüt-
zung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar kom-
muniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen laut 
Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch in 
den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koalition 
gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten sind 
ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es das fal-
sche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln ab-
zuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoali-
tion mit wechselnden Mehrheiten abstimmt. Im Übrigen 
entscheidet über die Frage der Waffenlieferung am Ende 
allein der Bundessicherheitsrat und nicht der Deutsche 
Bundestag.

Aus den dargelegten Gründen werde ich der Ableh-
nung des Antrags der CDU/CSU zustimmen.

Dr. Kristian Klinck (SPD):
Der Bundeskanzler hat entschieden, dass die Letztent-

scheidung über die Zielauswahl des Lenkflugkörpers 
Taurus aufgrund der Reichweite und Zerstörungskraft 
der Waffe bei Deutschland bleiben muss. Da dies ohne 
die Beteiligung deutscher Soldaten nicht möglich sei, 
habe er entschieden, die Waffe nicht zu liefern. Meiner 
Überzeugung nach muss der Bundeskanzler eine solche 
Frage entscheiden dürfen. Sein Handlungsspielraum 
sollte nun von allen Beteiligten respektiert werden.

Ich halte die Diskussion um den Taurus für lähmend, 
weil sie von dem ablenkt, was eigentlich für die Ukraine 
getan werden muss. Sie verdeckt, dass Deutschland mit 
weitem Abstand der größte europäische Unterstützer der 
Ukraine ist, und sie droht tiefe Gräben aufzureißen. Alle 
an der Diskussion Beteiligten sollten sich überlegen, wie 
sie dazu beitragen können, dass die demokratische Mitte 
des Bundestags bei der Unterstützung der Ukraine wieder 
stärker zusammenfindet.

Unter den Verteidigern der Entscheidung des Bundes-
kanzlers helfen diejenigen der Sache nicht, die implizit 
die Bündnissolidarität infrage stellen. Ein Angriff auf 
NATO-Gebiet würde eine abgestimmte und angemessene 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 157. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. März 2024                                                                                                                                                                                              20247 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Gegenreaktion unserer Allianz auslösen. Das weiß auch 
Russland und deswegen wird es einen solchen Angriff 
nicht geben. Ein Einsatz des Taurus durch ausschließlich 
ukrainische Soldatinnen und Soldaten, der allerdings erst 
nach einer langen Ausbildungszeit möglich wäre, würde 
an den Bündnisverpflichtungen innerhalb der mächtigs-
ten Militärallianz der Menschheitsgeschichte nichts än-
dern. Unterhalb der Schwelle des Einsatzes deutscher 
Soldaten in der Ukraine – die niemand überschreiten 
will – wird sich der Konflikt nicht ausweiten. Der Bun-
deskanzler hat sich in der Gesamtabwägung gegen die 
Lieferung des Taurus entschieden. Diesen Entschei-
dungsspielraum verteidige ich gemeinsam mit vielen an-
deren. Dabei rate ich davon ab, die vermeintliche Gefahr 
einer Ausweitung des Konflikts öffentlich zu diskutieren.

Die Kritiker der Taurus-Entscheidung haben Grenzver-
letzungen begangen. Der subjektive Eindruck, die Bun-
desregierung tue nicht genug für die Ukraine, rechtfertigt 
keine verbalen Entgleisungen. Das Kanzleramt arbeitet 
zusammen mit den zuständigen Ministerien jeden Tag 
daran, militärische Güter für die Ukraine aufzutreiben 
und zu liefern. Die Vorwürfe an den Bundeskanzler sind 
zurückzuweisen.

Die CDU/CSU ist nicht gut beraten, die Frage um ein 
einzelnes Waffensystem parteipolitisch zu instrumentali-
sieren. Vielmehr sollten die Parteien, die die Unterstüt-
zung der Ukraine tragen, ihre Kräfte stärker bündeln. Die 
Wahrnehmung der uns übertragenen Verantwortung er-
fordert es, dass wir uns respektvoll über den richtigen 
Weg austauschen. Wir dürfen rhetorisch keine so tiefen 
Gräben aufreißen, dass wir unsere Gesprächs- und Hand-
lungsfähigkeit verlieren. Das wäre eine weitere Tragödie. 
Denn eine breite demokratische Mehrheit in der deut-
schen Politik will bei der Ukraine-Hilfe das Richtige 
und ist sich im Herzen einig, auch wenn sie das selbst 
mitunter nicht erkennt.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Besagte Beschlussempfehlung ist im Kontext der Aus-

sagen des Sprechers der Staatsduma der Föderationsver-
sammlung der Russischen Föderation, Wolodin, zu ver-
stehen.

„Wir warnen Deutschland davor, diese Raketen zu sen-
den. Wenn ihr das tut, werden wir unseren Proxys sagen, 
dass sie eine Debatte darüber führen sollen, ob Deutsch-
land Kriegspartei ist.“

Dieser erneute verbale Angriff auf Deutschlands Sou-
veränität enthält meiner Ansicht nach einen wahren Kern. 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist der 
größte und gefährlichste Kollaborateur Russlands und 
seiner Geheimdienste auf deutschem Boden. Nicht aus 
einer Position der Völkerfreundschaft oder des Friedens-
willens heraus, sondern aus reiner Erpressbarkeit und 
feiger Appeasement-Politik heraus agiert die Ampelkoa-
lition unter Führung der SPD gegen die Interessen unse-
rer Verbündeter und die Sicherheit Europas.

Zum anderen möchte ich die Frau Bundestagspräsiden-
tin dringend bitten, den SPD-Fraktionschef Mützenich, 
welcher Konsequenzen für Abgeordnete gefordert hat, 
die bei der neuerlichen Bundestagsentscheidung über 

die Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern an die 
Ukraine gegen die Koalitionslinie votieren, an Artikel 38 
des Grundgesetzes und die Tatsache, dass Abgeordneten 
bei der Ausübung dieses Amtes nicht an Weisungen ge-
bunden sind, zu erinnern. Es sollte außer Frage stehen, 
dass Bundestagsabgeordnete ihr Mandat grundgesetz-
konform ausüben können. Ich bitte die Frau Bundestags-
präsidentin dringend, hier im Sinne unserer Gesetze und 
der Abgeordneten tätig zu werden.

Der Beschlussempfehlung und dem Bericht des Aus-
wärtigen Ausschusses werde ich selbstredend nicht zu-
stimmen, er verletzt die Würde unserer Nation.

Wolfgang Kubicki (FDP):

Seit Beginn des russischen Angriffskrieges auf die 
Ukraine haben die Bundesregierung und die sie tragen-
den Fraktionen immer wieder deutlich gemacht, dass 
Russland diesen Krieg nicht gewinnen dürfe, oder gar, 
dass die Ukraine diesen Krieg gewinnen müsse. Es war 
und ist über die Fraktionsgrenzen hinweg weitgehend 
unstreitig, dass diese Ziele nur erreicht werden können, 
wenn die internationale Gemeinschaft der Ukraine im 
Rahmen des Völkerrechts konkrete und möglichst umfas-
sende militärische Hilfe leistet.

Der vorliegende Antrag der CDU-CSU-Fraktion be-
nennt mit dem Waffensystem „Taurus“ namentlich, was 
der bereits im Februar vom Deutschen Bundestag be-
schlossene Antrag von SPD, Grünen und FDP, „Zehn 
Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die Ukraine 
und Europa entschlossen verteidigen“, Drucksache 20/ 
10375, implizit mit der „Lieferung von zusätzlich erfor-
derlichen weitreichenden Waffensystemen“ beschrieb. 
Inhaltlich ist dieser vorliegende Antrag, Drucksache 20/ 
9143, daher richtig und eine logische Folge des Februar- 
Beschlusses.

Problematisch ist jedoch, dass die Unionsfraktion aus 
einer auch für die Sicherheit Deutschlands hochrelevan-
ten Frage eine Angelegenheit der eigenen innenpoliti-
schen Profilierung macht. Es ist bitter und enttäuschend, 
dass die grundlegende und ernsthafte politische Debatte 
hierüber nicht im gemeinsamen Wirken und mit dem 
Einigungswillen aller demokratischen Kräfte, sondern 
zunächst unter dem Rubrum der Parteipolitik geführt 
wird. Ich ersuche die Union daher dringend, auf den 
Pfad der konstruktiven und verständigungsbereiten Zu-
sammenarbeit im außen- und verteidigungspolitischen 
Bereich zurückzukehren.

Zugleich wehre ich mich gegen Bestrebungen, wie 
etwa des sozialdemokratischen Fraktionsvorsitzenden 
Rolf Mützenich, in dieser Frage „Konsequenzen“ für 
frei gewählte Abgeordnete des Deutschen Bundestages – 
in diesem Falle von der Koalition – anzudrohen, wenn sie 
anders als von den Sozialdemokraten gewünscht abstim-
men sollten. Ich weise in aller Deutlichkeit darauf hin, 
dass weder der Koalitionsvertrag noch der politische 
Wille – weder des SPD-Fraktionsvorsitzenden noch des 
Bundeskanzlers – Artikel 38 Absatz 1 GG aus den An-
geln zu heben vermag. Ich fordere alle Beteiligten auf, 
derartige verfassungsfeindliche Forderungen jetzt und für 
weitere Zeit zu unterlassen. Wer solche Erklärungen in 
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die öffentliche Debatte einbringt, verwirkt das Recht, sich 
als Verteidiger unserer demokratischen Grundordnung zu 
bezeichnen.

Ich werde meine Kollegin Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann bei ihrem Wirken für den Schutz Deutsch-
lands und die Verteidigung unserer Freiheitswerte unter-
stützen und verteidige sie gegen jedwede unbotmäßigen 
Angriffe – auch vonseiten der Koalitionspartner.

In der Gesamtabwägung stimme ich mit Ja zur Druck-
sache 20/9143 und daher mit Nein zur entsprechenden 
Beschlussempfehlung Drucksache 20/10433.

Till Mansmann (FDP):
Die Koalitionsfraktionen bekunden uneingeschränkt 

ihre Solidarität mit dem ukrainischen Volk. Unsere Un-
terstützung manifestiert sich in verlässlicher, dauerhafter 
militärischer und wirtschaftlicher Hilfe, Beiträgen zum 
Wiederaufbau sowie der Unterstützung der Ukraine bei 
der Integration in selbstgewählte Bündnisse und der ju-
ristischen Aufarbeitung der Verbrechen des russischen 
Regimes. Insbesondere die FDP-Bundestagsfraktion hat 
wiederholt und nachdrücklich ihren Einsatz für die Be-
reitstellung von Taurus-Systemen zum Ausdruck ge-
bracht, die als effektivstes Mittel zur Bekämpfung strate-
gischer Ziele weit hinter den Frontlinien und gegen 
bedeutende russische Versorgungswege gelten und die 
in den Beständen Deutschlands vorrätig sind.

In der letzten Sitzungswoche haben wir als Koalition 
gemeinsam den bedeutenden und detaillierten Antrag 
„Zehn Jahre russischer Krieg gegen die Ukraine – Die 
Ukraine und Europa entschlossen verteidigen“ (Druck-
sache 20/10375) eingebracht. Dieser beinhaltet die 
Forderung nach der Bereitstellung zusätzlich benötig- 
ter Langstreckenwaffensysteme und Munition, um der 
Ukraine die Durchführung völkerrechtskonformer, präzi-
ser Schläge gegen strategisch wichtige Ziele im rückwär-
tigen Bereich des russischen Aggressors zu ermöglichen. 
Somit fordert der Deutsche Bundestag bereits die Bereit-
stellung des Taurus-Systems, da keine Alternative diese 
spezifische Anforderung erfüllen kann.

Parallel dazu ist es unabdingbar, den Versuchen des 
Kremls entgegenzutreten, das geltende Völkerrecht und 
die europäische Friedensordnung zu untergraben. Es ist 
kein Zufall, dass der Kreml Europa und alle demokrati-
schen Staaten mit einer Flut an Desinformation und fal-
schen Nachrichten überzieht. Ebenso wenig ist es Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beisetzung Nawal-
nys, zu der sich zahlreiche mutige und freiheitsliebende 
Russen versammelten, sowie der Enthüllung der gehei-
men Identität von Jan Marsalek eine Tonaufnahme von 
Gesprächen hochrangiger Luftwaffenoffiziere veröffent-
lichte, mit dem klaren Ziel, die Bundesregierung zu de-
stabilisieren, die Bundeswehr zu diskreditieren und die 
Öffentlichkeit zu verunsichern. Diese gefährliche Strate-
gie muss ein Ende finden.

Der Antrag der Union greift auf traditionelle opposi-
tionelle Polemik zurück, beispielsweise in Form der Kri-
tik, der Bundesverteidigungsminister würde sich Aus-
reden bedienen. Zudem ist längst offenkundig, dass sich 
Teile der Regierung und der Koalitionsfraktionen für eine 

Bereitstellung von Taurus aussprechen – ein Punkt, den 
die CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage stellt. 
Wir Freie Demokraten haben von Beginn an unsere Un-
terstützung für die Lieferung von Taurus klar kommuni-
ziert. Es ist bekannt, dass die Koalitionsfraktionen gemäß 
dem Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag sowie in 
den verschiedenen Gremien geschlossen abstimmen, wo-
bei wechselnde Mehrheiten ausgeschlossen sind. Vor die-
sem Hintergrund wäre es ein verfehltes Signal, von den 
parlamentarischen Gepflogenheiten abzuweichen, indem 
innerhalb der Regierungskoalition mit wechselnden 
Mehrheiten abgestimmt wird. Letztlich obliegt die Ent-
scheidung über Waffenlieferungen allein dem Bundes-
sicherheitsrat und nicht dem Deutschen Bundestag.

Daher werde ich trotz meiner Unterstützung der Be-
reitstellung des Taurus-Systems an die Ukraine der Be-
schlussempfehlung (Drucksache 20/10433) des Auswär-
tigen Ausschusses zustimmen und den Antrag 
„Unterstützung für die Ukraine konsequent fortsetzen – 
Lieferung des Taurus-Marschflugkörpers beschließen“ 
der CDU/CSU-Fraktion (Drucksache 20/9143) ablehnen.

Konrad Stockmeier (FDP):

Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 
Ukraine. Unser Engagement umfasst verlässliche und 
nachhaltige militärische und wirtschaftliche Unterstüt-
zung, Hilfe für den Wiederaufbau und für die zukünftige 
Eingliederung in von der Ukraine gewählte Bündnisse 
sowie die rechtliche Aufarbeitung der Gräueltaten des 
russischen Regimes. Die FDP-Bundestagsfraktion hat 
wiederholt deutlich gemacht, dass sie sich für eine Liefe-
rung von Taurus einsetzt, das als wirksamstes Waffen-
system zur Bekämpfung strategischer Ziele auch weit 
hinter der Frontlinie und wichtiger russischer Nachschub-
wege angesehen werden kann und sich in Deutschlands 
Beständen befindet. Als Koalition haben wir in der letz-
ten Sitzungswoche gemeinsam den umfassenden und 
substanziellen Antrag „Zehn Jahre russischer Krieg ge-
gen die Ukraine – Die Ukraine und Europa entschlossen 
verteidigen“ eingebracht (Drucksache 20/10375). Die- 
ser enthält die Forderung nach der Lieferung von zusätz-
lich erforderlichen weitreichenden Waffensystemen und 
Munition, um die Ukraine in die Lage zu versetzen, völ-
kerrechtskonforme, gezielte Angriffe auf strategisch re-
levante Ziele weit im rückwärtigen Bereich des russi-
schen Aggressors zu ermöglichen. Damit fordert der 
Deutsche Bundestag die Lieferung des Waffensystems 
Taurus, weil kein anderes System diese Forderung erfül-
len kann.

Wir müssen den Angriffen des Kremls auf geltendes 
Völkerrecht und die europäische Friedensordnung die 
Stärke unserer Demokratie entgegenstellen. Es ist kein 
Zufall, dass Wladimir Putin ganz Europa und alle frei-
heitlichen Demokratien mit Desinformation und Fake 
News flutet. Es ist kein Zufall, dass der Kreml unmittel-
bar nach der Beerdigung Nawalnys, zu der unzählige 
mutige und freiheitsliebende Russen kamen, und der Of-
fenlegung der Geheimidentität von Jan Marsalek die Ton-
aufnahme eines Gesprächs hoher Offiziere der Luftwaffe 
veröffentlicht hat. Das geschah mit folgendem Ziel: die 
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Bundesregierung zu destabilisieren, die Bundeswehr zu 
beschädigen und die Öffentlichkeit zu verunsichern. 
Diese Strategie Putins darf nicht aufgehen.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich der 
Situation unangemessener Oppositionspolemik, etwa da-
hin gehend, dass der Bundesverteidigungsminister sich 
Ausreden bediene. Es ist offensichtlich, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen. Das stellen 
CDU/CSU in ihrem Antrag pauschal infrage.

Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unter-
stützung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar 
kommuniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen 
gemäß ihrem Koalitionsvertrag im Deutschen Bundes-
tag – wie bisher jede Koalition – gemeinsam abstimmen. 
Wechselnde Mehrheiten sind ausgeschlossen. Daher 
wäre es das falsche Zeichen, von dieser Vereinbarung 
abzuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoa-
lition mit wechselnden Mehrheiten abstimmt. Vor allem 
aber ist auch darauf hinzuweisen: Über die Frage der 
Waffenlieferung entscheidet am Ende der Bundessicher-
heitsrat und nicht der Deutsche Bundestag.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 
die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.

Linda Teuteberg (FDP):
Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-
arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Die 
FDP-Bundestagsfraktion hat immer wieder sehr deutlich 
gemacht, dass sie sich für eine Lieferung von Taurus 
einsetzt, das als wirksamstes Waffensystem zur Bekämp-
fung strategischer Ziele auch weit hinter der Frontlinie 
und wichtiger russischer Nachschubwege angesehen 
werden kann und sich in Deutschlands Beständen befin-
det. Als Koalition haben wir in der letzten Sitzungswoche 
gemeinsam den umfassenden Antrag „Zehn Jahre russi-
scher Krieg gegen die Ukraine – Die Ukraine und Europa 
entschlossen verteidigen“ eingebracht (Drucksache 20/ 
10375). Dieser enthält die Forderung nach der Lieferung 
von zusätzlich erforderlichen weitreichenden Waffensys-
temen und Munition, um die Ukraine in die Lage zu ver-
setzen, völkerrechtskonforme, gezielte Angriffe auf stra-
tegisch relevante Ziele weit im rückwärtigen Bereich des 
russischen Aggressors zu ermöglichen. Damit fordert der 
Deutsche Bundestag die Lieferung des Waffensystems 
Taurus, weil kein anderes System diese Forderung erfül-
len kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 

Desinformation flutet. Es ist kein Zufall, dass der Kreml 
unmittelbar nach der Beerdigung Nawalnys, zu der un-
zählige mutige und freiheitsliebende Russen kamen, und 
der Offenlegung der Geheimidentität von Jan Marsalek 
die Tonaufnahme eines Gesprächs hoher Offiziere der 
Luftwaffe veröffentlicht hat. Das geschah mit einem Ziel: 
die Bundesregierung zu destabilisieren, die Bundeswehr 
zu beschädigen und die Öffentlichkeit zu verunsichern. 
Dieser gefährlichen Strategie müssen wir viel konzen-
trierter und wirksamer entgegentreten.

Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere Unter-
stützung zur Lieferung von Taurus von Anfang an klar 
kommuniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfraktionen 
laut Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag wie auch 
in den unterschiedlichen Gremien wie bisher jede Koali-
tion gemeinsam abstimmen. Wechselnde Mehrheiten 
sind ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund wäre es 
das falsche Zeichen, von parlamentarischen Spielregeln 
abzuweichen, indem man innerhalb der Regierungskoa-
lition mit wechselnden Mehrheiten abstimmt.

Zu den Gepflogenheiten der parlamentarischen Demo-
kratie gehört auch das Recht der Opposition, mit ihren 
Anträgen eine Regierungskoalition politisch herauszufor-
dern. Wie klug die jeweiligen Antragstexte im Einzelnen 
sind, steht auf einem anderen Blatt.

Zudem entscheidet über die Frage der Waffenlieferung 
letztlich allein der Bundessicherheitsrat und nicht der 
Deutsche Bundestag.

Demokratien sind zur Kriegführung weniger geeignet. 
Das ist ihre Stärke insofern, als sie auch empirisch nach-
weisbar nicht zu Angriffskriegen neigen. Zur Verteidi-
gung des Friedens in Freiheit und der dazu notwendigen 
Stärke des Rechts ist es indes notwendig, diese Eigen-
schaft von Demokratien nicht zu ihrer Schwäche werden 
zu lassen. Als Bundesrepublik Deutschland müssen wir 
daher eine sicherheitspolitische Kultur, die in Zeiten ob-
jektiver Bedrohung die Sicherheit des Landes schwächt 
und nicht stärkt, überwinden.

Aktuelle Beispiele dafür entspringen dem Wunsch 
nach Transparenz und größtmöglichem politischen 
Selbstschutz. Die Intensität der innenpolitischen Aus-
einandersetzung um sicherheitsrelevante Gegenstände 
steht jedenfalls im krassen Gegensatz zu ihrer sicher-
heitspolitischen Wirkkraft. Notwendige politische Debat-
ten müssen so geführt werden (können), dass sie weder 
unsere Soldaten im Einsatz noch unsere nationale und die 
Sicherheit unserer Bündnisse sowie des dazu notwendi-
gen Vertrauens unserer Verbündeten gefährden. Weder 
fahrlässig noch zum politischen Selbstschutz dürfen si-
cherheitsrelevante Informationen dem Aggressor auf 
dem Silbertablett serviert werden.

Wirksame Abschreckung erfordert die Grauzone stra-
tegischer Mehrdeutigkeit. Unabhängig davon, wie im 
Einzelnen die einsatztechnische und völkerrechtliche Be-
urteilung eines Waffensystems oder ähnlicher Fragen 
ausfällt, ist eines für mich gewiss: Es ist unklug, dem 
Aggressor sein gesamtes strategisches Kalkül zu offen-
baren und die Grenzen seiner Unterstützung offenzule-
gen.
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Die notwendige strategische Mehrdeutigkeit gegen-
über dem Aggressor steht in einem Zielkonflikt mit 
dem legitimen Interesse der Öffentlichkeit in einer De-
mokratie.

Zu der Ordnung der Freiheit, die es entschlossen zu 
verteidigen gilt, gehört die parlamentarische Parteiende-
mokratie. Ihr Ansehen und ihre Funktionsfähigkeit sind 
wichtige Aspekte meiner Entscheidungsfindung. Abge-
ordnete sind keine Statisten. Diese liberale parlamentari-
sche Demokratie zu fördern und zu verteidigen, erfordert 
zuallererst politische Debatten und parlamentarische Be-
ratungen, die diesen Namen verdienen. Hier gibt es deut-
lichen Verbesserungsbedarf.

Wenn ich heute nach reiflicher Überlegung gemäß par-
lamentarischen und koalitionsüblichen Gepflogenheiten 
abstimme, bedeutet dies nicht, für Druck und Drohungen 
von wem auch immer empfänglich zu sein. Im Gegenteil 
entspringt es der Überlegung, dass Trotz das Gegenteil 
von Unabhängigkeit ist.

Berechtigter Ärger über unzureichende und arrogante 
Kommunikation gegenüber Abgeordneten sind schlechte 
alleinige Ratgeber. Die Bereitschaft, in Verantwortung 
und Wahrnehmung des freien Mandats auch abweichend 
abzustimmen, beschränke ich in der Regel auf Abstim-
mungen, bei denen das Abstimmungsverhalten in der 
Sache auch rechtliche Konsequenzen wie das Zustande-
kommen eines Gesetzes oder die Mandatierung eines 
Einsatzes unserer Bundeswehr hat.

Wer Verunsicherung und Zwietracht, die uns selbst und 
unsere Bündnisse schwächen, vermeiden will, muss sich 
Vertrauen und Autorität durch Führung nach innen und 
außen verdienen. Wir müssen das Richtige tun, ohne es 
durch Geschwätzigkeit zu entwerten.

Damit das in der Sache Richtige ohne Geschwätzigkeit 
entschieden werden kann und damit der notwendigen 
Projektion planvoller Stärke dient, müssen alle Verant-
wortlichen durch ihre Kommunikation dazu beitragen, 
dass Abgeordnete begründet darauf vertrauen können, 
ohne als geschwätzig wirkenden öffentlichen Druck not-
wendige Schritte erst herbeiführen zu müssen.

Das antiparlamentarische Ressentiment, dass frak-
tions- und koalitionskonformes Abstimmungsverhalten 
per se problematisch, ja ehrenrührig sei, will ich für 
eine rein taktisch-symbolische Abstimmung nicht bedie-
nen.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 
die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.

Nicole Westig (FDP):
Die Koalitionsfraktionen stehen fest an der Seite der 

Ukrainerinnen und Ukrainer. Unser Engagement beinhal-
tet eine verlässliche und nachhaltige militärische und 
wirtschaftliche Unterstützung, Hilfe für den Wiederauf-
bau und für die zukünftige Eingliederung in von der 
Ukraine gewählte Bündnisse sowie die rechtliche Auf-

arbeitung der Gräueltaten des russischen Regimes. Wir 
als FDP-Bundestagsfraktion haben immer wieder sehr 
deutlich gemacht, dass wir uns für eine Lieferung von 
Taurus einsetzen, das als wirksamstes Waffensystem zur 
Bekämpfung strategischer Ziele auch weit hinter der 
Frontlinie und wichtiger russischer Nachschubwege 
angesehen werden kann und sich in Deutschlands Be-
ständen befindet. Als Koalition haben wir in der letzten 
Sitzungswoche gemeinsam den umfassenden und sub-
stanziellen Antrag „Zehn Jahre russischer Krieg gegen 
die Ukraine – Die Ukraine und Europa entschlossen ver-
teidigen“ eingebracht (Drucksache 20/10375). Dieser 
enthält die Forderung nach der Lieferung von zusätzlich 
erforderlichen weitreichenden Waffensystemen und 
Munition, um die Ukraine in die Lage zu versetzen, völ-
kerrechtskonforme, gezielte Angriffe auf strategisch re-
levante Ziele weit im rückwärtigen Bereich des russi-
schen Aggressors zu ermöglichen. Damit fordert der 
Deutsche Bundestag die Lieferung des Waffensystems 
Taurus, weil kein anderes System diese Forderung erfül-
len kann.

Gleichzeitig müssen wir den Versuchen des Kremls, 
geltendes Völkerrecht und die europäische Friedensord-
nung zu zerstören, die Stärke unserer Demokratie ent-
gegenstellen. Es ist kein Zufall, dass Wladimir Putin 
ganz Europa und alle freiheitlichen Demokratien mit 
Desinformation und Fake News flutet. Es ist kein Zufall, 
dass der Kreml unmittelbar nach der Beerdigung Nawal-
nys, zu der unzählige mutige und freiheitsliebende Rus-
sinnen und Russen kamen, und der Offenlegung der Ge-
heimidentität von Jan Marsalek die Tonaufnahme eines 
Gesprächs hoher Offiziere der Luftwaffe veröffentlicht 
hat. Das geschah mit einem Ziel: die Bundesregierung 
zu destabilisieren, die Bundeswehr zu beschädigen und 
die Öffentlichkeit zu verunsichern. Dieser gefährlichen 
Strategie müssen wir ein Ende bereiten.

Der vorliegende Antrag der Union bedient sich klassi-
scher Oppositionspolemik, etwa dahin gehend, dass der 
Bundesverteidigungsminister sich Ausreden bediene. 
Außerdem ist offensichtlich geworden, dass Teile der 
Regierung und der Koalitionsfraktionen sich durchaus 
für eine Lieferung von Taurus aussprechen – auch das 
stellt die CDU/CSU-Fraktion in ihrem Antrag pauschal 
infrage. Wir als FDP-Bundestagsfraktion haben unsere 
Unterstützung zur Lieferung von Taurus von Anfang an 
klar kommuniziert. Bekannt ist, dass die Koalitionsfrak-
tionen laut Koalitionsvertrag im Deutschen Bundestag 
wie auch in den unterschiedlichen Gremien, wie bisher 
jede Koalition, gemeinsam abstimmen. Wechselnde 
Mehrheiten sind ausgeschlossen. Vor diesem Hintergrund 
wäre es das falsche Zeichen, von parlamentarischen 
Spielregeln abzuweichen, indem man innerhalb der Re-
gierungskoalition mit wechselnden Mehrheiten ab-
stimmt. Im Übrigen entscheidet über die Frage der Waf-
fenlieferung am Ende allein der Bundessicherheitsrat und 
nicht der Deutsche Bundestag.

Aus all diesen Gründen stimme ich der Beschlussemp-
fehlung (Drucksache 20/10433) des Auswärtigen Aus-
schusses zu und lehne den Antrag „Unterstützung für 
die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung des Tau-
rus-Marschflugkörpers beschließen“ der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache 20/9143) ab.
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Anlage 6

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Emmi Zeulner (CDU/CSU) zu 
der namentlichen Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU: Unterstützung 
für die Ukraine konsequent fortsetzen – Lieferung 
des Taurus-Marschflugkörpers beschließen
(Tagesordnungspunkt 7 a)
Ich habe versehentlich mit Ja gestimmt. Mein Votum 

lautet Nein.

Anlage 7

Ergebnisse und Namensverzeichnis 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Polizeibeauftragten des Bundes, an der 
Wahl von Mitgliedern des Vertrauensgremiums gemäß § 10a Absatz 2 der Bundeshaushaltsordnung und an 
der Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes sowie an der Wahl 
eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 5 Absatz 4 des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögens-
gesetzes teilgenommen haben  
(Tagesordnungspunkte 9 und 10 a bis c)

Ergebnis der Wahl eines Polizeibeauftragten des Bundes 
(Tagesordnungspunkt 9)

Abgegebene Stimmkarten: 670 
Für die Wahl sind mindestens 368 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Uli Grötsch 416 215 38 1

Ergebnis der Wahl von Mitgliedern des Vertrauensgremiums gemäß § 10a Absatz 2 der Bundeshaushalts-
ordnung  
(Tagesordnungspunkt 10 a)

Abgegebene Stimmen: 670 
Für die Wahl sind mindestens 368 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige  
Stimmen

Dr. Reinhard Brandl 527 91 50 2

Yannick Bury 534 81 49 6

Ergebnis der Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes 
(Tagesordnungspunkt 10 b)

Abgegebene Stimmkarten: 670 
Für die Wahl sind mindestens 368 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Christian Haase 552 77 41 0
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Ergebnis der Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 5 Absatz 4 des Bundeswehrfinanzierungs- und 
sondervermögensgesetzes 
(Tagesordnungspunkt 10 c)

Abgegebene Stimmkarten: 670 
Für die Wahl sind mindestens 368 Jastimmen erforderlich.

Abgeordnete Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Franziska Hoppermann 550 82 38 0

Namensverzeichnis 
(Tagesordnungspunkte 9 und 10 a bis c)

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese

Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze

Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann

Jessica Rosenthal
Michael Roth 

(Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt 

(Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider 

(Erfurt)
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr- 

Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
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Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart

Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Christian Haase
Florian Hahn
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay

Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Ingrid Pahlmann
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Dr. Peter Ramsauer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
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Anlage 8

Erklärungen nach § 31 GO 

zu der Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, nu-
kleare Sicherheit und Verbraucherschutz zu der 
Verordnung der Bundesregierung: Verordnung 
zur Neufassung der Siebenunddreißigsten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung zur Anrechnung von 
strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten 
biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote – 
37. BImSchV)

(Tagesordnungspunkt 20)

Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Angesichts der ungemindert hohen Treibhausgasemis-
sionen im Verkehrssektor sind neben der Vermeidung und 
Verlagerung von Verkehren zwingend weitere Maßnah-
men erforderlich, um Antriebe und Kraftstoffe zu dekar-
bonisieren. Besonders groß sind dabei die Probleme im 
Luft- und im Seeverkehr. Denn im Gegensatz zum Stra-
ßen- und Schienenverkehr stehen für einen großen Teil 
der benötigten Flugzeuge und Schiffe bis auf Weiteres 
keine Antriebsalternativen zur Verfügung.

Insbesondere im Luftverkehr ist zunächst der wich-
tigste Weg zu einer deutlichen Minderung der Klima-
schädlichkeit der Einsatz alternativer Treibstoffe. Hier 
wiederum sind es allein die sogenannten erneuerbaren 
Kraftstoffe nicht-biogenen Ursprungs oder auch E-Fuels, 
die im Idealfall annähernd klimaneutral verbrennen und 
bei Schaffung entsprechender Voraussetzungen in gro-
ßem Umfang verfügbar gemacht werden können. Noch 
aber stehen diese Treibstoffe in äußerst geringen Mengen 
zur Verfügung, und der Bau von Anlagen zur Herstellung 
in industriellem Maßstab kommt kaum voran. E-Fuels 
werden noch lange ein knappes Gut bleiben.

Unter anderem deshalb müssen wir Anreize dafür 
schaffen, dass sie dort eingesetzt werden, wo es keine 
Alternativen gibt, nämlich im Luft- und im Seeverkehr.

In diesem Sinne schafft die vorliegende Neufassung 
der 37. BImSchV mit dem Anrechnungsfaktor 3 auf die 
Treibhausgasminderungsquote für den Einsatz von E- 
Fuels im Straßenverkehr einen Fehlanreiz.

Auf EU-Ebene wurde mit der überarbeiteten Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie beschlossen, dass E-Fuels im 
Straßenverkehr mit dem Faktor 2, in der Luft- und See-
schifffahrt aber mit dem Faktor 3 angerechnet werden 

sollen, um eine entsprechende Lenkungswirkung zu er-
zeugen. Die deutsche Regelung in der 37. BImSchV ent-
kräftet dies nun.

Mit Blick auf die Dekarbonisierung des Luft- und des 
Seeverkehrs kann ich nur mit größten Bedenken zustim-
men und werde mich dafür einsetzen, dass bei der Um-
setzung der überarbeiteten Erneuerbare-Energien-Richt-
linie in deutsches Recht die Lenkungswirkung zugunsten 
der Luft- und Seeschifffahrt verbessert wird.

Andreas Rimkus (SPD):
Anlässlich der Vorlage des federführend vom Bundes-

ministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz erstellten Entwurfs zur 
„Verordnung zur Neufassung der Siebenunddreißigsten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes“ (37. BImSchV) stimmen die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages heute über eine 
wichtige Weichenstellung für die klimaschonende Trans-
formation ab, die zudem wichtige industrie- und wirt-
schaftspolitische Aspekte berührt.

Ich persönlich halte die in dem Verordnungsentwurf 
vorgesehenen Regelungen für nicht geeignet, um ins-
besondere die Transformation im Verkehrsbereich, aber 
auch den Hochlauf der dringend benötigten Wasserstoff-
wirtschaft grundsätzlich in gebotener Weise voranzubrin-
gen. Der dazu beschlossene Entschließungsantrag der 
Koalitionsfraktionen kann hier leider nur bedingt Abhilfe 
schaffen.

Insbesondere hinsichtlich der einzuhaltenden Kriterien 
für den Strombezug zur Herstellung von grünem Wasser-
stoff ist die Verordnung zu restriktiv gefasst und nutzt den 
vorhandenen Spielraum nicht im Sinne eines pragmati-
schen Hochlaufs der Wasserstoffmobilität aus. Dies ist 
insbesondere vor dem Hintergrund der nationalen und 
europäischen politischen Zielsetzung zur klimaneutralen 
Transformation des Verkehrssektors betrüblich. So ist es 
beispielsweise. gut und richtig, dass wir unter anderem 
im Rahmen der EU-Verordnung über den „Aufbau der 
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe“ Ziele für den 
Ausbau der Wasserstofftankstellen-Infrastruktur gesetzt 
haben. Es ist allerdings widersinnig, dass wir in der Aus-
gestaltung unserer nationalen Regeln diese Zielerrei-
chung konterkarieren, indem wir dadurch beispielsweise 
den Betrieb von Wasserstofftankstellen unnötig verkom-
plizieren und verteuern.

Auch dem Problem der verfallenden THG-Prämien 
wird mit der Neufassung der 37. BImSchV nicht in aus-
reichendem Maße Rechnung getragen. Ich muss hier eine 
erhebliche vergebene Chance konstatieren, die negative 
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Folgen hat – nicht nur für den Wasserstoffhochlauf, son-
dern auch für andere klimaneutrale Erfüllungsoptionen 
der THG-Quote.

Warum ich mich angesichts dieser Unzulänglichkeiten 
trotzdem dazu entschieden habe, der Verabschiedung der 
Verordnung zuzustimmen, möchte ich an dieser Stelle 
kurz erklären.

Im Koalitionsvertrag der Ampelregierung haben wir 
uns darauf verständigt, dass wir im Sinne einer bestmög-
lichen Regierungsarbeit auch im Parlament unser Vor-
gehen und unsere Positionen abstimmen. Das ist nicht 
immer einfach, ist grundsätzlich aber eine Notwendigkeit 
für gute gemeinsame Arbeit. Dazu kommt die Tatsache, 
dass wir als Parlamentarier aufgrund der Verordnungs-
ermächtigung im Bundes-Immissionsschutzgesetz leider 

keine Möglichkeit haben, die Verordnung inhaltlich zu 
verändern – wir können ihr nur zustimmen oder sie ab-
lehnen.

Auch wenn ich die Verordnung zur 37. BImSchV in 
dieser Form also für unzulänglich halte, muss ich am 
Ende abwägen und feststellen, dass ein Aufhalten der 
Verordnung schlussendlich keinen Nutzen hätte. Zudem 
werde ich auch weiterhin ein verlässlicher Vertreter der 
Koalitionsfraktionen im Bundestag sein, denn ich bin – 
gerade auch im Sinne meiner Wählerinnen und Wähler – 
dazu verpflichtet, meinen Beitrag zu einer handlungsfähi-
gen Regierungskoalition zu leisten. Ich baue darauf und 
setze mich weiter inhaltlich dafür ein, dass die nationalen 
Regelungen zur Transformation des Verkehrssektors zu-
künftig verbessert werden.
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